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Erſt verſpottet, dann befehdet, 
Vielgeſchmaͤht in allen Landen, 

Hat er dennoch hohen Mutes, 

Aufrecht ſtets und feſt geſtanden. 

Dann gehaßt und dann gefuͤrchtet, 

Dann verehrt, geliebt, bewundert: 

Al ſo ſteht er, eine Säule 
uͤberragend das Jahrhundert. 

Rudolf Genee. 



Vorwort. 

Hegel iſt es geweſen, der in ſeinen „Grundlinien der Philoſophie des 

Rechts “!) von der öffentlichen Meinung geſagt hat, daß ihr der Maßſtab der 
Unterſcheidung fehle. Infolgedeſſen ſei die Unabhaͤngigkeit von ihr die erſte 

formelle Bedingung zu etwas Großem und Vernuͤnftigen und zwar ſowohl 
in der Wirklichkeit als auch in der Wiſſenſchaft .. 

Seit Jahren unterſuche ich das Problem: „Bismarck und die öffentliche 

Meinung“ und immer wieder bei den verſchiedenſten Anlaͤſſen muß ich 
feſtſtellen, wie Bismarck zugleich die oͤffentliche Meinung verachtete und ſie 

beherrſchte. Er war immer wieder gezwungen, ſich gegen ſie zu ſtemmen und 
ſeine Politik in einer Weiſe zu fuͤhren, die von der oͤffentlichen Meinung ſcharf 

mißbilligt wurde. Und die Folge davon iſt geweſen, daß Bismarck von der- 
ſelben öffentlichen Meinung faſt ſtets völlig falſch beurteilt wurde. Immer 

wieder ergibt ſich aus den zeitgenoͤſſiſchen Schriften, aus der Preſſe und aus 
Buͤchern, wie irregeleitet haͤufig das geweſen iſt, was man die oͤffentliche 

Meinung nennt. Als ein typiſches Beiſpiel hierfür zeigte ſich mir Bismarcks 

Stellung in der Judenfrage. Aus dem vorliegenden Material, aus den 
Veroͤffentlichungen der Preſſe, aus den zahlreichen Broſchuͤren und aus den 
Agitationsreden bei den Wahlverſammlungen erſcheint immer wieder wie 
etwas Feſtſtehendes: „Bismarck iſt ein Antiſemit geweſen“. Das kann man als 

Ausdruck der oͤffentlichen Meinung der Gegenwart feſtſtellen. Aber die 

Erfahrungen, die ich auf anderen Gebieten gemacht habe, veranlaßten mich, 

einmal kritiſch auf dieſes Problem einzugehen, um feſtzuſtellen, ob hier die 
oͤffentliche Meinung auf dem rechten Wege geweſen iſt. 

Voͤllig vorausſetzungslos bin ich an die Pruͤfung dieſer Frage herangegangen, 
lediglich mit der Abſicht, „nach der Wahrheit zu forſchen, ohne Ruͤckſicht darauf, 

was man ſpaͤter mit dieſer Wahrheit anfangen kann.“ Ich habe das Material 

kritiſch gepruͤft und die eigenartige Tatſache feſtſtellen muͤſſen, daß hier zwei 

entgegengeſetzte Parteien dieſelbe Anſicht vertreten, und dieſe Anſicht ſich auf 
die Maſſe uͤbertrug. Juden und Judengegner find faſt ausnahmslos beide uͤber⸗ 
zeugt davon, daß Bismarck ein Antiſemit war. Kritiklos hat die Maſſe dieſe 
Phraſe nachgebetet, in jedem der beiden Lager aus einem anderen Motiv heraus. 
Aber ſchon ſehr bald ergibt ſich aus dem Material etwas Überraſchendes: Beide 

Parteien hatten Unrecht. Die oͤffentliche Meinung war auch hier wieder 
einmal, wie ſo haͤufig, falſch gefuͤhrt. Weder haben die Antiſemiten Grund, 

ſich ſeiner Bundesgenoſſenſchaft zu freuen, noch haben die Juden Anlaß, wegen 
angeblicher Gegnerſchaft ihn zu haſſen. Das iſt das Ergebnis einer jahrelangen 

Unterſuchung, die ſich ſtuͤtzt in erſter Reihe auf die kritiſche Bearbeitung eines 

1) Berlin 1833, Seite 411. 



fehr großen Teiles der allgemeinen und der ſpeziellen Bismarck-Literatur, die 

ſich ſtuͤtzt auf ein Studium bisher unveroͤffentlichter Akten aus der geiſtigen 

Werkſtatt Bismarcks, in die ich Einſicht nehmen durfte, die ſich ſtuͤtzt auf per- 

ſoͤnliche Geſpraͤche mit Maͤnnern, die mit Bismarck zuſammen gearbeitet 

haben. 

Die Schrift dient keiner Tendenz; ich habe nicht die Abſicht, den Leſer 

zu einer Auffaſſung zu bekehren. Mir kommt es in der Hauptſache darauf an, 

das Tatſachenmaterial hier zuſammen zu ſtellen als einen Beitrag zum Kapitel 
des „mißverſtandenen Bismarck“. Hierdurch erklaͤrt ſich auch die große Zahl 

woͤrtlicher Zitate, ſei es aus den Worten Bismarcks, ſei es ſeiner umgebung oder 
ſolcher, die ihn zu beurteilen in der Lage waren. ö 

Die Schrift war urſpruͤnglich gar nicht zur Veroͤffentlichung beſtimmt. 

Die Ausarbeitung diente lediglich als Teil der geſamten Unterſuchung uͤber 

das oben angedeutete Problem. Erſt auf Anraten meines Freundes, des 

ausgezeichneten Bismarck-Hiſtorikers Dr. von Hagen, der den Entwurf der 

Arbeit geleſen hatte, und dem ich fuͤr ſeine aͤußerſt wertvollen Mitteilungen 
zu der hier behandelten Frage zu ganz beſonderem Danke verpflichtet bin, 

entſchloß ich mich, zu einer Drucklegung, nachdem vorher ein kurzer Aus zug 
in der „Koͤlniſchen Zeitung“ erſchienen war. 

Wer es wagt, einer herrſchenden oͤffentlichen Meinung entgegenzutreten, 

der muß auf Widerſpruch gefaßt ſein. Gegen den Strom zu ſchwimmen iſt 

immer ſchwerer, als von den Wellen ſich tragen zu laſſen. Fuͤr mich leitend 

war nur der Geſichtspunkt: 

Ich liebe Bismarck, 
Mehr aber liebe ich die Wahrheit. 

Der Verfaſſer. 

VI 
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Kapitel 1. 

Der Junker von Bismarck⸗Schoͤnhauſen. 
„Es iſt ein Zeichen eines Reſtes von Geſundheit im deutſchen Volke und 

zugleich eine Hoffnung auf Wiedergeneſung großer Teile dieſes Volkes, daß 

eifriger denn je uͤber Bismarck nachgedacht, geſchrieben, veroͤffentlicht wird“. 

Mit dieſen Worten aͤußert ſich ein angeſehener deutſcher Hiſtoriker, Adalbert 

Wahl, im Jahre 1921 über die neue Bismarck-Literatur.“) In der Tat 
brauchen wir dringend, wenn wir geiſtig, politiſch, wirtſchaftlich und moraliſch 

aus dem voͤlligen Zuſammenbruch uns wieder erholen wollen, mehr als je 

ein Verſenken in die geiſtige Werkſtatt des groͤßten deutſchen Staatsmannes 
der Neuzeit. Gewiß, das Rad der Geſchichte dreht ſich nur vorwaͤrts und zum 

zweiten Mal beſchert uns das Geſchick nicht wieder einen Bismarck. Alle 

Genies in der Weltgeſchichte ſind nur einmal da geweſen und keines gleicht 

dem anderen. Aber gerade darum iſt es notwendig, daß wir nicht die Haͤnde in 
den Schoß legen und warten, bis uns wiederum ein Genie beſchert wird, das 

das deutſche Volk — oft gegen ſeinen Willen und unter ſchwerſten Kaͤmpfen 

im Inneren — aufwärts führt zur Einigung und Geſundung. Ob überhaupt 
ein ſolcher Mann jemals kommt und ob es einem Einzelnen uͤberhaupt 
moͤglich ſein wird, im Zeitalter der Demokratie das Gleiche zu leiſten, was ein 

Bismarck geſchaffen hat, das weiß niemand. Aber was wir brauchen, das iſt, 

daß jeder Einzelne im Volke ſich daruͤber klar wird, was Bismarck uns geweſen 

iſt, worin ſeine Groͤße beſtand und was er erſtrebte, daß er zu ſcheiden weiß 

zwiſchen dem Unvergaͤnglichen, was Bismarck geleiſtet hat und zwiſchen den 
Maßnahmen, die ſchon zu feinen Lebzeiten wieder aufgehoben werden mußten. 
Eingehaͤmmert in die Weltgeſchichte ſind die gewaltigen Taten der Reichs— 

einigung, das Zielbewußte der auswaͤrtigen Politik und die Begruͤndung der 
Sozialpolitik. Gegenuͤber dieſen gewaltigen Aktiven darf auch der groͤßte 
Bismarckverehrer ruhig eingeſtehen, daß in der Bilanz des Staatsmannes 
Bismarck Paſſiven vorhanden ſind wie Kulturkampf und Sozialiſten-Geſetz. 

Das verkleinert nicht die Leiſtung eines Genies; denn das Genie bleibt immer 

ein Menſch. 

Der ganze Charakter des großen Staatsmannes hat es mit ſich gebracht, 
daß auch ſein Charakterbild „von der Parteien Haß und Gunſt verwirrt“ in 

der Geſchichte ſchwankt, daß die Literatur über dieſen Staatsmann, die nach— 

gerade zu Gebirgen anſchwillt, zu einem erheblichen Teile entweder aus 
unkritiſchen Lobreden oder aus von maßloſem Haß diktierten Pamphleten 

1) Preußiſche Jahrbuͤcher Bd. 183 Heft 1 S. 41. 

1 Joͤhlinger, Bismarck 1 



fich zuſammenſetzt. Bismarck gehörte zu jenen Preußen, von denen einft einmal 
geſagt wurde, daß man ſie nur lieben oder nur haſſen koͤnnte, und als 
Bismarck ſtarb, da hinterließ er nur Anbeter und Feinde. Erſt langſam 

beginnt das Bild ſich zu klaͤren, und das iſt notwendig; denn mit Recht hat 

Buͤlow einſt geſagt: „Das Dogmatiſieren des Fuͤrſten Bismarck iſt bei uns 
nicht nur zu einer Manie ſondern beinahe zu einer Kalamitaͤt geworden. Wir 

laborieren an dem mißverſtandenen Fuͤrſten Bismarck.“ Es iſt unſer Ungluͤck, 

daß die Bismarck-Dogmatiker auf der einen Seite ſich klammern an irgend 
ein Wort, das Bismarck einſt geſagt hat, um es als unumſtoͤßlichen politiſchen 

Leitſatz aufzuſtellen, und bei allen Fragen der Gegenwart mit der Antwort bei 

der Hand find: einſt hat Bismarck fo gehandelt, „folglich muͤſſen wir es genau 

ſo machen“. Nichts iſt falſcher als das. Mit Recht ſagt Hammann, daß, 

„wenn man den wahren Wert der Bismarck'ſchen Staatskunſt erkennen will, 
man die Bedingtheit ſeiner Worte nicht uͤberſehen darf, die in Fuͤlle waͤhrend 

einer zojährigen politiſchen Tätigkeit entſtanden. Denn der bleibende Kern 
ruht nicht in Bismarcks Worten allein, ſondern in feinen Taten“ !). Und auf 

der anderen Seite wird leider die Schar derer immer groͤßer, die gedankenlos 
das Wort nachbeten, daß Bismarck an unſerem Ungluͤck ſchuld ſei, die alle 

Erſcheinungen der Gegenwart dem Schuldkonto Bismarcks zur Laſt ſchreiben 
wollen. Daß zwiſchen der Vollendung des Werkes Bismarcks und dem 

Weltkriege ein Menſchenalter liegt, daß an dieſem gewaltigen Werk Bau— 
meiſter gearbeitet haben, die zwar glaubten, in ſeinem Sinne zu arbeiten, 

aber nicht in ſeinem Geiſte gearbeitet haben, das muß man ſich vor Augen 
halten. Gewiß hat man immer wieder ſich auf Bismarck berufen zu koͤnnen 

gemeint, wenn man dieſe oder jene Politik trieb. Daß man ſich damit aber 
immer mehr von Bismarcks Geiſt entfernte, war den Maͤnnern, die die Ver— 
antwortung hatten, nicht klar, und inſofern hat Wahl Recht, wenn er?) fagt: 

„Nicht das war der wirklich ſchwere Fehler des neuen Kurſes, daß er von 

der offiziellen Politik Bismarcks abwich, ſondern daß er alsbald wieder bei 

voͤllig veraͤnderter Lage — Zweibund! — die verhoͤhnte Politik Bismarcks 

ſklaviſch nachzuahmen verſuchte, epigonenhaft auch darin, daß er das Nachzu— 

ahmende, ob auch nicht ohne Mitſchuld der Bismarckſchen Preſſe, falſch ſah 

und fortfuͤhrte, indem er bei der Politik der zwei Eiſen ſehr deutlich Rußland 

vor England bevorzugte und die Gelegenheit, mit England abzuſchließen, 
verpaßte. Mit welch' tiefer Genugtuung haͤtte dagegen Bismarck bei den 
engliſchen Buͤndnisabſichten zugegriffen und fo die Krönung feiner diplo⸗ 
matiſchen Bemuͤhungen ſeit 1871 erlebt“. ö 

Dieſe Charakteriſierung beleuchtet treffend die Lage in der nachbismarck'⸗ 

) Otto Hammann: Der mißverſtandene Bismarck, Berlin 1921 S. 11. 
ag 8,53, 



ſchen Zeit. Nicht Bismarck ift ſchuld an dem Zuſammenbruch! Nicht iſt, 
wie Karl Scheffler in voͤlliger Verkennung andeutet, die Bismarck-Politik 
die Urſache des Weltkrieges, ſondern ein falſch verſtandener Bismarck, 

ein Bildnis, das man ſich von Bismarck gemacht hat, entſtellt von kritik— 
loſer Liebe und zugleich von Unkenntnis ſeines Geiſtes. Nur dann koͤnnen wir 

Klarheit gewinnen uͤber die Kraͤfte, die uns aufwaͤrts gefuͤhrt, wenn es moͤglich 
iſt, tiefer einzudringen in die Geiſteswelt Bismarcks, als es bisher gelungen 
iſt. Was uns not tut, iſt, Bismarck zu zeigen, wie er war, frei von der 

Herrſchaft der Phraſe und frei und unbeeinflußt durch die oͤffentliche Meinung, 

die willenlos denen folgt, die fie fuͤhren .. . .. 
Guſtav Schmoller hat in einem ſehr gedankenreichen Aufſatz') über den 

Wandel in Bismarcks Anſichten eine Aufſtellung der ſcheinbar unvereinbaren 

Gegenſaͤtze, die wir im Laufe der Zeit bei Bismarck antreffen, gegeben, und 
dieſe Gegenſaͤtze ſind in der Tat zahlreich und nicht nur das: der Widerſpruch 

zwiſchen dem Bismarck in der Zeit vor ſeinem Eintritt in den Staatsdienſt und 

dem Miniſterpraͤſidenten Bismarck ſind oft außerordentlich kraß. Bismarck 
war zunaͤchſt ein Anhaͤnger des ſtaͤndiſchen Feudalſtaates. Er iſt es geweſen, 

der das allgemeine, gleiche, geheime Wahlrecht im Reiche einfuͤhrte. Er war 

urſpruͤnglich erzkonſervativ, eine der Hauptſtuͤtzen der ganz rechtsſtehenden 

Gruppe und dennoch hat er als Kanzler eine ſcharfe Abrechnung mit den 

Konſervativen gehalten. Er hat 1848 die „Kreuz-Zeitung“ gegruͤndet — 
uͤber keine Zeitung des In- und Auslandes ſpricht er ſich in ſeinen „Gedanken 

und Erinnerungen“ fo vernichtend aus wie uͤber die gleiche „Kreuz-Zeitung“. 

Er ſpricht direkt von den Giftmiſchereien des Blattes, von den „Kreuz-Zeitungs— 

Luͤgen“ und er hat am 9. Februar 1876 öffentlich gegen die Zeitung im Par- 
lament eine von Wut diktierte Rede gehalten. Bis 1850 war Bismarck ein 
Anhaͤnger des Zunftweſens. Wie Schmoller ſagt, ſah er in der Wiederher— 
ſtellung der Zunft eines der wichtigſten volkswirtſchaftlichen Mittel, die 

falſche Nivellierung der liberalen Geſetzgebung ruͤckgaͤngig zu machen. Er 

iſt es geweſen, der weitgehendſte Freiheit fuͤr Handel und Gewerbe, fuͤr 

die Aktien und Boͤrſen in Deutſchland einfuͤhrte. Bis 1876 iſt Bismarck 

Freihaͤndler geweſen. 1879 hat er die Schutzzollpolitik des Deutſchen Reiches 
inauguriert. Sozialpolitiſch ſtand Bismarck zunaͤchſt auf dem Standpunkt, 
daß der Staat produktive Genoſſenſchaften gruͤnden ſolle, ſpaͤter iſt er aktiver 

Sozialpolitiker geworden. 
Dieſe Widerſpruͤche im Leben Bismarcks ließen ſich außerordentlich ver— 

mehren. Aber was beſagen ſie? Doch ſicherlich nicht, daß Bismarck ein 
ſchwankender Charakter geweſen iſt, der ſeinen Mantel nach dem Winde 

gehaͤngt, der ſeine Politik jeweils der Zweckmaͤßigkeit unterordnete. Ein 

1) „Zu Bismarcks Gedächtnis” Leipzig 1899. S. 20. 
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derartiger „Opportunitaͤtspolitiker“ iſt Bismarck nicht geweſen. Wenn 
zwiſchen dem Bismarck von 1848 und dem Bismarck von 1870 ein fo großer 
Unterſchied iſt, wenn der Bismarck nach 1890 ein ganz anderer iſt, als der 

„erfte Diener Wilhelms 1.“, fo liegt es daran, daß inzwiſchen eine Welt— 
entwicklung vor ſich gegangen iſt. Zwiſchen dem Bismarck von 1848 und 

dem von 1890 lagen 42 Jahre, und was hatte ſich inzwiſchen ereignet! Drei 
Kriege ſind gefuͤhrt worden, ein einheitliches Reich wurde geſchaffen. Wirt— 
ſchaftlich, kulturell und ſozial ſah es in Deutſchland ganz anders aus. Sollte 

da ein Bismarck dieſer Entwicklung gegenüber unempfindlich bleiben? Ebenſo 
wie der alte Goethe einen ganz anderen Standpunkt zu den Dingen einnimmt, 
als der jugendliche Frankfurter Goethe, ſo auch bei Bismarck. Auch fuͤr ihn 

gilt das Wort von Nietzſche: „Nur wer ſich wandelt, bleibt mit mir 
verwandt.“) Nicht zuletzt haben wir gerade darin die Groͤße Bismarcks zu 
ſehen, daß er nicht ein verſtockter Reaktionaͤr, daß er nicht ein Parteimann mit 

Scheuklappen, ſondern ein Menſch mit offenen Augen, mit hellem Verſtand, 

mit raſchem Erfaffen des Notwendigen geweſen iſt. Ausgezeichnet durch 

eine glaͤnzende Beobachtungsgabe und Menſchenkenntnis, geſtuͤtzt durch ein 
ungewoͤhnliches Wiſſen, hat Bismarck den Mut gehabt, ſich von Umgebung 
und Tradition los zuſagen, wenn er das Falſche ihrer Wege erkannt hatte, und 

ſicherlich iſt ihm nichts ſo ſchwer gefallen, wie der Bruch mit den Konſervativen, 

der ihn verfeindete mit ſeinen perſoͤnlichen Freunden, dem Kreiſe, in dem 

er ſeine geliebte Gattin kennen lernte. In ſeiner bitteren Stimmung uͤber 

das, was ſeine Fraktionskollegen ihm angetan, ſpiegelt ſich wieder, daß der 
Bruch mit den Konſervativen auch im Innern ſeiner Seele einen Riß bewirkte; 

aber Bismarck war zu groß, als daß er Konzeſſionen machte, um eine Kriſis 
zu vermeiden. Und ſo ſagt denn Schmoller mit Recht, „waͤre er der 

feudale Junker und reaktionaͤre Deichhauptmann von 1848 geblieben, fo 
haͤtte er ſo wenig als die Senft-Pilſach, Gerlach, Kleiſt Retzow und Wagener 
das Zeug zu einem Miniſterpraͤſidenten gehabt.“ Gerade dadurch iſt ja 

Bismarck ausgezeichnet, daß er die Umgebung ſeiner Landedelleute turmhoch 
uͤberragt und nicht nur das, auch zugleich ſeine ganze eigene Familie. Man 
liebt es, Bismarck als den „Erzreaktionaͤr“, als den Junker, als den Edel: 
mann, den Agrarier zu bezeichnen. Aber nichts iſt verkehrter als dies. 
Bismarck iſt gar nicht ſo ſehr Junker geweſen, wie man gemeinhin annimmt; 
denn die Hälfte feines Blutes iſt nicht adelig, ſondern liberal-buͤrgerlich. Seine 
Mutter war die Tochter eines bekannten liberalen Beamten, Anaſtaſius 
Menden, der einer alten Gelehrten: und Beamten-Familie entſtammte und 
der gerade wegen feiner liberalen Geſinnung dauernd in den Hofkreiſen an⸗ 

ſtieß. In der Vermiſchung von ſtaͤdtiſch-buͤrgerlichem und laͤndlich-adeligem 

) „Aus hohen Bergen“ (Nachgeſang zu Jenſeits von Gut und Boͤſe.) 
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Blute kommt die Vereinigung der beiden Eigenſchaften zuſammen, jene 

Rieſenkraft und Energie, die das vaͤterliche Erbteil Bismarcks iſt, und jene 

Fuͤlle von Geiſt, der Mutter Erbteil. Bismarck iſt Miſchling im wahren Sinne 

des Wortes und gerade die Vereinigung bringt jene verſchwenderiſche Aus— 

ſtattung an Geiſtesgaben mit ſich. 
Nur wenn man dieſe pſychologiſchen Vorausſetzungen fich vor Augen hält, 

dann wird man das Weſen Bismarcks und ſeine Wandlungen erfaſſen. Und 
die gleichen Wandlungen, die wir auf politiſchem und ſozialen Gebiete ſehen, 
hat Bismarck auch durchgemacht in ſeiner Stellung dem Judentum gegenuͤber. 

Gemeinhin liebt man es, Bismarck als einen Antiſemiten zu bezeichnen. Man 
hat ſich ſogar nicht geſcheut, ihn als den „Vater der antiſemitiſchen Bewegung“ 

zu charakteriſieren. Die Antiſemiten der Gegenwart haben, wo ſie nur konnten, 
Bismarck als Reklameſchild vorangetragen, oft in voͤlliger Verkennung des 
wahren Standpunktes des Reichskanzlers, oft in boͤswilliger Verdrehung 
ſeiner Worte. Gutglaͤubige unter den Judengegnern ſuchen ſich an Worte zu 

klammern, die der Bismarck vor 1848 oͤffentlich ausgeſprochen, dabei aber 
voͤllig vergeſſend, daß Bismarck ſich von ſeinen alten Anſichten gruͤndlich 
losgeſagt und ſich ſcharf dagegen gewandt hat, wenn ihm aus Kreiſen ſeiner 

Freunde fruͤhere Anſichten vorgehalten wurden. 
Wollen wir Bismarcks Stellung zum Judentum verſtehen, dann muͤſſen 

wir das Leben des Mannes in drei Teile zergliedern, die ſich ſcharf vonein— 

ander abheben. Die erſte Periode umfaßt die Zeit von dem oͤffentlichen 
Auftreten bis zum Eintritt in den Staatsdienſt als Bundestagsgeſandter von 

Frankfurt. Die zweite Periode die Zeit ſeiner Taͤtigkeit als Geſandter, als 
preußiſcher Minifterpräfident und Reichskanzler bis zum Jahre 1890 und die 

dritte Periode die Zeit im Sachſenwalde bis zu ſeinem Tode. 
So widerſprechend ſind die Außerungen, die in den verſchiedenen Perioden 

fallen, daß man, wenn man lediglich die Worte vor ſich ſieht, glaubt, ſie 
ſtammten von verſchiedenen Menſchen. Der „tolle Bismarck“ iſt kein Freund 

der Juden. Er verſucht, ihnen objektiv gegenuͤberzuſtehen; aber zahlreiche 
Jaudenfeinde werden nicht mit Unrecht aus feinen Worten den Judengegner 

nachzuweiſen imſtande ſein. Kein Wunder. Denn in dem Kreiſe, aus dem 
Bismarck ſtammt, und in dem Kreiſe, in dem er Johanna von Puttkamer, ſeine 
ſpaͤtere Gattin, kennen lernte, liebte man das Judentum nicht, vielleicht 
weil man es nicht kannte, vielleicht weil die Israeliten, die dem Landedel—⸗ 
mann zu Geſicht kommen, nicht immer die edelſten Vertreter des Judentums 

ſind. Aus dieſer Zeit ſtammen alle die Worte, die ſich ablehnend uͤber die Juden 

aͤußern bezw. ihre Rechte begrenzen wollen. Fuͤr die Gleichberechtigung der 

Juden hat der jugendliche Bismarck kein rechtes Verſtaͤndnis. 
Freilich ſei von vornherein bemerkt, daß nicht jedes Wort, das Bismarck 

einmal im Unmut hingeworfen, das er bei irgend einer Gelegenheit ausge— 
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ſprochen hat, nun wie ein Aktenſtuͤck der Nachwelt gegenüber als untrüglicher 

Beweis fuͤr den Standpunkt Bismarcks benutzt werden darf. Bismarck ſelbſt 

hat ſich einmal dagegen gewandt, und der Bismarckforſcher findet mehr als 

einen Ausſpruch Bismarcks, der gar nicht in das Syſtem des Mannes hinein⸗ 

paßt. Mit welch' hingebender Treue hat Bismarck ſeinem Koͤnige und Kaiſer 

Wilhelm 1. gedient und dennoch ſind uns ſtarke Ausdruͤcke uͤberliefert worden, 

die Bismarck in veraͤrgerten Minuten, in Zeiten des Unwillens ausgeſprochen 

hat. Wollte man dieſe Worte etwa als Zeugnis anſehen für die wahren 

Gefuͤhle, die Bismarck gegen ſeinen Koͤnig gehabt hat? Das gleiche gilt auch, 

wenn hier und da in Privatgeſpraͤchen oder Briefen Bemerkungen uͤber die 

Juden gefallen ſind. Aber der jugendliche Bismarck, der tolle Junker vom 

Kniephof, hat tatſaͤchlich nicht viel Liebe für die Juden gehabt.. ... 

Bei ſeinem erſten Auftreten im Vereinigten Landtage ſteht Bismarck 

voͤllig unter der geiſtigen Herrſchaft ſeiner reaktionaͤren Umgebung. Leopold 
v. Gerlach liefert ihm das Ruͤſtzeug zu ſeiner Rede uͤber das Gottesgnadentum 

und Lenz ſagt in ſeinen Bismarckbuche von ſeiner Rede uͤber den chriſtlichen 

Staat und die Stellung der Juden, „daß ſie ſich faſt mit den Erklaͤrungen 
des pietiſtiſchen Miniſters v. Thiele deckte und nahe an die romantiſchen 

Vor ſtellungen Friedrich Wilhelms IV. heranreichte.“) 

Im Jahre 1847 ging dem erſten Vereinigten Landtag der Entwurf einer 
Verordnung „die Verhaͤltniſſe der Juden betreffend“ zu. Der § 1 

lautete: 

„Die Juden, welche in allen Landesteilen unſerer Monarchie, mit Aus— 

ſchluß des Großherzogtumes Poſen, ihren Wohnſitz haben, genießen, ſo weit 
dieſes Geſetz nicht anders beſtimmt, neben gleichen Pflichten gleiche buͤrger— 

liche Rechte mit unſeren chriſtlichen Untertanen uſw.“ 

Dieſer Geſetzentwurf kam zur Verhandlung in der ſogenannten Curie der 

drei Staͤnde (32. Sitzung vom 14. bezw. 15. 6. 1847). Zu dieſer Frage hatten 
ver ſchiedene Redner das Wort ergriffen. Diejenigen, die den Juden die volle 
Gleich berechtigung gewähren wollten, bezeichneten das Geſetz als einen Ruͤck⸗ 

ſchritt; denn es laſſe die Juden nur zu ſolchen Staats- und Gemeinde-Amtern 

zu, mit denen eine obrigkeitliche Autoritaͤt nicht verbunden ſei. Der Abge— 
ordnete von Beckerrath ſagte: „Ich danke unſerem weiſen Koͤnige, daß hier 
die Stimme des Landes ſich erheben kann, gegen einen letzten Verſuch (naͤm— 

lich die Juden in Korporationen einzuteilen), in welchem der enge mittelalter⸗ 
liche Geiſt noch einmal gegen die freie, wahrhaft chriſtliche Weltanſchauung 
hervorzutreten wagt.“ 

Am 15. Juni 1847 ergriff der Abgeordnete von Bismarck-Schoͤn— 
hauſen das Wort zur Judenfrage. Er betonte von vornherein, daß er einer 

1) „Geſchichte Bismarcks“, 4. Auflage, München 1913. S. 38. 
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Richtung angehoͤre, die der Abgeordnete von Beckerath als finſter und 
mittelalterlich bezeichnet hatte, derjenigen Richtung, „welche es nochmals 
wagt, der freieren Entwicklung des Chriſtentums, wie ſie der Abgeordnete 
von Krefeld fuͤr die einzig wahre haͤlt, entgegenzutreten. Ich kann ferner 
nicht leugnen, daß ich jenem großen Haufen angehoͤre, welcher, wie der ge— 

ehrte Abgeordnete aus Poſen (Naumann) bemerkte, dem intelligenten Teil 

der Nation gegenuͤberſteht, und dieſer intelligente Teil in, wenn mein Ge— 
daͤchtnis mich nicht taͤuſcht, ziemlich geringſchaͤtzender Weiſe entgegengeſetzt 
wurde, dem großen Haufen, welcher noch an Vorurteilen klebt, die er mit der 

Muttermilch eingeſogen hat, dem Haufen, welchem ein Chriſtentum, das 
uͤber dem Haufen ſteht, zu hoch iſt.“ Im Anſchluß daran ſagt Bismarck 

weiter woͤrtlich: 

„Ich bin kein Feind der Juden und wenn ſie meine Feinde ſein ſollten, 
ſo vergebe ich ihnen. Ich liebe ſie ſogar unter Umſtaͤnden. Ich goͤnne ihnen 

auch alle Rechte, nur nicht das, in einem chriſtlichen Staate ein Obrigkeits— 

amt zu bekleiden.“ 
Bismarck ſagt ausdruͤcklich, daß er Preußen fuͤr einen chriſtlichen Staat 

haͤlt und macht einige Ausfuͤhrungen uͤber den Zuſammenhang zwiſchen 

Staat und Chriſtentum, wobei er bemerkt, daß fuͤr ihn die Worte „von Gottes 

Gnaden“ kein leerer Schall ſeien, ſondern er ſehe darin das Bekenntnis, daß 

die Fuͤrſten das Zepter, welches ihnen Gott verliehen hat, nach goͤttlichem 

Willen auf Erden fuͤhren wollen. „Als goͤttlichen Willen kann ich aber nur 

anerkennen, was in den chriſtlichen Evangelien offenbart worden iſt, und ich 

glaube in meinem Rechte zu ſein, wenn ich einen ſolchen Staat einen chriſt— 

lichen nenne, welcher ſich die Aufgabe geſtellt hat, die Lehre des Chriſtentums 

zu realiſieren, zu verwirklichen.“ 
Er gab zu, daß die Loͤſung nicht immer gelingt, aber er betonte, daß die 

Realiſierung der chriſtlichen Lehre der Zweck des Staates ſei. „Daß wir aber 

mit Hilfe der Juden dieſem Zweck naͤherkommen ſollen, als bisher, kann 

ich nicht glauben. Erkennt man die religioͤſen Grundlagen des Staates 
uͤberhaupt an, ſo glaube ich, kann dieſe Grundlage bei uns nur das Chriſten— 

tum fein. Entziehen wir dieſe religioͤſe Grundlage dem Staate, jo behalten 
wir als Staat nichts als ein zufaͤlliges Aggregat von Rechten, eine Art 
Bollwerk gegen den Krieg Aller gegen Alle, welches die alten Philoſophen 

aufgeſtellt haben.“ 
Er verlangt daher, daß dem Volke nicht ſein Chriſtentum geſchmaͤlert wird, 

indem man ihm zeige, daß es fuͤr ſeine Geſetzgeber nicht erforderlich ſei. 
Im Anſchluß an die theoretiſchen Eroͤrterungen geht nun Bismarck auf die 

praktiſche Seite der Frage ein. Er betont, daß in den ſogenannten „alten“ 

Landesteilen den Juden keine anderen Rechte fehlen, als diejenigen, obrig— 

keitliche Amter zu bekleiden. „Dieſe nehmen ſie nun in Anſpruch. Sie ver— 
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langen Landraͤte, Generale, Minifter, ja unter Umſtaͤnden auch Kultusminiſter 
zu werden. Ich geſtehe ein, daß ich voller Vorurteile ſtecke. Ich habe ſie, 
wie geſagt, mit der Muttermilch eingeſogen und es iſt mir nicht gelungen, 

ſie wegzudisputieren. Denn wenn ich mir als Repraͤſentant der geheiligten 

Majeſtaͤt des Königs gegenüber einen Juden denke, dem ich gehorchen ſoll, 
fo muß ich bemerken, daß ich mich tief niedergedruͤckt und beengt fühlen würde, 
daß mich die Freude und das aufrechte freie Gefuͤhl verlaſſen wuͤrde, mit 

welchen ich jetzt meine Pflicht gegen den Staat zu erfuͤllen bemuͤht bin. Ich 
teile dieſe Empfindung mit der Maſſe der niederen Schichten des Volkes und 
ſchaͤme mich dieſer Geſellſchaft nicht.“ 

Bismarck faͤhrt dann fort, daß er die Frage, warum es den Juden in vielen 

Jahrhunderten nicht gelungen ſei, ſich die Sympathien der Bevoͤlkerung in 

hoͤherem Grade zu erwerben, nicht genau unterſuchen wolle. „Man hat es 

weder mit den Makkabaͤern der Vorzeit, noch mit den Juden der Zukunft 
zu tun, ſondern mit den Juden der Gegenwart, wie fie jetzt find. Ich gez 

ſtehe zu, daß in Berlin und uͤberhaupt in groͤßeren Staͤdten die Judenſchaft 
faſt durchaus aus achtungswerten Leuten beſteht. Ich gebe zu, daß ſolche 

auch auf dem Lande nicht bloß zu den Ausnahmen gehoͤren, obgleich ich ſagen 
muß, daß der entgegengeſetzte Fall vorkommt. Wir haben von der Mild- 
taͤtigkeit der Juden zur Unterſtuͤtzung ihrer Sache gehört. Nun Beiſpiel 
gegen Beiſpiel — ich will ein anderes geben!“ 

Bismarck erzählt nun, daß er eine Gegend kenne, wo die juͤdiſche Bevoͤl— 
kerung auf dem Lande außerordentlich zahlreich ſei, wo es Bauern gebe, 

die nichts ihr Eigen nennen auf dem ganzen Grundſtuͤck. Alles vom Bett 
bis zur Ofengabel gehoͤrt den Juden, das Vieh, das Korn und die Scheunen. 

Der Jude verkauft den Bauern das Brot, das Saat- und Futterkorn metzen⸗ 
weiſe. „Von einem aͤhnlichen chriſtlichen Wucher habe ich wenigſtens in 

meiner Praxis noch nichts gehoͤrt.“ 

Wenn man zur Entſchuldigung der juͤdiſchen Fehler auf die gedruͤckten 
Verhaͤltniſſe der Juden hingewieſen hat, ſo meint Bismarck, daß wir nicht 

mehr in den Zeiten der Judenhetzen leben, ſondern daß der Jude nur nicht 
Beamter werden koͤnne, und es ſei eine ſtarke Schlußfolge, daß, wenn jemand 

nicht Beamter werden koͤnne, er ein Wucherer werden muͤſſe. Das einzige, 

wovon ſie ausgeſchloſſen ſeien, waͤre der „Hafen der Buͤrokratie“. Er ſei 
aber bereit, ſich mehr denjenigen Rednern anzuſchließen, welche die Juden— 
Emanzipationen wollen, wenn die Juden ſelbſt die Schranken niederreißen, 
die ſie von uns trennen. Und nun erzaͤhlt Bismarck eine ſehr merkwuͤrdige 
Geſchichte zur Charakteriſierung der Starrheit juͤdiſcher Gebraͤuche: Ein 
juͤdiſcher Gelehrter ſei derartig orthodox, daß er am Sabbath nicht einmal 

ein Schnupftuch in der Taſche trage. Infolgedeſſen habe er durch einen 
Scheinkauf ſich ein Anrecht auf eine Stadt erworben, da nach einem rabbi⸗ 
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niſchen Grundſatz es erlaubt ſei, am Sabbath etwas zu tragen an einem 
Orte, der dem Träger perfönlich gehört und ſeitdem trage er fein Schnupf— 
tuch mit gutem Gewiſſen in der Taſche. „Wenn nun dies am gruͤnen Holze 
geſchieht von einem ausgeſprochenen Gelehrten, von einem verſtaͤndigen, in 
der Welt kundigen Manne, ſo frage ich, was haben wir von der großen Maſſe, 
der polniſchen Juden gar nicht zu gedenken, in dieſer Beziehung zu erwarten? 

Ich fuͤr meine Perſon werde mein Votum gegen den uns vorliegenden Geſetz— 

entwurf geben, weil ich von der Korporierung von Leuten, die keine Korpo— 
ration bilden wollen, keine Vorteile erwarten kann, weil eine Korporation, 
wenn die Korporierung von den Beteiligten mit Vorurteil und Abneigung 
aufgenommen wird, ein totgeborenes Kind bleibt!“ Er erklaͤrte ſich aber 
bereit, für feine Perſon für die Ausdehnung des Geſetzes von 1812 zu ſtimmen, 

durch welches alle im damaligen Umfang des preußiſchen Staates mit Ge— 

neralprivilegien, Naturalitäts-Patenten, Schutzbriefen etc. verſehenen Juden 
für Inlaͤnder und preußiſche Stats buͤrger erkannt wurden, „vielleicht mit 

einem Vorbehalt in Bezug auf Poſen, diejenigen erzeptionellen Beſtimmungen 
zu treffen, die der Grad der Sittlichkeit vieler dortiger Juden in Bezug 
auf Eigentum notwendig machen koͤnnte.“ Im Zuſammenhang damit 
erwaͤhnt dann Bismarck, daß, wenn der Zuſtand der polniſchen Juden 
weſentlich veraͤndert wuͤrde, „dies eine bedeutende Attraktionskraft auf 

Millionen ruſſiſcher Juden ausuͤben koͤnnte, die ſich in Rußland nicht mehr 

heimiſch fuͤhlen“. Eine Überſiedlung der ruſſiſchen Juden bezeichnet aber 
Bismarck nicht als wuͤnſchenswert. Das Geſetz von 1812 wuͤrde ſ. E. auch 
den Juden willkommen ſein. Gerade dieſes Geſetz ſei es geweſen, welches 

die Juden zu der Teilnahme an dem vaterlaͤndiſchen Kampfe begeiſtert habe. 

Die damalige Rede Bismarcks rief lebhaften Widerſpruch im Parlamente 

hervor, und der Abgeordnete von Beckerath betonte, daß es intereſſant war, 

„den engen mittelalterlichen Geiſt, deſſen er gedachte, leibhaftig erſcheinen 

zu ſehen.“ 
Der Geſetz⸗Entwurf, betreffend die Verhaͤltniſſe der Juden, wurde vom 

vereinigten Landtage abgelehnt. Es wurde nun ein neuer Antrag eingereicht, 

der den Juden die voͤllig gleichen Rechte gewaͤhrte. Gegen dieſen Antrag 
hat Bismarck erneut geſprochen, und am 25. Juni nahm Bismarck wiederum 
das Wort, wobei er ſich gegen den Satz des Referates wandte, in dem die 
völlige Emanzipation der Juden als wuͤnſchenswert und als Fortſchritt 

dargeſtellt wurde. Bei dieſer kurzen Rede des Abgeordneten von Bismarck 
ſind, wie aus dem ſtenographiſchen Bericht hervorgeht, die Abgeordneten im 
Haufe unruhig geworden und Bismarck verließ unter lauten Zeichen der Uns 

geduld der Abgeordneten die Tribuͤne mit den Worten: „Es war lediglich 
meine Abſicht, zu beſtreiten, daß die Emanzipation der Juden ein Fortſchritt 

ſei; denn ſonſt wuͤrde der Landtag ſie gutgeheißen haben.“ 



Am 15. November 1847 ſprach Bismarck über die Zivilehe und chriftliches 

Volksbewußtſein. Der Verfaffungsentwurf vom 5. Dezember 1848 enthielt 

in ſeinem Artikel 16 Beſtimmungen uͤber die fakultative Einfuͤhrung der 
Zivilehe. Es heißt dort: „Die buͤrgerliche Guͤltigkeit der Ehe wird durch 

deren Abſchließung vor den dazu beſtimmten Zivil-Standesbeamten beſtimmt.“ 
Gegen dieſen Artikel wendet ſich Bismarck, wobei er die Abſicht verur— 

teilte, die Zivilehe „allmaͤhlich einzufuͤhren und uns dieſen ſprachlichen 
und materiellen Gallizismus ſtuͤckweiſe beizubringen.“ Er wies darauf hin, 

daß gerade dieſer Artikel 16 unmittelbar und ſchaͤrfer ins praktiſche Leben ein— 

ſchneidet, als die meiſten Vorlagen, die das Parlament beſchaͤftigt haͤtten. 
Durch ihn wuͤrde der Artikel 11, welcher die vollſtaͤndige Freiheit des Re— 

ligionsbekenntniſſes gewaͤhrleiſtet, zur Phraſe. Bismarck ſpricht direkt von 

dem „Segen der Kirche, durch den allein die Guͤltigkeit der Ehe bei uns be— 

dingt wird.“ Alsdann ſagt er woͤrtlich: 
„Sie haben den chriſtlichen Religionsgeſellſchaften dieſelbe konſtitutionelle 

Berechtigung auf Grund des allgemeinen Vereinigungsrechtes verliehen, wie 

den demokratiſchen Klubs, und das iſt viel heutzutage. Sie ſchmaͤlern dieſe 

Gleichheit aber zum Nachteil der Religionsgeſellſchaften, wenn Sie die Er— 

laubnis zu der feierlichen Handlung, welche bisher den Bund der Ehe bei 

uns einſegnet und die Guͤltigkeit derſelben bedingt, abhaͤngig machen von 

dem gerichtlichen Akt eines Dorfſchreibers, in deſſen Haͤnde die Braut in 
Zukunft ihr Traugeloͤbnis niederzulegen hat. Sie geſtatten freilich denjenigen, 

die ſich perſoͤnlich dazu gedrungen fuͤhlen, ſich nachtraͤglich auch kirchlich 

trauen zu laſſen. Sie geſtatten der Kirche, die Schlepptraͤgerin der ſubalternen 

Buͤrokratie zu werden; Sie geftatten dem Pfarrer, das verheiratete Paar 

vor dem Altar erſcheinen zu laſſen, und den verheirateten Mann zu fragen, 

ob er ſeine ihm geſetzlich bereits angetraute Frau zur Frau nehmen will oder 

nicht, eine Frage, die er mit Nein geſetzlich nicht mehr beantworten kann 
(Bravo!). Ich glaube, daß ſich nicht alle Geiſtlichen im Lande dazu hergeben 

wuͤrden, die bisher heilig gehaltene Zeremonie der kirchlichen Trauung auf 

dieſe Weiſe zur leeren Foͤrmlichkeit herabzuwuͤrdigen. Wollen Sie aber dieſer 

Zeremonie den Charakter der Foͤrmlichkeit nehmen, ſo muͤſſen Sie im Namen 
der Religionsfreiheit die evangeliſche Kirche noͤtigen, ihr bisheriges Trau— 
ungsritual zu ändern. Die Zivilehe iſt in einer weſentlich anderen Lage in 

den Laͤndern, wo, wie z. B. in Holland oder Schottland, die ſich durch Ge— 
wohnheit im Beſitz befindet, oder in denen, wo, wie in dem napoleoniſchen 
Frankreich und dem Zubehoͤr desſelben, welches uns hier als Muſter aufge— 
ſtellt worden iſt, die Zivilehe infolge einer Geſetzgebung eingeführt worden 
iſt, welche in religioͤſer Beziehung tabula rasa, eine völlige Leere und Zer— 
fahrenheit vorfand, alſo auch kein entgegenſtehendes Gefuͤhl dabei verletzen 
konnte. Anders iſt es bei uns. Bei uns tritt die Zivilehe der kirchlichen 
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Trauung feindſelig und gewiſſermaßen erobernd in dem Bewußtſein des 

Volkes gegenuͤber. Indem Sie die Zivilehe einfuͤhren, ordnen Sie an, daß 
der kirchliche Segen, der bisher die Guͤltigkeit der Ehe allein guͤltig bewirkte, 
als unnuͤtzes Zubehoͤr beiſeite geſchoben werden ſoll; Sie verordnen, daß der 

Pfarrer dem Schreiber, der Altar dem Polizeibuͤro Platz machen ſoll. Wie 

tief Sie damit in die religioͤſe Anſchauung, in die Gefuͤhle des Volkes ein— 

greifen, das beſtaͤtigen Ihnen die Petitionen nicht nur ihrer Anzahl nach, 
ſondern auch ihrer Ausdrucksweiſe nach.“ 

Bismarck betonte ferner, daß ſeiner Auffaſſung nach es Sache der Ge— 

ſetzgebung ſei, nicht das zu ignorieren, was dem Volke heilig ſei; und vor allem 
duͤrfe durch die Geſetzgebung nicht die Achtung vor der Kirche und den reli— 
gioͤſen Einrichtungen untergraben werden. Bismarck führte dann alle die 
Bedenken an, die gegen die Zivilehe ſprachen, insbeſondere eine Reihe von 

Faͤllen, die ſich in Belgien beim Zivilſtandes-Regiſter ereignet haͤtten. Ja, 

er wies ſogar auf Napoleon J. hin, der es lediglich, dem Verſehen eines 

Zivilſtandesbeamten zu verdanken hatte, daß er ſeine Ehe mit der Kaiſerin 

Joſephine aufloͤſen konnte.“ Bei dieſer Gelegenheit kam Bismarck auf die 

Ehe zwiſchen Juden und Chriſten zu ſprechen, und hier ſagte er 

woͤrtlich: 

„Als ein wirkliches Beduͤrfnis kann ich die Zivilehe nur bei den Reform— 

juden anerkennen. Fuͤr einen wahren Juden wird die Ehe mit einer Chriſtin 

ebenſo gut eine ſittliche Unmoͤglichkeit ſein, wie umgekehrt. Wollen aber die— 

jenigen Juden, welche nicht mehr Juden ſind, ſondern ſich faͤlſchlicherweiſe 

Juden nennen, mit denjenigen Chriſtinnen, welche ſich faͤlſchlicherweiſe 
Chriſtinnen nennen, ziviliter ſich zuſammentun laſſen, ſo mag man ihnen 
dieſe Ausnahme geſtatten. Aber wunderbar finde ich es doch, wegen dieſer 

wenigen Renegaten einer Bevoͤlkerung von Millionen, die dem Glauben ihrer 
Vaͤter treu geblieben iſt, einen ſolchen unerhoͤrten Zwang auflegen zu wollen.“ 

Bismarck ſieht in der Einfuͤhrung der Zivilehe nichts anderes, als die 

vielgeruͤhmte „Nachbeterei fremder Zuſtaͤnde“. Da Frankreich und Belgien 

die Zivilehe haͤtten, ſo koͤnnte mancher unter uns ſich ſchaͤmen, ein Preuße 

zu ſein, „ſo lange wir nicht auch die Zivilehe haben; denn das Auslaͤndiſche 
hat immer einen gewiſſen vornehmen Anſtrich fuͤr uns. Es war das die 

beruͤhmte Rede, in der auch das Wort vorkam, von dem „Narrenſchiff der 

Zeit, das an dem Felſen der chriſtlichen Kirche ſcheitert.“ 

Die damalige Rede wurde ſeinerzeit mit Bravo auf der einen Seite, mit 
Ziſchen und Unruhe auf der anderen Seite aufgenommen. Gerade ſie iſt 

es geweſen, die ihn ſpaͤter in einen ſo außerordentlich ſtarken Gegenſatz zu 
ſeiner Politik gebracht hat. Dasſelbe, was Bismarck 1849 gegen die Zivilehe 

ſagt, dasſelbe iſt ihm von ſeinen Gegnern vorgehalten worden, als derſelbe 

Bismarck im Reiche die Zivilehe einfuͤhrte. . ... 
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Über dieſe Rede, die Bismarck damals gehalten hat, finden ſich einige 

Bemerkungen in den Briefen, die Bismarck ſeiner Braut geſchrieben. Dort 
heißt es am 15. Juni 1847: 

„Geſtern langweilige Juden-Debatte. 25 Reden fuͤr Emanzipation der 
Juden, die immer wieder dieſelben ſentimentalen Salbadereien vorbrachten. 
Heute fruͤh wieder Juden. Ich eine lange Rede gegen die Emanzipation 
gehalten, viel Bitteres geſagt, gehe nicht mehr durch die Koͤnigſtraße, 
weil mich die Juden abends totſchlagen.“ 

Unter dem 18. Juni ſchrieb er an ſeine Braut von der Diskuſſion uͤber die 
Ehe zwiſchen Juden und Chriſten und erwaͤhnt die namentliche Abſtimmung 

„in der Juden-Heiratsſache“. „Die iſt mir gleichguͤltig. Ich muß 

auf den Wollmarkt gehen.“ Eine große Bedeutung ſcheint demnach 
Bismarck der Judenehe nicht gerade beigemeſſen zu haben... 

ubrigens findet die Auffaſſung, daß der Junker Bismarck ein Juden⸗ 
gegner geweſen ſei, keineswegs durchweg Zuſtimmung. Im Gegenteil, 
Maximilian Harden ſteht auf dem Standpunkt, daß, wenn heute in den 

Parlamenten nicht ſchlimmere Judengegner ſaͤßen als der Bismarck von 
1847 in Israel tiefſter Friede ſein koͤnne. Harden ſchreibt naͤmlich in der 
„Zukunft“ Nr. 31, Jahrgang 1893 folgendes: 

„Wenn man bedenkt, daß in derſelben Sitzung vom 15. Juni 1847 der 
liberale Herr von Vincke von der Habſucht der Juden, „die ſehr haͤufig einen 

ſchmutzigen Charakter annimmt“, von ihrer Kriecherei und Feigheit ſprach, 

dann wird man die Rede des maͤrkiſchen Ritters uͤberraſchend maßvoll finden 
muͤſſen, der den Juden nur den Hafen der Bureaukratie verſchließen wollte.“ 

Bismarck iſt ſpaͤter von ſeiner Politik im Vereinigten preußiſchen Landtage 
ſtark abgeruͤckt und zwar nicht nur in der Tendenz, und er hat auch in ſeinen 

Geſpraͤchen keinen Hehl daraus gemacht. Er hat ſelber einmal ſcherzweiſe 

im Freundeskreiſe davon geſprochen, daß er „im vereinigten Landtage manche 
ſchlechte Rede gehoͤrt und (wie er laͤchelnd hinzufuͤgte) auch ſelbſt gehalten 

habe.“ In Übereinſtimmung hiermit hat Bismarck zu einem ſeiner Arzte 
Dr. Eduard Cohen unter dem 2. November 1880 auf die Frage, daß er wohl 

nicht alles, was er damals geſagt, widerholen moͤchte: „Beileibe nicht. 
Tempora mutantur. Es waͤchſt der Menſch mit ſeinen Zielen. Bis 1844 
ſei er ein einfacher Landedelmann geweſen, der feinen Kohl gebaut hätte... 
An praktiſche Politik habe er nie gedacht.“) 

Wie anders der Staatsmann Bismarck gegenuͤber dem Abgeordneten 
Bismarck denkt, dafuͤr nur folgendes Beiſpiel: 
In einer Rede, die der Abgeordnete v. Bismarck am 12. Maͤrz 1849 uͤber 

die Aufhebung des Berliner Belagerungszuſtandes hielt, wandte ſich Bis: 

) Vgl. Eduard Cohen, in „Erinnerungen an Bismarck“ Stuttgart 1915. Seite 326. 
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marck u. a. gegen die ungezuͤgelte Preßfreiheit und gegen den Geiſt des Auf- 

ruhrs, der damals herrſchte. Er erwaͤhnte als ganz beſonders gefaͤhr— 

lich ein Lied, das kurz vorher zur Feier des 18. Maͤrz in Berlin geſungen worden 

war. In dieſem Gedicht heißt es an einer Stelle: 
„Wir faͤrben echt, wir faͤrben gut, 
Wir faͤrben mit Tyrannenblut.“ 

Und gerade dieſes Gedicht fuͤhrte Bismarck an als Beweis fuͤr die Not— 
wendigkeit der Nichtaufhebung des Belagerungszuſtandes. Dieſe Rede iſt 

eigentlich nicht genuͤgend beachtet worden; denn ſie gehoͤrt auch zu jenen 

typiſchen Reden, die Bismarck in einen ſtarken Widerſpruch zu ſeiner ſpaͤteren 
Politik bringen. Der junkerliche Bismarck iſt kein Freund der Preßfreiheit. 
Der Reichskanzler Bismarck iſt es geweſen, der die Preßfreiheit durch das 

Geſetz von 1874 einfuͤhrte. Aber intereſſant iſt doch das von Bismarck 
zitierte Lied. Wer iſt denn der Verfaſſer dieſes Liedes vom Tyrannenblut? 
Kein anderer als Au guſt Braß, derſelbe, den ſpaͤter Bismarck jahrelang als 
ſeinen „Leiboffizioſus“ benutzte. Der Dichter des Liedes, der erſt nach der 
Amneſtie nach Deutſchland wieder zuruͤckkehren durfte, iſt naͤmlich identiſch 

mit dem ſpaͤteren Chefredakteur der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“... 
Am 22. März 1849 verlangt Herr v. Bismarck-Schoͤnhauſen in einer Rede, 

daß den Maͤrz⸗Rebellen keine Amneſtie gewährt würde, Wer aber gehörte 
zu den Maͤrz⸗Rebellen? Darunter befanden ſich Maͤnner, die ſpaͤter im engſten 
Kreiſe mit Bismarck gearbeitet haben. Hat doch Lothar Bucher — 

ſpaͤter Bismarcks treueſter Mitarbeiter — wegen des beruͤhmten Steuer— 
verweigerungs-Prozeſſes vor der Strafkammer geſtanden, und wenn er 

ſich nicht durch die Flucht entzogen haͤtte, waͤre er unweigerlich ins Zucht— 

haus gekommen 
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Kapitel 2. 

Die Wandlung. 
„Alſo hauſte er da. Und er wuchs an Kenntnis der Menſchen, 

„in dem taͤglichen Streit und der Not um das Anſehn von Preußen, 

„und in gruͤbelnder Sorge, Deutſchland endlich zu loͤſen. 

„Und er wurde ein Meiſter, die Menſchen zu fuͤhlen und deuten, 

„und zu behandeln und beugen, und dem Willen dienſtbar zu machen. 
„Und ſein Wille wurde ihm hart; und um Kinn und um Lippen 

„ſtand ihm der feſte Mut und in der Tiefe der Augen 

„heiß das wilde Begehren, dem Vaterlande zu helfen, 

„aber auch die bittere Qual, es waͤre verloren. 
„Und die Menſchen alle, die ihn ſahen und kannten, 

„ſahen im Antlitz und Worten die maͤchtige Groͤße des Mannes, 
„fuͤrchteten oder liebten ihn und gedachten der Zukunft. .. ...... 
„Aber das deutſche Volk ſah nichts. Es lachte des Mannes. 

Mit dieſen Worten beſingt ein deutſcher Dichter — Guſtav Frenſſen in 

ſeinem Epos „Bismarck“ — die Wandlung, die in dem Junker waͤhrend ſeiner 
Frankfurter Taͤtigkeit vor ſich gegangen war. In der Tat: Bismarck 
war ein anderer geworden! 

Will man den Staatsmann Bismarck uͤberhaupt verſtehen, dann iſt es nur 
moͤglich, wenn man ſich den ungeheuren Einfluß vergegenwaͤrtigt, den der 

Aufenthalt in Frankfurt am Main auf ihn ausgeuͤbt hat. Das ſtuͤrmiſche 

Weſen, das er als reaktionaͤrer Junker an ſich gehabt hat, es legt ſich in der 

Periode des Reifens, die die Frankfurter Zeit fuͤr Bismarck bedeutet. Als 

Stürmer kommt er in die freie Reichsſtadt, als erfahrener Staatsmann, als 

verſchlagener Diplomat, verläßt er die Geburtsſtadt Goethe's. Er hat eine an— 
dere Stellung zu den Dingen gefunden. Er ſchaͤtzt Menſchen und Staaten 
jetzt anders ein, er iſt ſelbſt ein anderer Menſch geworden. Der Bismarck, 

der von Frankfurt nach Petersburg reiſt, iſt nicht der gleiche Bismarck, der von 
Berlin nach Frankfurt gekommen war. Er hat die Eierſchalen der Reaktion 

gruͤndlich abgeſtreift. Mit gereiftem und klarem Urteil tritt er hinaus in die 

Welt. Seine klugen Augen auf dem Bilde Jacob Beckers, das uns den 
Frankfurter Bundestags-Geſandten von 1855 zeigt, blicken anders in die Welt, 
als auf dem fruͤheren Gemaͤlde von M. Berendt. Anders denkt er uͤber die 

Stellung des Staates Preußen Sſterreich gegenuͤber; anders denkt er uͤber die 
Stellung des Staatsmannes gegenuͤber den breiten Volksſchichten, ja Bismarck 
iſt ſogar ketzeriſch genug, von Frankfurt aus in ſeinem beruͤhmten Berichte 
vom 26. April 1856 ein Buͤndnis zwiſchen Preußen und Frankreich vorzuſchlagen. 
Gewiß, er jagt ſelbſt, „daß er nicht von vornherein einem preußiſch-franzoͤſiſchen 
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Buͤndnis das Wort reden wolle“; aber er kennzeichnet die Richtlinien, die 
ſeiner Meinung nach Preußens Politik Frankreich gegenuͤber verfolgen muß 

und die ſich ganz erheblich von der ſonſt uͤblichen Auffaſſung unterſcheiden. 

Und dieſer Bismarck, der von Frankfurt hinaus in das Leben tritt, hat auch zur 
Judenfrage eine ganz andere Stellung eingenommen. Iſt vor der Frank— 

furter Zeit Bismarck kein Judenfreund geweſen, ſo tritt in Frankfurt die 

Wandlung ein: das, was er in der Nach-Frankfurter Zeit uͤber die Juden ſagt, 

ſteht in einem kraſſen Widerſpruch zu dem, was er früher geaͤußert hat. 
Bismarck hat in Frankfurt die Juden kennen gelernt, und dazu iſt die alte 

Kaufmannsſtadt ganz beſonders geeignet geweſen. Nirgendwo haͤtte Bismarck 
beſſere Gelegenheit gehabt, das Judentum in ſeinen Schattenſeiten und zu— 

gleich in ſeinen Vorzuͤgen ſo gruͤndlich zu beobachten, als in der Stadt, wo im 
Ghetto nebeneinander der Philoſoph und der Hauſierer, der große Bankier und 

der kleine Makler hauſen, wo die weltbeherrſchende Boͤrſe ſowohl von juͤdiſchen 

Wechſlern als auch von Frankfurter Ariſtokraten, wie den Bethmanns, und 

anderen beſucht wird. Hier war fuͤr einen ſo ſcharfen Beobachter wie Bismarck 

ein beſonders dankbares Feld vorhanden, und die Entwicklung zeigt, daß 

Bismarck aus der Betrachtung ſeine Folgerungen gezogen hat. Gerade dieſe 
Veraͤnderung, die im Staatsmann Bismarck vor ſich geht, iſt m. E. in der 

Offentlichkeit nicht genuͤgend gewuͤrdigt worden. 
Den ganzen Zuſchnitt der Frankfurter Umwelt zeichnet uns ein guter Kenner 

der damaligen Verhaͤltniſſe, Valentin, in ſeinem trefflichen Bismarck— 

Buͤchlein!) in plaftifcher Weiſe: 
„Die Stadt ſuͤddeutſch und buͤrgerlich in ihrem ganzen Charakter; ein 

ſtattlicher wichtiger Handel, wohlhabend nicht ohne Patriziat; verſchiedene 

Typen darin; der Kreis der Senatoren ſtreng, demokratiſch, rechtsgelehrt, ſeit 

Generationen ſtolz und patriarchaliſch; die große Kaufmannſchaft weltge— 

wandt, weltklug, mit Pariſer Geſchmacksrichtung, den bildenden Kuͤnſten 
maͤzenatiſch zugeneigt, daneben, damals noch beengt, aber eigenartig und 

wuͤrdeſicher, die Judenſchaft. Dies war die Oberſchicht.“ 

Mußten Eindruͤcke dieſer Art nicht ganz entſchieden einwirken auf den Mann, 

der aus den laͤndlichen Verhaͤltniſſen kam? Auf den Junker, der bisher nur zwei 

Menſchenklaſſen kennen gelernt hatte, die Konſervativen ſeines Schlages und 

den verhaßten Liberalismus. Hier ſah er eine Ariſtokratie ganz anderen 

Schlages, eine rein ſtaͤdtiſche, auf kaufmaͤnniſcher Tradition baſierende 

Geſellſchaftsſchicht, die er ſchaͤtzen lernte. 

Als reaktionaͤrer Junker mit Vorurteilen war Bismarck nach Frankfurt 

gezogen, als Staatsmann kehrte er 1859 von da zuruͤck, um ſich in Peters— 

burg (18591862) den letzten diplomatiſchen Schliff zu holen. Nicht die 
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„Ochſentour der preußischen Bureaukratie“ mit ihren Folgen, die Bismarck fo 
ſehr haßte, war er gegangen, ſondern neue, eigene Wege. Wege, die der Aus— 
bildung des Mannes, des Menſchen, des Charakters, des Genies dienten. 
Paris waren dann noch „Sonnentage, diplomatiſche Ferientage.“ (Marcks). 

Wie Bismarck ſich in Frankfurt a. M. geaͤndert hat, das geht aus einem 
Briefe hervor, den Keudell im Jahre 1857 an einen Freund ſchrieb, der in 

Sorge war, daß Keudell durch Bismarcks Einfluß in das reaktionaͤre Lager 

gedraͤngt werden koͤnnte. Dieſer Brief lautete: 

„Beruhige Dich und freue Dich. Bismarck iſt jetzt kein Parteimann mehr. 

Ich habe, wenn ich mit ihm zuſammen war, taͤglich kluͤger und beſſer zu 
werden gefühlt ...... Gerade in der Unabhängigkeit des Denkens und 
Wollens fuͤhle ich mich neu geſtaͤrkt durch ihn.“ 

In ſeiner Frankfurter Taͤtigkeit am Bundestag hat ſich Bismarck mit dem 
Judenproblem anſcheinend wenig zu beſchaͤftigen gehabt. Es iſt dies zu 
ſchließen aus der ſehr umfangreichen Korreſpondenz, die Bismarck aus Frank 
furt an ſeine vorgeſetzte Behoͤrde in Berlin richtete. In dieſer Korreſpondenz 
befinden ſich nur 2 Briefe, die die Judenfrage behandeln, die aber dafuͤr um ſo 

intereſſanter find. Anſcheinend hatte Bismarck ſchon bald nach feiner Über: 
ſiedlung nach Frankfurt Gelegenheit gehabt, mit juͤdiſchen Kreiſen in Beruͤhrung 
zu kommen, namentlich durch ſeine dienſtlichen Beziehungen zum Bankhauſe 

Rothſchild, und man geht wohl nicht fehl, wenn man die veränderte Haltung 

Bismarcks gegenüber den Juden auf die perſoͤnlichen Eindruͤcke zuruͤckfuͤhrt, 
die Bismarck in Frankfurt gewonnen hat. Anders waͤre jedenfalls der etwas 
raſche Umſchwung in der Geſinnung kaum zu erklaͤren, denn in der Korre— 
ſpondenz von 1853 tritt Bismarck ſehr ſtark fuͤr die Frankfurter Juden ein. 

Es handelt ſich damals um eine Eingabe von Sſterreichern bezw. oͤſterreichiſch 

geſinnten Frankfurtern, die die Ausſchließung der Juden von den ihnen kurz 
vorher verliehenen Buͤrgerrechten verlangte. Bismarck erkannte, daß es nicht 

im preußiſchen Intereſſe liegen wuͤrde, dieſen Antrag zu unterſtuͤtzen, und ſo iſt 
infolge ſeiner Stellungnahme ein Beſchluß des Bundestages, wonach den 

Frankfurter Juden ihr Buͤrgerrecht entzogen werden ſollte, unterblieben! 
Dieſe Angelegenheit wird behandelt in dem vertraulichen Bericht Nr. 218 
vom 5. Dezember 1853, betreffend die Verfaſſungsangelegenheit der Stadt 

Frankfurt!). Der Antrag, der im Bundestag einging, wird von Bismarck 
richtig erkannt als eine Frage „von ſolcher politiſchen Tragweite, daß fuͤr 
den Ausfall des zu faſſenden Bundesbeſchluſſes nicht ſowohl ſtaatsrechtliche 
Gründe als politiſche Ruͤckſichten entſcheidend fein werden, und das um fo mehr, 
als der erwaͤhnte Antrag ſelbſt von Anhaͤngern einer beſtimmten politiſchen 

) Vgl. Preußen im Bundestag 18159. Dokumente der K. preuß. Bundestags⸗ 
geſandtſchaft. Leipzig 1882. Bd. 1. 
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Partei — der oͤſterreichiſch-katholiſchen — ausgegangen ift und wefentlich 
die Erreichung von Parteizwecken zum Ziele hat“. 

Bismarck charakteriſiert nun die Maͤnner, die die Eingabe unterzeichnet 
haben, und er weiſt darauf hin, daß man es gefliſſentlich vermieden haͤtte, 

der Eingabe Unterſchriften von anerkannten Katholiken zu geben. Anſchlie— 

ßend fuͤhrt er aus, daß die Tendenzen dieſer Partei den politiſchen Intereſſen 
Preußens widerſtreben, und er ſchreibt dann woͤrtlich: 

„Bei einem ſolchen Vorgehen ſeitens der Leiter der oͤſterreichiſch-katholiſchen 
Partei, hier, kann ich eine Unterſtuͤtzung und Foͤrderung ihrer Plaͤne nicht den 

politiſchen Intereſſen Preußens für entſprechend erachten .. .. Unter dieſen 

Umſtaͤnden ſtelle ich Ew. Exzellenz anheim, geſtatten zu wollen, daß ich mich 
einer Unterſtuͤtzung der Beſchwerde enthalte.“ 

Wie Bismarck in dem erwaͤhnten Schreiben betont, wird die Nichtunter— 

ſtuͤtzung der Beſchwerde für Bismarck um fo leichter fein, als Sſterceich durch 

gewiſſe Ruͤckſichten, die es dem Hauſe Rothſchild ſchuldet, gebunden iſt, und 

er ſpricht die Vermutung aus, daß der Antrag vom oͤſterreichiſchen Praͤſidium 

benutzt wuͤrde, um ein Hilfsmittel bei finanziellen Unterhandlungen mit dem 
Hauſe Rothſchild in Haͤnden zu haben. Er ſagt dazu woͤrtlich: 

„Die Bedeutung dieſes Hilfsmittels kann man nur dann richtig wuͤrdigen, 
wenn man weiß, welchen auffallenden hohen Wert alle Glieder der Familie 

Rothſchild auf die Erlangung einer beſſeren politiſchen und ſozialen Stellung 

gerade in ihrer Heimatſtadt legen.“ 

Infolge des Berichts erhielt Bismarck durch Erlaß vom 9. Dezember 1853 
die Mitteilung: 

Der Miniſter Manteuffel erklaͤrt ſich damit einverſtanden, daß Herr 

v. Bismarck unter den dargelegten Umſtaͤnden im Verfaſſungsausſchuß 
einer Unterſtuͤtzung der Beſchwerde ſich enthalte. 

Am 19. Dezember 1853 macht Bismarck einen neuen Bericht (Nr. 224) uͤber 
die Verfaſſungsangelegenheit, und er ſchildert dabei die Behandlung der Eingabe 
im Ausſchuß: Der Vertreter Oſterreichs hielt damals eine außerordentliche Lob— 

rede auf die Juden, die ſichtlich einen poliliſchen Zweck hatte, und Bismarck ſagt 
mit Recht, „der juͤdiſche Scharfſinn wird ſich durch die warme, man kann ſagen 

uͤbertriebene Lobrede Prokeſchs nicht taͤuſchen laſſen, welche der Herr von 

Prokeſch dem Volke des Freiherrn von Rothſchild in ſeinem Vortrag zollte.“ 

Unterſtuͤtzt wurde die Eingabe gegen die Juden durch den ſaͤchſiſchen Geſandten 
von Noſtitz. Entſprechend der Anweiſung des Miniſterpraͤſidenten enthielt 
Bismarck ſich einer Unterſtuͤtzung der Beſchwerde, und infolgedeſſen iſt die 

Angelegenheit in der Bundesverſammlung nicht wieder zur Sprache gekommen. 
Wenn Bismarck auch, wie ſchon eingangs angedeutet, im vorliegenden Falle 
die judenfeindlichen Treibereien der Eingabe richtig durchſchaut hatte, ſo war 

fuͤr ihn das treibende Moment doch unſtreitig die Erkenntnis, daß es ſich um 
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Machenſchaften handelte, deren Tendenz mit dem preußiſchen Intereſſe nicht 

parallel lief, daß er ſich nicht dazu hergeben wollte, Oſterreich die Kaſtanien 

aus dem Feuer zu holen. 

In Frankfurt hatte Bismarck beſonders Gelegenheit, mit dem Bankier 

Rothſchild in Verbindung zu treten. Schon in einem der erſten Briefe, die 

Bismarck von Frankfurt an feine Frau ſchrieb (v. 18. 5. 51) erwähnt er, daß 

„dem Gelde nach Rothſchild der vornehmſte“ ſei. Aus den ſpaͤteren Briefen 

Bismarcks geht deutlich hervor, daß er fuͤr den alten Rothſchild, obwohl er 

ſehr ausgeſprochen juͤdiſche Eigenſchaften hatte, eine gewiſſe Sympathie emp⸗ 

funden hat und daß dieſe Sympathie auch von der anderen Seite geteilt wurde. 

Bismarck macht ſich zwar Über verſchiedene Gepflogenheiten des alten Roth- 

ſchild und beſonders uͤber ſeinen juͤdiſch-deutſchen Jargon zuweilen luſtig; 

aber er hat, das geht aus manchen Aufzeichnungen hervor, vor ihm doch einen 

betraͤchtlichen Reſpekt. Andererſeits aber ſpricht auch Rothſchild deutlich 

aus, wie ihm Bismarck imponierte, was er auch bei den verſchiedenſten 
Gelegenheiten beweiſt. So z. B. ſchrieb Bismarck in ſeinem Brief vom 

18. Juni 1851 an ſeine Frau von der Einladung beim „Baron Amſchel“ und 
in einem anderen Briefe (vom 28. 6. 51) erwaͤhnt er den alten Rothſchild, „der 

mir gefaͤllt, weil er eben ganz Schacherjude iſt und nichts anderes vorſtellen 

will, dabei ein ſtreng orthodoxer Jude, der bei ſeinen Diners nichts anruͤhrt 

und nur gekauſchertes ißt.“ In dem gleichen Brief ſchildert er dann auch, 

wie ihm Rothſchild eine Pflanze, die ihn 2000 Gulden gekoſtet hat, ſchenken 

wollte, weil er ihn „ſo aufrichtig ſchaͤtze.“ 
In einem Briefe, den Bismarck unter dem 16, März 1853 an den General 

Leopold von Gerlach richtete, wirft der Bundestags-Geſandte ein ſehr in- 

tereffantes Licht auf die Rivalitaͤt zwiſchen den Frankfurter Bankhaͤuſern 

Rothſchild und Bethmann. Rothſchild war zum Preußiſchen Hofbankier 

ernannt worden. Das erregte nun den Konkurrenzneid der Bankfirma 
Bethmann, uͤber den ſich Bismarck wie folgt aͤußerte: 

„Es iſt moͤglich, daß der hieſige preußiſche Conſul von Bethmann durch 

Vermittlung des Prinzen von Preußen um Verleihung des Johanniter ein- 
kommt. Bethmann behauptet, der Prinz wolle es befuͤrworten. Es geht aber 
durchaus nicht. Der Orden wuͤrde erſtaunlich im Kurſe dadurch gedruͤckt 
werden, waͤhrend ſich bis jetzt fuͤrſtliche Perſonen eifrig um ihn bewarben. 

Dieſer Conſul iſt ohnehin von wenig Nutzen für uns. Es gibt viel beſſere 

hier, und er trieb die Abgeſchmacktheit ſoweit, daß er mit ſeiner Demiſſion 
droht, wenn die Beleidigung, die ihm durch Rothſchilds Ernennung 
zum Hofbankier widerfahren ſei, nicht durch den Johanniter geſuͤhnt 
werde. Dabei erklaͤrte er, daß ihm ſelbſt mit der Kategorie der „Hof- 
lieferanten“ in keiner Weiſe gedient geweſen wäre. Ich finde unſeren 

Orden zu gut, um dergleichen Boͤrſen-Rivalitaͤten zur Nahrung zu dienen 
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und genügt dem Manne die unverdiente Ehre, Konſul zu fein, nicht, fo 
mag er es fagen. 

| gez. v. Bismarck.“) 

Ehe Bismark in das Miniſterium berufen wurde, befaßte ſich die preußiſche 

Regierung in Berlin mit der Frage, ob die im $ 2 des Juden-Geſetzes vom Jahre 

1847 enthaltenen „die Juden von gewiſſen Staatsaͤmtern ausſchließenden 
Beſtimmungen durch $ 4 und $ 12 der Verfaſſung als aufgehoben zu erachten 

ſeien.“ Über dieſe Frage wurde in der Sitzung des Staats-Miniſteriums vom 

4. Januar 1860 abgeſtimmt. Die Frage wurde mit 6 gegen 4 Stimmen bejaht, 
und zwar ſtimmten dagegen die Miniſter von der Heydt, Simons, Roon und 
Bethmann Hollweg. Dieſer letztgenannte iſt identiſch mit dem Gegner 

Bismarck's v. Bethmann Hollweg, der ſeinerzeit bei dem König die Ent— 
laſſung Bismarcks angeregt hatte. Er war derſelbe Bethmann Hollweg, der 
am 15. Juni 1866 an den Koͤnig Wilhelm 1. von Bismarck ſchrieb, daß er ein 
Mann ſei, „der fuͤr den Staat, den er fuͤhrt, lebensgefaͤhrlich iſt. Sein Tun 

iſt voller Widerſpruͤche.“ — — — — 
Von dem Augenblick an, wo Bismarck Staatsmann wurde, hat er ſich 

jeder Bemerkung gegen die Juden enthalten. Das ſtellt auch Maximilian Harden, 
der genau uͤber das Verhaͤltnis zwiſchen Bismarck und den Juden, vor allem 

aus dem eigenen Munde des Kanzlers, unterrichtet war, feſt, indem er in der 
„Zukunft Nr. 31“, Jahrgang 1893 ausfuͤhrt: 

„Nach dieſer erſten Rede hat Bismarck ſich oͤffentlich und ausfuͤhrlich nie 

wieder uͤber die Judenfrage ausgeſprochen; nirgends, auch in ſeinen bisher 

bekannten Briefen nicht, findet man die Spur antiſemitiſcher Regungen 

und mit Recht konnte neulich Herr Stoͤcker daruͤber klagen, daß er vom fruͤheren 
Kanzler nie ein Wort gegen die Juden gehoͤrt habe. Unter dem Miniſterium 
Bismarck fielen 1869 die letzten Schranken der Emanzipation, nachdem der 

Deichhauptmann zum Staatsmann geworden war und bei Bleichroͤder fuͤr 

ſeine nationalen Plaͤne ein raſcheres Verſtaͤndnis gefunden hatte als bei den 

Ariern der Oppoſition. 
Die Übiquitaͤt des Genies, von der Goethe einmal ſpricht, zeigte ſich bei 
Bismarck auch darin, daß er ſich bei dem vergeblichen Bemuͤhen, im Mittelpunkt 
Europas die Juden wieder unter ein Fremdenrecht zu zwingen, nicht aufhielt 
und ſofort erkannte, welche Vorteile die Vermiſchung zweier Raſſen gerade 

im status nascendi des Reiches bringen konnte.“ 
Wenn man die Reden Bismarcks aus den goiger Jahren ausgraͤbt, um 

daraus nachzuweiſen, daß Bismarck waͤhrend ſeines ganzen Lebens ein 

1) Abgedruckt in: „Bismarcks Briefe an den General Leopold von Gerlach, Seite 68. 

Herausgegeben von Horſt Kohl. Berlin 1896. 
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Judengegner geweſen fei, dann beweiſt man damit, daß man für das Weſen 
Bismarcks kein Verſtaͤndnis hat. Denn in der Tat iſt gerade hier die 

Wandlung in Bismarck für jeden Pſychologen unverkennbar. Sie laͤßt ſich 
deutlich nicht nur in ſeinen Regierungsmaßnahmen, ſondern auch in ſeinen 

Reden und Schriften feſtſtellen; ſie wird durch die Einſicht in die Akten nur 

noch verſtaͤrkt. Aber intereſſant iſt es, daß, waͤhrend man auf der einen Seite 

in den Kreiſen der Antiſemiten bemuͤht war, die Bismarck'ſchen Worte aus— 
zugraben und fuͤr Parteizwecke auszunuͤtzen, man auf der anderen Seite dieſe 

Taͤtigkeit damals in einigen anderen antiſemitiſchen Kreiſen nicht einmal gern 

ſah; denn es hat eine Zeit gegeben, in der zahlreiche Antiſemiten von Bismarck 

gar nichts wiſſen wollten. Das war, als Bismarck ſich weigerte, eine von ihnen 

gewuͤnſchte judenfeindliche Politik zu treiben. So ſchreibt z. B. das anti— 

ſemitiſche Blatt „Freideutſchland“ vom 2. Juni 1896 gerade im Hinblick auf das 
Ausnuͤtzen früherer Bismarckreden durch die antiſemitiſche „Staatsbürger: 
Zeitung“: „Gewiſſe Blätter (namentlich die „Staats buͤrger-Zeitung“ iſt 
ſtark darin) reiten immer noch herum auf einer gaͤnzlich verſchimmelten 

„forſchen“ Judenrede aus den 40er Jahren! 1! Herrgott iſt das lange her. 

Wir ſchreiben jetzt 1896 und die ganze Zwiſchenzeit bildet fuͤr Bismarck die 
vollſtaͤndige Verleugnung, man kann faſt ſagen, einen ſchnoͤden Verrat ſeiner 

verſchimmelten Judengegnerſchaft aus uralter Zeit!“ 

Und in der Tat, wer objektiv die geſchichtliche Entwicklung pruͤft, der muß 
zugeben, daß das antiſemitiſche Organ im Kampfe gegen fein Schweſterblatt 

Recht hat. 

Hat der jugendliche Bismarck 1847 geſagt, daß er den Juden alle Rechte 

goͤnne, nur nicht das, in einem chriſtlichen Staat ein obrigkeitliches Amt 
zu bekleiden, fo führte der Miniſterpraͤſident Bismarck 1869 die geſetz— 
liche Feſtlegung der Gleichberechtigung der Juden herbei. Im 
Norddeutſchen Bund wird das Geſetz beſchloſſen. Im Bundesrat ſtimmten 

nur die Vertreter der beiden Mecklenburg dagegen. 

Zwar war bereits vor dem Geſetz von 1869 theoretiſch in Norddeutſchland 

die Gleichberechtigung der Juden eingefuͤhrt. Sie beſtand in der Hauptſache 

nicht in Mecklenburg. Dort hatten die Juden noch nicht die gleichen Rechte. 

Insbeſondere durften dort die Juden eine Reihe von Rechten nicht ausuͤben, 

die mit dem Grundbeſitz verknuͤpft waren. Aber davon abgeſehen, hatten 
vielfach die Juden in Norddeutſchland keine Moͤglichkeit, Staatsaͤmter zu 
bekleiden, und vor dem Jahre 1869 konnte insbeſondere ein Jude kein Richter 
werden. Bismarck ſelbſt hat ſpaͤter, als er von dem Geſetz der Gleich— 
berechtigung der Juden ſprach, darauf hingewieſen, daß er ſich noch genau 

der Zeit erinnere, in der die Juden in beſtimmten Gegenden nicht uͤbernachten 

durften. In den kleineren Staͤdten waren die Juden ganz anderen geſetzlichen 
Beſtimmungen unterworfen als die übrige Bevoͤlkerung. Mit dieſen mittel— 
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alterlichen Verhaͤltniſſen raͤumte nun das Geſetz von 1869 grundſaͤtzlich 
auf. Alle die Beſtimmungen, die im Widerſpruch mit der Gleichberechtigung 

ſtanden, wurden beſeitigt und erſt durch die Tat Bismarcks konnten Juden 
in Deutſchland Staatsaͤmter bekleiden. 

Allerdings entſtammte das Geſetz nicht der Initiative Bismarcks, ſondern der 
des Norddeutſchen Bundestages. Im Jahre 1867 hatten die norddeutſchen 

Staaten ſich zu einem beſonderen Bunde zuſammengeſchloſſen und gleich im 

erſten Jahre beſchloß der Norddeutſche Bundestag, den Bundeskanzler zu 

erſuchen, ein Geſetz vorzulegen, das alle noch beſtehenden, aus der Verſchieden— 
heit des religioͤſen Bekenntniſſes hergeleiteten Beſchraͤnkungen der buͤrgerlichen 
Rechte aufheben ſollte. Dieſer Antrag wurde zunaͤchſt in den Reſſorts verhandelt 

und auch mit den im Norddeutſchen Bunde vereinigten Staaten beſprochen. 
Daraus erklaͤrt es ſich, daß dem Wunſche des Norddeutſchen Bundestages 

nicht ſo ſchnell entſprochen werden konnte, wie er gewuͤnſcht hatte. Der 
Widerſtand ſcheint hier beſonders in Mecklenburg gelegen zu haben, das 
der Anderung des beſtehenden Zuſtandes nicht zuſtimmen wollte. Als trotz 

mehrfacher Mahnung ein entſprechendes Geſetz im Jahre 1869 noch nicht 
vorgelegt war — am 13. Maͤrz 1869 hatte der Praͤſident des Norddeutſchen 
Bundestages die Erklaͤrung abgegeben, daß die Sache aus dem Juſtiz— 
Ausſchuß demnaͤchſt an den Bundestag gelangen werde — brachte der Ab— 

geordnete Wiggers in der Sitzung vom 4. Mai 1869 den Antrag ein, welcher 
folgenden Wortlaut hatte: „Alle noch beſtehenden, aus der Verſchiedenheit 

des religioͤſen Bekenntniſſes hergeleiteten Beſchraͤnkungen der buͤrgerlichen 
und ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte werden hierdurch aufgehoben. Insbeſondere 

ſoll die Befaͤhigung zur Teilnahme an der Gemeinde- und Landverwaltung 
und zur Bekleidung oͤffentlicher Amter vom religioͤſen Bekenntnis unab— 
haͤngig fein.” Am 2. Juni 1869 wurde über den Geſetz-Entwurf im Plenum des 
Nordeutſchen Bundestages verhandelt. Der Regierungsvertreter — es war 
der nachmalige Miniſter des Innern, Geheimrat von Puttkamer — gab die 

Erklaͤrung ab, daß dem Bundesrat ein Vorſchlag des Juſtiz-Ausſchuſſes 
vorliege, der im weſentlichen mit dem von Wiggers eingebrachten Antrag 
uͤbereinſtimme. Gegen den Vorſchlag ſprach der mecklenburgiſche Abgeordnete 

Graf von Baſſewitz. Der Geſetz-Entwurf wurde in allen drei Leſungen mit 

großer Mehrheit angenommen, und nun hatte der Bundesrat zu entſcheiden. 

Auf Vorſchlag Bismarcks wurde von einer beſonderen Stellungnahme der 

preußiſchen Regierung Abſtand genommen. Dieſe ſtimmte vielmehr im 

Plenum des Bundesrates mit allen Stimmen dafuͤr. Das Geſetz wurde am 

3. Juli 1869 als Geſetz des Norddeutſchen Bundes publiziert und war in 

Kraft bis zur Reichsverfaſſung, wo der Grundſatz der Gleich berechtigung 
aller Religionen ausgeſprochen iſt. Nachſtehend gebe ich den Wortlaut des 
Geſetzes mit den nach den Originalakten photographierten Unterſchriften 

Wilhelms I. und Bismarcks wieder: 
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Wir, Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen etc. 

verordnen im Namen des Nord-deutſchen Bundes, nach erfolgter 
Zuſtimmung des Bundesrates und des Reichstages, was folgt: 

Einziger Artikel. 

Alle noch beſtehenden, aus der Verſchiedenheit des religioͤſen Be— 

kenntniſſes hergeleiteten Beſchraͤnkungen der bürgerlichen und ſtaats- 

buͤrgerlichen Rechte werden hierdurch aufgehoben. Insbeſondere ſoll die 

Befaͤhigung zur Teilnahme an der Gemeinde- und Landesvertretung 
und zur Bekleidung öffentlicher Amter vom religioͤſen Bekenntnis 

unabhaͤngig ſein. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und 

beigedrucktem Bundes⸗Inſiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 3. Juli 1869. 

Meß. 
Dieſes Geſetz vom 3. Juli 1869 iſt von den Juden nie genügend beachtet 

worden. Gewiß, fuͤr Preußen ſchaffte es keine beſonderen Verhaͤltniſſe, 
wohl aber beſeitigte es den letzten Reſt der geſetzlich zulaͤſſigen Zuruͤck— 
ſetzung der Juden in Mecklenburg, und gerade die mecklenburgiſchen Ver— 
haͤltniſſe ſind es geweſen, die Bismarck immer im Auge hatte, wenn 

er von dieſem Geſetz ſprach. Er hat mehrfach darauf hingewieſen, daß 
gerade er es geweſen ſei, der den Juden in Deutſchland die gleichen 
Rechte verſchafft habe und daß es feine Unterſchrift war, die alle bee 

ſtehenden geſetzlichen Schranken aufhob. Wenn auch materiell, wie er— 
waͤhnt, das Geſetz keine ſo große Rolle ſpielte, ſo war damit ideell doch zum 

erſten Male als Grundſatz fuͤr den ganzen Norddeutſchen Bund ausgeſprochen, 
daß kein Staat deutſche Staatsbürger wegen ihrer Zugehörigkeit zur juͤdiſchen 
Religion geſetzlich anders ſtellen durfte, und das war in der Tat keineswegs ge⸗ 

ring zu veranſchlagen. Es iſt deshalb durchaus zu begreifen, daß Bismarck die f 

Anſicht vertrat, mit dieſem Geſetz den Juden einen beſonders großen Dienſt 
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geleiftet zu haben, und wenn er ſpaͤter zuweilen über die Undankbarkeit der 
Juden klagte, ſo hatte er dabei immer das Geſetz von 1869 im Auge, das mit 
den Verhaͤltniſſen aufraͤumte, die er noch in der Erinnerung hatte. Wenn in 
ſpaͤteren Zeiten Bismarck von ſich geſagt hat, daß kein Staatsmann fuͤr die 
Juden ſoviel getan habe, wie er, ſo iſt das vielleicht etwas uͤbertrieben. (Man 

denke nur an Hardenberg). Immerhin muß man ſich vor Augen halten, 

welche gewaltige Wandlung es darſtellt, wenn derſelbe Bismarck, der 

1½ Jahrzehnte vorher ein Judengegner geweſen iſt, feinen Namen an 
erſter Stelle unter das Geſetz geſchrieben hat, das noch heute den Antiſemiten 

einen Stein des Anſtoßes bedeutet, und mehr als einmal iſt Bismarck 

waͤhrend ſeiner Amtstaͤtigkeit aufgefordert worden, gerade dieſes Geſetz 

von 1869 wieder zuruͤckzuziehen, eine Zumutung, die Bismarck aber ſtets mit 
Entſchiedenheit von ſich gewieſen hat. In der Tat ſtellt das Geſetz von 1869 

einen ſehr deutlichen Wendepunkt in der Geſchichte der Judenpolitik des 

Norddeutſchen Bundes und damit zugleich auch des damals vorbereiteten 

Ausbaues der Reichseinheit dar... 

Hatte der Bismarck von 1847 ſcharfe Worte gegen die Zivilehe gebraucht, 

ſo war er es, der in Deutſchland die Zivilehe geſetzlich einfuͤhrte und zwar in 

der Zeit als Falk Kultusminiſter war. 1847 hatten die Deutſch-Katholiken im 

Landtage die Zivilehe verlangt. Bismarck ſprach damals, wie erwaͤhnt, da— 
gegen. Es wurde dann als Aushilfsmittel die ſogenannte „Not-Zivilehe“ 

geſchaffen, durch die ſolchen Perſonen, die aus irgend einem Grunde die kirch— 

liche Eheſchließung nicht erlangen konnten, die Eingehung der Ehe vor einem 

buͤrgerlichen Beamten ermoͤglicht wurde. 
Die Erfuͤllung der Wuͤnſche auf Eingehung der unbeſchraͤnkten Zivilehe wurde 

gewaͤhrt durch das Reichsgeſetz vom 6. Februar 1875, das die Unterſchrift 

Bismarcks traͤgt und welches unter Beſeitigung aller fruͤheren Vorſchriften 

fuͤr das geſamte Gebiet des Deutſchen Reiches die obligatoriſche Zivilehe 
ein fuͤhrte. Hier iſt alſo wieder ein beſonders typiſches Beiſpiel für einen ſtarken 

Widerſpruch zwiſchen dem Bismarck von einſt und dem Bismarck als Staats— 

mann. Natürlich haben die Konſervativen ſich dieſen Umſchwung nicht ent— 

gehen laſſen, und gerade der Abgeordnete v. Gerlach iſt es geweſen, der 

Bismarck bei dieſer Gelegenheit ſeine fruͤheren Reden vorhielt. Damals 

behauptete die „Germania“, daß Bismarck den Widerſtand des alten Kaiſers 
gegen die Zivilehe gebrochen haͤtte. Bismarck beſtreitet aber in ſeinen „Gedanken 

und Erinnerungen“ die Richtigkeit dieſer Angabe. Er gibt zu, daß eine Ab— 
neigung des Kaiſers beſtanden habe, dieſer ſei aber uͤberwunden worden 

durch den Druck, den die Majoritaͤt der Miniſter auf den Kaiſer ausuͤbte und 

der ſo weit ging, daß Kaiſer Wilhelm zu waͤhlen hatte zwiſchen der Annahme 

des Geſetzes uͤber die Zivilehe oder einer Neubildung des Kabinetts. Bei 
dieſer Gelegenheit hat dann Bismarck dem Koͤnige geraten, bei der Wahl 
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zwiſchen obligatoriſcher Zivilehe und Miniſterwechſel für die obligatoriſche 
Zivilehe einzutreten. In den „Gedanken und Erinnerungen“ heißt es da 

woͤrtlich: 

„Unzweifelhaft war ſeine (d. h. des Koͤnigs) Abneigung gegen die Zivilehe 
"noch größer als die meinige. Ich hielt mit Luther die Eheſchließung für eine 

buͤrgerliche Angelegenheit und mein Widerſtand gegen die Anerkennung dieſes 
Grundſatzes beruht ja auf Achtung vor der beſtehenden Sitte.“ (G. u. E. 

Seite 164). 

Hier aͤußert ſich alſo Bismarck uͤber die Zivilehe ganz anders als in der 

Rede, die er früher im Vereinigten Landtag gehalten hat. Als die Konſer— 
vativen, mit denen kurz vorher der Bruch erfolgt war, Bismarck den Umfall 

in der Frage der Zivilehe vor Augen hielten, und wie erwaͤhnt, v. Gerlach 
Bismarck auf ſeine fruͤheren Reden verwies, da antwortete Bismarck woͤrtlich: 

„Ich habe mich noch niemals geſchaͤmt, eine Meinungsaͤnderung in meiner 
Stellung einzuraͤumen, wenn die Umſtaͤnde mich noͤtigen, entweder in etwas 

nach zugeben oder mich zu überzeugen, daß es fo, wie ich es wollte, im Intereſſe 

des Landes eben nicht geht ...... Ich treibe keine Fraktionspolitik als Miniſter, 

ſondern ich habe gelernt, meine perſoͤnliche Überzeugung den Beduͤrfniſſen 
des Staates unterzuordnen.“ 

War der Bismarck von 1848 konfeſſionell intolerant, ſo iſt der ſpaͤtere 
Bismarck beſtrebt geweſen, die Toleranz ſo weit zu uͤben, wie er es fuͤr moͤglich 

gehalten hat, wobei er freilich haͤufig in Widerſpruch zu dem geriet, was von 

anderer Seite als tolerant angeſehen wurde. Immerhin ſagt er in den 
„Gedanken und Erinnerungen“ woͤrtlich: „Ich bin in konfeſſioneller Beziehung 
jederzeit tolerant geweſen bis zu den Grenzen, die die Notwendigkeit des 
Zuſammenlebens verſchiedener Bekenntniſſe in demſelben Staatsorganismus 

den Anſpruͤchen eines jeden Sonderglaubens zieht.“ 

Waͤhrend nun Bismarck uͤber Katholizismus, uͤber Kulturkampf und uͤber 
die Jeſuiten in ſeinen „Gedanken und Erinnerungen“ manches ſagt, findet 

ſich in den drei Baͤnden uͤber das Judentum nichts, wohl ein Beweis, daß 

Bismarck in ſeiner Stellung zum Judentum keine beſonders hervorzuhebenden 
Momente erblickte. Haͤttte Bismarck als Staatsmann denſelben Standpunkt 

eingenommen, wie im Vereinigten Landtag, dann haͤtte er ſich ſicher auch 
in den „Gedanken und Erinnerungen“ mit der Juͤdiſchen Frage auseinander 
zu ſetzen geſucht. Aber das war fuͤr ihn von dem Augenblick an, wo er als 

Staatsmann an verantwortlicher Stelle ſtand, kein Problem mehr. Er iſt 
es geweſen, der den Juden die gleichen buͤrgerlichen Rechte verſchafft hatte 
und ſeiner Auffaſſung nach hat er damit den Juden gegeben, was zu 
geben war. 

Eine ungeheure Schwierigkeit in der Judenfrage bildete fuͤr Bismarck die 
Tatſache, daß die Juden der damaligen Zeit ſich zu einem erheblichen Teile im 
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Lager der Oppoſition befanden und die Oppoſition, die Bismarck tötlich haßte, 

das war der Freiſinn. Mit den Konſervativen hatte Bismarck einen Streit, 

der ähnlich wie Zwiſtigteiten in Familien ſehr heftig war, der aber wieder bei— 

gelegt wurde. Mit dem Zentrum kaͤmpfte er den Kulturkampf, kam aber 

ſpaͤter mit dieſer Partei wieder zuſammen. Fuͤr die Ideen der Sozialdemokratie 
hatte er kein Verſtaͤndnis; fie durch das Sozialiſtengeſetz nieder zukaͤmpfen, 

hielt er fuͤr moͤglich. Die Partei aber, die Bismarck dauernd Oppoſition 
machte und die er aus den Tagen der Konfliktszeit 1863 her in ſehr uͤbler Er— 

innerung hatte, das war der Freiſinn. Gegen dieſe Partei gab es fuͤr Bismarck 
weder Sozialiſtengeſetz noch Kulturkampf; es fehlte hier Bismarck an Waffen 

gegen eine Gruppe, von der er große Gefahren fuͤr ſeine Schoͤpfung — das 

neue Reich — befuͤrchtete. Es iſt bekannt, daß er den Freiſinnsfuͤhrer 
Virchow zum Duell herausgefordert hatte, daß er dauernd in einem 

ſcharfen Gegenſatz zu Eugen Richter ſtand. Nun iſt es kein Zufall, 
daß gerade im Freiſinn Juden ſtaͤrker vertreten waren als in andern Parteien; 

hiſtoriſch zu erklaͤren, weil gerade der Freiſinn es geweſen, der dauernd für 
die Emanzipation der Juden eingetreten iſt. Daß der Freiſinn von damals 

ſich in feiner Kampfesart gegen Bismarck taktiſch nicht immer ſehr klug 

benommen hat, nicht immer ſehr weitſchauend war, das wird heute niemand 

beſtreiten. Man leſe nur einmal die Reden, die die freiſinnigen Fuͤhrer uͤber 
Bismarcks Politik ſeiner zeit gehalten haben, um zu begreifen, warum Bismarck 

dem Freiſinn mit einer ſo ausgeſprochenen Kampfſtellung gegenuͤberſtand. 

Aber gerade wenn man ſich dieſe Tatſachen vor Augen haͤlt, dann iſt die 

Objektivitaͤt, mit der Bismarck als Staatsmann der Judenfrage gegenuͤber— 

ſtand, um ſo bemerkenswerter. 
In ſeinen Unterhaltungen hat denn Bismarck ſich oft abfaͤllig uͤber die 

freiſinnigen Abgeordneten ausgeſprochen; ſo u. a. findet ſich ein Niederſchlag 
in den Tagebuͤchern von Moritz Buſch, wo eine Unterredung mit dem Reichs— 
kanzler aus dem Jahre 1881 wiedergegeben wird. Damals machte Bismarck 
Bemerkungen uͤber die Abgeordneten Bamberger, Rickert (den er faͤlſch— 

licherweiſe fuͤr einen Juden hielt) und Lasker. Dieſe Unterredung iſt aber 
ganz beſonders lehrreich, denn ſie kennzeichnet deutlich die Wandlung, die 

in Bismarck vor ſich gegangen war. Trotzdem er die freiſinnigen Abgeordneten 
mit geringer Liebenswuͤrdigkeit behandelt, ſagt er wörtlich: 

„Ich mache bei den Juden einen Unterſchied. Die Reichgewordenen ſind 

nicht gefaͤhrlich, die gehen nicht auf die Barrikaden und zahlen puͤnktlich ihre 

Steuern. Die Strebſamen ſind es, die noch nichts haben, beſonders die von 

der Preſſe, doch ſind auch hier wohl die Chriſten die ſchlimmſten und nicht die 

Juden.“ 
Hieraus erſehen wir ſehr klar, daß Bismarck den Juden gegenuͤber einen 

ganz anderen Standpunkt einnimmt als fruͤher. 
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Kennzeichnend für die veränderte Auffaſſung Bismarcks vom Judentum ift 

ferner das Geſpraͤch, das er am 25. September 1870 im Hauptquartier hatte. 

Man kam auf die Juden zu ſprechen, und Buſch, der ſelbſt Antiſemit iſt, gibt die 

Worte Bismarck's wieder. Es heißt da: „..... Sie haben doch eigentlich keine 
rechte Heimat, etwas allgemein europaͤiſches, kosmopolitiſches, ſind Nomaden. 

Ihr Vaterland iſt Zion (zu Abeken Jeruſalem). Sonſt gehoͤren ſie der ganzen 
Welt an, haͤngen durch die ganze Welt zuſammen. Nur der kleine Jude hat ſo 
etwas wie Heimatgefuͤhl. Auch gibt es unter dieſen gute, rechtſchaffene Leute. 

So war da einer bei uns in Pommern, der handelte mit Haͤuten und aͤhnlichen 

Produkten. Das muß einmal nicht gegangen ſein, denn er wurde bankerott. 

Da kam er dann zu mir und bat mich, ich ſolle ihn ſchonen und meine Forderung 
nicht anmelden. Er wuͤrde mich ſchon bezahlen, wenn er koͤnnte, nach und nach. 

Nach alter Gewohnheit ging ich darauf ein, und er zahlte wieklich. Noch als 

Bundestags-Geſandter in Frankfurt a. M. bekam ich Abzahlungen von ihm 

und ich glaube, daß, wenn ich uͤberhaupt etwas, ſo noch weniger als andere 
verloren habe. Solcher Juden wird es freilich nicht viele mehr geben. Auch 

haben ſie uͤbrigens ihre Tugenden: Reſpekt vor den Eltern, eheliche Treue und 
Wohltaͤtigkeit wird ihnen nachgeruͤhmt.“ ) 

Es iſt intereſſant, zu ſehen, welche Eigenſchaften hier Bismarck den Juden 
anrechnet. Bei ſpaͤterer Gelegenheit hat Bismarck andere Eigenſchaften der 

Juden hervorgehoben. So erwähnt er z. B. im Jahre 1892 Arbeit ſamkeit und 

Sparſamkeit, ihre Nuͤchternheit, ihren geſchaͤftlichen Mut und das Fernbleiben 
von Spiel, Liederlichkeit und Trunk. Wenn er hier die menſchlichen Eigen— 

ſchaften ſo hervorhebt, ſo liegt das daran, daß ihm dieſe perſoͤnlich beſonders 

ſympathiſch geweſen ſind. Bismarck ſelbſt iſt ja — was auch ſeine erbittertſten 
Feinde zugeben — ein muſterguͤltiger Ehemann geweſen, und er unterſcheidet 

ſich da ſehr vorteilhaft von anderen führenden Staatsmaͤnnern der Welt: 
geſchichte. Die gleichen guten Eigenſchaften bei anderen zu finden, mußte ihm 

beſonders erwaͤhnenswert erſcheinen. Waͤhrend nun Freunde und Feinde 

bei Bismarck dieſe guten Eigenſchaften hervorheben, hat neuerdings ein 

Aſthetiker verſucht, gerade dieſe Seite Bismarcks in einem anderen Lichte darzu⸗ 

ſtellen. Karl Scheffler ſpricht in ſeinem Bismarckbuch, „von einer geradezu 

pedantiſchen Abneigung gegen erotiſche Abenteuer. Von fruͤh an war ihm das 

Erotiſche fatal. Darin war er ein merkwuͤrdig reiner Menſch, darin war er faſt 

philiſtroͤs“. Wer Bismarck liebt, der wird über dieſe Auffaſſung nur den 

Kopf ſchuͤtteln koͤnnen. Gerade die Liebe, die Bismarck mit ſeiner Gattin 
verkettet, iſt etwas ſo Reines, daß die uͤbergeiſtreichen Schlußfolgerungen 
Schefflers auf dieſem Gebiet abſolut unangebracht ſind. 

Nichts charakteriſiert den Umſchwung Bismarcks in der Stellung den Juden 

1) Vgl. Buſch, Tagebücher, Band I Seite 237. 
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gegenüber fo ſehr, als eine Unterredung, die Bismarck am 10. Januar 1871 im 
Haupt quartier hatte. Hatte Bismarck ſich als Junker ſehr ſcharf gegen die 

Zivilehe ausgeſprochen und in geradezu hoͤhniſcher Form uͤber die Miſchehe, 

ſo aͤußert ſich der Staatsmann von Verſailles ganz anders. Das Geſpraͤch iſt von 
Moritz Buſch aufgezeichnet worden und da Buſch, wie erwaͤhnt, ſelbſt Antiſemit 
iſt und Bismarck bekanntlich die Korrekturabzuͤge des Buſch'ſchen Werkes vor 

Erſcheinen geleſen hat, ſo iſt kein Zweifel an der Richtigkeit der Darſtellung 
moͤglich. Buſch erzaͤhlt, daß die Rede auf die Juden gekommen ſei und Bismarck 

habe dann ſcherzweiſe geſagt, er ſei der Meinung, daß „die Juden durch Kreuzung 

unſchaͤdlich gemacht werden“ muͤßten. Die Reſultate der Raſſenkreuzung 

ſeien nicht uͤbel. Bismarck habe im Anſchluß daran einige Adelshaͤuſer 

genannt wie: Lynar, Styrum und Guſſerow und bemerkt: „Alles ganz 
geſcheute nette Leute.“ Hierzu ſchreibt dann Buſch woͤrtlich: „Dann fuͤgte 

er nach einigem Nachdenken und nach Auslaſſung eines Zwiſchengedankens, 

der wahrſcheinlich auf die Verheiratung vornehmer chriſtlicher deutſcher 

Baroneſſen mit reichen oder talentvollen Iſraeliten ging, hinzu: 
„Übrigens iſt es wohl umgekehrt beſſer, wenn man einen chriſtlichen Hengſt 

von deutſcher Zucht mit einer juͤdiſchen Stute zuſammenbringt. Das Geld muß 

wieder in Umlauf kommen, und es gibt auch keine uͤble Raſſe. Ich weiß nicht, 

was ich meinen Söhnen einmal raten werde.“ (Citiert bei Buſch Seite 33). 
Hier finden wir einen Gedanken vertreten, den Bismarck ſpaͤter bei einer 

anderen Gelegenheit in aͤhnlicher Weiſe ausgeſprochen hat. So hat er im 

Jahre 1892 ſich zu Hermann Hofmann geaͤußert: 

„Die Juden bringen in die Miſchung der verſchiedenen deutſchen Staͤmme 

ein gewiſſes Mouſſeur, das nicht unterſchaͤtzt werden ſollte.“ 
Als Buſch die Bemerkung Bismarcks uͤber die Raſſenkreuzung zum erſten 

Mal wiedergab (und zwar in feinem Buche: „Unſer Reichskanzler“) da 

fügte er den Worten Bismarcks folgenden Satz an:“) 
„Es war das eine ſcherzhafte Rede inter pocula aber wohl nicht ganz ohne 

ernſthaften Untergrund, und dann wird man nicht behaupten koͤnnen, der 

Kanzler ſtehe der ſemitiſchen Raſſe mit Vorurteilen gegenüber.” 
Den Gedanken der Raſſenkreuzung zwiſchen „chriſtlichem Hengſt und juͤdi— 

ſcher Stute“ — der Bismarck von den Fanatikern der Raſſereinheit ſo ſehr 

veruͤbelt wurde — hat der Kanzler, wie mir berichtet wird, in Tiſchgeſpraͤchen 
mehrfach zum Ausdruck gebracht. Bismarck, der ja ſtets an praktiſche Ver— 

haͤltniſſe dachte, ſchwebten vermutlich damals Erfahrungen aus ſeinen land— 

wirtſchaftlichen Betrieben vor. Im uͤbrigen deckt ſich hier in dieſer Beziehung 

der Standpunkt Bismarcks mit Nietzſche, der dem „adeligen Offizier aus 

1) Buſch Band I Seite 153 „Unſer Reichskanzler.“ 
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der Mark“ durch Kreuzung mit Juden „das Genie des Goldes und der Geduld 
und vor allem etwas Geiſtigkeit .. . .. hin zuzuͤchten“ moͤchte. ) 

Der Unterſchied in der Auffaſſung des Bismarck der zweiten Periode gegen— 

uͤber dem Bismarck der erſten Periode tritt in einer Reihe von Reden deutlich 

in die Erſcheinung. Hatte der „Junker Bismarck“ die Gleichberechtigung der 
Juden voͤllig abgelehnt, war es ihm eine Selbſtverſtaͤndlichkeit, daß Preußen 

ein chriſtlicher Staat iſt, ſo hat der reife Staatsmann einen entgegen— 

geſetzten Standpunkt vertreten, u. a. in der Rede vom 30. Januar 1872. 

Da ſagt er woͤrtlich: 

„Sobald wir den Staat in konfeſſionelle Stuͤcke ſchneiden, an welchen jede 

Konfeſſion ihren verhaͤltnismaͤßigen Anteil haben muß, ſo kommt auch noch 
die ganz betraͤchtliche Kopfzahl der juͤdiſchen Bevoͤlkerung in Betracht, deren 

Mehrzahl ſich ja durch beſondere Befaͤhigung und Intelligenz fuͤr Staats— 
geſchaͤfte aus zeichnet.“ 

Selten hat Bismarck einer Volksſchicht eine derartige ehrende Charakteri— 

ſierung erteilt. Gleichzeitig ſagt in derſelben Rede Bismarck ſich los von dem 
Standpunkt des konfeſſionellen Staates, indem er ausfuͤhrt: 

„Konfeſſionell kann eine Regierung nur dann auftreten, wenn ſie eine 

Staatsreligion hat. Eine ſolche haben wir nicht.“ 

Die Kreuzzeitung hatte in ihrer Nr. 269 vom 12. Juni 1921 gegen das vor- 

ſtehend wiedergegebene Zitat in einem ſelbſt fuͤr journaliſtiſche Begriffe 
ungewoͤhnlich oberflaͤchlichen Aufſatz Stellung genommen und darauf hin— 

gewieſen, daß der ſtenographiſche Bericht uͤber die Rede Bismarcks vom 
30. Januar 1872 an der oben erwaͤhnten Stelle, wo von der Befaͤhigung der 

Juden die Rede iſt, „große Heiterkeit“ verzeichnet. Eine der Redaktion der 
Kreuz⸗Zeitung eingeſandte Widerlegung wurde — entgegen den Gepflogen— 
heiten der anſtaͤndigen Preſſe — nicht zum Abdruck gebracht! 

Ein Journaliſt ſollte ſoviel Ahnung vom parlamentariſchen Leben haben, 
um zu wiſſen, daß man aus einer derartigen Bemerkung im ſtenographiſchen 
Bericht abſolut keine Schlußfolgerungen ziehen kann auf das, was der Redner 
gemeint hat. 

Es war mir jedenfalls eine Genugtuung, daß in der gleichen Zeit, in 
der der Angriff der Kreuz-Zeitung gegen meine Veroͤffentlichungen in der 

Koͤlniſchen Zeitung erſchien, einer der beſten Mitarbeiter Bismarcks, der kaiſer— 
liche Geſandte a. D. Exzellenz Raſch dau mir ſchrieb: 

) In Übereinſtimmung mit dieſen Gedanken ſchreibt der Berliner Arzt Geheimrat 
Dr. Richard Paaſch: „Es iſt nicht zu leugnen, daß, im Gegenſatz zu andauernder Inzucht, 

eine Kreuzung zwiſchen Angehoͤrigen verſchiedener Raſſen im Einzelfall von glaͤnzendem 

Erfolg gekroͤnt ſein kann. Romaniſches, keltiſches, ſlaviſches, ſemitiſches Blut treibt als 

gelegentlicher Zuſatz an einem germaniſchen Stamme zuweilen ein Reis von über: 

raſchend ſchoͤner Eigenart. (Geſundheit und Lebensklugheit, Leipzig 1913. Seite 78). 
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„Ihre Artikel Über die Stellung des großen Kanzlers zur Juden— 
frage entſprechen überall der Auffaſſung, die ich perſoͤnlich über 
dieſe gewiß nicht unintereſſante Frage habe gewinnen koͤnnen, und 
ich koͤnnte das von Ihnen Geſagte durch mancherlei Außerungen 

des Fuͤrſten, die er in meiner Gegenwart, beſonders ſpaͤter in 

Friedrichsruh, gemacht hat, beſtaͤtigen. Als Staatsmann (ver: 

ſchieden von feiner Jugendzeit) hat er die Judenfrage und den 
Antiſemitismus nicht aus Empfindungen heraus, ſondern auf Grund 

reicher Menſchenkenntnis beurteilt.“ 
In einem weiteren Briefe ſchreibt mir Exzellenz Raſchdau u. a.: 

„So oft ich den Fuͤrſten B. die Judenfrage beruͤhren oder uͤber 
einen Juden ſprechen hörte, hat er das mit einer gewiſſen Objektivität, 

etwa ſo wie ein Arzt uͤber den Operationsgegenſtand redet. Eine 

perſoͤnliche gegen die „Raſſe“ gerichtete Abneigung war nicht zu 
erkennen, auch dann nicht, wenn ihm die gerade in Rede ſtehende 
Perſoͤnlichkeit unſympatiſch war und er den juͤdiſchen Charakter 

dabei betonte.“ 
Aus früheren Zeitungsnotizen habe ich feſtſtellen koͤnnen, daß Fuͤrſt Bis— 

marck bei den Unterredungen, die er Maximilian Harden gewaͤhrte, 
ſich auch uͤber ſeine Stellung zur Judenfrage ausgeſprochen hat. Ich gehe 

wohl nicht fehl, wenn ich annehme, daß der Niederſchlag dieſer Geſpraͤche 
in dem Aufſatz: „Fuͤrſt Bismarck und der Antiſemitismus“ zu finden iſt, 

der in der Zukunft Nr. 31, Jahrgang 1893, abgedruckt iſt. Hier verneint 
Harden, daß Bismarck ein Antiſemit geweſen iſt, und man wird dieſes Zeugnis 

um ſo hoͤher bewerten koͤnnen, als es zu Lebzeiten Bismarcks erſchienen iſt, 

und damals auszugsweiſe durch ein Telegraphen-Buͤro an die ganze Preſſe 

geſandt wurde. Am Schluß ſeiner Ausfuͤhrungen faßt Harden das Er— 

gebnis in folgenden Worten zuſammen: 
„Fuͤrſt Bismarck iſt niemals der Mann der Vertuſchungen und Leiſetrete— 

reien geweſen. Er hat um den Beifall der Antiſemiten ſo wenig wie um den 
der Philoſemiten gebuhlt, und er macht kein Geheimnis daraus, daß er auch 

heute zu keiner der beiden Parteien ſich geſellen kann. Er glaubt, daß gewiſſe 
juͤdiſche Eigenſchaften namentlich auf dem fuͤr den Deutſchen ſchwierigen 

Gebiet der Finanzwirtſchaft, dem germaniſchen Geiſt nuͤtzlich fein koͤnnen, 

wenn dieſer ſich nicht von ihnen uͤberwinden laͤßt. Er ſieht keine Moͤglich— 

keit, die Juden, die einmal da ſind, auf geſetzlichem Wege wieder weg— 
zuſchaffen, deshalb wuͤnſcht er die Staͤrkung der produktiven Staͤnde und 

erwartet im uͤbrigen von der allmaͤhlichen Vermiſchung und Kreuzung der 
Raſſen gute Reſultate.!) Die Beharrlichkeit aber, mit der hier die Juden 

1) Vgl. hierzu Seite 27 dieſes Buches. 
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und dort die Antiſemiten als die allergefaͤhrlichſten Feinde des Reiches aus— 

gegeben werden, waͤhrend an mancher entſcheidenden Stelle das Gefuͤhl der 
ernſten Verantwortlichkeit fehlt, waͤhrend das Polentum, ſtolz auf ſeinen zu 

uͤberraſchenden Ehren gelangten Ledochowski, kuͤhner das Haupt erhebt, 

waͤhrend der Freihandel neue Hoffnungen ſchoͤpft und Zentrum und Sozial— 

demokratie ſich zu vergnuͤglichen Mahlzeiten ruͤſten, erinnert ihn, wie er im 
Privatgeſpraͤch neulich ſagte, an das Gebahren eines Mannes, der, weil er 
mit den ihn umringenden Raubtieren nicht anzubinden wagt, feinen Heldenz 

mut an einem Muͤckenſchwarm austobt.“ 
Ob Bismarck das richtige Verſtaͤndnis fuͤr das Judenproblem gehabt hat, 

iſt vielfach bezweifelt worden. Man hat behauptet, er habe weder Zeit noch 
Gelegenheit gehabt, ſich mit juͤdiſchen Fragen zu beſchaͤftigen. Ganz abger 

ſehen davon, daß Bismarck ſich amtlich oft genug mit juͤdiſchen Problemen 
zu befaſſen hatte, wurde er durch die Juden in feiner Umgebung (insbeſondere 

durch Bleichroͤder) ſchon ſicherlich oft genug auf dieſes Thema gebracht. Aber 
es iſt ja gerade Bismarcks Groͤße geweſen, ſich in faſt alle Probleme mit 

einer ungewoͤhnlichen Klarheit hineinzudenken, und typiſch in dieſer Beziehung 

iſt ein Geſpraͤch, das Bismarck mit Carl Schurz gehabt hat. Als Schurz, 
der damals in Amerika bereits eine große Rolle ſpielte, bei Bismarck auf 

Beſuch weilte, da unterhielt ſich Bismarck mit ihm uͤber Amerika. Trotzdem 

Bismarck niemals in der neuen Welt geweſen war und auch keinen beſonders 

großen Verkehr mit Amerikanern (trotz feiner Jugend freundſchaften) gehabt 
hat, wußte er doch über die amerikaniſchen Verhaͤltniſſe jo gut Beſcheid, 

daß Schurz in feinen „Lebenserinnerungen“) ſchreibt: „Er richtete noch 
viele Fragen an mich uͤber die ſozialen und politiſchen Verhaͤltniſſe in den 

Vereinigten Staaten. Ihre Art und Reihenfolge bewies, daß er uͤber dieſe 

Dinge nachgedacht hatte und viel davon wußte, mehr als irgend ein anderer 

Europaͤer meiner Bekanntſchaft, der nicht in Amerika geweſen war.“ 
Ahnlich wie mit ſeiner richtigen Beurteilung Amerikas, duͤrfte es auch mit 

ſeiner Beurteilung der Judenfrage geweſen ſein. Das kommt immer dann 

zum Ausdruck, wenn er von juͤdiſchen Angelegenheiten ſpricht. So hat fich 

u. a. Bismarck zweimal uͤber juͤdiſche Kuͤnſtler geaͤußert: 

Von dem Verhaͤltnis der Juden zur Kunſt hat Bismarck am 19. Dezember 
1870 geſprochen und zwar im Anſchluß an einen Ausflug, den Bismarck 

mit Simſon im Park von Verſailles gemacht hat. Wie Buſch (Tagebuͤcher, 

Band J Seite 545) ausfuͤhrt, ſagte Bismarck: „Ich dachte, er (Simſon) wuͤrde 

ſich fuͤr den Park und die huͤbſche Ausſicht in ihm intereſſieren; aber er zeigte 

nichts davon. Es ſcheint, daß ihm aller landſchaftliche Sinn verſchloſſen iſt. 

Es gibt viele Juden, bei denen das der Fall iſt. Es gibt, ſoviel ich weiß, 

1) Band II, Seite 499. 
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auch keine juͤdiſchen Landſchaftsmaler, wohl überhaupt keine juͤdiſchen 
Maler.“ Man nannte Meyerheim und Bendemann. „Ja,“ erwiderte er, 
„Meyerheim, aber Bendemann hat wohl nur juͤdiſche Großeltern gehabt. 
Juͤdiſche Komponiſten da gibt es viele, Meyerbeer, Mendelsſohn, Halevy, aber 
Maler, der Jude malt wohl, aber nur, wenn er es nicht nötig hat.“ ..... 

Ein anderes Mal hat ſich Bismarck uͤber Heine geaͤußert, und das war in 

einer Zeit, in der der Kampf um den Dichter der Loreley ganz beſonders 

wild tobte. Damals handelte es ſich um die Frage, ob Heine in ſeiner Vater— 
ſtadt Duͤſſeldorf ein Denkmal erhalten ſolle oder nicht, eine Frage, die eigent—⸗ 
lich ziemlich muͤßig iſt, da Heine kein Denkmal mehr braucht. Der Loreley— 

Felſen iſt das ſchoͤnſte Denkmal, das ein Dichter ſich wuͤnſchen kann. Aber 

damals war die Zeit beſonders denkmalseifrig und einige Verehrer des rhei— 

niſchen Dichters glaubten die Zahl der geſchmackloſen Denkmaͤler, an denen 
die Zeit damals krankte, um ein weiteres vermehren zu ſollen. Der Einfluß 

der Heine-Gegner war aber ſo ſtark, daß der Vorſchlag abgelehnt wurde. 
Es iſt ſeiner Zeit in der Preſſe unwiderſprochen behauptet worden, daß ſich 

die Kaiſerin Eliſabeth von Sſterreich, deren Verehrung für den rheiniſchen 

Dichter ja bekannt iſt, an Bismarck gewandt habe mit der Bitte, fuͤr die Er— 
richtung eines Heine-Denkmals ſeinen Einfluß geltend zu machen. Darauf— 

hin wurde Bismarck nun mit Eingaben uͤberſchuͤttet, die ihn gegen das Denk— 
mal zu beeinfluſſen ſuchten. Insbeſondere wurde hingewieſen auf die 

Bemerkung Heines, „daß dem Hohenzollern-Aar, der allzuviel zuſammen— 

gerafft habe, die Naͤgel beſchnitten werden ſollten.“ Angeſichts dieſer 

Treibereien hat ſich Bismarck zu dem damaligen Chef der Reichskanzlei, 

Exzellenz von Rottenburg, über Heine geäußert. Rottenburg ſelbſt hat zwar 

ſchriftliche Aufzeichnungen!) nicht hinterlaſſen — er hatte nach feinem Ruͤck— 

tritt eine Ausarbeitung uͤber Bismarck angefertigt, ſie aber vor ſeinem Tode 
ſelbſt wieder verbrannt — aber da die Außerung damals zu Lebzeiten 

Rottenburgs unwiderſprochen in der Preſſe ſtand, ſo iſt an der Richtigkeit 

wohl kaum zu zweifeln. Die damalige Außerung Bismarcks uͤber Heine 

wurde wie folgt wiedergegeben: 
„Hat denn Heine ſo unrecht gehabt? Koͤnnen wir leugnen, daß der Rechts— 

titel Friedrichs des Großen auf Schleſien nicht einwandfrei war? Ferner 

klagte man Heine dafuͤr an, daß er Napoleon J. verherrlicht habe. Ich kann 

es ihm nicht verargen, bemerkte der Kanzler. Ich haͤtte, waͤre ich an ſeiner 

Stelle geweſen, kaum anders gehandelt. Haͤtte es mir, wenn ich wie Heine 

als Jude geboren wäre, gefallen koͤnnen, daß man um 8 Uhr abends die Tore 

der Judenſtadt abgeſperrt, uͤberhaupt die Juden unter die ſchwerſten Aus— 

) abgeſehen von den „Bemerkungen zu den Aufzeichnungen des Herrn Staats— 
miniſters v. Boetticher“, abgedruckt in „Fuͤrſt Bismarcks Entlaſſung“, Berlin. 
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nahmegeſetze geſtellt hat? Ein Heine mußte naturgemäß in dem Manne, 

der die franzöfifche Geſetzgebung in die Rheinlande brachte, die Ausnahme— 

geſetze insgeſamt aufhob, einen Erloͤſer von martervollen Drucke preiſen. 

Zum Schluſſe der Beſprechung aͤußerte der Fuͤrſt: „Und vergeſſen die Herren 

denn ganz, daß Heine ein Liederdichter war, neben dem nur noch Goethe 
genannt werden darf, und daß das Lied eine ſpezifiſch deutſche Dichtungs— 

form iſt?“ Bismarck fand es durchaus gerechtfertigt, daß Heine ein Denkmal 

in Deutſchland erhielte. 
Vielleicht koͤnnte man bei dem Verſuch, Bismarck zu einem Judengegner zu 

ſtempeln, auf den Gedanken kommen, ſeine Stellung zu den Oſtjuden heran— 

zuziehen. Daß Bismarck eine Einwanderung von Oftjuden in größerem 
Umfange nicht gern geſehen hat, nehme ich ohne weiteres an. Beſtaͤrkt werde 

ich in dieſer Auffaſſung durch eine Notiz in den Lebenserinnerungen von Ottmar 

v. Mohl, die aus der Zeit von 18851887 ſtammen. Mohl ſchreibt woͤrtlich: 
„ .. Die Einwanderung der Oſtjuden in Preußen und Deutſchland war der 

Gegenſtand vielfacher Berichterſtattung nach Berlin. Fuͤrſt Bismarck gab 
uns als Richtlinien die tunlichſte Erſchwerung. Da die ruſſiſchen Paͤſſe 
deutſcherſeits viſiert werden mußten, fo gab es Anlaß genug, die Uberſchwem⸗ 
mung deutſchen Gebietes mit unerwuͤnſchten Oſtjuden zu erſchweren, beſon— 

ders da alle deutſchen juͤdiſchen Korporationen und Organe ſich aufs aͤußerſte 
gegen dieſe Einwanderung wehrten.“ 

Fuͤrſt Bismarck ſandte Herrn von Mohl wegen ſeiner „korrekt abwehrenden 
Konſulats⸗Taͤtigkeit“ in dieſer Richtung einen beſonderen Anerkennungs— 

Erlaß.“ ) 

Ich wuͤrde es aber fuͤr voͤllig verfehlt halten, wollte man die Beſchraͤnkung 
der Einwanderung der Oſtjuden durch Bismarck irgendwie parteipolitiſch 
ausnuͤtzen. Man kann durchaus dem deutſchen Juden ſympathiſch gegenuͤber— 

ſtehen und braucht deshalb noch lange nicht dieſe Sympathie auf die kulturell 

auf einem ganz anderen Niveau ſtehenden Ruſſen juͤdiſchen Glaubens anzu— 

wenden. Das wird von juͤdiſcher Seite uͤbrigens auch zugegeben. Ich brauche 
hier nur auf einen Aufſatz eines juͤdiſchen Schriftftellers Dr. Mar Neumann 
aus der „Koͤlniſchen Zeitung“ hinzuweiſen.?) Hier ſagt ein Jude ſelbſt: 

„Die Entwicklung der Oſtjuden hat ſeit Jahrhunderten einen Weg genommen, 
der weit ab führt von den Wegen der deutſchen Juden. ..... Dem national⸗ 
deutſchen Juden iſt der Oſtjude fremd, wie der Chineſe. Er iſt ihm gefuͤhlsfremd, 

geiſtesfremd und koͤrperlich fremd. Wenn man hoͤrt, daß im europaͤiſchen 
Oſten gegen dieſe Mitleid werten Geſchoͤpfe Greuel veruͤbt werden, ſchlaͤgt das 

Herz des nationalen deutſchen Juden in menſchlichem Mitgefuͤhl, wie das 

1) so Jahre Reichsdienſt von Wirkl. Geheimrat O. v. Mohl. Leipzig 1920, Verlag 
von Paul Liſt. 

2) Unſere nationalsdeutfchen Juden. Koͤlniſche Zeitung v. 30. —31. Oktober 1920. 
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jedes menfchlich empfindenden Deutſchen anderen Stammes auch. Es iſt das— 

ſelbe Mitleidsgefuͤhl, wenn von Armeniermetzeleien der Tuͤrken oder Neger— 
lynchmorden in Amerika die Rede iſt. Deutſchland iſt zu krank, um den gefähr- 
lichen Gaͤſten aus dem Oſten Aſylrecht gewaͤhren zu koͤnnen, moͤgen ſie juͤdiſchen 

oder ſlawiſchen Stammes ſein. Und der nationaldeutſche Jude iſt zu ſehr 
Deutſcher, um zu Gunſten der Juden, die unter dieſen Schaͤdlingen ſind, eine 

Ausnahmebehandlung zu wuͤnſchen. Das Oſtjuden-Problem iſt für uns kein 

juͤdiſches, ſondern es iſt ein deutſches Problem.“ 

Der dies ſagt, iſt ſelbſt ein Jude. Im uͤbrigen teilt mir Exzellenz Raſchdau 
mit, daß Bismarck gegen eine „Ausleſe“ bei dem Zuzug von Oſtjuden nichts 

einzuwenden hatte! — 

Bekannt iſt, wie Bismarck mehrfach mit Entſchiedenheit für die rumaͤ— 

niſchen Juden eingetreten iſt und wie er ganz gegen den Willen der rumaͤ⸗ 
niſchen Regierung dieſe zwang, den Juden Gleichberechtigung zu gewaͤhren. 

Freilich ſpielte hier weder das menſchliche Gefuͤhl des Reichskanzlers, noch 

etwa eine Sympathie fuͤr die Juden mit. Hier waren es politiſche Gruͤnde. 

Bismarck hatte beſtimmte Abſichten Rumaͤnien gegenuͤber und zur Erreichung 
ſeines Zieles diente ihm hier die Judenfrage. Er hat mehrfach der rumaͤniſchen 

Regierung gegenuͤber eingegriffen, wenn es ſich um Schutz der Juden 
handelte. Kohut!) gibt zwei Schreiben wieder, die deutlich zeigen, wie Bismarck 

fuͤr die Gleichberechtigung der rumaͤniſchen Juden eintrat. Dieſe Briefe lauten: 

Berlin, 22. Februar 1868. 

Ich habe die Ehre, Ihnen in Beantwortung Ihres Briefes vom 4. ds. Mts. 
mitzuteilen, daß die Koͤnigliche Regierung ihren Repraͤſentanten in Bukareſt 
aufs neue dahin inſtruiert hat, daß derſelbe feinen ganzen Einfluß dahin an— 

wende, daß Ihren Glaubensgenoſſen in Rumaͤnien der Schutz zu teil werde, 

welchen ſie in anderen Laͤndern, in denen die Legislatur auf den Principien der 
Humanität beruht, genießen. Sch bin übrigens feſt überzeugt, daß die Ab— 
ſichten des Fuͤrſten Karol vollſtaͤndig mit unſeren Wuͤnſchen uͤbereinſtimmen 

und daß Seine Hoheit mit feſtem Willen die Entwicklung der Konſtitution des 

Landes herbeifuͤhren wird, durch die der Regierung die Ausuͤbung eines gleich 
wohlwollenden Schutzes für alle Klaſſen der Bewohner und in einer ſchnel— 

leren Weiſe wie in der Vergangenheit erleichtert wird. 

Empfangen Sie uſw. 
v. Bismarck. 

Berlin, den 18. April 1868. 
Se. Majeſtaͤt der Koͤnig haben mich beauftragt, die Immediateingabe des 

Vorſtandes der juͤdiſchen Gemeinde vom 6. ds. Mts. zu beantworten, worin 

) in der Allg. Ztg. des Judentums Jahrgang 1914. 
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derſelbe die Allerhoͤchſte Verwendung Sr. Majeſtaͤt gegen die Durchführung 
eines bei der rumaͤniſchen Volksvertretung eingebrachten, die Stellung der 

Jsraeliten betreffenden Geſetzentwurfes nachgeſucht hat. Infolgedeſſen 
benachrichtige ich den Vorſtand der juͤdiſchen Gemeinde, daß ich auf aller— 
hoͤchſten Befehl ſchon nach Eingang der erſten Nachricht uͤber jenen Geſetz— 

entwurf auf telegraphiſchem Wege Erkundigungen in Bukareſt eingezogen 
hatte. Hierauf iſt mir aus ſicherſter Quelle die Mitteilung zugegangen, daß 

der gedachte Geſetzentwurf gegen den Willen des Fuͤrſten Karol eingebracht 

worden iſt, daß deſſen Annahme nicht zu erwarten ſtehe, und wenn ſie dennoch 

erfolgte, die Sanktionierung des Geſetzes ſeitens der fuͤrſtlichen Regierung 
nicht ſtattfinden werde. 

Wenn ſomit in dieſer Beziehung fuͤr den Vorſtand der juͤdiſchen Gemeinde 

keine Veranlaſſung zur Beunruhigung vorhanden iſt, fo hat die Königliche 
Regierung auch nicht unterlaſſen, jetzt ebenſo wie es bereits bei fruͤherem An— 

laffe geſchehen, infolge der in neueſter Zeit verbreiteten Nachrichten über 

angebliche Judenverfolgungen in der Moldau in Bukareſt Vorſtellungen 
machen zu laſſen, und es iſt uns hierauf die Zuſicherung erteilt worden, daß 

Maßregeln getroffen ſeien, um jede etwaige Beunruhigung der israelitiſchen 
Glaubensgenoſſen zu verhindern. 

Graf v. Bismarck. 

Schon im Jahre 1868 hat ſich Bismarck mit der rumaͤniſchen Judenfrage 

beſchaͤftigt, wie aus einem Brief des Preußiſchen Geſandten in Paris, Graf 

v. d. Goltz, hervorgeht. Dieſer Brief, der im „Bismarck-Portefeuille“ von 
Poſchinger abgedruckt iſt, hat folgenden Wortlaut:“) 

Paris, den 2. April 1868. 

Mein Herr! 

Ich habe mich beeilt, dem Grafen Bismarck das Schreiben zu uͤbermitteln, 
welches Sie mir unterm 26. Maͤrz eingeſandt und in welchem Sie den Beiſtand 
Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs, meines erhabenen Herrn, beim Fuͤrſten Carl von 

Rumaͤnien zu Gunſten der israelitifchen Bevölkerung dieſes Landes in Anſpruch 
nehmen. Sie haben ſchon aus dem Schreiben des Konſeil-Praͤſidenten vom 
22. Februar den lebhaften Anteil ermeſſen koͤnnen, den die Regierung des 

Koͤnigs an dieſer Frage nimmt. Die Bereitwilligkeit, mit welcher Graf 
Bismarck dem in Ihrem Briefe vom 26. Maͤrz kundgegebenen Wunſche Folge 
gegeben hat, iſt hierfuͤr ein neuer Beweis. Se. Exzellenz beauftragt mich, 

Sie davon in Kenntnis zu ſetzen, daß der preußiſche Generalkonſul in Bukareſt 
ſofort auf telegraphiſchem Wege aufgefordert worden iſt, dem Fuͤrſten Carl die 
lebhafteſten Vorſtellungen gegen die Geſetzesvorlage, betreffend die Israeliten, 

1) Zitiert bei Heinrich von Poſchinger: Bismarck-Portefeuille, Band II, Seite 21. 
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zu machen, welche ſoeben der rumänischen Kammer unterbreitet wurde. 

Genehmigen Sie, Herr Praͤſident, die Verſicherung ..... 

Der preußiſche Botſchafter 
Graf v. d. Goltz. 

Über die Stellung Bismarcks auf der Berliner Konferenz von 1878 hat 
der Abgeordnete Haͤnel in der Landtagsſitzung vom 20. November 1880 

einige Mitteilungen gemacht, denen nachſtehendes entnommen iſt: Der Euro— 

paͤiſche Kongreß, der im Jahre 1878 in Berlin tagte, ſtellte als Bedingung 
fuͤr die Aufnahme in die Europaͤiſche Volksgemeinſchaft folgende Klauſel: 

Es darf der Unterſchied des religioͤſen Glaubens und der Bekenntniſſe 
niemandem gegenuͤber geltend gemacht werden als ein Grund der Aus— 

ſchließung oder der Unfaͤhigkeit bezuͤglich des Genuſſes der buͤrgerlichen Rechte, 
der Zulaſſung zu oͤffentlichen Dienſten, Amtern und Ehren oder der Ausuͤbung 
der verſchiedenen Berufs- und Gewerbezweige, an welchen Orten es auch ſei. 

Es handelte ſich hierbei um die Staaten Bulgarien, Serbien, Montenegro 
und Rumaͤnien. Der Anlaß fuͤr dieſe Klauſel war die ſchlechte Behandlung 

der Juden namentlich in Rumaͤnien. Aus dem Protokoll des Berliner 

Kongreſſes ergibt ſich deutlich, daß es ſich namentlich bei Rumaͤnien um die 
Anerkennung der Gleichberechtigung der Juden gehandelt hat. Der Vorſchlag 

zu der Formel ſtammte von Frankreich. Gortſchakow trat dieſem Vorſchlag 
entgegen, indem er meinte, daß die Konferenz nicht die Aufgabe habe, derartig 

weite Regelungen vorzuſchreiben. Da war es gerade Fuͤrſt Bismarck, der 
Gortſchakoff mit den Worten erwiderte, ob nicht vielleicht der traurige 

Zuſtand der Juden in jenen Laͤndern gerade dadurch herbeigefuͤhrt 

worden ſei, daß ſie von der buͤrgerlichen und ſtaatsbuͤrgerlichen 
Gleich berechtigung fern gehalten ſeien. “)) 

Das 10. Protokoll der Konferenz unterrichtet uns uͤber die Verhandlungen 

mit Rumänien, Der Vertreter Frankreichs betonte, daß nur durch volle 

Emanzipation die Aſſimilation der Juden an die einheimiſche Bevölkerung 

bewirkt werden koͤnne, und daß Rumaͤnien, wenn es die Vorteile des Eintritts 
in die große europaͤiſche Familie genießen wolle, notwendig auch die Pflichten 

dieſer Gemeinſchaft uͤbernehmen muͤſſe. 

Der Standpunkt des Vertreters Frankreichs fand die Zuſtimmung Bismarcks, 

wobei der Kanzler ausdruͤcklich erklaͤrte, es ſei ein hohes allgemeines Intereſſe, 

daß die Grundſaͤtze, welche in der inneren Politik verfolgt würden, auch auf 

die aͤußere Politik Anwendung finden, wobei er namentlich auf die Lage der 
Geſetzgebung und Verfaſſung in Deutſchland hinwies. 

1) Der Wortlaut des Protokolls iſt in deutſcher uͤberſetzung im Anhang 

dieſes Buches abgedruckt. 
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Als Rumänien zögerte, die Verpflichtungen des Berliner Vertrages zu 

erfuͤllen, da antworteten Deutſchland, England und Frankreich damit, daß ſie 
ihrerſeits die Anerkennung Rumaͤniens hinausſchoben, und erſt nachdem die 

rumaͤniſchen Kammern die Klauſel des Berliner Vertrages in ihre Ver— 

faffung aufnahmen, gaben die drei Mächte nach, und zwar dadurch, daß 
Rumaͤnien zugeſtanden wurde, nach und nach die Klauſel zu erfuͤllen. 

In der Zeit von September 1880 bis zum Oktober 1884 war ein Hamburger 
Arzt namens Dr. Eduard Cohen Hausarzt der Familie Bismarck, und er 
hatte als ſolcher Gelegenheit, dem Fuͤrſten perſoͤnlich naͤherzutreten und ſich 

mit ihm uͤber das Problem der Politik zu unterhalten. Cohen hat dieſe 

Außerungen ſtets ſofort niedergeſchrieben. Sie find veröffentlicht unter 

dem Titel: „Erinnerungen an Bismarck“, Stuttgart 1915 A. v. Rauer, Erich 
Marks, und K. A. von Quelle. Unter dieſen Aufzeichnungen befinden ſich 
folgende Säße:!) 

„Solange er am Ruder ſei, habe man ihn von allen Seiten mit Kot be— 
worfen, die einen nennen ihn einen Antiſemiten, die anderen werfen ihm vor, 

daß er ein Freund Bleichroͤders ſei. Die einen ſchelten ihn einen Reaktionaͤr, 

die andern ſchelten ihn liberal. Das kommt daher, weil er keiner Partei 
angehoͤrte, ſondern nur ſeinem Koͤnige und ſeinem Vaterlande beſtens dienen 
wollte.. ... 1 

1) Vgl. Seite 304. 
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Kapitel 3. 

Juden und Antiſemiten im Deutſchen Reiche. 
Das Problem des Antiſemitismus iſt in der deutſchen Literatur ſo oft 

von allen Beteiligten behandelt worden, daß hier nicht näher darauf ein— 

gegangen zu werden braucht. Man wird davon auszugehen haben, daß 
verſchiedene Urſachen fuͤr den Antiſemitismus angegeben werden: Die haͤufigſte 

Form iſt der Konkurrenzneid, wobei man nicht fo engherzig iſt, ſich 
nur auf die Juden zu beſchraͤnken, ſondern unter dem Deckmantel des Anti: 
ſemitismus gegen die großen Warenhaͤuſer, wie auch gegen die Konſumvereine 
zu Felde zieht. Die zweite Form iſt der geſellſchaftliche Antiſemitismus. 
Er wurzelt in dem naturgemaͤßen Gefuͤhl abgeſchloſſener geſellſchaftlicher 

Schichten gegen das Eindringen von Elementen, die man als „Emporkoͤmm— 
linge“ anſieht. Bei dem Aufſtieg einer jeden Geſellſchaftsſchicht in eine hoͤhere 

Sphaͤre, entwickelt ſich leicht das, was man mit dem Worte „Parvenu“ belegt. 
Dieſe Erſcheinung koͤnnen wir tagtaͤglich beobachten, einerlei ob es ſich um 

den uͤber Nacht reichgewordenen Schlaͤchtermeiſter, um den Kriegsgewinnler 

oder um den Boͤrſenſpekulanten handelt. Der Parvenu mit allen feinen uner⸗ 

freulichen Eigenheiten, mit ſeinem kriecheriſchen Weſen nach oben und zugleich 
mit ſeinem Defekt im Charakter iſt immer und unter allen Umſtaͤnden eine 

widerwaͤrtige Erſcheinung — ohne Ruͤckſicht auf den Glauben oder die Raſſe. 

Auf einem ganz anderen Gebiete liegt der religioͤſe Antiſemitismus, der 
ſich nicht gegen die Stellung der Juden in Wirtſchaft und Geſellſchaft richtet, 

ſondern gegen die juͤdiſche Religion. Daneben gibt es noch eine andere Art 
des Antiſemitismus, die ſich gegen die Juden als Raſſe wendet.“) 

Alles, was uͤber den Antiſemitismus, ſeine Urſachen, ſeine Berechtigung 

und ſeine Ausſichten geſagt werden kann, das hat ein feiner Kopf, Friedrich 

von Oppeln-Bronikowski, in einer von ſtaatsmaͤnniſchen Geiſt durch— 
wehten Schrift geſagt, die ſowohl in ihren Gedankengaͤngen, als auch in 

ihren Schlußfolgerungen parallel laͤuft mit dem Standpunkt Bismarcks. 

In der kurzen, aber ſehr inhaltsreichen Schrift „Antiſemitismus“ unterſucht 
der Ver faſſer, der von ſich ſelbſt bemerkt, daß er deutſchnational und Monarchiſt 

aus Weltanſchauung iſt, das juͤdiſche Problem in Deutſchland und kommt 

dabei zu dem Ergebnis, daß der Antiſemitismus praktiſch nicht zu verwirklichen 
iſt und daß ſeine Ziele mit den Intereſſen Deutſchlands nicht uͤbereinſtimmen. 
Er ſei eine Sackgaſſe, aus der man am beſten reſolut umkehre. Deshalb raͤt 
er ſeinen Parteigenoſſen in der Deutſchnationalen Volkspartei, ſobald wie 

2) Bol. hierzu: Fritz Kahn: Die Juden als Raſſe und Kulturvolk. Berlin 1920. 
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möglich vom Antiſemitismus zu laſſen, denn die Partei brauche alle Kräfte 
zum Wiederaufbau. Mit Recht weiſt von Oppeln-Bronikowski darauf hin, daß 

Bismarck „als gereifter Mann den Antiſemitismus abgelehnt hat, weil er 

ein Realpolitiker war.“ — 

Es kann hier nicht Aufgabe ſein, die Berechtigung des Antiſemitismus zu 

unterſuchen. Hieruͤber ſind von beiden Seiten ſehr viele Schriften veroͤffentlicht 
worden, daß Neues nicht geſagt werden kann. Aber eigenartig beruͤhrt den, 
der tieſer ſchaut, doch das Gemeinſame, das vielfach zwiſchen Juden und 

Deutſchen vorhanden iſt. Eigenartig deshalb, weil die Schickſale der 

Deutſchen und der Juden ſo außerordentlich verwandt ſind. Die Juden ſind 
ſeit dem Altertum niemals wieder eine Nation geweſen. Sie haben immer um 

ihr Daſein mit allen Voͤlkern ringen muͤſſen. Oft verkannt, meiſt wenig 
geliebt, haben ſie dennoch fuͤr die Kultur der Menſchheit Großes geleiſtet. 

Geht es nicht den Deutſchen genau ſo? Sagt doch Keyſerling, „daß die 
Deutſchen noch heute, trotz Bismarck, keine eigentliche Nation ſind, daß ſie 
eine ſolche erſt werden muͤſſen, falls ſie als Volk und nicht bloß als Einzelner 
etwas bedeuten wollen.“!) Auch die Deutſchen haben in jedem Jahrhundert 

neu, oft mehrfach, ihre Stellung erkaͤmpfen muͤſſen. Auch ſie leiden dauernd 

darunter, daß ſie verkannt, meiſt wenig geliebt — ſie, die fuͤr die Kultur 
der Menſchheit Großes geleiſtet haben. Und hat nicht der Ha ß, unter dem die 
Deutſchen ſchon vor dem Kriege zu leiden hatten, eine verteufelte Ahnlichkeit 

mit dem Haß, unter dem die Juden leiden? Es iſt ein Haß, der in den gleichen 

Quellen wurzelt: Dem Nichtverſtehen der Eigenart, der Verallgemeinerung 
ſchlechter Eigenſchaften Einzelner und dem Neid. Wenn der deutſche Kauf— 

mann in England ebenſo wenig beliebt geweſen iſt, wie der juͤdiſche Kaufmann 
in Deutſchland, ſo hat das vielfach Gruͤnde gleicher Art. Der Primus in der 
Klaſſe iſt bei ſeinen Mitſchuͤlern nie beliebt, und es iſt bemerkenswert, daß in 
der Zeit der Judenkrawalle in Deuſchland im Jahre 1881 die „Times“ einen 
Aufſatz brachten, worin ſie die Stroͤmung, die damals in Deutſchland gegen 
die Juden herrſchte, ausſchließlich auf den Geſchaͤftsneid der deutſchen Kauf— 
leute zuruͤckfuͤhrte. Dieſelbe „Times“, die, wenn es ſich um die deutſchen 

Kaufleute handelte, gegenüber Deutſchland dieſelben Manieren anwandte, wie 
die Antiſemiten gegen die deutſchen Kaufleute. Das Schickſal der Deutſchen 
in der Weltgeſchichte aͤhnelt auffallend ſtark dem der Juden. Damit ſollen 

keineswegs ſchlechte Eigenſchaften, die einzelne Juden an den Tag legen, 
irgendwie beſtritten oder beſchoͤnigt werden. Es gibt unſtreitig viele Staats— 
buͤrger juͤdiſchen Glaubens, die bewußt oder unbewußt gegen beſtehende 
Geſetze, Sitten, Geſellſchaftsordnung, Aſthetik u. ſ. w. verſtoßen. Man iſt 
aber vielfach zu leicht geneigt, hier zu verallgemeinern, ſtatt bei einer Wuͤrdi⸗ 

1) Herm. Keyſerling: Philoſophie als Kunſt, Darmſtadt 1920. S. 77. 
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gung der Verhaͤltniſſe die geſchichtliche Entwicklung zu beruͤckſichtigen. 
Was die Juden ſind, das iſt z. T. ein Produkt der geſchichtlichen Ent— 
wicklung oder wie mein trefflicher Lehrer, Profeſſor Zoepfl, es einmal 

ausgedruͤckt hat: „Jahrhunderte lang hat man die Juden mit Dreck beworfen 

und dann wunderte man ſich, als man ſie ſchmutzig fand.“ Die Juden ſind 

Jahrtauſende lang einem Druck ausgeſetzt geweſen und daß dieſer Druck 

— wie allen dem Druck ausgeſetzten Minoritaͤten — ſowohl ein Anſporn 
zur Entfaltung der Geiſteskraͤfte, als auch zugleich vielfach eine Verführung 
zum Abirren von richtigen Wege ſein mußte, iſt natuͤrlich. 

Das Beſte, was über die Judenfrage gefagt werden konnte, das hat Guſtav 
Schmoller einmal geſagt.!) Schmoller betont ſelbſt, daß er zeitlebens 
weder fuͤr noch gegen die Juden geweſen ſei, ſondern ſich ein objektives 

hiſtoriſches Urteil zu bilden und zu bewahren verſucht habe. Dann ſagt er 

wörtlich: 
„Ich halte, zumal das weſtdeutſche Judentum, vollends das aſſimilierte, 

-für eine heilſame Zugabe zur germaniſchen Raſſe. Es gibt uns Geiſteskraͤfte, 

die uns mehr oder weniger fehlen. Es hat das deutſche Volk wirtſchaftlich 
ſehr gefördert. Aber es ſchließt die Gefahr in ſich, daß es durch feine geſchaͤft— 

liche Überlegenheit, die es oft noch, und zwar mannigfach, durch zweifelhafte 
Mittel ausnuͤtzt, viele innere ſoziale Verſtimmungen und Kämpfe erzeugt. .... 

Hätten wir nur Nathan⸗Naturen unter unſeren 600.000 deutſchen Juden, fo 

gaͤbe es heute uͤberhaupt kaum eine Judenfrage mehr. Wir haben auch Shylock— 

Naturen, und die Mehrzahl der Juden ſteht vielleicht zwiſchen dieſen beiden 

Extremen in der Mitte. Ganz ebenſo freilich iſt es auf chriſtlicher Seite: 
peccatur intra muros et extra“. 

Dieſer auf einer gruͤndlichen Geſchichtskenntnis baſierenden Auffaſſung 

eines Meiſters der Staatswiſſenſchaften brauche ich nichts hinzuzufuͤgen. 

Es iſt eine der treffendſten Charakteriſierungen der Judenfrage und ihrer 

Urſachen, und ich habe Anlaß, zu der Annahme, daß aͤhnliche Gedanken— 

gaͤnge es geweſen find, die Bismarck in feiner Stellung zur Juden— 
frage beeinflußte. 

Bismarck hat ſich mit Raſſenfragen oft beſchaͤftigt, und wie Lucius von 

Ballhauſen mitteilt, war er von der Überlegenheit des deutſchen Blutes uͤber— 

zeugt. Das kommt u. a. darin zum Ausdruck, wenn er von großen ruſſiſchen 

Politikern ſpricht. Da behauptet er, ſie haͤtten alle einen Aufguß von fremden, 

ganz beſonders von deutſchem Blut. So hat Bismarck zu Gortſchakoff einmal 

geſagt: „Koͤnnten Sie 16 Stunden hintereinander arbeiten, wenn Ihre 

Mutter nicht eine Deutſche geweſen waͤre?“?) Nur wenn man dieſen Standpunkt 

3 „Taͤgl. Rundſchau“ Nr. 27 v. 16. 11. 1917: Die heutige deutſche Judenfrage von 

Guſtav Schmoller. 

2) Vgl. Lucius von Ballhauſen: Bismarck Erinnerungen. Stuttgart 1920. 
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würdigt, dann begreift man die vielen abfälligen Urteile, die Bismarck über 
andere Raſſen gefaͤllt hat, ganz beſonders uͤber die Franzoſen, waͤhrend 
ſolche uͤber die juͤdiſche Raſſe ſich nicht finden. Fuͤr ihn war uͤbrigens, das 

geht auch aus dem Werke von Lucius von Ballhauſen hervor, das juͤdiſche 
Problem kein Raſſenproblem, ſondern ein politiſches. Er ſah in den in 

Deutſchland wohnenden Juden das, was ſie ſind: Deutſche Staatsbürger, 

die ftatt in den evangeliſchen oder katholiſchen Gottesdienſt in den juͤdiſchen 
gehen, und mit Recht hat er ſich mehrfach in ſeinen Geſpraͤchen dagegen gewandt 

daß man in Deutfchland jeden nach feiner Abſtammung beurteile, weil dann 
von den Deutſchen nicht viel uͤbrig bleiben wuͤrde, namentlich wenn man die 

ſlawiſchen Elemente, die Hugenotten und die zahlloſen anderen fremden 

Staͤmme abziehen wuͤrde. 

Der Antiſemitismus als Par tei iſt eine rein deutſche Erſcheinung. Gewiß 
hat es Abneigung gegen die Juden, die ſich zuweilen bis zum Haß ſteigerte, 

zu allen Zeiten und bei den verſchiedenſten Voͤlkern gegeben. Aber partei- 

maͤßig organifiert war dieſe Bewegung ſonſt nirgends. Deutſchland, das 
Land der zahlreichen Parteien und Parteigruͤppchen, kann fuͤr ſich in Anſpruch 

nehmen, hier „bahnbrechend“ vorangegangen zu ſein. Spaͤter iſt man dann in 
Oſterreich dieſem Beiſpiel gefolgt, waͤhrend in den weſtlichen Kulturlaͤndern, 
vor allem in England und Frankreich, wie auch in Amerika, ſich die Judengegner 
parteimaͤßig nicht organifiert hatten. Entſtanden iſt die antiſemitiſche Be— 

wegung in Berlin, und man nimmt mit Recht an, daß Adolf Stoͤcker 

ihr Vater, und zugleich ihr groͤßter Agitator geweſen iſt. Charakteriſtiſch 
für die demagogiſche Kampfesart Stoͤckers iſt, daß fein Kampf anfangs gar nicht 
ſo ſehr gegen das Judentum gerichtet war, als gegen die angeblich uͤblen 

Zuſtaͤnde in Berlin. Mit dieſem Schlachtruf wurden das flache Land und die 
kleinen Staͤdte zum Kampfe entfacht. Unter dem Deckmantel, den Kampf 

gegen das Judentum fuͤhren zu wollen, vereinigten ſich dann ſpaͤter alle 

unzufriedenen, und zugleich auch alle geiſtig ruͤckſtaͤndigen Elemente, die von der 
wirtſchaftlichen Entwicklung Deutſchlands um die Wende der 70er Jahre be— 

troffen wurden. Es waren in der Hauptſache kleine Handwerkerkreiſe, die 
durch ein allzu ſtarres Feſthalten an laͤngſt veralteten Methoden im Wett⸗ 
bewerb unterlegen waren. Es waren jene Kleinkaufleute und Kraͤmer, die 

der kaufmaͤnniſchen Schulung entbehrend, in ihrem alten Schlendrian leiſtungs⸗ 

unfaͤhige Geſchaͤfte betrieben und nun den Wettlauf mit den wirklich Fauf- 

maͤnniſch geleiteten Firmen nicht aushalten konnten. Nicht mit Unrecht hat 
man ſpaͤter den wirtſchaftlichen Antiſemitismus als den „Sozialismus 

der dummen Kerle“ bezeichnet. Gewiß war in der Zeit nach dem Kriege 
don 1870 in der wirtſchaftlichen Entwicklung Deutſchlands manches ungeſund. 

Der Konkurrenzkampf nahm oft ungeſunde Formen an, und dieſe Schwaͤchen 
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wurden von gewiſſenloſen Agitoren für ihre Zwecke — d. h. gegen die Juden — 
ausgenuͤtzt. Aber mit Recht ſagt das Politiſche Handbuch der national— 

liberalen Partei:!) 
„Nun war ja nicht zu leugnen, das mit dem freien Spiel der Kraͤfte eine 

gewerbliche Entwicklung herbeigefuͤhrt war, die auch ihre Schattenſeiten hatte. 

Indeſſen war doch alle befreiende Geſetzgebung von 1867—1877 nicht von 
Juden und Judenknechten, ſondern vom Fuͤrſten Bismarck mit den National- 
liberalen und den Konſervativen zuſtande gebracht und allſeits mit dem 

Vorbehalt, daß jeder gemeine Schaden, der ſich nach der Entfeſſelung der wirt— 

ſchaftlichen Tuͤchtigkeit des Volkes herausſtellen follte, tatfächlich auch bekaͤmpft 
werden ſollte. Wie das geſchehen iſt, lehrt die Geſchichte der Reichs- und 

Landesgeſetzgebung ſeit 30 Jahren. Im Hinblick auf dieſe kann das 
Urteil uͤber den Antiſemitismus nachgerade geſprochen werden. 
Er hat an alle dem, was die nationalen Parteien mit dem Reichs— 

baumeiſter in gemeinſamer Arbeit im erſten Jahrzehnt neuer 

deutſcher Geſchichte gearbeitet und geſchaffen haben, nicht den 

mindeſten Anteil.“ Es braucht dieſen Ausfuͤhrungen des in jeder Be— 

ziehung die Verhaͤltniſſe richtig darſtellenden Handbuches der „National— 

liberalen Partei“ nichts hinzugefuͤgt werden. — 
Trotz der voͤlligen Ausſichtsloſigkeit hat es die Partei, die zunaͤchſt verſchaͤmt 

unter dem irrefuͤhrenden Deckmantel „chriſtlich-ſozial“ ins Leben trat, zeit⸗ 

weiſe bis auf 16 Abgeordnete gebracht, aber ihre parlamentariſchen Erfolge 

blieben gleich Null. In ihrem Programm hatte die Partei viel verſprochen, ſie 

hat aber wenig gehalten und ſich oft ſcharf in Gegenfaß zu den Verſprechungen 
geſtellt, die ſie vor der Wahl gemacht hatte. Die Enttaͤuſchung konnte nicht 

ausbleiben. Der chamaͤleonartige Charakter der chriſtlichſozialen Partei 

brachte es mit ſich, daß bald mit dieſer, bald mit jener Fraktion zuſammen— 

gegangen wurde. Sie vereinigte die verſchiedenſten Elemente, vom Groß— 
agrarier bis zum kleinen Gewerbetreibenden. Sie ging mit den Konſervativen 
aber auch mit den Sozialdemokraten zuſammen! Auf dem Gebiet der 

ſozialen Reform⸗Arbeit hat fie Erſprießliches nicht geleiſtet. 
Wenn die Antiſemiten zunaͤchſt einen nach außen hin groß erſcheinenden 

Anhang hatten, ſo haͤngt das damit zuſammen, daß ſie mit dem Schlagwort 

„Sozial“ einen Teil der Kreiſe gewannen, die ihnen politiſch fernſtanden. Aber es 
dauerte nicht lange, da merkten dieſe Kreiſe, daß ihr Platz nicht bei den Anti— 
ſemiten war, und in der Folgezeit ſind zahlreiche Arbeiterkreiſe von den Anti— 
ſemiten direkt zu den — Sozialdemokraten abgeſchwenkt. 

Die wahltaktiſchen Fehler und das abſolut ergebnisloſe Vorgehen der 

1) S. 83. (Herausgegeben vom Centralbuͤro der Nationalliberalen Partei Deutſchlands) 

Berlin 1907. 
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Antiſemiten im Parlament braucht hier nicht geſchildert zu werden. In der 

Öffentlichkeit haben fie viel von ſich reden gemacht durch die berüchtigte 

Petition vom Jahre 1880, in der der Reichskanzler Bismarck aufgefordert 

wurde, amtliche Erhebungen uͤber das Judenproblem einzuleiten und in der 

ihm nahe gelegt wurde, die Juden-Einwanderung zu verbieten und Juden 

von obrigkeitlichen Amtern auszuſchließen. Auf die Petition ſelbſt hat 

Bismarck — trotzdem fie mehr als eine viertel Million Unter- 

ſchriften trug! — niemals geantwortet. Ja er hat ſogar, als ihm von 

beteiligter Seite die Petition vorher angekuͤndigt wurde, ausdruͤcklich davon 

abgeraten, die Eingabe an ihn abzuſenden, da er es ablehnen muͤſſe, darauf 

zu reagieren! Am 10. November 1880 wurde im Preußiſchen Abgeordnetenhaus 

eine „Interpellation Haͤnel und Genoſſen“ eingebracht, in der gefragt wurde: 

„Welche Stellung nimmt die Koͤnigl. Staatsregierung Anforderungen gegen— 
über ein, die auf Beſeitigung der vollen verfaſſungsmaͤßigen Gleichberech— 

tigung der juͤdiſchen Staatsbuͤrger zielen?“ Namens der preußiſchen Staats— 

regierung gab der Vizepraͤſident des Staats- Miniſteriums, Graf zu Stolberg⸗ 

Wernigerode die Erklaͤrung ab, „daß niemand etwas an der Gleichberechtigung 
der religioͤſen Bekenntniſſe in ſtaatsbuͤrgerlicher Hinſicht zu ändern beab— 

ſichtige.“ Dieſe Antwort deckt ſich mit zwei Außerungen, die Bismarck zu 
verſchiedenen Zeiten gegenuͤber den Beſtrebungen der Antiſemiten gemacht hat. 

Als ich ſeinerzeit las, daß die antiſemitiſche Eingabe mehr als eine viertel 
Million Unterſchriften gehabt habe, da erinnerte ich mich eines Luſtſpieles, 

das ich vor Jahren einmal geſehen hatte. In dieſem kommt ein vom Throne 

verjagter Koͤnig vor, der dauernd mit Eingaben prahlt, die angeblich ſeine 
Landeskinder wegen ſeiner Ruͤckkehr an ihn richten, und auf der Buͤhne erfaͤhrt 

man, wie derartige Eingaben zuſtande kommen: Es werden tauſende von 
Namen aus dem — Adreßbuch abgeſchrieben! An dieſe Scene mußte ich denken.. 

Zu meinem Erſtaunen aber hatte ich neuerdings Gelegenheit, feſtzuſtellen, 

daß die „Maſſenfabrikation von Unterſchriften“ nicht nur in der Operette vor— 

kommt, und in gewiſſen Kreiſen nicht etwas ſo ganz Unmoͤgliches iſt, als ein 
anſtaͤndiger Menſch anzunehmen geeignet iſt. Die Auffaſſung erſcheint nicht 

ganz unvertretbar, daß vielleicht bei der Sammlung der Unterſchriften unter der 

großen antiſemitiſchen Eingabe etwas „nachgeholfen“ worden iſt. Denn eine 

Beſchaffung von ¼ Millionen Unterſchriften iſt keine Kleinigkeit. Wer ſich 

daruͤber unterrichten will, welche Gepflogenheiten beſtehen koͤnnen, der greife 
nur zu dem Buch des wirklich unverdaͤchtigen Herrn Luckhardt, des Chef— 

redakteurs des antiſemitiſchen „Deutſchen Tageblattes“, der ſchildert, wie 

eine Maſſen⸗Eingabe an den Fürften Bismarck zuſtande kam. Ich gebe hier 

wörtlich wieder, was er ſchreibt: ) 

1) Juden und Chriſten, Nr. 2, Moderne Ehrenmaͤnner, Seite 39. 
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„Als Fürft Bismarck von feinem Amte enthoben war, da waren fehr viele 
feiner Anhänger in Berlin betruͤbt. Es wurde eine ſehr große Verſammlung 

in der Viktoria⸗Brauerei einberufen, in welcher nach langen Debatten be— 
ſchloſſen wurde, die Dankbarkeit in Form einer Adreſſe zum Ausdruck zu 
bringen Es wurden lange Bogen fuͤr die Unterſchriften in der Stadt 

ausgelegt. Aber es geſchah, daß man die große Zahl der Unterſchriften, auf 

die man gehofft hatte, nach laͤngerer Zeit nicht zuſammenbringen konnte. 

Viele Bogen zeigten bei der Einſendung bedeutende Luͤcken, wodurch das 
Komitee, welches ſehnſuͤchtig darauf wartete, endlich die Adreſſe uͤbergeben zu 

koͤnnen, in eine peinliche Verlegenheit geriet. Da kam „Jemand“ auf einen 

ſchlauen Einfall, indem er darauf hinwies, daß ja die fehlenden Unterſchriften 
mit Leichtigkeit zu beſchaffen ſeien. Man brauche bloß dem ſtrebſamen Direktor 
eines Geſchaͤftshauſes, der viele Angeſtellte beſchaͤftigt. Gelegenheit zu geben, 

ſein Licht leuchten zu laſſen — und ſo geſchah es. In einem einſamen Zimmer 

des Geſchaͤftshauſes wurden die halbleeren Bogen ausgelegt und mit Namen, 

die dem Adreßbuch (11) entnommen waren, ausgefüllt. Damit die Handſchrif— 

ten nicht ähnlich waren, wurden verſchiedene Angeſtellte der Firma mit der Aug 
fuͤllung beauftragt, und es mußten zwiſchen den Namen Luͤcken gelaſſen 

werden, damit immer wieder andere Perſonen dazwiſchen ſchreiben 

konnten.“ 

Luckhardt ſchreibt ſelbſt, daß er durch einen Angeſtellten auf dieſes Verfahren 

aufmerkſam gemacht wurde und Proteſt gegen dieſe Art der Unterſchriften— 

faͤlſchung einlegen wollte. Er mußte aber ſtillſchweigen, und es wurde 

ſchließlich eine Unterſchriftenmaſſe „fabriziert“. Ich fuͤge dieſe Schilderung 
eines Antiſemiten-Haͤuptlings kritiklos hier an...... 

Trotz der unzweideutigen Erklaͤrung der Regierung auf die Interpellation 

Haͤnel ruhte die Agitation von Stoͤcker und Genoſſen nicht. Er reiſte von 

Ort zu Ort und hetzte in der wuͤſteſten Weiſe. Die Folgen blieben nicht aus. 

Unbeſonnene Elemente ließen ſich zu Krawallen hinreißen, die im Sommer 
1881 in Stettin und anderswo einen ernſthaften Charakter annahmen. Hier 

war es der Kronprinz Friedrich Wilhelm, der von England aus den 
Kaiſer auf den Eindruck aufmerkſam machte, den dieſe Ereigniſſe im Auslande 

hervorgerufen hatten. 

Bei dem Vorgehen der Antiſemiten muß man ſich vor Augen halten, daß 

es ſich um eine Bewegung handelt, die nicht nur innerpolitiſch von Bedeutung 
iſt, ſondern mindeſtens in ebenſo ſtarkem Umfange auch außenpolitiſch 

in England ſowie Amerika hatte man fuͤr die antiſemitiſchen Krawalle abſolut 
kein Verſtaͤndnis. Das Anſehen des Deutſchtums im Auslande, hat hierdurch 

wie durch amtliche Sachverſtaͤndige einwandfrei feſtgeſtellt worden iſt, ſehr gelit— 

ten. Es unterliegt keinem Zweifel, daß gerade ein Mann wie Bismarck, der ſtets 

gewohnt war, alle Ereigniſſe unter dem Geſichtswinkel der Wirkung auf die 
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aͤußere Politik zu betrachten,!) diefe Entwicklung mit Beſorgnis verfolgte. 

Ein fo feiner Pfuchologe, wie Bismarck, war fich keine Sekunde im unklaren 

darüber, welche Stimmung in den angelſaͤchſiſchen Laͤndern herrſchte, und 

es iſt anzunehmen, daß ihn gerade im Hinblick auf feine außenpolitiſchen Bez 

ſtrebungen die Folgen der antifemitifchen Bewegung im hoͤchſten Grade in ſeiner 

Politik ſtoͤrten. Es ſteht heute einwandfrei feſt, daß Bismarck ſchon damals ein 

Buͤndnis zwiſchen England und Deutſchland im Auge hatte, daß er 

nur auf den Augenblick wartete, in dem England zu einem Zuſammengehen 

mit Deutſchland bereit war. Wenn auch in den Schriften Bismarck's niemals 

von dieſem Plan eines Buͤndniſſes mit England die Rede war, ſo haben neuere 

Geſchichtsforſcher doch den Beweis dafuͤr erbracht.?) Die Reiſen Lothar 

Bucher's nach London haben dieſem Zwecke gedient. Bismarck war gewohnt, 

auf lange Sicht hinaus auswaͤrtige Politik zu treiben. Er hat ja ſelbſt einmal 

das Bild von der Jagd gebraucht, bei der man ſehr lange ein Wild beobachtet, 

ehe man den erſten Schuß abgibt, und ſo hat auch er England lange ſorgfaͤltig 

verfolgt, ehe er die erſte Sondierung vornahm. Waͤhrend er dieſe Plaͤne ſpann, 

mußten die antiſemitiſchen Kundgebungen, und insbeſondere die Krawalle, 

Ruͤckſchlaͤge in der öffentlichen Meinung Englands, wo ſich die Juden damals 

einer ganz anderen geſellſchaftlichen Stellung erfreuten als in Deutſchland, 

hervorrufen. 

Daß die auswärtige Politik für Bismarcks Stellung gegenüber den 

) Vgl. Adalbert Wahl: Vom Bismarck der 70er Jahre (Tübingen 1920). 
2) Die Tatſache, daß Bismarck ein Buͤndnis mit England angeſtrebt hat, iſt in der 

Neuzeit mehr als einmal durch Veroͤffentlichungen feſtgeſtellt worden. Es braucht an 

dieſer Stelle auf dieſe Frage nicht naͤher eingegangen zu werden. Ich kann u. a. hinweiſen 

auf einen Brief, den der deutſche Botſchafter in Paris, Fuͤrſt Muͤnſter, unter dem 

4. 4. 1890 an den Freiherrn von Eckardtſtein geſchrieben hat, worin Fuͤrſt Muͤnſter aus⸗ ö 
druͤcklich betont, daß Bismarck von jeher ein Buͤndnis mit England haben wollte. So 
habe er im Jahre 1875 Lothar Bucher ploͤtzlich in geheimer Miſſion nach London geſandt, 

um die Moͤglichkeit eines Buͤndniſſes mit England zu eroͤrtern. (Eckardtſtein Seite 296). 

Beſtaͤtigt werden dieſe Angaben durch eine Bemerkung des Koͤnigs von Sachſen aus dem 

Jahre 1900 (Eckardtſtein Seite 323): „Ich weiß es aus dem eigenen Munde Bismarcks, 
daß er als Supplement zum deutfchzöfterreichifchen Bündnis den Beitritt Englands zum 
Bündnis als erſtrebenswert, ja unbedingt notwendig erachtet hat.“ — Unter den zahl⸗ 

reichen Beweiſen dafuͤr, daß Bismarck ein Buͤndnis mit England als erſtrebenswert an— 
geſehen hat. ſei auf ein Geſpraͤch mit dem engliſchen Maler Richmond aus dem November 

1887 hingewieſen, wo Bismarck ſagt: „Die natuͤrliche Allianz iſt die zwiſchen unſeren 

beiden Laͤndern und Italien. Dieſe drei Maͤchte koͤnnen, wenn auf feſtem Kriegsfuß, 

den Frieden Europas gegen Rußland und Frankreich aufrecht erhalten. Ein Frieden 

kann viel unehrenvoller werden als ein Krieg. Ich wuͤnſche von ganzem" Herzen, daß 
ich Englands fuͤr den Fall eines Krieges ſicher waͤre. Wenn Europa zweifellos wuͤßte, 
daß Deutſchland, England und Italien eng verbuͤndet ſind, ſo waͤre der Frieden ge— 
ſichert.“ (Heinrich v. Poſchinger, Bismarck-Portefeuille Band IV. Seite 93.) — Vgl. 
auch: Walter Platzhoff: „Bismarcks Buͤndnispolitik“ Bonn 1920. 
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Antiſemiten eine Rolle geſpielt hat, geht aus einem Aufſatze „Fuͤrſt Bismarck“ 
im „Hannoverſchen Kurier“ aus dem April 1900 hervor. Treffend heißt 

es da: „Er war der entſchiedene Feind jeder Art Radaupolitik dem Auslande 
gegenuͤber. Da aber die Art und Weiſe wie der Antiſemitismus ſchon wieder— 

holt Fragen auswaͤrtiger Politik behandelt hat, eine ſehr bedenkliche Ahnlich— 

keit mit Radau⸗-Politik gezeigt hat, fo wäre dies ſchon allein ein Grund für 

ihn geweſen, den Antiſemitismus ſehr energiſch zu ruͤffeln. Denn es liegt auf 

der Hand, daß die Art auswaͤrtiger Politik, wie ſie die antiſemitiſche Richtung 
anſtrebt, das Gegenteil diplomatiſcher Umſicht und Weitſicht bedeuten wird. 
Sie koͤnnte nur Verſtimmungen und Schwierigkeiten zeitigen, deren Folgen ſich 

bei ernſtlichen Komplikationen internationaler Art ſehr unguͤnſtig für Deutſch— 

lands Lebensintereſſen bemerkbar machen muͤßten. Die diplomatiſche Kunſt 
Bismarcks war ſo feingefuͤgter Art, daß ſie die Anwendung demagogiſcher 

Methoden und ſelbſt wenn ſie den Schein der Volkstuͤmlichkeit trugen, gerade 

in Fragen der auswaͤrtigen Politik ein fuͤr alle Mal ausſchloß. Bis jetzt 

aber hat die ganze Kunſt des Antiſemitismus darin beſtanden, nicht allein 
in der inneren Politik, ſondern ſpeziell in internationalen Fragen mit großen 

Worten und ſehr geringer Sachkenntnis von der Reichsregierung Dinge zu 
verlangen, die das genaue Gegenteil von den Grundſaͤtzen und dem Verfahren 
Bismarcks bedeuten.“ 

Waͤhrend der Zeit der Judenkrawalle fuͤhrte Herr v. Puttkamer das 
preußiſche Miniſterium des Innern. Sieht man ſich heute die maßgebenden 

amtlichen Akten an, dann hat man zuweilen das Gefuͤhl, daß an einigen 

Stellen damals nicht mit der notwendigen Objektivitaͤt gehandelt iſt 

und daß zugleich ein Mangel an Entſchlußkraft im Miniſterium des 

Innern feſtzuſtellen war. Beides war pſychologiſch begründet: Herr 
v. Puttkamer war ein hochkonſervativer Mann, der politiſch und perfünlich 

den Kreiſen Stoͤckers ſehr nahe ſtand — ganz im Gegenſatz zu Bismarck 
— und der vermutlich aus parteipolitiſchen Gruͤnden den Kampf gegen die 

Juden nicht ungern ſah. Bismarck ſcheint ſich damals in die Reſſort— 
verhaͤltniſſe des Herrn v. Puttkamer nicht haben einmiſchen wollen. Jeden— 
falls lag die Unterdruͤckung der ſtellenweiſe ſehr uͤblen Ausſchreitungen 
ausſchließlich in der Hand des Herrn v. Puttkamer. Die ganz Bericht— 
erſtattung an den Kaiſer ſowohl, wie auch an die Polizeipräfidenten und 

Oberpraͤſidenten ging ausſchließlich vom Miniſter des Innern aus, was 
ja bei der Stellung der preußiſchen Miniſter im Gegenſatz zu der Stellung 
der Staatsſekretaͤre im Reich begründet iſt. Im Reich herrſchte der Reichs» 
kanzler, die Staatsſekretaͤre waren nur ſeine Stellvertreter, die in ſeinem 
Namen handelten. In Preußen war der Miniſterpraͤſident nur der „primus 

inter pares“, Die Reſſort⸗Miniſter verfügten über eine ſehr große Frei— 

heit. Gewiß hat in grundſaͤtzlichen Fragen der Politik Bismarck ſehr 
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häufig in die Reſſorts eingegriffen. Bei der Frage der Unterdrüdung von 
Unruhen handelt es ſich nicht um ein Problem, das Bismarck zu einem aus den 

Akten erſichtlichen Schritt veranlaßte. Inwieweit er unter der Hand, ſei 

es durch Geſpraͤche oder auf andere Weiſe Einfluß ausgeuͤbt hat, laͤßt ſich heute 

nicht mehr feſtſtellen. Aufzeichnungen daruͤber ſind in den Akten nicht vor— 

handen. Wenn die Bewegung, die auf der Agitation Stoͤckers beruhte und die 
vielfach in einer lediglich auf Maſſenſuggeſtion zuruͤckzufuͤhrenden Pluͤnde— 

rung von Kauflaͤden beſtand, nicht mit der notwendigen Schaͤrfe unterdruͤckt 
wurde, ſo lag das vielfach daran, daß die nachgeordneten Stellen in den 
kleineren Orten die Bewegung in ihrer Tragweite nicht uͤberſahen. Bei den 

ganzen Ausſchreitungen hat man es mit den typiſchen Erſcheinungen der 

Maſſenpſychoſe zu tun. Irgend ein Gedanke braucht in die Menge geworfen 
zu werden, irgend ein Agitator ſtellt ſich an die Spitze und ſofort folgt die 

gedankenloſe Maſſe. Einerlei ob die Deviſe heißt: „Kampf gegen den Wucher“, 
„Kampf gegen die politiſche Herrſchaft“, „Sturm gegen die juͤdiſchen Laͤden“ 

oder wie es ſpaͤter beliebt wurde: „Alle Macht den Arbeiter- und Soldaten— 
raͤten“. In allen Zeiten und bei allen Voͤlkern hat die Phraſe die Maſſe be— 

herrſcht, und ſo haben wir es denn auch bei den antiſemitiſchen Ausſchreitungen 

mit nichts anderem zu tun, als mit einer Maſſe, in der ſich alle Untugenden der 

einzelnen Glieder vereinigen und die willenlos denen folgt, die ſie mit dem 

Schlagwort fuͤhren bezw. verfuͤhren. 

Eine ſehr eigenartige Stellung nimmt unter den Beamten der damaligen 
Zeit eine Perſoͤnlichkeit ein, die nach außen nicht in die Erſcheinung trat, da ſie 

durch den Miniſter gedeckt wurde, dafuͤr aber hinter den Kuliſſen umſo inten- 

ſiver wirkte. Das war der Berliner Polizei-Praͤſident Herr von Madai. Wenn 

die ſpaͤtere Forſchung einmal die Geſchichte der inneren Politik Preußens ſchreiben 

will, dann wird hierbei der damalige Berliner Polizei-Praͤſident keine jehr 

ſchoͤne Rolle ſpielen. Madai war nicht nur ein Reaktionaͤr im uͤbelſten Sinne 

des Wortes, ſondern ein ſehr enggeiſtiger Part ei-Politiker, der feine Pflichten 

als Staatsbeamter in einer ſehr bedenklichen Weiſe auffaßte. Aufgabe des 

Staatsbeamten, auch des politiſchen Beamten, iſt es immer geweſen, über allen 

Parteien zu ſtehen und alle Vorgaͤnge objektiv zu pruͤfen. Das war ja auch 

gerade der Vorzug unſeres bewährten preußiſchen Beamtentums. Gewiß ift 

das Beamtentum des alten Preußen konſervativ geweſen. Daraus wird aber 
niemand einen Vorwurf herleiten koͤnnen, ſolange die Beamten den Ereigniſſen 

unvoreingenommen gegenuͤberſtehen, und nicht mit Unrecht hat gerade das 
Beamtentum alten Schlages ſich eines beſonders hohen Anſehens erfreut. 

Für Madai gelten dieſe Vorzuͤge nicht. Er hat zwar die Stöͤcker'ſche Bewegung 
nicht direkt gefoͤrdert, aber er hat ſie in einer mehr als eigenartigen Weiſe in 
Schutz genommen und ſeine Plichten als Huͤter der oͤffentlichen Ordnung 

groͤblich verletzt. Seine Berichte uͤber die ſogenannte „Berliner Bewegung“ und 
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ihre Urfachen find keineswegs Werke der Staatskunſt. Man hat direkt das 
Gefuͤhl, als ob ein Mann wie Stoͤcker Madai die Feder gefuͤhrt hat, ſo einſeitig 
ſind ſie gehalten. Sie leſen ſich nicht wie Schriften eines Staatsmannes, 

ſondern wie ſchlechte Zeitungsleitartikel eines kleinen Parteiblattes. 
Mit Recht beklagt ſich heute die öffentliche Meinung darüber, wenn Staats: 

beamte, die dem Vaterlande zu dienen haben, Parteipolitik treiben. Dieſe Klage 
iſt in der gleichen Weiſe berechtigt, ob die Parteipolitik im Intereſſe der linken 

wie der rechten Parteien betrieben wird. Der Verwaltungsbeamte darf nicht 

einer Partei dienen, ſondern nur der Geſamtheit. Nun wird ja auch der Partei— 

politiker immer der Anſicht ſein, daß er in der Weiſe, in der er arbeitet, der 
Geſamtheit am beſten dient. Aber dennoch muß jeder, der auf irgend ein 

Partei⸗Programm eingeſchworen iſt, doppelt und dreifach pruͤfen, ob er nicht 

die Verhaͤltniſſe durch die Parteibrille anſieht, und eine Parteibrille hat Madai 

getragen! ; 

Nichts liegt mir ferner, als hier etwa die Juden in Schuß nehmen zu wollen. 

Es gibt unſtreitig ebenſo uͤble Elemente juͤdiſchen Glaubens, wie es uͤble 

Elemente anderen Glaubens gibt. Die Menſchheit ſetzt ſich nicht nur aus 

Idealtypen zuſammen. Gott hat gute und boͤſe Menſchen geſchaffen. Der 
Beamte aber darf ſich durch Sympathie und Antipathie nicht verleiten laſſen. 

Er muß — ausſchließlich dem Rechte dienend — ſich vor allen Verallgemeine— 

rungen huͤten und dieſen Verallgemeinerungen war ein ſo beſchraͤnkter Geiſt 

wie Madai in einem ſchlimmen Umfange zum Opfer gefallen. Statt einzus 

ſchreiten hat er in einſeitigſter Weiſe alles was an Beſchuldigungen gegen 

einzelne Juden angefuͤhrt wurde, auf die Geſamtheit angewandt, und wenn die 
Berliner Bewegung oſt ſo unſchoͤne Formen annehmen konnte, ſo iſt das zu 

einem ſehr erheblichen Umfange auf die Taͤtigkeit des Herrn Madai und auf 

ſein mangelndes Rechtsempfinden zuruͤckzufuͤhren. 
In liberalen Kreiſen hat man dieſe Verhaͤltniſſe in der inneren Verwaltung 

Preußens natuͤrlich nicht uͤberſehen koͤnnen. Man konnte nicht wiſſen, daß 
Madai der ſchuldige Teil war. Man wußte auch nicht, daß Puttkamer es 
unterlaſſen hatte, Madai entſprechend zu ruͤffeln, ſondern ſchloß aus den 

Vorgaͤngen, daß Bismarck es an der notwendigen Intenſitaͤt habe fehlen laſſen. 

Ich habe aber Anlaß, anzunehmen, daß Bismarck die Politik Puttkamers, die 
eine Art ſtillſchweigender Duldung der antiſemitiſchen Bewegung darſtellte, 

nicht für richtig fand. Dieſe Annahme gruͤndet ſich auf eine Notiz der „Koͤlni⸗⸗ 

ſchen Zeitung“, hinter der ich als Autor Bismarck vermute. Die in Betracht 

kommende Notiz ſtand in der „Koͤlniſchen Zeitung“ Nr. 203 vom 24. Juli 1881. 
Sie iſt an der Spitze des Blattes gebracht, wo damals bei dieſer Zeitung ſtets 

die hochoffizioͤſen Mitteilungen zu ſtehen pflegten. Ihre Herkunft aus Berlin 
iſt auch daraus erſichtlich, daß in der erſten Zeile als Titel „Berlin“ angegeben 

wird. Es iſt alſo keine Koͤlner Redaktionsarbeit, ſondern ſtammt aus Berlin. 
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Wer die engen Beziehungen Bismarcks zu Juſtizrat Fiſcher, dem Berliner 
Vertreter der „Koͤlniſchen Zeitung“ kennt, der weiß, daß Bismarck in vielen 
Faͤllen, in denen er nicht das ſchwere Geſchuͤtz der „Norddeutſchen Allgemeinen 

Zeitung“ auffahren wollte, ſich gerade dieſes Organs bediente. Anlaß zu 
dem Aufſatz gab eine Außerung des daͤniſchen Schriftſtellers Georg Brandes, 
der ſcharfe Kritik an der antiſemitiſchen Bewegung in Deutſchland und der 
Haltung der preußiſchen Regierung uͤbte. Im Anſchluß an eine Erwiderung 

auf die Kritik Brandes ſchließt der Aufſatz mit einem ſehr deutlichen Wink 

an den Polizeiminiſter, indem es woͤrtlich heißt: 
„Wir wollen nicht verſchweigen, daß manches im Treiben des ſo außer— 

ordentlich gemiſchten reaktionaͤren Kriegslagers eine ſcharfe Zuruͤckweiſung 
wenigſtens ſeitens der gouvernementalen Preſſe, verdient. Sonſt kann es fuͤr 
fluͤchtige Beobachter leicht den Anſchein gewinnen, als dulde oder wuͤnſche 
die Regierung alle die geſprochenen und gedruckten Rohheiten und Gemein— 

heiten, die täglich unter ihren Augen ſich ereignen, ohne daß fie dieſelben auch 

nur mißbilligt.“ 
Daß die „Koͤlniſche Zeitung“ aus ſich heraus damals die Regierung in 

dieſer Weiſe kritiſierte, iſt ausgeſchloſſen. Die Vermutung, daß dieſer Satz 

aus der Feder der Bismarck'ſchen Umgebung ſtammt, wird beſtaͤrkt durch die 

Aufnahme, die der Aufſatz im Amte des Herrn v. Puttkamer gefunden hatte! 

Kurze Zeit nach dem Erſcheinen des Aufſatzes in der „Koͤlniſchen Zeitung“ 
kommt aber an Herrn von Puttkamer ein ſehr deutlicher Wink, der einem 
dienſtlichen Ruͤffel verteufelt ähnlich ſieht. Herr v. Puttkamer hatte zweimal 

dem Kaiſer Bericht uͤber die Krawalle erſtattet. Auf den zweiten Bericht 
ließ der Kaiſer Herrn v. Puttkamer durch den Geheimen Kabinettsrat von 

Wilmowski unter dem 23. Auguſt 1881 eroͤffnen, daß ſeiner Anſicht nach 

„von den Behoͤrden mit einem großen Mangel anEnergie verfahren 
werde.“) Gleichzeitig ordnete der Kaiſer eine Unterſuchung an. 

Ob Bismarck an dieſer Anordnung des Kaiſers beteiligt war, ob er ſie vorher 
gewußt hat, läßt ſich aus den Akten nicht feſtſtellen. Aus den „Bismarck— 

Regeſten“ ergibt ſich, daß am 16. Auguſt der Kaiſer bei Fuͤrſt Bismarck geweſen 

iſt. Über das Geſpraͤch ſelbſt findet ſich naturgemaͤß keine Aufzeichnung. Die 
Vermutung erſcheint nicht ganz unbegruͤndet, daß der Kaiſer Bismarck von 
ſeiner Abſicht, dem Miniſter Puttkamer ſchreiben zu laſſen, geſprochen hat. 

Der Erfolg iſt dann auch nicht ausgeblieben. Es erſcheint der Erlaß an die 
Oberpraͤſidenten, worin die Behoͤrden aufgefordert wurden, mit vollſtem 

Nachdruckundallen zu Gebote ſtehendengeſetzlichen Mitteln 

gegen die antiſemitiſche Bewegung einzuſchreiten. Dieſer 

1) Dieſer Satz in dem Schreiben des Geheimen Zivilkabinetts war einer eigenhaͤndigen 
woͤrtlich gleichlautenden Randbemerkung Kaiſer Wilhelms I entnommen! 
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Erlaß iſt abgedruckt in der „Berliniſchen Zeitung von Staats- und gelehrten 
Sachen“ Jahrgang 1881, Nr. 408.) 

Die Stellung Bismarcks gegenuͤber der „Berliner Bewegung“ charakte— 
riſiert Harden, vermutlich auf Grund von perſoͤnlichen Unterredungen mit 

Bismarck und in vollkommener Übereinſtimmung mit meinen aktenmaͤßigen 
Feſtſtellungen treffend, wenn er in der Zukunft Nr 31, Jahrgang 1893, ſagt: 

„Der Miniſter des Innern rief die Behoͤrden gegen die antiſemitiſchen 
Ausſchreitungen auf, denen auch Fuͤrſt Bismarck, in einem Geſpraͤch mit einem 
juͤdiſchen Geſchaͤftsfreund, ſeine Mißbilligung nicht verhehlte. Das geſchah, 
obwohl die antikapitaliſtiſche Bewegung nur durch das Ventil des Judenhaſſes 

ſo gemildert werden konnte, daß ſie vor dem Einmuͤnden in die Sozialdemo— 

kratie bewahrt blieb, und obwohl die kluͤgſte und zaͤheſte Oppoſition, die der 
Regierung entgegentrat, von Juden ausging oder doch finanziell unterſtuͤtzt 
wurde. Der Reichskanzler haͤtte damals fuͤr eine judenfeindliche Politik 

eine begeiſterte Mehrheit gefunden, aber er war zu gewiſſenhaft und zu weit— 

blickend, um nach Erfolgen zu haſchen, die nach ihm die Suͤndflut herbei— 

fuͤhren mußten. Kurzſichtige Antiſemiten moͤgen ihm daraus einen Vorwurf 
machen; wenn ſeine unanſtaͤndigen und wuͤrdeloſen Gegner ihn aber mit 

ihren Faͤlſcherkuͤnſten zum Naͤhrvater der Judenhetze machen wollen, ſo 
geſchieht das nur, um die eigene ſchwere Schuld zu verbergen.“ 
Zu der Frage, wie ſich Bismarck zu der antiſemitiſchen Bewegung im Augen— 

blick geſtellt hatte, als ſie ihren Hoͤhepunkt erreicht hatte, hat ſich auch einmal 

Moritz Buſch geaͤußert. Das Urteil dieſes Mannes iſt zwar mit großer 
Vorſicht zu genießen, da man ſich, wie ſchon erwaͤhnt, bei Buſch immer wieder 
vor Augen halten muß, daß er Antiſemit war. In ſeinem Buche: „Unſer 

Reichskanzler“) ſchreibt Buſch wörtlich folgendes: 

„Als nun in den letzten Jahren die Judenfrage wieder auf die Tages— 

ordnung gebracht wurde und Stimmen ſich erhoben, welche die den Israeliten 

eingeraͤumten ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte teilweiſe wieder aufgehoben wiſſen 
wollten, ſprach fich der Reichskanzler in öffentlicher Rede über dieſe Bewegung 

und ihre Gründe und Ziele nicht aus. Wir haben aber Grund, anzunehmen, 
daß ihm die Agitation der Antiſemiten zwar nicht ganz unbegreiflich, aber 
unzeitgemaͤß erſchien und infolgedeſſen unerwuͤnſcht war. Dies druͤckte 
ein Artikel der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ mit ziemlich deutlichen 
Worten aus.“ 

1) Buſch, Band 1, Seite 153. „Unſer Reichskanzler“. 

4 Joͤhlinger, Bismarck 40 



Kapitel 4. 

Bismarcks juͤdiſche Beziehungen. 
Es gibt im Leben des Kanzlers nicht viele derartig kraſſe Gegenſaͤtze wie 

zwiſchen Bismarck und Laſſalle. Gewiß von den Maͤnnern juͤdiſcher Ab— 
ſtammung, die Bismarck ſchaͤtzte, war jeder aus einer anderen Umwelt als Bis— 
marck, aber ſie waren in ihrer Gedankenrichtung ihm doch naͤherſtehend als der 

Breslauer Jude. Wenn Simſon und Bismarck beſonders verbunden waren, fo 
iſt das nicht ſo wunderlich; Simſon empfand ganz anders nationaldeutſch als 

Laſſalle. Bei den engen Beziehungen zu Bleichroͤder lagen politiſche Urſachen 
vor. Dieſer Mann hatte, als alle anderen Bismarck im Stich laſſen wollten, 

inmitten der großen Gefahr Preußen durch Geldhergabe einen Dienſt geleiſtet. 
Aber Laſſalle, der radikale Stuͤrmer, der Mann, der das Proletariat zum Kampf 

fuͤhren wollte, der in der liberalen Preſſe wegen ſeiner Beziehungen zur Graͤfin 
Hatzfeldt auf das gemeinſte geſchmaͤht wurde, der von Prozeß zu Prozeß Ges 
hetzte, er verkörperte ſcheinbar doch eine andere Welt als die aus der Bismarck 
ſtammte. Und dennoch hatten nicht beide Naturen etwas Verwandtes? Iſt 

nicht auch in dem Juden von Breslau etwas, das an Bismarck anklingt, mag 
er im uͤbrigen menſchlich noch ſo verſchieden von dem großen Staatsmann 

geweſen fein. Auch Laſſalle zeigt jene preußiſche Prägung. Laſſalle iſt 
Deutſcher durch und durch, der rechtzeitig die Miſſion Preußens in Deutſchland 

erkennt, und wenn Laſſalle in ſeinem „Sickingen“ das Wort ausſprach: 
„Und alles Große was ſich jemals wird vollbringen, 

Dem Schwert zuletzt verdankt es ſein Gelingen,“ 

ſo toͤnen da Klaͤnge, die etwas an die Worte Bismarcks von „Eiſen und 
Blut“ erinnern. Ganz ſo verſchieden ſind die Naturen doch nicht geweſen, 
moͤgen ſie durch politiſche Geſinnung, durch Herkunft und durch ihre Ziele 

noch ſo ſehr getrennt ſein. 

In beſonders feiner Weiſe hat Oncken Bismarck und Laſſalle gegenuͤber— 

geſtellt. !) „Dort der Kanzler, die kraftvolle und genußfreudige Huͤnengeſtalt, 

in der geſellſchaftlichen Haltung mehr Edelmann als Junker mit den liebens⸗ 

wuͤrdigen Formen der großen Welt und zugleich die urwuͤchſige Geſundheit 
und Kraft des Landlebens verratend, ein Verſtand, der nicht aus den Buͤchern, 
ſondern aus dem Leben gelernt hatte, dem der Anhauch des Genius nicht bloß 
politiſche Leidenſchaft ſondern auch die hoͤchſte politiſche Kunſt: Vorſicht und 

Kuͤhnheit in jedem Augenblick beſchert hatte. Und hier der ſchmaͤchtige Jude 

mit dem ſtolzen ins Semitiſche uͤberſetzten Goethekopf, 10 Jahre juͤnger, aber 

1) Oncken: Laſſalle Seite 373. 
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ſchon ebenſo lange in politiſchen Dingen umgetrieben, ganz in Kultur und 
Unnatur des Stadtlebens in der Welt der Buͤcher und des reinen Denkens auf— 

gewachfen, in aufreibenden Irrungen abgearbeitet, mit dem fanatiſchen 

Glauben an ſeine Dialektik, das Feuer ſeines Innern kaum baͤndigend, auch er 
eine ganz auf politiſches Handeln geſtellte Natur, dazu noch die ganze Weite 

ihrer ſachlichen Gegenſaͤtze! Trotzdem zogen ſie ſich an!“ 
Zu den vielen Eigenſchaften, die Bismarck aus zeichneten, gehört vor allem 

feine außerordentliche Menſchen kenntnis. Gerade das iſt es aber auch, was 

der Staatsmann gebraucht. Nicht ſo ſehr die Fachkenntniſſe ſeines einzelnen 

Reſſorts, ſondern die Gabe, Menſchen richtig zu beurteilen und ſie an die 

geeignete Stelle zu ſetzen. Wie ſehr hat dieſe Gabe der wilhelminiſchen Epoche 
gefehlt! Wenn Otto v. Bismarck mit Laſſalle nicht nur gern verkehrt hat, 

ſondern auch aus den Beziehungen keinen Hehl macht, ſo zeugt das ſowohl 
fuͤr dieſe Begabung — er hat rechtzeitig den von Natur ungewoͤhnlich aus— 
geſtatteten Mann erkannt — es zeugt zugleich von ſeinem Mut, mit einem 

Manne aus einem ganz anderen Lager in Verbindung zu treten, in einer Zeit, 
wo andere deutſche Staatsmaͤnner ſich vor einem ſolchen Verkehr ſicherlich 

geſcheut haͤtten. Es zeugt aber zugleich auch fuͤr die abſolute Unvorein— 
genommenheit gegenüber der juͤdiſchen Raſſe. Während Simſon alle guten 

Eigenſchaften der edlen Juden in ſich vereinigt, war das bei Laſſalle nicht der 
Fall. Auf geiſtigem Gebiet war er von der Natur verſchwenderiſch aus— 

geſtattet; aber ſein Außeres mußte auf germaniſch empfindende Menſchen oft 
abſtoßend wirken, und dieſer Eindruck wurde noch verſchaͤrft durch die Sprache 
Laſſalle's, ſeine ganze Haltung und ſeine Bewegungen, durch ſeine geſellſchaft— 

lichen Formen und ſeine oft bis zur Unertraͤglichkeit geſteigerte Eitelkeit. — 

Wenn die Anekdote, die erzaͤhlt wird, wahr iſt, ſo iſt auch ſie ein Beweis fuͤr 
die prophetiſche Gabe Bismarcks: Bei einem der Geſpraͤche, die Bismarck mit 

Laſſalle gehabt hat, ſoll der Kanzler Laſſalle vor der Fortſetzung ſeines Lebens— 

wandels gewarnt haben. „Wenn Sie, ſo ſoll Bismarck geſagt haben, es in 
der Politik zu etwas bringen wollen, dann muͤſſen ſie zwei Dinge haben: 
ein Landgut und eine haͤßliche Frau. Ein Landgut, auf das man ſich zuruͤck— 

ziehen kann, um ſich von dem Arger uͤber die Parteien zu erholen und eine 

haͤßliche Frau, die als beruhigender Hafen fuͤr das ſtuͤrmiſche Tempera— 
ment dient. Sonſt werden ſie nicht alt werden.“ Laſſalle hat keinen dieſer 
beiden Ratſchlaͤge befolgt. Ein Landgut hat er ſich nicht angeſchafft, und es 

war keine haͤßliche Frau, um die er allzujung im Duell fein Leben aushauchte. . 
Aber nicht nur Bismarck hatte rechtzeitig die Bedeutung eines Laſſalle 

erkannt, auch Laſſalle gehoͤrt zu den wenigen, die die Groͤße Bismarcks 
ſchon zu einer Zeit richtig einſchaͤtzten, in der er, wie er ſelbſt ſagt, der „beſt— 
gehaßte Mann“ geweſen iſt. Zu einer Zeit, in der man in Deutſchland nur mit 
Grauſen von dem Miniſterpraͤſidenten ſprach, da hat Laſſalle mit klarem Blick 
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erkannt, daß hier das Genie ftand, auf das Deutſchland gewartet hatte, daß 

hier der Fuͤhrer gekommen war, der das Volk durch die Wuͤſte in das gelobte 

Land zu fuͤhren geeignet war. Was beide einigte, war die Bewunderung, 

die ſie ſich gegenſeitig zollten; aber es war zugleich etwas gemeinſames: es 

war der Haß gegenuͤber dem feigen, unpolitiſchen Buͤrgertum. Beide haßten 
es aus verſchiedenen Gründen heraus. Aber fie waren ſich einig: Der gemein 

ſame Feind war das deutſche Buͤrgertum, der deutſche Liberalismus. Hier 
war der Punkt, wo die beiden Maͤnner zuſammen kommen konnten. Von hier 

aus wurden die Beziehungen geknuͤpft, die zwar nicht von langer Dauer 
waren, aber doch eine bemerkenswerte Intimitaͤt gezeigt haben. 

Pſychologiſch intereſſant iſt es, zu unterſuchen, welches die Motive fuͤr den 
gemeinſamen Haß gegenuͤber dem Liberalismus bei beiden Maͤnnern geweſen 

ſind. Laſſalle wollte den Kampf der Maſſen gegen die Regierung, und fuͤr 
einen ſolchen Kampf war das Buͤrgertum nicht zu haben. Fuͤr den Sturm⸗ 

geſellen Laſſalle waren die Freiſinnigen reine Philiſter und da er im Kampfe 
von ihnen nicht nur keine Unterſtuͤtzung, ſondern ſchließlich ſogar maßloſe An— 

griffe erfuhr, ſo ſteigerten ſich die Gefuͤhle, die er gegenuͤber den Vertretern des 

deutſchen Liberalismus hatte, zu Haß. Und bei Bismarck war es ein anderer 
Grund: Der Miniſterpraͤſident hatte ſich ſchuͤtzend vor den Koͤnig geſtellt und 
kaͤmpfte den Kampf um die Rechte der Krone und des Parlamentes. Es war 

ihm eine Herzens ſache, hier mit ſtarker Hand zuzugreifen und den Liberalismus zu 
knebeln. Die beruͤchtigte „Preßordonnanz“ war nur ein Werkzeug in dieſem 
Kampfe, aber fie zeigt, zu welchen Mitteln Bismarck zu greifen entſchloſſen war.!) 

Freilich war der Haß allein nicht das treibende Glied der beiden Maͤnner. 

Oncken ſpricht nicht mit Unrecht auch von den „Sympathien der Temperamente.“ 

Daruͤber hinaus aber verbindet beide Maͤnner eine gemeinſame Auffaſſung 
vom Staate. Beide ſind gleichmaͤßig dem doktrinaͤren Mancheſtertum feind. 

Bismarck vertritt den Staatsgedanken in altpreußiſchem Sinne. Laſſalle 

bekaͤmpft die „Nachtwaͤchter-Idee“ des Buͤrgertums, die dem Staate lediglich 
die Rolle des Aufpaſſers zuweiſt, und ſo vereinigen ſich hier Preußentum 
und Sozialismus zu einem gemeinſamen Kampfe gegen die politiſche | 
Gleichguͤltigkeit. Bevor Laffalle an Bismarck herangetreten war, hatte Bis- 

marck ſich fuͤr die Ideen dieſes Mannes ſchon intereſſiert. Er hatte bereits 
am 12. April 1863 den Handelsminiſter angewieſen, die Vorſchlaͤge von 
Laſſalle „auch aus politiſchen Gruͤnden ernſtlich zu pruͤfen und mit Nachdruck 
zu behandeln.“ In der Tat, aus politiſchen Gruͤnden war Bismarck die ſoziale 

Agitation nicht unſympathiſch; aber daruͤber hinaus war unſtreitig die Art, 
wie ein aus liberalen Kreiſen ſtammender Judenſproͤßling gegen den Liberalis- 

) Vgl. hierzu meinen Aufſatz: „Bismarcks Kampf mit der Preſſe“ in der „Voß. 

Zeitung“ vom 26. Sept. 1920, wo auch die diesbez. Kronratsprotokolle zum Abdruck 
gebracht ſind. 
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mus auftrat, für den Miniſterpraͤſidenten etwas herzerfriſchendes. Am 1. Juni 
1863 trat die „Preßordonnanz“ in Kraft, die waͤhrend des Sommers den Zei⸗ 

tungen einen Maulkorb vorband, die zu ernſten Verwarnungen der geſamten 
liberalen Preſſe fuͤhrte und zugleich zum Verbot einer Reihe von Zeitungen. 

Dieſe „Preßordonnanz“ war das ureigenſte Werk Bismarcks, der nur mit 
Muͤhe dem alten Koͤnig die Zuſtimmung abringen konnte; denn Wilhelm 1. 
wurde den Eindruck nicht los, daß dieſe „Preßordonnanz“ im Widerſpruch mit 

der Verfaſſung ſtehe. In dem Augenblick, in dem ſie eingefuͤhrt wurde, wirkte 

ſie inſofern, als die Preſſe zum Schweigen in ihrer Kritik an dem Miniſterium 
Bismarck gezwungen wurde. Laſſalle hat dieſes Schweigen als Feigheit be— 
zeichnet, waͤhrend Bernſtein geneigt iſt, die Preſſe von damals in Schutz zu 
nehmen unter dem Hinweis darauf, daß ihr nichts anderes uͤbriggeblieben waͤre, 

als zu ſchweigen. Waͤhrend nun die Zeitungen ihre Kritik gegen die Regierung 
unterdruͤcken mußten, konnten ſie um ſo mehr gegen den verhaßten Laſſalle 

ſchreiben, und gerade die liberale Preſſe uͤbergoß Laſſalle mit dem ſchaͤrfſten 
Hohn, waͤhrend beiſpielsweiſe die „Kreuz-Zeitung“ damals Laſſalle noch mit 

Objektivität behandelte. Im September 1863 hielt nun Laſſalle feine berühmt 
gewordene Rede: „Die Feſte, die Preſſe und der Frankfurter Abgeordnetentag 
3 Symptome des oͤffentlichen Geiſtes.“ Dieſe im Rheinland gehaltene Rede 

iſt wohl das ſchaͤrfſte an Spott, Hohn und Kritik, was in der damaligen Zeit 
dem Liberalismus geſagt wurde. Ihre Wirkung war ungeheuer. Es war eine 
Abrechnung mit den Maͤnnern, die damals an der Spitze des Freiſinns ſtanden, 

und treffend ſagt Oncken: 

„Sie war eine ſchonungsloſe Abrechnung mit der Fortſchrittspartei und 

eine Liebeserklaͤrung an die Adreſſe Bismarcks.“ 
Es iſt kein Zweifel, die Rede war nicht nur an die Arbeiter in Barmen, 
Solingen und Duͤſſeldorf gehalten, ſie war zugleich gerichtet an den Gewaltigen 
in Berlin. Laſſalle wirft den Abgeordneten vor, daß fie nichts getan hätten, 

| als Feſte zu feiern und daß ihre Preſſe feige geſchwiegen habe über die „Preß— 

ordonnanz“ und das Geldintereſſe des Verlegers als Grund des Schweigens 
angegeben hätte, Für ein derartig feiges Benehmen hat Laſſalle kein Ver: 

ſtaͤndnis. Er haͤtte von der Preſſe einen mutigen Kampf erwartet, der aber 
unterblieben ſei, weil die Zeitungen ihre geſchaͤftlichen Intereſſen in den Vorder: 

grund geſtellt haͤtten. Laſſalle bezeichnet dann die ganze Preſſe als korrupt 
und verlangt als Abhilfsmittel das, was man heute die „Sozialiſierung des 

Inſeratenteiles“ nennen würde, nämlich die Verſtaatlichung der Zeitungs— 
anzeigen. Und nachdem er nun uͤber den Liberalismus, ſeine Parlamentarier 
und ſeine Preſſe hergezogen iſt, kommt die „Liebes erklaͤrung an den Fuͤrſten 

Bismarck.“ Er wirft den Fortſchrittlern vor, daß fie mit den Fuͤrſten lieb— 
aͤugeln, um jenen vor Bismarck bange zu machen; „aber“, ſagt er, „wenn wir 

auch Flintenſchuͤſſe mit Herrn v. Bismarck wechſeln, ſo wuͤrde doch die Gerech— 

53 



tigkeit erfordern, noch während der Salve einzugeftehen, er ift ein Mann, aber 

jene find alte Weiber!“ 

Das Liebeswerben von Laſſalle um Bismarck fteigert ſich dadurch, daß der 

fortſchrittliche Oberbuͤrgermeiſter von Solingen die Verſammlung, die von 

5000 Menſchen beſucht war, aufloͤſte, worauf Laſſalle ein Telegramm an 

Bismarck richtete. Das war kein ſpontaner Akt der Erregung, ſondern hier 
hatte Laſſalle ſicherlich eine langerſehnte Gelegenheit, an den von ihm be— 

wunderten Mann heranzukommen, und dieſes Telegramm bildete eine der 

Bruͤcken, die den Breslauer Juden zur Wilhelmſtraße nach Berlin fuͤhrten. 
Es iſt der Ruf an den „Reaktionaͤr“, ihm beizuſtehen im Kampfe gegen die 
Diktatur des Freiſinns ..... 

Es ſteht nicht genau feſt, wann Laſſalle Bismarck aufgefucht hat und ebenſo 

wenig ſteht genau feſt, wie oft beide Maͤnner zuſammen kamen. Bebel, 
geſtuͤtzt auf die Graͤfin Hatzfeldt, bemerkte ſpaͤter in ſeiner Reichstagsrede, daß 

Laſſalle 2—4 mal in der Woche mit Bismarck zuſammengekommen ſei. 

Bismarck antwortete, daß im ganzen 3—4 Zuſammenkuͤnfte ſtattgefunden 
haͤtten. Eduard Bernſtein bezweifelt die Angaben Bismarcks und vertritt 
die Auffaſſung, daß die Zuſammenkuͤnfte häufiger geweſen ſeien. Oncken 

kommt zu dem Reſultat, daß die Beziehungen Ende Oktober 1863 eingeſetzt 
und ſich mindeſtens bis zum Februar 1864 hingezogen haͤtten. Infolgedeſſen 

laͤge die Wahrheit etwa in der Mitte, wenn auch naͤher nach der Angabe Bis— 
marcks. In der Ausſage der Gräfin Hatzfeldt liege eine Übertreibung, während 
in der Bemerkung Bismarcks eine Abſchwaͤchung zu erblicken ſei. Aber es 
kommt ja nicht ſo ſehr auf die Zahl der Zuſammenkuͤnfte an, die im einzelnen 

ſtattgefunden haben. Laſſalle hat ſchriftlich nichts hinterlaſſen, was uͤber die 

Unterredung mit Bismarck Aufſchluß geben koͤnnte. Man weiß nur, daß er 
eifrig beſtrebt war, Bismarck zu gewinnen, Preußen das allgemeine gleiche 

und direkte Wahlrecht aufzuzwingen. Ja er wollte ſogar Bismarck verleiten, 
im Wege des Staatsſtreiches dieſes Wahlrecht einzufuͤhren, ein Standpunkt, 

den er in etwas reichlich ſophiſtiſcher Weiſe begruͤndete, anſcheinend nicht, ohne 
mit ſeiner Beweisfuͤhrung auf die Regierung Eindruck zu machen. Aber nicht 

nur das Problem des Wahlrechtes war es, uͤber das die Maͤnner diskutierten. 
Es war zugleich der Laſſalle'ſche Vorſchlag der ſtaatlichen Unterſtuͤtzung von 
Produktiv⸗Genoſſenſchaften, eine Anregung, die dem ungemein praktiſch 

denkenden Bismarck ſehr gelegen kam. 

Laſſalle hat unſtreitig auf Bismarck einen großen Eindruck gemacht, und | 
nicht nur das, er hat auch auf die Gedankenrichtung dieſes Mannes zeitweiſe | 

1) Wie mir auf Anfrage der Laſſallebiograph Guſtav Maier mitteilte, fand fich in 
der Hinterlaſſenſchaft der Graͤfin Hatzfeld nur ein Brief aus der Feder Bismarcks an die 

Gräfin über Laſſalle (deſſen Veröffentlichung bevorſteht), nichts aber, was Laſſalle 

ſelbſt aufgezeichnet haͤtte. 
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einen nicht unerheblichen Einfluß ausgeübt, Laſſalle, der Mann, der recht: 
zeitig Preußens Miſſion erkannte und gewürdigt hat, der lange vor 1863 die 
Forderung aufſtellte, daß Preußen Schleswig-Holſtein annektieren ſollte. 
Andererſeits iſt Laſſalle ſeinen Prinzipien nicht untreu geworden. Gewiß, 

er hat um die Gunſt eines Großen gebuhlt, der damals im Geruch ſtand, ein 
„Reaktionaͤr“ zu ſein; aber er verlor daruͤber ſein Ziel nicht. Denn er war feſt 
davon durchdrungen, daß der Weg am beſten gefunden werden koͤnnte in 
einem gemeinſamen Kampf der Reaktion und der Maſſen gegen den Fort— 

ſchritt, und ſo konnte er getroſt den Mann aufſuchen, den der Liberalismus 

haßte. 
Laſſalle war vom Gluͤck beguͤnſtigt. Ein gut Stuͤck Weges war er mit 

dem „Großen“ zuſammengegangen, und es iſt ſicher, daß der weitere Verkehr 
zunaͤchſt die beiden Maͤnner noch enger aneinander gefeſſelt haͤtte. Aber dann 
waͤre ſchließlich der Zeitpunkt gekommen, an dem Laſſalle vor der Frage ſtand, 

ob er mit oder gegen Bismarck kaͤmpfen wollte. Ein Mittelding gab es nicht. 
Entweder er haͤtte ſich Bismarck angeſchloſſen, dann war es mit ſeinem 

Projekt, die Maſſen zu fuͤhren, vorbei, oder aber er haͤtte ſich von Bismarck 

abgewandt, dann waͤre er in die ſchaͤrfſte Kampfſtellung zu dem Manne 
gekommen, den er geliebt, eine Entwickelung, die ſich bei ihm viel ſchaͤrfer 

ausgepraͤgt haͤtte, als wir ſie beiſpielsweiſe bei Lasker ſehen. Die Wahr— 
ſcheinlichkeit ſpricht dafür, daß er, wenn auch vielleicht blutenden Herzens, ſich 

ſchließlich von Bismarck abgewandt haben wuͤrde. Aber dieſen ſchweren 

Schritt hat ihm ein gluͤckliches Schickſal erſpart. Georg Brandes, der ſich 

ganz befonders in die Gedankenwelt Laſſalle's und feinen Charakter hinein— 

gelebt hatte, gelangt zu folgendem Ergebnis: „Es kommt mir wahrſcheinlich 
vor, daß er (wie ſein Freund Lothar Bucher) ſich in politiſcher Hinſicht an den 

Fuͤrſten Bismarck angeſchloſſen Hätte, wenn er noch lebte. In ſozialer Hinz 

ſicht dagegen wuͤrde er große Anſpruͤche geſtellt haben, Anſpruͤche, denen ent— 
gegenzukommen nicht beabſichtigt geweſen zu fein ſcheint.“ ) 

Die Kugel, die ihn im Duell traf, ſtreckte den Mann nieder, bevor er ſeine 

Plaͤne zur Durchfuͤhrung brachte und bevor Bismarck die Politik begann, die 
ihn von Laſſalles Plaͤnen getrennt haben wuͤrde. Nur dadurch wurde es moͤg— 

lich, daß Bismarck ihm ein ſo ehrendes Andenken bewahrte, das zum Ausdruck 

kommt in dem Nachruf, den Bismarck ihm widmete. 
Denn wie ein Nachruf wirkt die ſcharfe Erwiderung an Bebel, wirkt die 

beruͤhmte Reichstagsrede Bismarcks uͤber Laſſalle. Wir hoͤren hier aus 

Bismarcks eigenem Munde, wie der große Staatsmann uͤber Laſſalle gedacht 

hat. Nicht viele Parlamentarier koͤnnen ſich ruͤhmen, daß ihnen Bismarck 

öffentlich gutes nachgefagt hat — bei Lasker war das Gegenteil der Fall! 

) Brandes: Laſſalle, Leipzig 1889, Seite 172. 
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Laſſalle gehört zu den wenigen. Wo auch immer von Laſſalle die Rede fein 
wird, immer wieder wird man zuruͤckgreifen müffen auf die Worte Bismarcks 

im Reichstag am 17. September 1879. 
Die Ausfuͤhrungen Bismarcks beginnen mit dem Hinweis, daß der Kanzler 

nie in ſeinem Leben mit irgend einem Sozialdemokraten geſchaͤftlich verhandelt 

habe. Damit zog Bismarck einen dicken Trennungsſtrich zwiſchen der Sozial— 

demokratie und Laſſalle; denn in demſelben Atemzug erklaͤrt er: 
„Laſſalle rechne ich nicht dazu. Das war eine viel vornehmere Natur als 

ſeine Epigonen. Das war ein bedeutender Mann, mit dem konnte man wohl 

ſprechen.“ 
Bismarck legte Wert darauf, daß nicht er Laſſalle aufgeſucht habe, ſondern 

umgekehrt, daß Laſſalle das Bedürfnis empfunden habe, mit ihm in Ver⸗ 
bindung zu treten. Er habe es ihm aber nicht ſchwer gemacht, ihn zu finden. 

Zwar habe er ihn in jeder Woche nicht 3—4 mal geſehen, ſondern im 

ganzen 3—4 mal. Nun betonte Bismarck in der erwähnten Rede, daß die Ber 
ziehungen zu Laſſalle nicht die Natur einer politiſchen Verhandlung hatten; 
denn Laſſalle haͤtte nichts bieten koͤnnen. Er haͤtte nichts gehabt, was er 

ihm als Miniſter haͤtte bieten koͤnnen. Gemeint war damit, daß hinter 
Laſſalle keine große politiſche Partei ſtand, wie hinter den Nationalliberalen 

oder dem Zentrum. Dann faͤhrt Bismarck woͤrtlich fort: 
„Was er hatte, war etwas, was mich als Privatmann außerordentlich an— 

o Er war einer der geiſtreichſten und liebenswuͤrdigſten Menſchen, mit 

denen ich je verkehrt habe, ein Mann, der ehrgeizig in großem Stil war, durch—⸗ 

aus nicht Republikaner. Er hatte eine ſehr ausgepraͤgte nationale und monar⸗ 
chiſtiſche Geſinnung. Seine Idee, der er zuſtrebte, war das deutſche Kaiſertum, 
und darin hatten wir einen Beruͤhrungspunkt. Laſſalle war ehrgeizig in 
hohem Stile und ob das deutſche Kaiſertum mit der Dynaſtie Hohenzollern 
oder mit der Dynaſtie Laſſalle abſchließen ſollte, das war ihm vielleicht 
zweifelhaft; aber monarchiſch war feine Geſinnung durch und durch...... 

Laſſalle war ein energiſcher und ſehr geiſtreicher Menſch, mit dem zu ſprechen 
ſehr lehrreich war; unſere Unterredungen haben ſtundenlang gedauert, und ich 
habe es immer bedauert, wenn ſie beendet waren. Dabei iſt auch unrichtig, 
daß ich mit Laſſalle auseinandergekommen fein ſoll in der Art unſerer perſoͤn⸗ 
lichen Beziehungen, von Beziehungen perſoͤnlichen Wohlwollens, wie es ſich 

zwiſchen uns gebildet hatte, indem er offenbar den angenehmen Eindruck 

hatte, daß ich in ihm einen Mann von Geiſt ſah, mit dem zu verkehren angenehm 

war und er ſeinerſeits den Eindruck hatte, daß ich ein intelligenter und bereit⸗ 

williger Hörer war.“ ) 

1) Eine Beſtaͤtigung deſſen, was, Bismarck Über Laffalle geſagt hat, finden wir in den 

Aufzeichnungen von Keudell. Dieſer ſchreibt hieruͤber: „Schon 1863 ſprach Bismarck 
gelegentlich davon, daß Laſſalle ihn mehrmals beſucht und ſehr gut unterhalten haͤtte. 
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Bismarck erklärte ſchließlich in feiner Rede, daß die politifche Stellung von 

Laſſalle und ſeine eigene es ihm nicht geſtatteten, viel mit ihm zu verkehren. 
Und er fügte hinzu: „Aber es würde mich gefreut haben, einen ähnlichen Mann 

von dieſer Begabung und geiſtreichen Natur als Gutsnachbar zu haben.“ 

Eine guͤnſtigere Schilderung eines Charakters aus dem Munde einer ſo 
kritiſchen Natur wie Bismarck koͤnnen wir uns nicht gut denken. Die un— 

gewoͤhnlich warme Anerkennung, die Bismarck Laſſalle zollt, iſt um ſo hoͤher 
zu veranſchlagen, als Bismarck von ſich ſelbſt einmal in einem Briefe an 

Gerlach (1857) ſchreibt, „daß die Faͤhigkeit, Menſchen zu bewundern, in ihm 

nur maͤßig ausgebildet und es viel mehr nur ein Fehler ſeines Auges ſei, daß 
es ſchaͤrfer fuͤr die Schwaͤchen als fuͤr die Vorzuͤge iſt.“ Bei dem ihm ſo 
weſens fremden Juden Laſſalle hat er die deutlich zu Tage tretenden Schwaͤchen, 

die z. T. gerade auf ſeiner Abſtammung beruhen, viel geringer veranſchlagt 

als die Vorzuͤge dieſes Mannes. 

Genau ſo wie es Bismarck gelungen iſt, zu Laſſalle in ein perſoͤnlich gutes 
Verhaͤltnis zu kommen, und wie es ihm moͤglich war, den ehemaligen Steuer— 

verweigerer Lothar Bucher vollſtaͤndig in ſeinen Dienſt zu ſpannen, genau 

ſo ſcheint Bismarck einmal verſucht zu haben, auch Karl Marx fuͤr ſich 
zu gewinnen. Wenigſtens iſt ſchon zu Lebzeiten von Bismarck behauptet worden, 

daß im Auftrage von Bismarck Lothar Bucher Karl Marx einen Poſten bei 

der Redaktion des „Staatsanzeigers“ angeboten habe, den Karl Marx dann 
abgelehnt hat. Daß Lothar Bucher an Karl Marx herangetreten iſt, ſteht feſt, 

wird auch von Lothar Bucher ſelbſt zugegeben. Freilich behauptet Bucher, 

daß Bismarck davon nichts gewußt habe. Es iſt aber anzunehmen, daß ein 

ſo eminent praktiſcher Politiker wie Bismarck es fuͤr moͤglich gehalten hat, 

einen Karl Marx genau ſo an ſich zu feſſeln, wie es ihm bei anderen Politikern 

gelungen iſt. 
Aufgerollt wurden die Beziehungen, die indirekt zwiſchen Karl Marx und 

Bismarck durch Lothar Bucher beſtanden, durch den Brief, den Karl Marx in 
der „Daily News“ Mitte Januar 1878 veroͤffentlichte!). In dieſem Brief 

ſchreibt Karl Marx, daß Bucher die Naivitaͤt gehabt habe, ihn durch einen Brief 

Derſelbe iſt zwar ein Phantaſt und ſeine Weltanſchauung eine Utopie. Aber er ſpricht 

ſo geiſtvoll daruͤber, daß man ihm gerne zuhoͤrt. Er iſt der beſte aller jemals gehoͤrten 
Redner. Sein Sport iſt, vor einigen tauſend Arbeitern zu ſprechen und ſich an deren 

Beifall zu berauſchen. Politiſch willkommen iſt ſeine Gegnerſchaft gegen die Fortſchritts⸗ 

partei. Man koͤnnte deshalb ſeine Agitation eine Weile fortgehen laſſen mit dem Vor— 

behalt, im geeigneten Moment einzuſchreiten.“ (S. 178). 
1) Dieſer Brief iſt erſchienen in dem Werk von Heinrich von Poſchinger „Ein Acht— 

undvierziger“. Band III Seite 172. 



einzuladen, „natürlich mit der Sanktion feines Herrn und Meiſters, die Redaf- 
tion der Boͤrſen-Abteilung des „Preußiſchen Staats-Anzeigers“ zu uͤber— 
nehmen.“ Dabei ſei Marr die völlige Freiheit zugeſichert worden, die vor⸗ 

kommenden finanziellen Operationen nach ſeinem eigenen wiſſenſchaftlichen 
Standpunkt zu behandeln. Wie Poſchinger mitteilt, hat dieſer Brief ſeinerzeit 

großes Aufſehen gemacht und Bucher zu einer Erwiderung in der „Nord— 
deutſchen Allgemeinen Zeitung“ veranlaßt. Bucher beſtritt daraufhin, wie 

Se 

erwähnt, daß das Anerbieten mit Vorwiſſen von Bismarck gemacht worden 

ſei. Hierauf erfolgte eine neue Antwort von Karl Marx, die in der 

„Frankfurter Zeitung“ erſchien. Bucher behauptete ſpaͤter, daß die Anfrage 

nur von dem Kurator des „Staats-Anzeigers“ ausgegangen ſei. Bebel 

brachte dann in der Reichstags-Sitzung vom 16. 9. 1878 die Sache nochmals 
zur Sprache. Trotz des Dementis von Bismarck iſt ſpaͤter mehrfach die 

Behauptung aufgeſtellt worden, daß Bismarck von dem Anerbieten an Karl 

Marx nicht nur gewußt, ſondern es ſogar direkt veranlaßt habe.“) 

Bemerkenswert iſt, daß Oncken ebenfalls die Auffaſſung vertritt, daß der 
Schritt Lothar Bucher's nur im Einverſtaͤndnis mit Bismarck erfolgt 

war. In feinem Buche: „Hiſtoriſch-politiſche Aufſaͤtze“ Band II Seite 370) 

ſchreibt naͤmlich Oncken uͤber das Verhaͤltnis Bismarck zu Marx folgendes 
„Bismarck hat nie aufgehoͤrt, mit der ſozialiſtiſchen Arbeiterbewegung 

ſchon als einem Gegengewicht gegen das liberale Bürgertum zu rechnen. 
Sobald ihm Laſſalle durch ſeinen fruͤhen Tod entriſſen war, ſah er ſich nach 

Erſatz um, je ernſthafter er den Gedanken des allgemeinen und gleichen 

Wahlrechtes waͤlzte, um ſo geneigter wurde er, auch mit dieſem Lager die 
Fuͤhlung wieder aufzunehmen und den Epigonen Laſſalles, namentlich 

Schweitzer, gegenuͤber die erprobte Taktik fortzuſetzen. Aber es ſcheint, als 

ob er gern noch hoͤher gegriffen haͤtte. Hatte er doch ſeit Ende 1864 Lothar 
Bucher zur Seite, der ihn wohl belehren konnte, wo die eigentliche Kraft 

verborgen lag und auch den Zugang zu ihr zu finden wußte. Am 8. Oktober | 
1865 ſchrieb Bucher den bekannten wohlerwogenen Brief an Marr, mit allen 

Fineſſen ſeiner Feder ſich muͤhend, ſich eines delikaten Auftrages zu entledigen. 
Harmlos hob er an: „zuerſt business!“ Der preußiſche Staatsanzeiger 
wuͤnſche monatlich einen Bericht uͤber die Bewegungen des Geld- und Waren- 
marktes; auf Nachfrage habe er erklaͤrt, niemand wuͤrde das beſſer machen 

als Marx. Die näheren Bedingungen enthielten nichts als Entgegenkommen. 
Im Inhalt feiner Artikel möge er nur nach feiner wiſſenſchaftlichen Über: 

a 

zeugung gehen, wenn auch unter Vermeidung der Polemik, und mit Rüdficht 

auf den Leſerkreis „den innerſten Kern nur eben fuͤr den Sachverſtaͤndigen 
durchſcheinen laſſen;“ ſeine Forderungen moͤge er ſelbſt bezeichnen. Dann 

1) Vol. auch Buſch Band III. Seite 121. 
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folgten ein paar perfünliche Wendungen: wieviel feit ihrer letzten Begegnung 
im Jahre 1862 geſchehen und zerftört worden fei, und eine Bemerkung über 
das pſychologiſche Raͤtſel in Laſſalles Hingang. Er ſelbſt ſei, ſchloß er mit 

beilaͤufiger Harmloſigkeit, wie Marx wiſſe, zu ſeiner erſten Liebe, den Akten, 
zuruͤckgekehrt: „Ich war immer mit Laſſalle daruͤber verſchiedener Meinung, 

daß er ſich die Entwicklung ſo ſchnell dachte. Der Fortſchritt wird ſich noch 

oft haͤuten, ehe er ſtirbt: wer alſo waͤhrend ſeines Lebens noch innerhalb 

des Staates wirken will, der muß ſich ralliieren um die Regierung.“ 
Daß Bucher den Antrag, ſo wenig wie die Redaktion des Staatsanzeigers, 

nicht aus ſich ſelbſt, ſondern nur im Einverſtaͤndnis mit ſeinem Vorgeſetzten, 

dem Miniſterpraͤſidenten, machen konnte, liegt auf der Hand. Den Sinn des 

Antrages aber enthuͤllen die letzten Saͤtze ſeines Briefes. Was ſtand hier 

nicht alles zwiſchen den Zeilen! Nur von ſeiner Geſamtpolitik her mochte es 
zu erklaͤren fein, wenn Bismarck gerade jetzt die überrafchende Fuͤhlung mit 
dem Haupte der Internationale ſuchte. Der Moment war allerdings dazu 

angetan, die Erklaͤrung zu liefern. Seit dem Verkleben der Riſſe in Gaſtein 

war die deutſche Kriſe von neuem im Anzuge. Bismarck war am letzten 
Septembertage zur Beſprechung mit Napoleon nach Biarritz geeilt — ob 

man ſich fuͤr den Fall einer Beſchleunigung der aͤußeren Kriſe nicht auch recht— 

zeitig im Innern darauf einrichten wollte, wenn die Bombe des allgemeinen 
Wahlrechts platzte? 

Man wuͤrde was darum geben, wenn man wuͤße, wie Marx den Antrag 
aufnahm. Aber leider finden wir nur ein kurzes Billet an Engels vom 

19. Oktober: „Ich bin morgen nachmittag gegen 4.40 in Mancheſter und 
werde mich nach Deiner offiziellen Wohnung verfuͤgen.“ Er muß es vor— 

gezogen haben, ſich muͤndlich mit Engels aus zuſprechen. Daß er den Antrag 

ablehnte, verſtand ſich von ſelbſt fuͤr einen Mann, der kurz zuvor in ſeinen 
Nachruf auf Proudhon „ſelbſt jedes Scheinkompromiß mit der beſtehenden 

Gewalt“ als Verletzung des einfachſten ſittlichen Taktes getadelt hatte. Daß 
die Annahme dieſes an ſich unverfaͤnglichen Antrages ſeine Ruͤckkehr auf 

den Boden des deutſchen Staates einleiten konnte, eben das wollte das Haupt 

der Internationale um jeden Preis vermeiden; in dieſen Jahren trieb ihn 

Engels zur Vollendung des erſten Bandes des „Kapital“, gerade mit dem 
Anſporn, er muͤſſe fertig ſein, wenn eine kontinentale Revolution ausbraͤche. 

Bismarck hatte mit dem untruͤgeriſchen Blick der Macht fuͤr Macht auch dieſe 

Bruͤcke ſchlagen wollen, unbekuͤmmert um alles, was vorher lag nur um ſeines 

hoͤchſten Zweckes willen. Die Revolutionaͤre von 1848 aber dachten immer noch 

in ihren Horizonten von der europaͤiſchen Bewegung der Dinge und waren den 

nationalen Moͤglichkeiten, die ſich bei uns vorbereiteten, voͤllig entfremdet. 
Bismarck jedoch kam, als er den Sieg erfochten hatte, zum zweiten Mal. 

Anfang April 1867 brachte Marx das Manuſkript des „Kapital“ nach 
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Hamburg in ein verändertes Deutſchland — foeben war die Verfaſſung 

des Norddeutſchen Bundes fertig geworden. Waͤhrend er in Hannover bei 

einem Freunde weilte, und mit Genugtuung eine reſpektvolle Aufnahme ſeiner 
theoretifchen Gedanken bei dem preußiſchen Beamtentum beobachtete, hatte 

er am 24. April 1867 dem Freunde zu melden: „Bismarck ſchickte mir geſtern 

einen ſeiner Satrapen, den Advokaten Warnebold (dies unter uns). Er 
wuͤnſcht mich und „meine großen Talente im Intereſſe des deutſchen Volkes 

zu verwerten.“ Auch Bennigſen wuͤrde ihm morgen aufwarten. Engels war 

nicht einmal erſtaunt. „Daß Bismarck bei Dir anklopfen wuͤrde, hatte ich 
erwartet, wenn auch nicht die Eile“; er meinte ſpoͤttiſch, aber mit realiſtiſchem 

Spott, gewiſſe kaufmaͤnniſche Eigenſchaften in Bismarcks Politik wieder— 

geſpiegelt zu ſehen: „das Verfolgen eines beſtimmten Zwecks durch Abwarten 

und Experimentieren, bis der richtige Moment getroffen, die Diplomatie der 

jiets offenen Hintertuͤr, das Akkordieren und Abdingen, das Einſtecken von 

Inſulten, wenn das Intereſſe es erfordert.” — — — 

Daß auch Marx die Sache ernſthaft nahm, geht aus einem ſpaͤteren 

Schreiben vom 7. Mai hervor: „Die Bismarckſche Affaͤre mußt Du ganz 

geheim halten. Ich verſprach, niemandem davon zu ſprechen. Letzteres hielt 

ich. Ich hatte jedoch die reservatio mentalis gemacht, Dich aus zunehmen.“ 

Die gleiche Auffaſſung wie Oncken vertritt auch ein guter Kenner der Pſyche 
Bismarcks der unter einem Pſeudonym im Berliner Tageblatt vom 6. 2. 1914 
unter der Überfchrift „Die Begründer der Sozialdemokratie und Bismarck“ 
ſchreibt: 

„Bismarck hoffte alſo die rote Zukunftsmacht um des Endziels der Reichs— 
gruͤndung willen rechtzeitig in nationale und gemaͤßigte Bahnen zu lenken, 
was nur durch Hinuͤberziehen ihres geiſtigen Oberhauptes möglich war ..... 
aber was ihm bei Johannes Miquel gelungen war, der ſieben Jahre lang 
(18501857) in regelmaͤßigem Briefverkehr mit Karl Marx geſtanden und 

wahrſcheinlich auch Mitglied des Kommuniſtenbundes war, deſſen ſozial— 

demokratiſche Neigungen alſo keineswegs wie ſpaͤter von ihm behauptet, 
als eine gelegentliche ſtudentiſche Jugendverirrung zu betrachten ſind: das 
gelang bei dem Spiritus rector der internationalen Arbeiterpartei nicht, 

obwohl die Verhandlungen von Marx nicht ohne weiteres abgebrochen worden 

ſind.“ 

Ein Jude, der Bismarck aus naͤchſter Naͤhe beobachten und der einen tiefen 
Blick in ſeine Geiſteswerkſtaͤtte tun konnte, war Ludwig Bamberger. Er 
war wie wenige geeignet, die Frage zu beantworten, ob Bismarck ein Juden⸗ 

gegner war oder nicht, und mit Recht kommt dieſer Kenner der Bismarck'ſchen 
Pſyche zu einer Verneinung. In ſeinem nach dem Tode Bismarcks 
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erſchienenen Werke erklärt Bamberger, daß ebenſo wie die Franzoſen Bismarck 
fuͤr ihren Gegner aus Stimmung hielten, ſo auch vielfach die Juden 

Bismarck fuͤr einen Antiſemiten gehalten haben. Aber dieſe Auffaſſung 

bezeichnet Bamberger als irrtuͤmlich und ſagt: „An dem Aufkommen des 
Antiſemitismus der Stoͤcker und Treitſchke war er unbeteiligt. Aber es 

gehoͤrte zu ſeiner Methode, ein Geſchoß, das ihm andere geſchmiedet, nicht 
von der Hand zu weiſen, es für vorkommende Fälle in feinem Arſenal 

niederzulegen, es bald zur Einſchuͤchterung, bald zur Herabſetzung eines 

Gegners zu verwerten.“) 
Ludwig Bamberger, der ebenſo wie Laſſalle und Lasker, bis zu feinem Lebens: 

ende dem Judentum treu geblieben war, entſtammte einer juͤdiſchen Kauf: 
mannsfamilie aus Mainz. Er hatte ſich durch wiſſenſchaftliche und praktiſche 

Betaͤtigung ſehr viele Kenntniſſe auf wirtſchaftlichem Gebiet angeeignet, 

die er durch Reiſen vertiefte. Charakteriſtiſch fuͤr ihn iſt allerdings ein ſtarres 
Feſthalten am wirtſchaftlichen Mancheftertum. Für ein energiſches Eingreifen 

des Staates in das Wirtſchaftsleben hatte er nicht viel uͤbrig. Nachdem er 

kurze Zeit in der Schweiz gelebt hatte, war er in London in einem Bank: 
geſchaͤft taͤtig, wo er mit Lothar Bucher und Karl Marx zuſammenkam und 

neben praktiſcher kaufmaͤnniſcher Arbeit ſich u. a. auch politiſch und ſchrift—⸗ 
ſtelleriſch betaͤtigte. In der Zwiſchenzeit war er wegen Beleidigung des 
heſſiſchen Heeres und aus anderen politiſchen Urſachen zu Gefängnis, Zucht: 

haus, Korrektionshaus, ja ſogar zum Tode verurteilt worden. Infolge— 

deſſen mied er Deutſchland und machte ſich in Rotterdam als Bankier felb- 

ſtaͤndig. 1853 ging er nach Paris, wo er wiederum in einem Bankgeſchaͤft 
taͤtig war, zugleich aber auch ausgedehnten politiſchen Verkehr hatte. Be— 

reits 1863 vertrat er in ſeinen Schriften die Auffaſſnug, „daß Preußen wohl 
allein etwas Bleibendes fuͤr Deutſchland geſchaffen, den Beruf zur Ober— 

herrſchaft in Deutſchland beſitze.“ Kein Wunder, daß es dieſem Manne auf 

die Dauer im Auslande nicht gefiel und daß aͤhnlich wie ſeinerzeit in Friedrich 
Liſt, auch in ihm die Sehnſucht nach der Heimat immer groͤßer wurde. Er 

kehrte nach 1866 nach Deutſchland zuruͤck und vertrat in Suͤddeutſchland 
‚Öffentlich die Anſchauung, daß man ſich mit Preußen einigen muͤſſe. Dies 

ſuchte er in einer Reihe von Aufſaͤtzen zu begruͤnden. Bamberger gehoͤrt zu 
den wenigen Suͤddeutſchen, die, ebenſo wie Friedrich Liſt, Preußens Sendung 
in Deutſchland rechtzeitig erkannt hatten. 1868 erſchien dann in der „Revue 

Moderne“ eine Reihe von Aufſaͤtzen „Mr. de Bismarck“, in denen er verſuchte, 
der Perſoͤnlichkeit Bismarcks gerecht zu werden und zugleich diejenigen für 

Bismarck zu intereſſieren, die teils aus der Konfliktszeit her, teils wegen des 

Kampfes gegen Ofterreich zu den Gegnern Bismarcks gehörten. Es war 

1) Bamberger, Bismarck Posthumus, Seite 35. 
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das nicht nur ein kuͤhnes Wagnis für einen Suͤddeutſchen, ſondern es zeigte 
zugleich einen prophetiſchen Geiſt, wie ihn nur ganz wenige beſaßen. Die 

Aufſaͤtze wurden ſpaͤter in Buchform herausgegeben und erſchienen dann 
noch im gleichen Jahre in einer deutſchen viel beachteten Ausgabe. 

Oncken charakteriſiert Bambergers Begabung wie folgt:) 
„Es iſt allbekannt zunaͤchſt, welche Früchte die ſpezifiſch banktechniſche 

Erfahrung ihm in der Glanzzeit ſeiner politiſchen Taͤtigkeit im Vaterlande 

getragen hat. Sein verdienſtvoller Anteil an der Einfuͤhrung der Goldwaͤhrung 

und an der Begründung der deutſchen Reichsbank — der auf privatwirt— 

ſchaftlichem Gebiete ſeine Mitwirkung bei der Errichtung der Deutſchen Bank 

zur Seite ſteht — iſt vornehmlich die Frucht der Pariſer Lehrjahre geweſen. 

Der weite, an große Verhaͤltniſſe gewoͤhnte Blick, die jahrzehntelange 

Vertrautheit mit den Lebens bedingungen des internationalen Geldmarktes 

und allen Zweigen induſtrieller Unternehmung: ſolche Vorzuͤge bildeten 
bei dem Ausbau der deutſchen Reichsinſtitutionen eine um ſo willkommenere 

Mitgift, als ſie bei dem preußiſchen Beamtentum und bei den unitariſchen 

Politikern der Kleinſtaaten nur ſehr ſparſam vertreten waren.“ 
Bamberger gehoͤrte zu den wenigen Politikern, die nicht nur rechtzeitig 

Bismarcks Bedeutung erkannt, ſondern auch hieraus die richtige Schluß— 
folgerung zogen. „Der Idealiſt und Republikaner hatte ſich aus Patrio— 

tismus in einen Monarchiſten verwandelt.“ (Wippermann in der Allgem. 
Deutſchen Biographie.) Ermöglicht wurde ihm eine praktiſche politiſche Tätige 

keit durch feine in Mainz erfolgte Wahl ins Zollparlament. Als Bamz 

berger im Sommer 1870 zufaͤlligerweiſe in Paris war, erkannte er mit 
der ihm eigenen Gedankenſchaͤrfe ſofort die politiſche Lage und er machte 
am 10. Juli 1870 die preußiſche Regierung in Berlin auf die drohende 
Kriegsgefahr aufmerkſam. Drei Tage ſpaͤter verließ er Paris und am 
2. Auguſt wurde er von Bismarck eingeladen, ihn als amtlichen Vermittler 
mit der deutſchen Preſſe zu begleiten. Er hat waͤhrend des Krieges bei 

Bismarck eine große Rolle geſpielt, insbeſondere bei dem Verkehr mit 
den ſuͤddeutſchen Staaten. „Verſchiedene Auftraͤge Bismarcks erledigte er mit 
Gluͤck.“ (Wippermann.) Über Bambergers Taͤtigkeit in Frankreich berichtet 
Poſchinger:?) En 

„Bamberger war nach dem 18. Auguſt nach Nancy, Anfang September 
nach Hagenau gegangen mit dem deutſchen Praͤfekten des Unter-Elſaß und 
rief dort das erſte amtliche deutſche Blatt ins Leben.“ 

Über dieſe Tätigkeit in Nancy ſchreibt Buſch:s) 

1) Hiſtoriſch-politiſche Aufſaͤtze, Band II, Seite 245. 

) Bismarck und die Parlamentier, Band II, Seite 131. 
2) Buſch Band II, Seite 141. 
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Vorher hat er drei Wochen lang mit viel Eifer und bekanntem Geſchick 

gearbeitet und erreicht, was unter ſchwierigen Verhaͤltniſſen errreichbar 
geweſen iſt und alles in guten Gang gebracht.“ 

Seine Vaterſtadt Mainz entſandte 1871 Bamberger in den Reichstag, wo 

er ſich den Nationalliberalen anſchloß. Neben politiſchen Problemen war 
es hier die wirtſchaftliche Frage, die ihn feſſelte und zu der er infolge ſeiner 

praktiſchen Banktaͤtigkeit beſonders befähigt war. Sowohl bei der Münze 

geſetzgebung wie auch bei der Bankgeſetzgebung wirkte er in erheblichem Um— 
fange mit, und er trat ſchon frühzeitig für eine nationale Reichs finanzpolitik 

ein. Die Konſtruktion der Reichsbank hat Bambergers Ratſchlaͤgen viel zu 
verdanken. Unter den Bismarckgegnern ſuchte man damals die Reichsbank 
dadurch zu diskreditieren, daß man ſie gerade im Hinblick auf die Mitwirkung 
Bambergers als die „Bismarckſche Reichsjudenbank“ charakteriſierte. 

Bis zum Jahre 1877 ging Bamberger mit Bismarck in den weſentlichſten 

Punkten einig, wenngleich er nicht zu denen gehoͤrte, die Bismarck ſo blind 

verehrten, daß ſie ihm durch dick und duͤnn folgten. Bamberger iſt unſtreitig 

ein viel zu ſelbſtaͤndiger Geiſt geweſen, um nicht die vom Liberalismus ab— 

weichenden Wege Bismarcks mitzumachen. Fuͤr derartige ſelbſtaͤndige Freunde 

aber hatte Bismarck wenig Verſtaͤndnis. Bismarck verlangte von ſeinen 
Anhaͤngern eine abſolute Hingebung und Gefolgſchaft in allen politiſchen 

Fragen, und ſo war der Bruch zwiſchen Bamberger und Bismarck nur eine 

Frage der Zeit. Er kam genau ſo, wie der Bruch zwiſchen Bismarck und 
zahlreichen anderen politiſchen Freunden. Den Anlaß gibt bei Bamberger 

das Sozialiſten-Geſetz. 
In der inneren Politik hat Bismarck zwei Entwickelungen falſch einge— 

ſchaͤtzt: die ſozialdemokratiſche und die katholiſche Bewegung. Der Kampf 

gegen Ideen mit Polizeigewalt iſt in der Weltgeſchichte ſtets ein Fehler ge— 
weſen, und auch Bismarck mußte hier ſein Lehrgeld zahlen. Gewiß hat die 
Sozialdemokratie in ihren Anfaͤngen Entwicklungsformen gezeigt, die viele 

Gemuͤter in Aufregung verſetzen konnten, und fuͤr die aͤltere Generation war 
es ſchwer, ſich in die Gedankenwelt der deutſchen Arbeiterſchaft einzuleben. 

Beſchleunigt durch die Attentate auf den greiſen Kaiſer, dem Bismarck in 

vorbildlicher Lehnsherrntreue dient, hatte er ſich zu einer Geſetzgebung ver— 

leiten laſſen, die wirkungslos bleiben mußte und unnötig den Konflikt vers 
ſchaͤrfte. Bamberger ſah das ein, trotzdem er ſelbſt ein Gegner der Sozial— 
demokratie geweſen iſt. Die Kritik am Sozialiſten-Geſetz veranlaßte Bam— 
berger, zu den Gegnern Bismarcks uͤberzugehen, und nun trennen ſich die 
Wege. Von da ab ſehen wir Bamberger fuͤr die Dauer der Amtstaͤtigkeit 
Bismarcks in der Oppoſition, die im Laufe der Zeit immer ſchaͤrfere Formen 

annahm. Ein ſehr weſentlicher Anlaß hierzu war der Umſchwung in der 

Wirtſchaftspolitik, die durch den Dezemberbrief 1879 Bismarcks an den 
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Bundesrat eingeleitet wurde. Bamberger war, was bei feiner ganzen Vor— 
bildung erklaͤrlich, abſolut liberal in ſeiner Geſinnung und zwar ſowohl auf 
politiſchem als auch auf wirtſchaftlichem Gebiete. Die Liberalen der damaligen 
Zeit ſind alle doktrinaͤre Anhaͤnger von Adam Smith geweſen. Sie haben 

das, was Friedrich Liſt auf wirtſchaftlichem Gebiete gelehrt, nicht genuͤgend 
gewuͤrdigt. Der Fehler war, daß Maͤnner vom Schlage Bambergers zu 
ſehr die engliſchen Verhaͤltniſſe im Auge hatten, ohne die ganz anders ge— 

artete Struktur der deutſchen Wirtſchaftspolitik zu beachten, und nur ſo iſt 

es zu erklaͤren, daß Bamberger mit Energie fuͤr die wirtſchaftlichen Theorien 
eintrat, die im Widerſpruch zu den Beduͤrfniſſen des neuen deutſchen Wirt— 

ſchaftslebens ſtanden. Bismarck hatte ſich — nicht, wie man faͤlſchlich 
behauptet, beeinflußt durch Bleichroeder und Bucher, ſondern uͤberzeugt 
durch die Wucht der Tatſachen — losgeloͤſt von ſeinem fruͤheren frei— 

haͤndleriſchen Standpunkt und trat nun im Gegenſatz zu ſeinen fruͤheren 
Reden, für Abkehr vom Freihandel und für Übergang zum Schutzzolle 
ein. Daß dabei innere politiſche Gruͤnde (die Trennung der Parteien, 
Schaffung von Einnahmequellen fuͤr das Reich und dergleichen) eine Rolle 
ſpielten, iſt bekannt. Fuͤr Bismarck war die Schutzzollpolitik eine Frage, der 

er beſondere Bedeutung beilegte und ſo mußte es ihn beſonders aͤrgern, den 
ehemaligen Anhaͤnger unter denen zu ſehen, die nun in ſo wirkſamer Weiſe 

ſeine Schutzzollpolitik bekaͤmpften. Bamberger vertrat ſeinen Standpunkt 

mit der ihm eigenen Energie, mit einer Fuͤlle von volkswirtſchaftlichen, aus 

dem Leben gegriffenen Argumenten, und ſo wurde ſchließlich der Riß zwiſchen 

Bismarck und Bamberger immer groͤßer. In allen wirtſchaftlichen Fragen 
ſtieß jetzt Bismarck auf den Widerſtand des Mannes, der einſt ſeinen Ruhm 
verkuͤndete, nicht nur wegen des Zolltarifes, ſondern auch bei den Monopol: 

Plaͤnen und ſchließlich auch in der Kolonialpolitik. Als es ſich um die Ver⸗ 

waltung der Samoa-Inſeln handelte, da war es nicht zum wenigſten der 
Einfluß Bambergers, daß Bismarcks Abſicht, Kolonialpolitik zu treiben, zu⸗ 
naͤchſt nicht durchgefuͤhrt werden konnte. 1880 bekaͤmpfte Bamberger in der 

neu gegruͤndeten „Liberalen Vereinigung“ das Unfall-Verſicherungs-Geſetz, 
den Volkswirtſchaftsrat und zahlreiche andere Pläne. Wenn auch Bam— 

berger uͤber außerordentliche Kenntniſſe verfuͤgte, hatte er ſich doch allmaͤhlich 

in einen den Tatſachen fremden Liberalismus verrannt, wodurch er aus— 
ſchließlich nur noch in der Oppoſition eine Rolle ſpielte. Gerade in dem 
Lieblingsplane Bismarcks, einen Volkswirtſchaftsrat als Gremium der Sach- 

verſtaͤndigen zu gruͤnden, ſah er eine Gefahr fuͤr den Reichstag, der man ent⸗ 
gegentreten mußte. Hier begegnete ſich Bamberger mit zahlreichen anderen, 
die ebenfalls von einem Wirtſchaftsparlament nichts wiſſen wollten und 

den Standpunkt verfochten, daß im Reichstage genuͤgende Sachkenntnis ver⸗ 
treten ſei, vor allem Sonnemann, Bennigſen, Eugen Richter, Reichens berger, 
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Windthorſt und zahlreiche andere.“) Die Gegnerfchaft zum Volkswirtſchafts— 

rat erklaͤrte ſich zum Teil auch daraus, daß Bamberger im Parlamentarismus 

das Heil Deutfchlands erblickte. Auch hierin unterſchied ſich Bamberger 
durch nichts von den Freiſinnigen der damaligen Zeit, die ſehnſuͤchtig nach 

England blickten und dort das Ideal des Staatslebens ſahen, ohne die Unter— 
ſchiede zwiſchen England und Deutſchland zu wuͤrdigen. In der Oppoſition 

ging Bamberger ſo weit, daß er im Jahre 1884 (15. Maͤrz) das Unfallver— 
ſicherungs-Geſetz als gewiſſenloſe Geſetzgebung und ſozialiſtiſche Schrulle 

bezeichnete. Auch in der Frage der Dampfer-Subvention kennzeichnet ſich 

Bamberger ebenſo wie auf dem Gebiet der Kolonialpolitik als abſolut un— 

belehrbar. Bamberger hatte nicht eingeſehen, welche wirtſchaftlichen Auf— 

gaben dem neuen Deutſchland vorgezeichnet waren, ja ſogar noch im Jahre 1892 

riet er zur Abkehr von der ganzen Kolonial-Politik. 1893 ſchied dann Bam— 
berger aus dem Parlament, von da ab nur noch mit der Feder, namentlich mit 
ſeinem Freunde Barth, in deſſen Zeitſchrift „Nation“ taͤtig. 
Im November 1899 wurde die groͤßte Leiſtung Bambergers, ſein Verdienſt 

um die Schaffung der Reichsbank von der Nachwelt anerkannt, als man im 

Vorraum der Reichsbank feine Marmorbuͤſte aufſtellte.. ..... 

Waͤre Bamberger von anderem Holze geweſen, er haͤtte Bismarck noch 

groͤßere Dienſte leiſten koͤnnen. Sein zaͤhes Feſthalten an liberalen und demo— 

kratiſchen Utopien draͤngte ihn immer mehr von dem Manne ab, wodurch 
er nicht nur ſeinen Einfluß, ſondern auch ſeine Freundſchaft mit Bismarck 

einbuͤßte, eine Entwicklung, die fuͤr beide Maͤnner gleich bedauerlich geweſen 
iſt; denn unſtreitig hat Bismarck auch fuͤr Bamberger eine zeitweiſe große 
Wertſchaͤtzung empfunden. Aber das Bild des Menſchen Bamberger ge— 

winnt, wenn man ſieht, daß er feinen Idealen treu blieb und lieber die Zunei— 

gung zu dem großen Manne opferte, als daß er aus Opportunitaͤtsgruͤnden 
ſeine Vergangenheitsgruͤnde verleugnete, wie es ſo viele getan haben, die 
man leider in der Umgebung Bismarcks ſah. Als aufrechter Mann iſt Bam⸗ 
berger von Bismarck geſchieden, als aufrechter Mann ſtand er in der Oppo— 

ſition dem Kanzler gegenuͤber, eine der wertvollſten Erſcheinungen des deut— 
ſchen Liberalismus, und wenn die heutige Zeit auch kein Verſtaͤndnis hat 

für die wirtſchafts-politiſchen Kurzſichtigkeiten des damaligen Freiſinns, fo 
muß man von Bamberger doch das Wort ſagen, er war eine Perſoͤnlichkeit, 

die Sympathien verdient. 
Noch waͤhrend Bismarck Miniſter war, hat uͤbrigens Bamberger ſich mit 

der Frage der Nachfolgerſchaft des Kanzlers befaßt und zwar in Aufſaͤtzen, 

die in der Wochenſchrift „Die Nation“ erſchienen und 1889 als Broſchuͤre 
herausgegeben wurden. Da ſchreibt Bamberger woͤrtlich: 

1) Dr. Julius Curtius, „Bismarcks Plan eines deutſchen Volks wirtſchaftsrates.“ 

Heidelberg 1919. 
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„Einen Nachfolger im Sinne der Gleichwertigkeit für den erſten Kanzler | 
gibt es nicht und kann es nicht geben.“) 

Ferner heißt es an der gleichen Stelle: „Diejenigen, welche nicht an der 

politiſchen Aufgabe eines freien Buͤrgertums verzweifeln wollen, haben nun, 
wie die Dinge jetzt liegen, gar keine Urſache zu dem Wunſche, den Kanzler 

von dem Schauplatz feiner Taͤtigkeit verſchwinden zu ſehen. .. Die ganze 
Erſcheinung und die Leiſtungen nicht minder entſprechen dem Bilde jener 
herkuliſchen Konſtitution, bei welcher von den Zerſtoͤrungen des herannahenden 
Greiſenalters nicht mit 74 Jahren, wie bei Menſchen gewoͤhnlicher Beſchaffen— 

heit, die Rede zu fein braucht.“) 
„Die Haltung, die Reden des Kanzlers am 15. und 26. Januar (1889) gaben 

wahrlich kein Zeugnis ſinkender Kraͤfte, und wir haͤtten niemals die an ſeiner 
Stelle ſehen moͤgen, welche hier Symptome eines raſch hereinbrechenden 

Greiſenalters ſehen wollen. Davon iſt gluͤcklicherweiſe noch gar keine Rede!“ 
Das iſt ungefaͤhr in der Zeit geſchrieben, wo eine nationaliſtiſch ſich ge— 

baͤrdende Clique eifrig an der Minierarbeit war, den Kanzler zu ſtuͤrzen, 

wo ein Stoͤcker Ratſchlaͤge erteilte, wie man Mißtrauen zwiſchen Kaiſer und 
Kanzler ſaͤen koͤnnte. 

Hatte ſich auch Bamberger im Laufe der Entwicklung von Bismarck ge— 

trennt, hatte er andere Wege eingeſchlagen und war Bismarck im Parlament 
entgegengetreten, die Treue hat dieſer Jude ihm uͤber das Grab hinaus ge— 

halten. Seine Bewunderung fuͤr das Genie war nicht erloſchen, und in einer 
Zeit, in der ſich alle ſcheu von Bismarck wandten, in der man peinlich vermied, 

fuͤr Bismarck einzutreten, da hat Bamberger aus ſeiner immer noch vorhan— 

denen Liebe fuͤr den großen Staatsmann kein Hehl gemacht. Freilich 
Bamberger gehoͤrte nicht zu den Naturen, die Bismarck ruͤckhaltlos anbeteten 

und in ihrer Begeiſterung nur in Bismarck das Ideal ſahen. Wenn man 

mit Recht einmal geſagt hat: „Kritik ohne Liebe irrt,“ fo kann man anderer- 
ſeits auch ſagen: „Liebe ohne Kritik irrt.“ Und von Bamberger gilt das 

Wort: „Er liebte Bismarck mit Kritik.“ Um ſo wirkungsvoller tritt aber 
dadurch auch feine Begeiſterung in den Vordergrund. Mit warmer Sym: 
pathie zeichnet er uns das Bild Bismarcks. Nach ſeinem Tode ſchildert er, 
welche Wege Bismarck gegangen iſt, welche er gehen wollte, was ihm gelang 

und was ihm mißlang. Und unter den zahllofen Schriften, die nach dem 
Tode Bismarcks aus dem Kreiſe derer, die ihm nahegeſtanden, erſchienen 

ſind, ſteht Bambergers Schrift an einer ganz beſonderen Stelle. Wohltuend 
wirkt, wenn man von einem Manne wie Bamberger, der von Bismarck zu⸗ 
weilen recht ſchlecht behandelt wurde, lieſt, daß Bismarck ſich in den „Ge— 

1) Die Nachfolge Bismarcks, Seite 4. 

2) Die Nachfolge Bismarks, (1889), Seite 8. 
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danken und Erinnerungen“ ein fchriftliches Monument gefeßt habe, „welches 
von keinem ähnlichen Werke unter feinen Vorgängern in der Herrfchaft über 
Völker und Zeiten übertroffen wird, man kann wohl fagen, Fein folches an 
Vielſeitigkeit der Darſtellung und Zuſammenfaſſung ihm an die Seite zu 

ſtellen iſt.“ Bamberger ſpricht von der Macht der unbedingten Genialitaͤt, 
die uns beim Leſen der Gedanken und Erinnerungen ergreift. Er betont, 
daß Bismarck an Geſchicklichkeit in der Handhabung der Regierungsmaſchinerie 

und Parteitaktik nicht ſeinesgleichen hat. 

Auch an anderer Stelle hat ſich Bamberger ſtets, unbeirrt durch die Tat— 

ſache, daß die Beziehungen zwiſchen ihm und Bismarck ſich gelockert hatten, 
mit der gleichen Treue uͤber Bismarck geaͤußert. So gibt Eckardtſtein ein 

Geſpraͤch, das er in Biarritz im Jahre 1891 hatte, wieder, wonach Bamberger 
folgendes geſagt hat: „Ich habe mich nebſt meinen Parteigenoſſen ge— 

zwungen geſehen, Bismarck ſehr oft auf das ſchaͤrfſte im Reichstag und in 
der Preſſe zu bekaͤmpfen. Aber jetzt, wo er nicht mehr am Ruder iſt, kann 

ich es getroſt ſagen, er iſt bei alledem ein wahrhaft großer Mann und wird 
fuͤr alle Zeiten in der Geſchichte als ſolcher daſtehen. Im Innern hat er zwar 

ſo manches verſchuldet, aber in der aͤußeren Politik war er eines der groͤßten 
Genies, welche die Welt je hervorgebracht hat. Jetzt wo er ſeit kurzem die 

Zuͤgel nicht mehr in Haͤnden haͤlt, kann man ja ſchon merken, wie die geſamte 

Weltlage zu Ungunſten Deutſchlands ſich zu verſchieben beginnt. Wohin 

unſer junger Kaiſer uns ſchließlich fuͤhren wird, das weiß niemand.“ 
Man hat oft daruͤber geſtritten, inwieweit Bismarck in ſeiner Geſinnung 

noch als Staatsmann ein Junker geweſen iſt. Ich glaube, Bamberger trifft 

das Richtige, wenn er ſagt (Seite 20), daß „Bismarck keine ariſtokratiſchen 
Vorurteile kennt. Er kennt nur einen Unterſchied zwiſchen den Menſchen: 

ob fie ihm paſſen oder nicht. . ... 5 

Von ganz anderer Natur als zu Bamberger iſt das Verhaͤltnis Bismarck's 
| zu Eduard Lasker geweſen. Als Politiker hat Lasker in der Offent⸗ 

lichkeit eine größere Rolle geſpielt als Bamberger; menſchlich aber iſt Bam 
berger Bismarck naͤhergetreten. Die Stellung, die Lasker im politiſchen 
Leben einnahm, hing zum Teil damit zuſammen, daß er zu den Gruͤndern der 

nationalliberalen Partei zu rechnen iſt, und es ergibt ſich das Intereſſante, 

daß in Deutſchland ſaͤmtliche großen politiſchen Parteien, mit Ausnahme 

des Zentrums, Juden als geiſtige Väter haben: Der geiſtige Vater der konſer- 
vativen Partei iſt Stahl geweſen, der ſich nicht nur theoretiſch, ſondern 
auch praktiſch bei Begründung der konſervativen Partei ſtark betätigte und der 
mit ſeinen Theorien auch unſtreitig großen Einfluß auf den jungen Bismarck 

ausgeuͤbt hat. Stahl entſtammte aber einer urjuͤdiſchen Familie. Die 
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Nationalliberalen haben Lasker als ihren Gründer, die Liberalen Bamberger, 
die Sozialdemokraten Marx und Laſſalle. 

Lasker, der ebenſo wie Bamberger, ſein Leben als Jude beſchloß, ent— 
ſtammte einer orthodoxen juͤdiſchen Familie aus dem Poſenſchen. Auf ſeine 

Entwicklung war etwas vonEinfluß, was auch bei Bamberger eine Rolle geſpielt 
hat und nicht zuletzt auch auf die Betaͤtigung Laſſalles eingewirkt hat: Alle 

drei Maͤnner ſind damals — nicht ſo ſehr durch die Geſetze, als durch die 

Gewohnheit — wegen ihres Glaubens von der Staatslaufbahn ausgeſchloſſen 

geweſen. Sowohl Bamberger trug ſich mit dem Gedanken, eine ſtaatliche 

Laufbahn einzuſchlagen, als auch Lasker und auch Laſſale haͤtte ſicherlich 

gern ein ſtaatliches Amt bekleidet. Lasker war Aſſeſſor beim Berliner Stadt— 

gericht, „ohne nach den damals herrſchenden Grundſaͤtzen Ausſicht auf 

endguͤltige Anſtellung zu haben“ (Wippermann). Dieſes Hemmnis in der 
Entwicklung muß man ſich vor Augen halten, denn es hat unſtreitig auf 
den Werdegang juͤdiſcher Maͤnner eine Wirkung ausgeuͤbt. Haͤtte man 
damals ſchon die Moͤglichkeit gehabt, Perſoͤnlichkeiten wie Lasker und 
Bamberger zur aktiven Mitarbeit heranzuziehen, ſo haͤtte ſich vielleicht ihr 
Betaͤtigungsgebiet verſchoben. Sie waͤren ebenſo wertvolle Mitarbeiter 
geworden, wie es Simſon geweſen iſt, dem durch die Taufe ein Erlangen 
hoher und hoͤchſter Stellen ermoͤglicht worden war. Dadurch aber, daß ein 

ungeſchriebenes Geſetz, ja ſogar ein Widerſpruch zu den geſetzlich verbrieften 

Rechten fie von einer Verwaltungs-Taͤtigkeit ausſchloß, wurden alle dieſe 
Männer in die publiziſtiſche Tätigkeit gedrängt. Charaktere wie Bamberger 
und Lasker haben manches Parallele in ihrem Leben, das ſich aus der Be— 

handlung der Juden im damaligen Deutſchland erklaͤrt: durch Gruͤnde, die 

mit der Gerechtigkeit im Widerſpruch ſtehen, werden zu ſie einer anderen Lauf— 

bahn gedraͤngt, als es bei Nichtjuden der Fall iſt; eine Erſcheinung, die wir 
in Deutſchland ja nicht nur bei Juden, ſondern fruͤher auch vielfach bei 

Katholiken finden. Daß ſolche Maͤnner leichter der Oppoſition anheimfallen, 

iſt erklaͤrlich. Dieſen Geſichtspunkt haben wir zu beruͤckſichtigen, wenn wir 
Las ker verſtehen wollen. 

1865 tritt Lasker in den Preu ßiſchen Landtag ein. Er iſt als Fortſchrittler 
auf der Seite der Oppoſition, wo er in Nachwirkung der Konflikts zeit gegen die 
Militaͤrgeſetze ſtimmt. Als aber in der Schlacht von Koͤniggraͤtz die Wuͤrfel 

zu Gunſten von Bismarck fallen, da ſieht Lasker den Irrtum der Frei— 
ſinnigen ein, und er gehoͤrt zu denen, die Bismarck die Indemnitaͤt bewilligen. 
Und ſo begruͤndet Lasker mit 18 ehemaligen Fortſchrittlern die neue Fraktion 
der nationalliberalen Partei und hierbei geht er zunaͤchſt, im Gegenſatz zu 

den Fortſchrittlern, vielfach mit Bismarck zuſammen. Durch Fleiß und 
wirtſchaftliche Kenntnis ausgezeichnet, konnte er das Geſetzgebungswerk 

Bismarcks, namentlich auf wirtſchaftlichem Gebiet, erheblich unterſtuͤtzen. 
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Lasker iſt es geweſen, der den Antrag ftellte, Wilhelm I. eine Adreſſe des 

Reichstages bezuͤglich der Kaiſerwuͤrde zu uͤberreichen, die am 18. Dezember 
1870 angenommen wurde. An den Vorbereitungen zur Reichsgruͤndung 
hatte er einen in der Offentlichkeit nicht allgemein bekannten Anteil, namentlich 

vermittelte er, aͤhnlich wie Bamberger, erfolgreich zwiſchen Norden und Süden. 

Eine Adreſſe des Reichstages vom 30. Maͤrz 1871 ſtammte aus der Feder von 

Lasker. Das gewaltige Werk der Reichsgruͤndung durch Bismarck iſt hinter 
den Kuliſſen durch kleine, aber oft ſchwierige Arbeit mit den widerſtrebenden 
Parteien auf allen Seiten nicht unwirkſam gefoͤrdert worden durch die 
3 Maͤnner Bamberger, Lasker und Simſon. 
In Übereinſtimmung mit dem Kanzler war Lasker bis zum Jahre 1873. Von 

da ab beginnt ein Auseinanderentwickeln, was aber nicht hinderte, daß zeit 

weiſe wieder ein Zuſammengehen ermoͤglicht wurde, ſo insbeſondere kommt das 

zum Ausdruck in der Rede Laskers vom Maͤrz 1873, wo er das ſtaatsmaͤnniſche 
Talent Bismarcks bei der Reichsgruͤndung kennzeichnete. Viel Aufſehen 

erregte Lasker durch ſeine Rede in der Gruͤnder-Aera im Jahre 1873, in der 
er ſcharfe Angriffe ſchleuderte gegen fuͤrſtliche und prinzliche Gruͤnder und 
damit die ohnehin einſetzende Ruͤckwaͤrts bewegung der Kurſe an der Boͤrſe ver: 
ſchaͤrfte. In Kreiſen der Gegner Las kers hat man es ihm freilich veruͤbelt, daß 

er ſich bei der Aufdeckung der Mißſtaͤnde nur auf rechtsſtehende Gruͤnder 

beſchraͤnkte, dagegen die Gruͤnder, die auf der linken Seite ſaßen und deren 
Schuldkonto nicht geringer geweſen ſein ſoll, nicht aufgefuͤhrt hatte. Die 

heutige Generation weiß kaum noch, was damals alles Maͤnnern, deren Namen 
einen guten Klang hatten, an Corruption, Schiebungen, Beeinfluſſungen und 

dergleichen vorgeworfen wurde, und wenn man die Boͤrſenblaͤtter der 
70er Jahre durchſieht, ſo findet man die unglaublichſten Anſchuldigungen 

gegen angeſehene Perſoͤnlichkeiten des oͤffentlichen Lebens wegen Beteiligungen 
an Gruͤndungen, Bekleidung von Aufſichtsratspoſten uſw. 

Wenn Lasker auch haͤufig mit den linksſtehenden Liberalen harmonierte, ſo 

| betonte er doch bei vielen Gelegenheiten, daß die Politik des Liberalismus 
ſtets von nationalen Gedanken erfuͤllt ſein muͤſſe, wie ja Lasker uͤberhaupt 
ein national empfindender Mann iſt. 1876 waren die politiſchen Gegenſaͤtze 

ſo ſcharf geworden, daß Bismarck beſtrebt war, den rechten Flügel der Nationale 
liberalen von Lasker zu entfernen, da ihm eine praktiſche Zuſammenarbeit mit 

dieſen — in demokratiſchen Fragen zu anſpruchsvollen — Männern nicht 
moͤglich ſchien. 

Waͤhrend nun Bismarck Lasker den Vorwurf macht, daß er infolge ſeiner 
liberalen Auffaſſungen fuͤr die praktiſche Politik unverwendbar ſei, mußte 
ſich der gleiche Lasker von ſeinen „liberalen“ Freunden den Vorwurf gefallen 

laſſen, die Freiheiten des Volkes beim Preßgeſetz „verraten zu haben.“ In 
der Folgezeit verſchaͤrfte ſich der Gegenſatz beim Branntweinmonopol und 
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beim Sozialiſtengeſetz. 1880 trat Lasker aus der Nationalliberalen Partei 
aus. Er ſtarb auf einer Reiſe 1883 nach Amerika, am Sarge gefeiert von 
einem der beſten Deutſchen, von Carl Schurz. 

An ſeinen Tod knuͤpft ſich eine Epiſode an, die von vielen liberal denkenden 

Maͤnnern Bismarcks ſehr veruͤbelt wurde: Das Repraͤſentantenhaus zu 

Waſhington hatte eine Kundgebung des Beileids beſchloſſen, in deren Form 
Bismarck eine Kritik erblickte und die er an den Reichstag weiterzugeben ab— 

lehnte. Ja, der Botſchafter, der den Beſchluß angenommen hatte, wurde ſogar 

abberufen. Bismarck ſuchte dann in ſeiner Rede vom 13. Maͤrz 1884 die 
Gruͤnde fuͤr die Ablehnung zu rechtfertigen, worauf das Repraͤſentantenhaus 

zu Waſhington die Erklaͤrung abgab, daß ſeine Kundgebung „als Tribut der 
Ehrerbietung fuͤr einen ausgezeichneten Staatsmann aufzufaſſen ſei, der 

innerhalb des deutſchen Volkes Sympathien beſaß.“ Die Reſolution des 
Repraͤſentantenhauſes hatte folgenden Wort laut: 

„Das Haus der Repraͤſentanten hat mit tiefem Bedauern von dem Tode 
des hervorragenden deutſchen Staatsmannes, Eduard Lasker, gehoͤrt. Sein 
Verluſt wird nicht allein von dem Volk ſeiner Heimat betrauert, wo ſeine 

feſte und ſtandhafte Vertretung und ſeine Hingebung an freiſinnige und 

liberale Ideen die ſozialen, politiſchen und wirtſchaftlichen Verhaͤltniſſe 

dieſes Volkes gefoͤrdert haben, ſondern von den Freunden der Wahrheit in der 

ganzen Welt. Eine Abſchrift dieſes Beſchluſſes ſoll der Familie des Ver- 
ſtorbenen uͤberſandt werden, ebenſo dem in der Hauptſtadt des Deutſchen 

Reiches reſidierenden Geſandten der Vereinigten Staaten, um von dieſem auf 
dem geſetzlichen Wege dem Praͤſidenten des geſetzgebenden Koͤrpers mitgeteilt 
zu werden, deſſen Mitglied er war.“ 

Die ſehr lange Rede Bismarcks gegen Lasker zeigt, daß Bismarck gluͤhend 
zu haſſen verſtand. Er zaͤhlte alle die Gelegenheiten auf, wo Lasker ihm 

Oppoſition gemacht hatte, und er konnte nicht unterdruͤcken, zu bemerken, daß 

Lasker ihm das Leben ſaurer gemacht habe als irgend ein anderer, (eine 
Charakteriſtik, die ſicher nicht gerecht iſt; denn Windthorſt und Eugen Richter 
haben ihm das Leben noch viel ſaurer gemacht!) 

Die heutigen Politiker denken uͤber den Fall Lasker ganz anders. Die 

damalige Rede iſt eine von jenen Gelegenheiten, von denen Guſtav Schmoller 

einmal mit Recht geſagt hat, daß Bismarck in der Abwehr „mit Kanonen auf 

Spatzen geſchoſſen“ habe. Bismarck war damals in einer jener gereizten 

Stimmungen, die uns Chriſtoph von Tiedemann ſo plaſtiſch geſchildert hat. 

Wenn faͤlſchlicherweiſe aber ſowohl von antiſemitiſcher, wie von juͤdiſcher 
Seite die Stellung Bismarcks Lasker gegenuͤber auf antiſemitiſche Gefuͤhle 
zuruͤckgefuͤhrt wird, ſo iſt dafuͤr auch nicht der geringſte Beweis. Denn in 
der ganzen Rede findet ſich keine Andeutung fuͤr eine antiſemitiſche Aus— 
legung. Der Grund iſt auf anderem Gebiete zu ſuchen: Er war aus: 
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Schließlich durch die politiſchen Gegenſaͤtze bedingt. Wenn Bismarck damals 

antiſemitiſche Gefuͤhle gehabt haͤtte, bei der reichlich von Haß durchtraͤnkten 
Rede auf Lasker haͤtte er dieſes Gefuͤhl nicht zu unterdruͤcken vermocht; 

aber ſie waren eben uͤberhaupt nicht vorhanden. 

Dieſe Auffaſſung wird mir beſtaͤtigt durch eine Schilderung, die der mehr— 

fach bereits genannte fruͤhere Geſandte Exzellenz Raſchdau mir gab und 

in der es heißt: 
„Ich konnte Bismarck einmal, aus Nordamerika angekommen, berichten, 

wie die Ehrung, die Lasker bei ſeinem in New Pork erfolgten Tode von Seiten 
des Repraͤſentantenhauſes in Washington erfahren hatte, zuſtande ge— 
kommen war. Bismarck hatte ſich mit einer auch fuͤr dieſes Parlament 

wenig ſchmeichelhaften Schaͤrfe dagegen gewandt, daß ſeitens der Partei, 
der Lasker angehoͤrte, mit dem Leichnam „krebſen“ gegangen wuͤrde. „Dieſer 
Mann hat mir mit ſeiner juͤdiſchen Eitelkeit viel Arger bereitet; alles wußte 

er beſſer“. Ungefaͤhr ſo druͤckte er ſich damals aus, womit er offenbar nicht 
auf den Juden zielte, ſondern auf den Politiker, der ihm oftmals ſeine Kreiſe 

geſtoͤrt hatte und auch im Tode unbequem wurde“. 
Eine luſtige Anekdote uͤberliefert uns der Redakteur der Frankfurter Zeitung 

Auguſt Stein — den Bismarck einſt ſcherzhaft den „Geſandten Sonnemanns 

am preußiſchen Hofe“ bezeichnete — in feinem Buche „Irengeus““) Dort 

berichtet er, wie Bismarck eine ſehr abfaͤllige Außerung Laskers uͤber ihn 
erfaͤhrt: Lasker hatte von Moltke geſagt, er ſei wahrhaft und lauter und 

rein wie ein Kind, Bismarck aber ſei ethiſch nicht rein, ſei unwahr, er habe 
ihn oft belogen. Stein gibt nun den Eindruck, den dieſe Charaktriſierung auf 
Bismarck machte, mit folgenden Worten wieder: „Die Tiſchgaͤſte waren 

geſpannt auf den Eindruck; Bismarck lehnte ſich in ſeinen Stuhl zuruͤck und 

lachte, daß ihm die Traͤnen herunterliefen, und dann wiederholte er eine 

Wendung , die er ſchon einmal gebraucht hatte, als Lasker wegen feiner Gründer: 
rede am Bismarckſchen Tiſch hart angegriffen wurde: Schimpft mir nicht 

auf meinen Lasker; er iſt eine Seele von einem Menſchen, nur 

von Politik verſteht er nichts!“ 
Eine bemerkenswerte Charakteriſtik über Lasker befindet ſich in den Lebens⸗ 

erinnerungen von Robert v. Mohl, des badiſchen Staatsmannes und Natio— 

naloͤkonomen. Dort heißt es: „Hervorleuchtend war immer ſein ſcharfer 

Verſtand, ſeine journaliſtiſch gut geſchulte Logik, ſeine Schlagfertigkeit, in 

vielen Dingen auch ſeine Sachkenntnis. Aber zum Staatsmann im hoͤheren 
Sinne fehlte ihm doch, will mich beduͤnken, weſentliches, naͤmlich der weite 
und umfaſſende politiſche Blick, die Freiheit von Parteitradition und Partei: 
Ehrgeiz. Es iſt in Auffaſſung und Darftellung etwas Advokatiſches und 

9 Frankfurt 1921. S. 36. 
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ſpezifiſch preußiſches, wo nicht berlineriſches. Auch ſchadet feinem perſoͤn— 

lichen Anſehen der Mangel an wuͤrdiger Ruhe. Er iſt beſtaͤndig in queck— 

ſilberiger Bewegung. Die Natur hat ihn aͤußerlich nicht ſehr beguͤnſtigt. 
Lasker — uͤbrigens ein Mann in den beſten Jahren — iſt ſehr klein. Er und 

Windthorſt waren die kleinſten Mitglieder der Verſammlung. Seine 

Phyſiognomie iſt ſehr juͤdiſch, ſeine Stimme zwar ausreichend, allein etwas 

ſpitzig und nicht ausdauernd. Man erzaͤhlt ſich, als ihm einſt Bismarck geſagt, 

ſie wuͤrden doch ſchließlich in einem Miniſterium beiſammen ſitzen, Lasker 

geantwortet habe, „die Ausſicht ſei ihm ſchon einige Tage nach ſeiner Geburt 
abgeſchnitten.“ Es iſt das aber nicht das einzige Hindernis einer großen 

ſtaatsmaͤnniſchen Stellung für ihn.“) 

Inwieweit die Anekdote, die Mohl erzaͤhlt, zutreffend iſt, wird ſich wohl nie— 

mals ermitteln laſſen. Ich habe einmal eine andere Verſion gehoͤrt. Danach 

ſoll Bismarck zu Lasker geſagt haben, er hoffe noch einmal gemeinſam 
mit ihm arbeiten zu koͤnnen, worauf Lasker ſchlagfertig geantwortet habe, 

„ich wußte nicht, daß Ew. Exzellenz die Abſicht haben, noch einmal Rechts— 

an walt zu werden.“ N 

Es iſt ſchwer, fich ein richtiges Bild von der Bedeutung Laskers zu machen; 
denn auch dieſer Mann gehoͤrt zu den ſtarken Perſoͤnlichkeiten der Welt— 
geſchichte, deren Bild der Parteien Haß verzerrt und verwirrt hat. Auf der 

einen Seite von ſeinen Freunden in den Himmel gehoben, auf der anderen 
Seite von ſeinen Gegnern maßlos angegriffen und nach ſeinem Tode von 
Bismarck nicht beſonders liebevoll behandelt. Ich will hier von einer 

perfünlichen Stellungnahme Lasker gegenüber abſehen; denn es genügt, 
wenn ich an dieſer Stelle die Worte eines Mannes wiedergebe, der wie wenige 

in der Lage war, Laskers Wirken zu beobachten und zu beurteilen, der Lasker 
politiſch ſehr fern ſtand und der zugleich ein großer Verehrer Bismarcks 

geweſen iſt: Guſtav Schmoller. In einem pſychologiſch feinſinnigen Auf— 

ſatz befaßt ſich Schmoller mit Eduard Lasker und charakteriſiert den kleinen 
zarten Lasker als „einen Deutſchjuden aus Poſen mit duͤnner Stimme und faſt 
asketiſcher Lebensweiſe, voll ernſt-ſentimentaler Humanitaͤt, mit ſeiner nach 

Innen gerichteten Gedankenentwicklung, der Mann des formalen Rechts, 
der Studierſtube und der Geſetzes-Paragraphen.“ Schmoller ſagt von ihm, 

daß er als Parteimann unbequem geweſen, daß er ſeine Selbſtaͤndigkeit 
gegenuͤber Parteilehren bewahrt habe, eine Faͤhigkeit, die den meiſten, welchen 
die Parteidraͤnierung die Parteibrillen und die Parteiſcheuklappen aufſtuͤlpt, 
ja leider verloren gegangen. „Er hatte zuviel innere Freiheit des Geiſtes, um 
ſich die gewoͤhnliche Knechtſchaft der Parteigeſinnung gefallen zu laſſen. 

Er war Juriſt von Haufe aus und nach feiner Verftandesorganifation. Er 

I) Seite 176. 
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war nie preußiſcher Kreisrichter; aber man konnte ihn den Typus eines folchen 

nennen. Er hatte die Tugenden und Vorzuͤge, aber auch die Schattenſeiten 
dieſes fleißigen, abſtrakten preußiſchen Beamtenſtandes aus ſeiner liberalen 
Epoche.“) 

Schon Bamberger hatte mit Recht geſagt, daß das Ideal des Laskerſchen 
Rechtsſtaates unfehlbare Richter vorausſetzte, Richter von einer Geiſtesſchaͤrfe, 
Geiſteskraft und Unabhaͤngigkeit des Denkens, wie ſie im Durchſchnitt heute 

nicht exiſtieren. Dieſer Feſtſtellung Bambergers fuͤgt Schmoller hinzu, 

daß der Laskerſche Rechtsſtaat viel edlere, vollkommenere Menſchen vor: 
ausſetze, als die heutige Welt uͤberhaupt kenne, und Schmoller meint, daß 
dieſes Las kerſche Ideal, „das ihm vorſchwebte, das er feierte als die „bevor— 
zugte Miſſion des Germanentums“, zu ſeiner vollen Verwirklichung 
einen abſtrakten, unlebendigen Staat ohne Klaſſenkaͤmpfe brauche, ohne 

internationale Entſcheidungs- und Machtkaͤmpfe, ohne andere Aufgaben als 

die Rechtspflege und Rechtsherrſchaft. me 
Schmoller befaßt fich auch mit der Rede, die Bismarck nach dem Tode Laskers 

gehalten hat, und er ſagt, daß es der Patriotismus geweſen, der ihm ſtets 
uͤber den Parteizwecken ſtand, und es ſei ein großes Gluͤck fuͤr das deutſche 

Parlament geweſen, daß ein ſolch einflußreicher, liberaler Parteifuͤhrer wie 

Lasker damals ſo hoch uͤber dem Phraſengeklingel des Mancheſtertums 

geſtanden habe. Denn Lasker iſt niemals ein Mancheſtermann geweſen. 

Im Gegenſatz zu den Gegnern Laskers ſagt Schmoller von ihm, „daß er — 
und zwar er allein — das Gewiſſen der deutſchen Nation, ſowie das Anſehen 

und die Ehre der großen deutſchen Koͤrperſchaften dadurch gerettet, daß er in 
einer Zeit unerhoͤrter Mißbraͤuche, die in aller Munde waren, die Dinge bei 

ihrem wahren Namen nannte, ſich nicht zu jenem Totſchweigen hergab, 

wie es in die Karten aller derjenigen paßte, die damals außerhalb und innere 
halb des Parlamentes ſich mit unſauberen Geſchaͤften abgaben.“ Gegenuͤber 

den Anklagen, die von beiden Seiten gerade wegen des Kampfes gegen das 
Gruͤndertum gegen Lasker erhoben wurden, ſagt Schmoller, daß die doppelte 

Anklage vielleicht beweiſe, daß er eben nach Maßgabe ſeines Beweismaterials 
die richtige Mitte hielt. Den Konflikt zwiſchen Lasker und Bismarck ſieht 

Schmoller auf pſychologiſchem Gebiete: Dem Laskerſchen Ideal vom 

abſoluten Rechtsſtaat ſtand das Genie des praktiſchen und politiſchen Lebens 

gegenuͤber. „Sie konnten ſich nie ganz verſtehen, das Vaterland aber kann 
dankbar ſein, ſie beide beſeſſen, ſie wenigſtens zeitweiſe zuſammenwirken 

geſehen zu haben.“ „Gewiß kann Laskers Wirken mit dem des großen 
Kanzlers in praktiſcher Bedeutung nicht verglichen werden; aber wenn die 
— — wre 

1) Hermann Schulze-Delitzſch und Eduard Lasker. Zuerſt abgedruckt im Jahrbuch 

fuͤr Geſetzgebung 1884 Heft 2. Erneut abgedruckt in: Zur Sozialpolitik der Gegenwart. 
Reden und Aufſaͤtze Guſtav Schmollers. Leipzig 1890. 
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Nachwelt einſt dem größten Deutfchen des ıgten Jahrhunderts fein ehernes 
Denkmal errichtet, fo wird doch unten in einem Relief auch ein Platz für 
Lasker und Schulze (Delitzſch) neben anderen hervorragenden Parteifuͤhrern 
der Zeit uͤbrigbleiben. Die Nachwelt wuͤrde nicht verſtehen, wenn ſie da 

fehlten.“ 

Schmoller's Charakteriſtik beantwortet wohl am beſten damit die Frage, 

welcher Platz Lasker in der Gefchichte der Begründung des Deutſchen Reiches 
Wohnt 

Fuͤr die Frage, wie ſich Bismarck zum Judentum geſtellt hat, gibt es eine 

ganze Reihe von Maßſtaͤben. Es ſind das nicht nur ſeine Reden, die er gehalten 
hat, ſeine Berichte und Briefe, die er geſchrieben, ſondern es iſt das vor allem 

feſtzuſtellen in ſeinem eigenen Verhalten den Juden gegenuͤber, und wenn man 

dieſes Verhalten unterſucht, dann wird man dabei nicht aus dem Auge laſſen 

duͤrfen, daß in Bismarcks Kreiſen ſich eine ganze Reihe von Maͤnnern befand, 
die juͤdiſcher Abſtammung war und die durch die Taufe in Bismarcks Augen 
ihre Zugehoͤrigkeit zur juͤdiſchen Raſſe nicht verloren hatte. Denn Bismarck 
gehoͤrte unſtreitig zu denen, die auf dem Standpunkt ſtanden, daß der Jude 

durch die Taufe ſeine Raſſe nicht veraͤndert. Wenn es ſich alſo darum handelt, 
feſtzuſtellen, wie ein Bismarck die Judenfrage behandelt hat, dann wird man 

in den Kreis der Betrachtungen auch die Getauften einbeziehen muͤſſen, die 

rein juͤdiſcher Abſtammung geweſen ſind. Und der Kreis derjenigen, die von 
Juden abſtammen und zu den Mitarbeitern Bismarcks gehoͤrten, iſt in den 

Tat keineswegs klein. Hierzu gehört vor allem der frühere Kolonialdirektor 
Kayſer, der als Erzieher der Söhne Bismarcks mit dem Kanzler in Be⸗ 
ruͤhrung kam, und der bei Begruͤndung der Kolonial-Abteilung des Aus— 
waͤrtigen Amtes zum Direktor dieſer Abteilung ernannt wurde. Es gehoͤren 

hierher ferner die Miniſter Friedberg und Friedental, der Minifterial- 7 

rat und Wirkl. Geheimrat Moſer; die Geheimraͤte Wolfshain und Noah und 

zahlreiche andere. Aber keiner von allen hat fuͤr Bismarck die Rolle geſpielt, 
wie der Sohn des Königsberger Wechſelmaklers Zacharias Jakob Simfon. 
Von allen Maͤnnern, denen Bismarck ſeine beſondere Sympathie geſchenkt 
und auch bis ins Alter bewahrt hat, kann ſich Martin Eduard von Simſon | 

des ganz beſonderen Wohlwollens des Kanzlers rühmen, und Simſon war, 
trotzdem er in jungen Jahren die Taufe empfing, als Volljude anzuſehen. 

Sein Vater war Mitglied der juͤdiſchen Kultusgemeinde in Koͤnigsberg, ſeine 
Mutter eine geborene Friedlaͤnder und Nichte des David Friedlaͤnder, der unter 
Hardenberg die buͤrgerliche Gleichſtellung der Juden mit durchzuſetzen half. | 

Eine Verwandte von ihm war Fanny Lewald, feine Frau eine geborene War: 

ſchauer, Schweſter des Berliner Bankiers Robert Warſchauer. 

3 
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In dem Verhalten Bismarcks Simſon gegenüber kann man deutlich die 

Wandlungen in der Geſinnung Bismarcks den Juden gegenuͤber feſtſtellen. 
Bismarck war ſchon fruͤhzeitig mit Simſon in Beruͤhrung gekommen, naͤmlich 

im Parlament zu Erfurt. Hieruͤber haben wir aus der Feder Poſchingers eine 
Aufzeichnung, aus der hervorgeht, daß damals Bismarck keineswegs davon 

erbaut geweſen iſt, unter einem juͤdiſchen Praͤſidenten zu arbeiten, derſelbe 

Bismarck, der nachher Simſon zum erften Praͤſidenten des Reichsgerichts er= 

nannte. 

Poſchinger ſagt in ſeinem Werke: „Fuͤrſt Bismarck und die Parlamentarier“: 
„Zu den Lieblingen des Kanzlers gehoͤrte Simſon. Schon vom Parlament 

in Erfurt her kannten ſich der Reichskanzler und der zukuͤnftige Praͤſident des 
Reichstages. Simſon war, wie hinlaͤnglich bekannt, gleich Friedberg, einem 
anderen Matador des Reiches, ein getaufter Jude. Anknuͤpfend an dieſe 

Tatſache und an die Tage von Erfurt erging ſich nun bei einer parlamenta= 

riſchen Soiree vom 29. Maͤrz 1881 dem Reichskanzler gegenuͤber der Abge— 
ordnete Auguſt Reichenſperger in folgender Reminiszenz: „Eben war der 
fruͤhere Koͤnigsberger Profeſſor, Eduard Simſon, zum Praͤſidenten des Erfurter 
Volkshauſes gewaͤhlt worden. Der Praͤſident verlieſt die Liſte der gewaͤhlten 

Sekretaͤre und unter ihnen als letzten auch den Namen: Herr von Bismarck—⸗ 

Schoͤnhauſen. Da machte der Junker Bismarck, der am Fuße der Tribuͤne 

ſtand, zu ſeinem Nachbar Reichenſperger die Bemerkung: „Mein ſeliger 
Vater wuͤrde ſich dreimal im Grabe umdrehen, wenn er hoͤrte, daß ich der 
Schreiber eines juͤdiſchen Gelehrten geworden bin“. „Dieſen juͤdiſchen Ge— 
lehrten, ſagt nun Reichenſperger, haben Durchlaucht zum Praͤſidenten des 

Reichstages gemacht.“ Ja, erwiderte der Kanzler, was noch alles aus einem 
werden kann. Dabei ſprach er mit Waͤrme uͤber Simſon und ruͤhmte den 

juͤdiſchen Gelehrten als „einen der ausgezeichnetſten, von der reinſten Vater— 
landsliebe getragenen Vertreter des nationalen Gedankens, als ein edles 
Gefaͤß, in dem ſtets die lauterſten Empfindungen zuſammengeſtroͤmt ſeien.“ 

Ein konſervativer Hiſtoriker, Hermann von Petersdorff, widmet in der 

„Allgemeinen Deutſchen Biographie“ Simſon beſonders anerkennende Worte. 
Er betont ausdruͤcklich, daß Simſon ſich nicht gefliſſentlich von ſeinen an— 

geſtammten juͤdiſchen Kreiſen getrennt habe und daß man es bei Simſon mit 
einem der Faͤlle zu tun hat, „wo ein reichbegabter Judenſproß im deutſchen 

Geiſte aufging. Jeder deutſchen Einheitsbewegung iſt Simſon auf das merk— 

wuͤrdigſte und innigſte verknuͤpft. Eine dekorative und repraͤſentative Perſoͤn— 

lichkeit wird er gleichfalls von den Wellen dieſer idealen Bewegung empor— 
getragen und in jeder einzelnen Phaſe auf einen weithin ſichtbaren Platz geſtellt. 
Es darf daher als eine guͤnſtige Fuͤgung bezeichnet werden, daß ein ſo feiner und 
edler von vielſeitiger Bildung getraͤnkter Geiſt dieſes Geſchick hatte. Kaum 
wird dieſe Erſcheinung, ſelbſt nicht fuͤr peinlich deutſch Empfindende in ihrer 
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Erfreulichkeit dadurch beeinträchtigt, daß Simſon nicht germanifchen Blutes 
war. Denn wer Simſon kannte, empfand feine juͤdiſche Abſtammung, möchte 

ſie ſich auch in Außerlichkeiten und einigen Zuͤgen ſeines Weſens nicht ver— 

leugnen, ſchwerlich ſtoͤrend. Man denke an Treitſchke und Bernhardi. Der 

allgemeine Eindruck ſeiner Perſoͤnlichkeit war dafuͤr zu wohltuend. Man hat 

wohl von der Anmut ſeines Weſens geſprochen. Daß ein Mann juͤdiſcher Ab— 

kunft die ſchoͤne Rolle in der deutſchen Einheitsbewegung ſpielen konnte, die 

Simſon zugefallen iſt, darf geradezu als ſymptomatiſch fuͤr den Charakter 
der doch urſpruͤnglich von dem gebildeten deutſchen Buͤrgertum ausgehenden 

Bewegung gelten.“) 
Und in der Tat, nicht viele deutſche Maͤnner haben in der Frage der Schaffung 

eines deutſchen Kaiſertums die Rolle geſpielt, wie Simſon. Zweimal erſchien 

Simſon vor einem Hohenzollern, ihm die deutſche Kaiſerkrone anzubieten. 
Zuerſt als der Abgeſandte der Frankfurter National-Verſammlung vor 

Friedrich Wilhelm IV. und ſchließlich als der Vertreter des Reichstages vor 

S T ˙—T—T—TT re TE 

Wilhelm J. Beide Male mit verſchiedenen Ergebniſſen. Das erſte Mal reiſte 
er enttaͤuſcht vom Hofe Friedrich Wilhelms IV. ab, das zweite Mal, bei dem 

Bruder, iſt er Zeuge einer beiſpielloſen geſchichtlichen Entwicklung. Er gehoͤrt 

zu den Maͤnnern, die Pate geſtanden haben bei der Begruͤndung des Deutſchen 
Reiches. 

Friedrich Dernburg hat einmal von Simſon geſagt, er ſei der „geborene 
Praͤſident“, und in der Tat, einen wuͤrdigeren Praͤſidenten hat der Deutſche 5 
Reichstag nie gehabt, als in Eduard von Simſon, einem Manne, der ſchon im 

Profeſſoren-⸗Parlament von Frankfurt a. M. praͤſidiert hat. Ebenſo würdig wie 

ſympathiſch hat er die Geſchaͤfte gefuͤhrt, uͤberragte ſein „Jupiterkopf mit 
altteftamentarifcher Schattierung“ (Rud. v. Gottſchall) zahlreiche der Volks— 

vertreter. Und wie oft iſt Simſon Praͤſident eines deutſchen Parlaments 
geweſen! Von ihm hat Sybel gefagt, „er ſei ein Virtuoſe des Praͤſidal— 
talentes“. Am 18. Dezember 1848 wurde er als Nachfolger Gagerns zum 
erſten Praͤſidenten der National-Verſammlung gewählt und unter feiner 

Fuͤhrung iſt in Frankfurt die Reichsverfaſſung geſchaffen worden, die an erſter 
Stelle ſeinen Namen traͤgt und die dann ſpaͤter von Bismarck als Grundlage 
der Verfaſſung des Deutſchen Reiches, freilich in veraͤnderter Form, verwandt 
wurde. 

Im Erfurter Volkshaus wurde er im Jahre 1850 wiederum zum erſten Praͤſi⸗ 
denten gewaͤhlt, und hier war es, wo Bismarck unter ihm als Schriftfuͤhrer 
arbeitete. 1859 ſehen wir Simſon wieder auf einem Praͤſidentenſtuhl und zwar 
im Preußiſchen Abgeordnetenhaus als Nachfolger des Miniſters Schwerin, und 
als ſolcher vertrat er das Abgeordnetenhaus 1861 bei der Kroͤnung des Koͤnigs 

1) Allgemeine Deutſche Biographie Seite 363. 
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in feiner Heimatſtadt. Nach der Schlacht von Koͤniggraͤtz erkannte Simſon 
die Groͤße Bismarcks, und von nun an gehoͤrt er zu den Maͤnnern, welche 
Bismarck folgen. Er wird 1867 in den Norddeutſchen Reichstag gewaͤhlt, 
und wiederum wird er Praͤſident — zum vierten Mal Praͤſident eines deutſchen 
Parlaments. Bei der Geſchaͤftsfuͤhrung im Norddeutſchen Reichstag erlangte 
er die Zufriedenheit Bismarcks, und ſchließlich war es Simſon vergoͤnnt, den 

Reichstag zu leiten, der im Juli 1870 den entſcheidenden Beſchluß uͤber die 
Kriegsanleihe faßte und ebenſo die Beratungen uͤber den Anſchluß der Suͤd— 

ſtaaten an Norddeutſchland pflegte. In dieſer Eigenſchaft als Praͤſident des 

Deutſchen Reichstages fuͤhrte er wie erwaͤhnt, zum zweiten Mal eine deutſche 
Kaiſer⸗Deputation. 

Über Simſon, der, wie Keudell mitteilt!) mit Entſchiedenheit es ablehnt, 
zu Bismark im Überrock zu kommen, weil er den Standpunkt vertritt, daß zur 

Wahrung der Wuͤrde der Verſammlung Frack und weißes Halstuch unerlaͤßlich 
ſeien, haben wir eine Aufzeichnung aus der Feder von Keudell?) Danach hat 

der Kanzler im Jahre 1870 woͤrtlich folgendes geſagt: „Der Verkehr mit 
Simſon hat mir wirklich Freude gemacht. Er war ſchon 1848 Praͤſident der 

Frankfurter National⸗Verſammlung und brachte als ſolcher das Anerbieten 

der Kaiſerkrone nach Berlin. Damals kannte ich ihn noch nicht. 1850 praͤſi— 
dierte er wieder im Erfurter Parlament, und ich war unter ihm Schriſtfuͤhrer. 

Er zeigte großes Geſchick in der Leitung der Geſchaͤfte, hatte aber in ſeinem Weſen 

et was Feierliches, was meine Kritik reizte. In der Konfliktszeit hat er mich 
einmal in unſchoͤner Weiſe angegriffen. Als Praͤſident des Norddeutſchen 

Reichstages war er achtbar und foͤrderte raſche Abwickelung der Geſchaͤfte. 

Es iſt ein reizendes Spiel des Geſchickes, daß derſelbe Mann auserſehen war 
1849 die Kaiſerkrone naniens der Nationalverſammlung anzubieten und jetzt 

die Annahme der von den Fuͤrſten angebotenen Krone zu erbitten. Simſon iſt 

ein recht geiſtvoller Mann. Als er mich hier beſuchte, war er wirklich unter: 

haltend, was ich von den meiſten Leuten, die zu mir kommen, nicht be— 

haupten kann.“ 
Mitte Dezember 1870 hatte Simſon die Unterredung mit Bismarck, die ſich 

in die Nacht hineinzog, und treffend ſagt Petersdorff, „daß es eine von einer 
weiſen Schickſalsverwaltung gewaͤhrte ſtolze Genugtung fuͤr die Maͤnner der 
Paulskirche und des Erfurter Volkshauſes geweſen ſei, daß ihr ehemaliger 
Praͤſident nun doch den Kaiſerruf erheben durfte.“ Bismarck und Simſon 

entwerfen gemeinſam die Antwort, die Wilhelm I. auf die Adreſſe des Reichs— 

tages geben ſollte, und in ſeiner feierlichen Weiſe hielt Simſon die Anſprache 

1) Keudell, Fuͤrſt und Fuͤrſtin Bismark Seite 410. 

2) Keudell Seite 465. 
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an Wilhelm I.) Bis 1874 war Simſon erſter Prafident des deutſchen Reichs: 
tages, wo er mit feinem Taktgefuͤhl und vornehmer Ruhe die Geſchaͤfte führte, 

bis ihm ſchließlich eine ganz beſondere Ehre zuteil wurde: Wilhelm I., Bismarck 
und der Kronprinz waren darin einig, daß fuͤr die Leitung des neuen Reichs— 

gerichtes kein anderer in Betracht kaͤme als Simſon. Aber merkwuͤrdigerweiſe 

zoͤgerte Simſon, der in vielen Punkten eine große Zuruͤckhaltung an den Tag 
legte — ſo lehnte er u. a. ſeine Entſendung in das Herrenhaus ab und erſt als 

Bismarck ihn darauf aufmerkſam machte, daß ſeine Kinder und Enkel ihm 
dieſen Schritt nie verzeihen wuͤrden, da gab er nach, und am 23. April 1879 
wurde Simſon zum erſten Reichsgerichts-Praͤſidenten ernannt. 

Aus dem politiſchen Leben war Simſon ſchon in den 70er Jahren zuruͤck— 

getreten. Er war eine zu vornehme Natur fuͤr die Kaͤmpfe, die im Parlament 
ſtattfanden. Das allmaͤhliche Abſinken des deutſchen Reichstages auf ein 

tieferes Niveau konnte eine ſo feine Natur wie Simſon nicht ertragen. Simſon 

war ein Mann, der für die Kanzel geſchaffen war, er war ein Mann der Feier: 

lichkeit, wie geboren zur Repraͤſentation fuͤr feierliche Gelegenheiten, aber nicht 
für die Kleinarbeit des Alltags. Simſon war der typiſche „Gala- Redner“ für 
große Gelegenheiten, fuͤr die gewoͤhnlichen Sitzungen war er zu volltoͤnend. 
Sein paftorales Organ wirkte hervorragend bei großen Gelegenheiten. Es war 
nicht am Platze fuͤr die gewoͤhnlichen Tagungen eines nicht auf beſonderer 
Hoͤhe ſtehenden Parlamentes. Dieſe Empfindungen hat Simſon wohl auch 

ſelbſt gehabt, und ſo zog er ſich vom politiſchen Leben zuruͤck. Mit ganz 
beſonderer Verehrung hat er ſtets an Bismarck gehangen. Das kommt in 

ſeinem Dankbriefe zum Ausdruck, als er 1888 unter Mitwirkung Bismarcks 

„ ˙ä—— m —˙ 1 ˙ he na N 

den Schwarzen Adlerorden erhielt, und es kommt ferner zum Ausdruck, als 

der Mann der Paulskirche 1898 Bismarck den Dank fuͤr die Schaffung des 

Deutſchen Reiches ausdruͤckt. 

Menſchlich naͤhergetreten iſt Simſon Bismarck nach ſeinem Ruͤcktritt nur 
ſelten. Aber das ſteht feſt, von 1866 ab war Simſon ein begeiſterter Verehrer 
des genialen Staatsmannes. Er war ein wichtiges Werkzeug des großen 
Mannes in großer Zeit, und er konnte ſich der beſonderen Sympathie des 

genialen Reichsbegruͤnders bis zu deſſen Tode erfreuen. 

Ein Jude, der dem Fuͤrſten Bismarck beſonders nahe getreten iſt und dauernd 

in engen geſchaͤftlichen Bezie hungen mit ihm ſtand, war der Papierinduſtrielle 

Moritz Behrend, der Begruͤnder der „Varziner Papierfabrik“, die auf 

1) Der Eindruck, den Simſons Anſprache am 18. Dezember 1870 auf Wilhelm I. ge— h 

macht hat, geht auch deutlich aus den Aufzeichnungen aus dem Tagebuch Kaiſer 

Friedrich III. hervor, das der damalige Kronprinz fuͤhrte: „Simſons Meiſterrede ent— 

lockte mir helle Traͤnen. Es iſt eigentlich kein Auge trocken geblieben.“ 
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Bismarckſchem Grundbeſitz errichtet wurde. Ich habe den feinen alten Herrn 
noch perfönlich gekannt und jedesmal, wenn ich mit ihm zuſammen war, erzählte 

er gerne von ſeinem Verkehr bei Bismarck, den er hoch verehrte. 

Um das Jahr 1881, als die Wogen der antiſemitiſchen Propaganda beſonders 

hoch gingen, hat ſich Bismarck Behrend gegenuͤber uͤber die Judenhetze 
ausgeſprochen. Auf eine Frage, ob er mit der antiſemitiſchen Bewegung ein— 

verftanden ſei, ſagte Bismarck woͤrtlich: 
„Nichts kann unrichtiger ſein. Ich mißbillige ganz entſchieden dieſen 

Kampf gegen die Juden, ſei es, daß er auf konfeſſioneller oder gar auf 
der Grundlage der Abſtammung ſich bewege. Mit gleichem Rechte koͤnnte 

man eines Tages uͤber Deutſche von polniſcher oder franzoͤſiſcher Abſtammung 

herfallen wollen und ſagen, es ſeien keine Deutſchen. Daß Juden mit Vor— 
liebe ſich mit Handelsgeſchaͤften befaſſen, nun, das iſt Geſchmacksſache; durch 

ihre fruͤhere Ausſchließung von anderen Berufsarten mag das wohl begruͤndet 

ſein. Aber ſicherlich berechtigt es nicht, uͤber ihre groͤßere Wohlhabenheit 

jene aufreizenden Außerungen zu tun, die ich durchaus verwerflich finde, 
weil ſie den Neid und die Mißgunſt erregen. Ich werde niemals darauf 
eingehen, daß den Juden die ihnen verfaſſungsmaͤßig zuſtehenden Rechte in 

irgend einer Weiſe verkuͤmmert werden. Die geiſtige Organiſation der 
Juden im allgemeinen macht ſie zur Kritik geneigt, und ſo findet man 

ſie wohl vorzugsweiſe in der Oppoſition, aber ich mache keinen Unterſchied 
zwiſchen chriſtlichen und juͤdiſchen Gegnern meiner Wirtſchaftspolitik, die 

ich nach meiner Überzeugung als erſprießlich fuͤr das Land verfechte. Wenn 

ich zuſtimmende Adreſſen und Telegramme beantwortet habe, fo erfülfe ich da— 
mit eine Pflicht der Hoͤflichkeit, wie ich dies ſchon Richter erwiderte: ich 

wuͤrde mit Vergnuͤgen ebenſo hoͤfliche Antworten auf Zuſtimmungsworte 

der Fortſchrittspartei gegeben haben, ich habe nur keine erhalten.“ — Auf 

die Frage des Gaſtes, ob er von einem Teil dieſer Außerungen oͤffentlichen 

Gebrauch, ſelbſt durch die Preſſe, machen duͤrfe, antwortete der Kanzler 

unbedingt zuſtimmend. 
Dieſe Ausfuͤhrungen decken ſich in weſentlichen Punkten mit dem, was 

Bismarck ſpaͤter an anderer Stelle geſagt hat. Ein Zweifel an der Richtigkeit 

der Bismarckſchen Worte konnte ſchon damals nicht beſtehen. 
Als ſeinerzeit das Geſpraͤch mit Kommerzienrat Behrend veroͤffentlicht 

wurde, gerieten natuͤrlich die Antiſemiten aus dem Haͤuschen. An ſich war 

das, was Bismarck zu Behrend geſagt hate, durchaus harmlos und deckte 

ſich, wie wir geſehen haben, voͤllig mit der Politik Bismarcks. Daß Bismarck 
die antiſemitiſche Bewegung mißbilligte, wußte man und daß ihm ein Kampf 

als ausſichtslos galt, war ebenfalls bekannt. Aber das hinderte einzelne 

dieſer Kreiſe nicht, im ſtillen noch auf eine Freundſchaft Bismarcks zu rechnen. 

Ein Beweis dafuͤr, wie die Veroͤffentlichung der Unterredung auf die Anti— 

79 



femiten gewirkt hat, gibt uns eine Notiz des damaligen Chef-Redakteurs 

des antiſemitiſchen „Deutſchen Tageblattes“, Friedrich Luckhardt. Dieſer 
ſchreibt in feiner Broſchuͤre:!) 

„Dieſer Artikel konnte bei dem damaligen Stand der „Berliner Bewegung“ 
nur als gegen unſere Gruppe gerichtet betrachtet werden und ſchlug bei uns 
auf der Redaktion wie eine Granate ein. In einer Konferenz, die ich unverweilt 

einberief, beſchloſſen wir, ſofort eine Widerrufung des Artikels zu verlangen 
oder Front gegen den Inhalt zu machen. Ich begab mich gleich auf den Weg, 

fand aber, da es zwiſchen 5 und 6 Uhr abends war, zunaͤchſt keine Beamten auf 
der Reichskanzlei vor. Auf mein Draͤngen wurde mir mitgeteilt, daß drei der 
Herren noch einen gemuͤtlichen Skat beim Grafen Wilhelm v. Bismarck 

ſpielten. Ich ließ mich daher melden, da die Angelegenheit keine Verzoͤgerung 
zuließ. Den uͤberraſchten Herren erklaͤrte ich, die „National-Zeitung“ in der 
Hand, daß ich uͤberzeugt ſei, dieſer Artikel waͤre amtlich eingeſchmuggelt, um 
Stimmung zu machen. Ich kaͤme daher als ehrlicher Mann mit einer offenen 

Kriegserklaͤrung, falls man mich nicht vom Gegenteil uͤberzeuge. Es wurde 

mir ſehr lebhaft widerſprochen und das groͤßte Erſtaunen uͤber den betreffenden 
Artikel bezeugt. Ich bat um eine beſtimmte Erklaͤrung, die aber, weil 
Fuͤrſt Bismarck in Varzin weilte, nicht ſofort gegeben werden konnte. Schließe 

lich einigten wir uns, da ich auf der Erklaͤrung beſtehen blieb, dahin, daß ich 

innerhalb 24 Stunden eine Erklaͤrung oder Berichtigung des Fuͤrſten zugeſtellt 

erhalten ſollte und damit ſchieden wir.“ 
Ich unterlaſſe es, das Verfahren des Herrn Luckhardt hier naͤher zu charak⸗ 

teriſieren. Bismarck wird, als er von der Zumutung des Herrn Luckhardt 
gehoͤrt hat, ſicher ſeinen Empfindungen, die er ſolchen Journaliſten gegen— 
über hatte, entſprechenden Ausdruck gegeben haben. Immerhin ſtand Bis- 

marck damals in gewiſſen Beziehungen zum „Deutſchen Tageblatt“, das 
ihm als Konkurrenz gegen die „Kreuz-Zeitung“ ſehr wertvoll war. Aus 
einer Aufzeichnung, die Luckhardt auf Seite 31 ſeiner Broſchuͤre veroͤffentlicht, 
geht hervor, daß Bismarck auf das Beſtehen des „Deutſchen Tageblattes“ 
großen Wert legte, weil es nicht in den Fehler extremer Richtung verfalle, 
„oder gar dem Kreuzzeitungston folge.“ ..... „Mit der Kreuz⸗Zeitungs⸗ 
Richtung kann Fuͤrſt Bismarck in Frieden und Freundſchaft nicht leben, weil 
einen Nutzen fuͤr das Ganze er in ihr nicht erkennt. Die ſchroffe Art des 

Niederhauens und die einſeitige extreme Verfolgung radikaler Wuͤnſche kann 

für das Gemeinwohl und die konſervative Partei nur ſchaͤdlich wirken.“ 
Ich zweifle nicht daran, daß dieſe von Luckhardt wiedergegebene Stellung— 

nahme Bismarcks ſeinen damaligen Gefuͤhlen durchaus entſprach. Wenn nun 

1) Juden und Chriſten. Skizzen aus dem modernen Geſchaͤftsleben. Heft 1. Fuͤrſt 
Bismarck und die Berliner Bewegung Seite 9. 
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Bismarck damals das „Deutſche Tageblatt“ zu unterſtuͤtzen ſuchte, fo iſt es 
durchaus begreiflich, daß er beſtrebt ſein mußte, Angriffe in dieſer Zeitung 
gegen ſeine Perſon nach Moͤglichkeit zu verhindern, und da ihm nun ein ſolcher 

Angriff „angedroht“ war, blieb ihm nichts anderes uͤbrig, als den Hieb vorher 
abzuwehren. Die Art, wie Bismarck dies gemacht hat, iſt fuͤr ſeine richtige 
Einſchaͤtzung der journaliſtiſchen Pſyche beſonders bemerkenswert. Selbſt— 

verſtaͤndlich dachte Bismarck nicht einen Augenblick daran, das Geſpraͤch mit 
Behrend etwa zu dementieren oder abzuleugnen. Im Gegenteil, er beſtaͤtigte 

die Unterredung ausdruͤcklich, ſagt dann aber den Leſern des „Deutſchen 
Tageblattes“ einige liebenswuͤrdige Worte, pakte ſie bei ihrer Eitelkeit, klagte 
uͤber die Undankbarkeit der Juden und machte Stoͤcker einige Komplimente 
wegen ſeines Mutes. Die Erwiderung iſt ſo geſchickt, daß ich ſie hier im Wort— 
laut wiedergeben moͤchte. Sie ſcheint nicht aus Bismarcks Feder direkt zu 

ſtammen. Vermutlich iſt ſie auf ſeine Veranlaſſung von einem der Maͤnner 

des Literariſchen Kabinetts oder der Preſſe-Abteilung gemacht worden. Gewiſſe 

Anzeichen laſſen darauf ſchließen, daß vielleicht Lothar Bucher der Vater der 
Notiz geweſen iſt. Wie Luckhardt mitteilt, kam die angebliche „Berichtigung“ 
als eine „aus Stolp datierte Zuſchrift.“ Stolp liegt in der Naͤhe von Varzin, 
wo Bismarck ſich damals aufhielt, und die Bismarckſche Umgebung liebte es, 

wie ich aus einer Reihe von anderen Faͤllen weiß, Artikel oft von einem anderen 

Orte her zu datieren, als dem, in dem ſie geſchrieben waren. Eine „Zuſchrift 
aus Stolp“ konnte ebenſo gut von einem Dritten herruͤhren, als auch von 

jemand, der aus der Umgebung Bismarcks ſtammte, ſich aber in Stolp auf— 
hielt. Die Notiz, die das „Deutſche Tageblatt“ vom 5. November 1881 brachte, 
hatte folgenden Wortlaut: 

„Stolp, 5. November 1881. Wir haben in Ihrem Blatte den Artikel der „National: 
Zeitung“ vom 4. d. Mts. uͤber die Stellung des Reichskanzlers zur ſemitiſchen Frage 

geleſen, und ohne in der Hauptſache die objektive Wahrheit des Inhalts in Zweifel zu 

ziehen, glauben wir doch, daß die Tragweite etwaiger Außerungen des Kanzlers von Ber— 
liner Blaͤttern verſchiedener Farbe in hohem Grade uͤberſchaͤtzt wird. Es iſt nicht neu, 

weder fuͤr uns, noch fuͤr ſonſt jemand, daß die Auffaſſungen des Reichskanzlers mit denen 

der ſogenannten Antiſemitem ſich nicht uͤberall decken. Den Verſuchen, ihn mit allen 

antiſemitiſchen Beſtrebungen zu identifizieren und ihm jede Außerung dieſer Richtung in 

Rechnung zu ſtellen, iſt Fuͤrſt Bismarck ſchon im Reichstage in der Sitzung vom April ds. 

Is. entgegengetreten, und von der Überreichung der großen Petition hat er bekanntlich 
abgeraten, weil er außer Stande ſei, dieſelbe in einer dem Inhalte entſprechenden Weiſe 

zu beantworten; aber daruͤber ſind wir ganz ohne Zweifel, daß der Reichskanzler, wenn 

er bei einer Stichwahl genoͤtigt waͤre, ſich zwiſchen einem Vertreter der „National-Zeitung“ 
und dem Domprediger Stocker zu entſcheiden, er unbedingt und offen für den letzteren 

ſtimmen wuͤrde. Wir entnehmen aus dem Artikel, die „National-Zeitung“ ſcheint dafuͤr 
kein Verſtaͤndnis zu haben, wie ein hoͤflicher Wirt ſeinen Gaͤſten gegenuͤber ſich zu be— 

nehmen pflegt. Wir finden in den dem Reichskanzler zugeſchriebenen Außerungen nichts 

als eine Variation uͤber das Thema ſeiner auch uns bekannten Anſicht, daß ihm ein chriſtlicher 
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Fortſchrittler gerade fo ſtaaatsgefaͤhrlich erfcheine wie ein juͤdiſcher, und daß man durch zu 

ſcharfe Akzentuierung des Judentums in der Fortſchrittspolitik die chriſtlichen Anhaͤnger 
dieſer Politik in ein zu guͤnſtiges Licht ſtelle, waͤhrend gerade den Juden nach ihren Raſſe— 

Eigenſchaften vom politiſchen Standpunkt mildernde Umſtaͤnde zur Seite ſtaͤnden, welche 

dem chriftlichen Fortſchritte abgingen. Auch wir find in der Lage, Außerungen des 

Kanzlers uͤber dieſen Punkt gehoͤrt zu haben und zu wiſſen, daß das Ergebnis der Wahlen 

und die danach von der Regierung zu nehmende Stellung ihm zu mancherlei Betrach— 

tungen und Erwaͤgungen verſchiedener Natur Anlaß gegeben hat, welche nicht bloß die 

juͤdiſche Frage betreffen, ſondern an die Andeutung anknuͤpfen, welche er bei Gelegenheit 
einer Reichstagsrede dahin machte, daß er, wenn ihm die Durchfuͤhrung ſeiner auf Kon— 

ſolidierung des Reiches berechneten Politik von liberaler Seite unmoͤglich gemacht werde, 

dem Kaiſer werde raten muͤſſen, an ſeine Stelle einen Staatsmann zu berufen, welcher 

nach ſeinen Antecedentien im Stande ſein werde, eine Reichstagsmehrheit aus dem Zen— 

trum und den evangeliſchen Konſervativen zu bilden. Wir wiſſen auch, daß er den Namen 

des eventuell von ihm vorzuſchlagenden Nachfolgers genannt hat, der dafuͤr buͤrgt, daß 

der Kanzler die Zukunft des Reiches nicht im Lager der „National-Zeitung“ ſucht. In 

Betreff der Judenfrage haben wir von ihm zwar eine ſcharfe Verurteilung der Juden— 

hetzen, aber auch der Erſcheinungen auf wirtſchaftlichem Gebiet gehoͤrt, durch welche die 

ungebildete Bevoͤlkerung gegen die Juden erbittert wird. Woruͤber wir ihn perſoͤnlich 
haben klagen hoͤren, das war die „Undankbarkeit“ der Juden, die ihre volle Gleichſtellung 

gerade der von ihm geleiteten Reichsgeſetzgebung verdanken, und ſeitdem in Preſſe und 

Parlament ausnahmslos ihn und ſeine Politik anfielen wie — (wir wollen das Wort 

lieber nicht wiederholen). Er fuͤgte hinzu: „Die Juden tun, was ſie koͤnnen, um mich 

zum Antiſemiten zu machen“. Auch das war ein Tiſchgeſpraͤch fuͤr welches die Er— 

maͤchtigung der Veroͤffentlichung nicht erbeten wurde; aber wir haben noch niemals ge— 

funden, daß der Reichskanzler auch der Offentlichkeit gegenuͤber aus ſeinem Herzen eine 

Moͤrdergrube machte. Wir haben im Parlament und in der Preſſe ſeit einem Jahre die 

fortſchrittlichen Freunde der „National-Zeitung“ bemüht geſehen, den Kanzler als Anti: 

ſemiten fanatiſcher Farbe zu denunzieren; ploͤtzlich ſcheint der gleiche Eifer Platz zu greifen, 
um ihn zum Semiten zu ſtempeln. Wir glauben, daß ein Kanzler des deutſchen Reiches 

weder das eine noch das andere fein kann, aber wir find gewiß, daß die konſervative Ge— 

ſinnung und der tapfere Kampf, den die Herren Stoͤcker, Cremer u. a. gegen die Fort— 
ſchrittspartei gefuͤhrt haben, die volle Anerkennung des Reichskanzlers findet, und daß 

dieſe Anerkennung während des Wahlkampfes ſich dermaßen befeſtigt hat, daß die Mei: 

nungsverſchiedenheit uͤber einen einzelnen Punkt in der geſamten politiſchen Auffaſſung 

des Staatslebens ihr keinen Eintrag mehr tut. Namentlich ſind wir gewiß, daß die 

Verſtimmung, welche der Domprediger Stocker durch die Schärfe feines Auftretens in 

einer früheren Phaſe bei dem Reichskanzler hervorgerufen hatte, einer aufrichtigen An— 

erkennung der Tapferkeit und der Begabung dieſes Redners Platz gemacht hat. Damit 

erſcheint es uns aber durchaus nicht unvertraͤglich zu ſein, wenn der Kanzler einem von 

ihm perſoͤnlich geachteten juͤdiſchen Gaſt gegenüber feine politiſche Aufgabe von der Bei- 
miſchung der konfeſſionellen und Raſſenkaͤmpfe nach Möglichkeit freizuhalten ſucht.“ 

Ich habe den Aufſatz hier abſichtlich im Wortlaut wiedergegeben, um zu 

zeigen, wie Bismarck ſeine Preßpolitik trieb, und ferner, weil in dieſem 

Aufſatz eine direkte Beſtaͤtigung deſſen zu finden iſt, was in dem Behrendſchen 

Interview enthalten war. Bismarck hatte ſein Ziel erreicht: Er hatte die 
antiſemitiſche Bewegung ſcharf verurteilt, hatte Gelegenheit gehabt, zu er— 
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klaͤren, daß er ihre Tendenz mißbilligt, zugleich aber vermieden, daß ihm 
von einem Blatte, das ihm naheſtand, Schwierigkeiten gemacht wurden. 
Daß Bismarck die Veroͤffentlichung des Interviews mit Behrend durchaus 

billigte, geht am beſten daraus hervor, daß Poſchinger, der ſicherlich nicht 
gegen die Intentionen ſeines Chefs gearbeitet hat, noch zu Lebzeiten Bismarcks 

das Interview in ſeine „Neue Geſpraͤche“ (Seite 113) aufgenommen hat. 
Einen weiteren intereſſanten Beitrag, wie Bismarck die Antiſemiten, die 

uͤber ſeine angebliche judenfreundliche Haltung aufgebracht waren, in ge— 

ſchickter Art beruhigte, gibt uns ebenfalls Luckhardt. Der Chefredakteur der 
„Kreuz⸗Zeitung“, Freiherr v. Hammerſtein, traf am 7. November 1881 bei 

Bismarck in Varzin ein. Es war das erſte Mal, daß Hammerſtein bei Bismarck 
zu Beſuch war. Er lenkte dabei das Geſpraͤch auf das Interview mit Behrend, 

das naturgemäß einem Manne wie Hammerſtein außerordentlich unſym⸗ 
pathiſch war. Über die Unterredung teilt Luckhardt woͤrtlich folgendes mit: 

„In demſelben Augenblick wurden die eingegangenen Poſtſachen auf den 
Tiſch gelegt, darunter das „Deutſche Tageblatt“, das der Fuͤrſt, nachdem er 

einen Blick darauf geworfen, Herrn v. Hammerſtein zuſchob mit den Worten: 
„Leſen Sie das.“ An der Spitze des „Deutſchen Tageblattes“ ſtand der oben 
mitgeteilte Artikel aus Stolp. Nachdem Herr v. Hammerſtein den Artikel 

geleſen hatte, fragte ihn Fuͤrſt Bismarck: „Sind Sie nun zufrieden?“ 

Man muß in der Tat uͤber die geſchickte Art Bismarcks ſtaunen, mit der er 
ſeine politiſchen Gegner behandelte. Er war eben ein Meiſter in der Beurteilung 
von Menſchen, und auch im vorliegenden Falle hat er ſein Ziel erreicht. Er hat 

die antiſemitiſche Bewegung verurteilt, ohne in dem Augenblick auf die poli— 

tiſche Mitarbeit der Kreiſe, die der antiſemitiſchen Bewegung zuneigten, ent— 

ſagen zu muͤſſen. 
Poſchinger erwaͤhnt aus dem November 1891 ein angebliches Geſpraͤch 

Bismarcks uͤber die Judenfrage, das Bismarck mit einem Verwandten und 
Gutsnachbarn gehabt haben ſoll. Weder wird der Name dieſes Gutsnachbarn 

genannt, noch die Quelle zitiert. Danach ſoll Bismarck uͤber die Juden frage 

geſagt haben: 
„Dieſe Frage iſt ſchon oft an mich herangetreten, ich huͤte mich aber wohl, 

etwas zu aͤußern, weil es ja doch wieder entſtellt würde, Ich habe ähnliche 
Erfahrungen in der Sozialiſtenfrage bitter durchgemacht, in der ich mir die 
Finger verbrannte; denn als ich manches von ihnen fuͤr gut fand, da hackte 

man Jahre lang auf mich, und als ich das Sozialiſtengeſetz durchbrachte, da 
hackten dieſelben Leute wieder auf mich bis zum heutigen Tage. Ich uͤberlaſſe 

die ganze Frage den Geſetzen, dafuͤr ſind dieſe da.“ 

Ich kann nicht annehmen, daß dieſe Bemerkung Bismarcks richtig iſt, 
denn Bismarck iſt nicht ein Mann geweſen, der vor einer Stellungnahme aus— 

gewichen iſt. Wenn Bismarck um ſeine Anſicht gefragt wurde, ſo hat er ſich 
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nie damit herausgeredet, daß feine Stellungnahme mißdeutet werden 

koͤn ne, fondern er hat im Gegenteil ſehr häufig zu Publiziſten gar zu offen 
ſeine Anſicht geaͤußert, bei denen er wiſſen mußte, daß die Gefahr der 

falſchen Deutung auf der Hand lag. Das hat ihn nicht daran gehindert, 
ſeine Anſicht ungeſchminkt auszuſprechen, und gerade in der Judenfrage hat 
er mehr als einmal geſagt, welchen Standpunkt er einnehme. Infolge— 

deſſen glaube ich, daß man das von Poſchinger erwaͤhnte Geſpraͤch zu den 
vielen unrichtig wiedergegebenen Außerungen Bismarks zaͤhlen kann. 

Mit ausländifchen Staatsmaͤnnern juͤdiſchen Glaubens iſt Bismarck 
oft zuſammen gekommen. Der bedeutendſte unter ihnen war unſtreitig 
Beaconsfield, der mit ſeinem wirklichen Namen Disraeli hieß. Bismarck 
ſchaͤtzte Beaconsfield, der ja ein Meiſter der Staatskunſt geweſen, außer— 
ordentlich hoch, unſtreitig viel hoͤher, als alle anderen Staatsmaͤnner und 

namentlich die Erzaͤhlungen Bismarcks uͤber den Berliner Kongreß zeigen uns, 
welch' gewaltige Bedeutung der Kanzler der Perſoͤnlichkeit Beacons field beimaß. 

Intereſſant iſt, wie verſchiedenartig Beaconsfield von Bismarck und einem 
ſeiner Nachfolger charakteriſiert worden iſt. Hohenlohe, der ſpaͤtere Reichs— 
kanzler trägt in fein Tagebuch unter dem 17 Juni 1878 ein :) „Beaconsfield 
mißfaͤllt mir ſtets mehr. Ein ſcheußliches Judengeſicht.“ Wie urteilt dem: 

gegenuͤber aber Bismarck? Hierfuͤr haben wir einen ſehr bemerkenswerten 

Anhalt in den Lebenserinnerungen von Eckardtſtein. Dieſer gibt eine Er— 
zaͤhlung des Sekretaͤrs von Bea consfield, Lord Rowton, über den Berliner 
Kongreß wieder, die wie folgt lautet:?) Während des Berliner Kongreffes 
war es ein offenes Geheimnis, daß in manchen Fragen große Meinungs- 
verſchiedenheiten zwiſchen Lord Beaconsfield und Lord Salis bury herrſchten. 
Als eines Tages bei einem Diner das Geſpraͤch hierauf kam, fragte Graf Julius 
Andraſſy Bismarck, was er von Lord Salisbury halte. Dieſer erwiderte, 
er beſaͤße zweifellos eine große ſtaatsmaͤnniſche Begabung, aber der Jude 
(naͤmlich Lord Beaconsfield) ſchlaͤgt ihn doch um einige Pferdelaͤngen.“ 

Eine Beſtaͤtigung der Wertſchaͤtzung Beaconsfield durch Bismarck findet 
man in den Aufzeichnungen des Arztes Dr. Eduard Cohen, wo es heißt: 
Gladſtone ſei ein verruͤckter Profeſſor, feine Bulgarienſchwaͤrmerei Bloͤdſinn, 
da ſei ihm fein phantaſtiſcher Freund Disraeli lieber.“ ?) Unter dem 30. De⸗ 

zember 1880 notiert ſich Cohen ein neues Urteil uͤber Beaconsfield. Die 

) Denkwuͤrdigkeiten des Fuͤrſtes Chlodwig zu Hohenlohe Schillingsfuͤrſt, Band II, 
Seite 236. 

2) Eckardſtein Seite 57. 
5) Vgl. Seite 313. 
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Eintragung lautet:!) „Beaconsfield hält er ſehr hoch. Er ſpraͤche ſtets to the 
pointe, wuͤßte was er wollte und ſei ſehr entſchieden, ſo daß man raſch mit ihm 

zum Ziele kaͤme.“ Unſtreitig hat Bismarck bei Beaconsfield eine ſich konge— 

niale Natur entdeckt, wie ja auch Beaconsfeld zu den ſehr wenigen Menſchen 

gehoͤrte, die Bismarck fruͤhzeitig, ehe andere ihn erkannten, eine große 

politiſche Rolle prophezeiten. 

Eine weitere Kritik Beaconsfield aus dem Munde Bismarcks hat uns Booth 

uͤberliefert:?) 
„Der Kanzler hielt darauf einen langen Monolog, aus welchem man die 

große Achtung erſehen konnte, die er fuͤr Beaconsfield nach der perſoͤnlichen 

Begegnung mit demſelben auf dem Berliner Kongreſſe gewonnen hatte. 

„Ich habe wiederholt ihn abends bei uns gehabt; da er leidend war, kam er nur 

unter der Bedingung, allein zu ſein, und hatte ich hier Gelegenheit, ihn genauer 

kennen zu lernen. Ich muß fagen, daß er trotz feiner phantaſtiſchen Roman— 

ſchreiberei ein tuͤchtiger Staatsmann iſt, weit uͤber Gortſchakow und vielen 

anderen ſtehend, mit dem ſich ſehr gut verhandeln ließ; in einer Viertelſtunde 

wußte man, wie man mit ihm dran war — die Grenze war genau gezogen, 
wie weit er gehen wollte, und nach einer ſchnellen Redaktion dieſer Gedanken 

war man mit ihm zu Ende.“ 

In den perſoͤnlichen Erinnerungen von Sidney Whitman wird bemerkt, 
daß Bismarck ſeine Antipathie und ſeine Liebhaberei hatte, daß dies aber nicht 

aus Vorurteil entſprungen ſei. Sie ſeien ausnahmslos das Ergebnis der 
fortgeſetzten Wirkungen jahrelanger Erfahrungen und Beobachtungen auf 

eine außerordentlich ſenſible Natur geweſen. Nur gegen zwei Menſchenklaſſen 

habe Bismarck eine ſehr ſtarke Antipathie gehabt, und das ſeien die Klerikalen 

und die Buͤrokraten geweſen. Aber dieſe Veraͤrgerung habe auf keinen Vor- 

urteil beruht, ſondern auf Erfahrungen, die er waͤhrend eines ganzen Lebens 
uͤber dieſe beiden Typen geſammelt hatte, und dieſe Erfahrungen waren ihm 

bis zuletzt außerordentlich widerwaͤrtig. Andere Antipathien, jo meint Whit— 
man, habe Bismarck gegen Menſchenklaſſen nicht gehabt. „Wenn jemand 
z. B. Bismarcks Beifall zu finden glaubte, als er Lord Beaconsfield ver— 

aͤchtlich einen Juden ſchalt, da erhielt er die Antwort: „Ja, aber ein feiner 

Jude.“ 
Auch bei den franzoͤſiſchen Staatsmaͤnnern kam Bismarck mit Juden 

zuſammen. Hier iſt es Jules Simon geweſen, der von Hauſe aus Gelehrter 
war. Jules Simon war der letzte, der an einem offiziellen Diner des Reichs—⸗ 

kanzlers Fuͤrſt Bismarck in der Reichskanzlei teilnahm. Nach Bismarcks 
Auffaſſung ſoll übrigens auch Gambetta juͤdiſches Blut gehabt haben, des—⸗ 

1) Vgl. Cohen (in der „Erinnerungen an Bismarck“) Seite 339. 

2) Perſoͤnliche Erinnerungen an den Fuͤrſten Bismarck von John Booth, (Herausgegeben 

von Heinrich Poſchinger), Hamburg 1899, Seite 38. 
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gleichen Andraſſy, mit dem Bismarck den Dreibundvertrag geſchloſſen hat . 

und den er ſehr hoch ſchaͤtzte. 

Zu Journaliſten hat Bismarck zeit ſeines Lebens enge Beziehungen 
gehabt; denn Bismarck ſchaͤtzte wie wenig andere deutſche Staatsmaͤnner den 

Wert der Preſſe richtig ein und er verſtand, die öffentliche Meinung außer: 

ordentlich geſchickt zu beeinfluſſen. Das iſt kein Zufall; denn Bismarck ſelbſt 

iſt eine journaliſtiſch außerordentlich begabte Natur geweſen. Er hatte das 

richtige Gefühl für den Pulsſchlag der Zeit. Er wußte die Preſſe ſich dienſt— 
bar zu machen und ſie als ein Mittel fuͤr ſeine Politik zu verwenden, wie es in 
der ſpaͤteren Zeit kein deutſcher Staatsmann mehr verſtanden hat. Gerade in 

der journaliſtiſchen Begabung des Fuͤrſten Bismarck ſehe ich einen ſehr wich— 

tigen Grund fuͤr ſeine großen Erfolge in der Offentlichkeit, und fuͤr dieſe 
ungewöhnliche journaliſtiſche Begabung glaube ich eine pſychologiſche Be⸗ 

gruͤndung gefunden zu haben. 
Die Eigenſchaften, die ein Journaliſt haben muß, gleichen zwar in vieler 

Beziehung den Eigenſchaften, uͤber die ein Diplomat verfuͤgen muß, weshalb 
ja auch vielfach beſonders gute Journaliſten die Befaͤhigung zum Diplomaten 

in ſich tragen. Wenn aber gerade bei Bismarck die journaliſtiſchen Faͤhigkeiten 

ſo beſonders ausgebildet waren, ſo liegt das m. E. in einer angeborenen 
Begabung. Journalismus kann man nicht lernen, dazu muß man von Natur 

aus veranlagt ſein, und uͤber dieſe Veranlagung hat Bismarck in der Tat 
verfuͤgt. Wie das im einzelnen ſich geaͤußert hat, das werde ich an einer 
anderen Stelle zeigen. Der Zuſammenhang hierfuͤr iſt klar erkennbar: Die 
Begabung ruͤhrt von der Familie Menken her. Wenn man einmal einen 

Blick in die Geſchichte des deutſchen Journalismus wirft, da taucht als einer 

der intereſſanteſten Namen die Profeſſoren-Familie Menken in Leipzig auf. 

Profeſſor Menken war der Herausgeber der „acta eruditorum“. Er war 
der erſte, der in Deutſchland eine periodiſche Zeitſchrift herausgab, und 
er gehoͤrte mit zu den Begruͤndern des deutſchen Journalismus. Sein Sohn 
ſetzte die Zeitſchrift fort, und er hat ſich auch ſonſt publiziſtiſch betaͤtigt. 
Viele Jahrzehnte find die acta eruditorum“ von den Mitgliedern der Familie 
Menken herausgegeben worden. Dieſe journaliſtiſche Begabung des 
Großonkels von Bismarcks Mutter hat ſich auf Otto von Bismarck 
uͤbertragen. Bismarck verſtand es meiſterhaft, wirkſame Leitartikel 
zu ſchreiben oder aus den Konzepten feiner Geheimraͤte mit wenigen Feder- 
ftrichen einen brauchbaren Zeitungsartikel zu machen. Der beſte Beweis fuͤr 

ſeine journaliſtiſche Begabung iſt die Redaktion der „Emſer Depeſche“, 

die ja ein Meiſterwerk der Redaktionskunſt iſt. Wenige Journaliſten haben 

derartig viele Leitartikel in ihrem Leben geſchrieben, inſpiriert, veranlaßt 
oder korrigiert wie Fuͤrſt Bismarck! 
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Den Anfang der journaliſtiſchen Taͤtigkeit ſehen wir bereits bei der Be— 
gruͤndung der „Kreuz-Zeitung“, deren eifrigſter Mitarbeiter Bismarck geweſen 
iſt. Die journaliſtiſche Tätigkeit wird fortgeſetzt in Frankfurt, wo Bismarck 

eine beſondere Preſſe-Station zur Seite ſtand. Aus den von Poſchinger 
herausgegebenen Berichten erſieht man deutlich, wie geſchickt Bismarck die 

Preſſe der Preußen feindlich geſinnten Staaten verfolgte und wie er gegen ſie 
zu arbeiten verſucht hat, und aus den Akten des Literariſchen Kabinetts 

in Berlin ergibt ſich, wieviel Gegen-Artikel er damals in Frankfurt inſpiriert 

hat, wie er dauernd ſeinen Adlatus Zitelmann veranlaßte, Artikel zu ver— 
faſſen. Die journaliſtiſche Taͤtigkeit ſetzt dann Bismarck in Berlin fort. 

Die Namen Poſchinger, Buſch, Hahn, und andere erinnern an die große 
journaliſtiſche Gilde, mit der ſich Bismarck umgab. Aber turmhoch uͤber 
allen ſtand der getreue Begleiter, Lothar Bucher, der ihm ſchließlich auch 

noch freiwillig in das Exil nach Friedrichsruh folgte und ihm bei der Ab— 

faffung der „Gedanken und Erinnerungen“ behilflich war. 
Mit welchen Journaliſten Bismarck im Laufe ſeiner Zeit verkehrt hat, iſt 

nicht bekannt, weil die Akten uͤber die Preßpolitik des Fuͤrſten Bismarck 

hieruͤber keine Auskunft geben. Ich habe im Laufe der letzten Jahre bei den 
verſchiedenſten Zentralſtellen die Originalakten über die Preßpolitik Bis— 

marcks durchgearbeitet. Einen Einblick in die wirkliche Preßpolitik geben 

die Akten aber nicht, da aus ſehr naheliegenden Gruͤnden der Verkehr 
zwiſchen Bismarck und der Preſſe ſich muͤndlich abſpielte oder jedenfalls 

ſo bewirkt wurde, daß Akten-Aufzeichnungen nicht gemacht wurden. Infolge— 

deſſen laͤßt ſich aus den Akten nicht ermitteln, welche Aufſaͤtze von Bismarck 

beeinflußt waren und welche nicht. Oft ſind in den entlegenſten Zeitungen, 

von denen man es nicht ahnte, jene berüchtigten „Ballons d'essai“ er- 

ſchienen, die Bismarck durch irgend einen unterirdiſchen Kanal an die Preſſe 

gegeben hatte. Bei dieſer Preßpolitik hat ſich Bismarck ſehr haͤufig juͤdiſcher 

Journaliſten bedient. Von Bamberger war bereits die Rede. Er war der 
erſte, der in Frankreich eine deutſche Feldzeitung herausgab. Zu dem da— 

maligen Quartier Bismarcks gehoͤrte im uͤbrigen auch Artur Lewyſohn, 
der ſeinerzeit Korreſpondent der „Koͤlniſchen Zeitung“ in Paris war und 
während des Krieges eine in franzoͤſiſcher Sprache geſchriebene deutſche Feld— 

zeitung herausgab, und von Bismarck vielfach fuͤr ſeine Politik benutzt wurde. 

(Lewyſohn iſt identiſch mit dem ſpaͤteren Chefredakteur des „Berliner Tage— 

blatt“). 

In der ſpaͤteren Periode gehoͤrte zu den Journaliſten juͤdiſchen Glaubens, 

die Bismarck viel mit Informationen verſah, der Redakteur der „Koͤlniſchen 

Zeitung“, Dr. Gumbinner. Auch der Begruͤnder und Herausgeber des 
damals „bis marckoffizioͤſen“ Grenzboten, Ignaz Kuranda, war juͤdiſchen 
Glaubens. Bekannt ſind die Beziehungen Bismarcks zu Maximilian 
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Harden. Es ift bemerkenswert, wenn Friedr. von Oppeln Bronikowski 
ſchreibt 1) „Es iſt mir ſtets unbegreiflich erſchienen, daß die Konſervativen 

einen Maximilian Harden, einſt ein Mann Bismarcks, ja faſt der einzige, der 
nach ſeinem Sturze keck ſein Panier ergriff, dauernd als Iſidor Witkowski 

anpoͤbelten, ſtatt ihn ganz zu ſich heranzuziehen. Einen ſo ehrgeizigen, 
geſchickten und unterrichteten Mann durfte man nicht in die Oppoſition 

treiben. Bismarck ſelbſt iſt der beſte Beweis dafuͤr, wie man die Menſchen 

brauchen ſoll. Er hat mit Harden jene beruͤhmte Flaſche Steinberger 

Kabinett getrunken! Selbſt die ſpaͤtere Schwenkung Hardens zum 

Sozialismus entſpricht ganz der Tendenz Stoͤckers, dem ſo etwas wie eine 

evangeliſche Arbeiterbewegung im Gegenſatz zur Zentrumspolitik vor— 

ſchwebte.“ 

Auf dem Berliner Kongreß von 1878 ſpielte ſeinerzeit der Vertreter der 
„Times“ eine große Rolle, der ein oͤſterreichiſcher Jude war und Oppert 
hieß. Er ſtammte aus Blowitz und hat ſich dann ſpaͤter Chevalier Oppert de 
Blowitz genannt. In der Geſchichte des Journalismus iſt dieſer Mann da— 

durch verewigt, daß er durch Fixigkeit in der Berichterſtattung alle ſeine Be— 

rufsgenoſſen uͤbertroffen hat. 

Der Kreis der Journaliſten, mit denen Bismarck ſich umgab, die er bald fuͤr 

dieſen, bald für jenen Zweck benutzte, iſt viel größer, als die Offentlichkeit 
weiß. Viele haben fuͤr Bismarck im geheimen gearbeitet, und aus den Akten 

des Literariſchen Kabinetts wird ſich mancher Name als geheimer Mitarbeiter 

der Regierung ergeben, wovon die Offentlichkeit bis jetzt keine Ahnung hatte. 

Intereſſant iſt in dieſer Beziehung, daß zu den Elementen, die in der fruͤheren 
Aera aus den verſteckten Fonds geheime Subventionen bekamen, damit ſie in 
Suͤddeutſchland fuͤr Preußen Stimmung machten, kein anderer gehoͤrte als 
Wolfgang Menzel, der als „Goethefreſſer“, wie als „Franzoſenfreſſer“ 
und zugleich als Bekaͤmpfer der Jungdeutſchland-Bewegung eine traurige 

Rolle geſpielt hat. Die Tatſache ſeiner Subventionierung durch Preußen 
war bisher voͤllig unbekannt. Auf beſonderen Wunſch Menzels wurde ſie 
geheim gehalten, damit Menzel in der Offentlichkeit mit um ſo groͤßerem 

Mute fuͤr Preußen eintreten konnte und derjenige, der ſ. Zt. die Korruptions— 
ſumme an Menzel aus zahlte, das war der Preußiſche Bundestags-Geſandte 

v. Bismarck⸗Schoͤnhauſen. 

Bismarck nahm ſeine Helfer, wo er ſie fand. Er fragte nie, wenn er ſie fuͤr 
ſeine eigene Umgebung brauchte, nach ihrem Glauben oder nach ihrer Ver— 

gangenheit. Lothar Bucher (der freilich kein Jude war), iſt ein Revoluti— 
on aͤr von 1848. Dennoch hat ihn Bismarck in den Staats dienſt berufen und 

ihn bis zu ſeinem Tode bei ſich behalten. Ein anderer Journaliſt, den Bismarck 

1) „Antiſemitismus“ Seite 25. 
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En 3 * 

an ſich zog, war der Geheime Regierungsrat Ludwig Hahn, der Leiter des 
Literariſchen Kabinetts und Herausgeber der ſogenannten „Provinzial— 

Korreſpondenz“ wurde. 

Geheimrat Hahn war der Sohn des Mathias Elkan Markus Hahn, der im 

Jahre 1861 in Breslau geſtorben war. Markus Hahn war laͤngere Zeit als 
Lehrer der Mathematik an verſchiedenen Inſtituten taͤtig, u. a. auch an einem 

Gymnaſium zu Breslau. 1820 wurde er als Lehrer der Mathematik und 

Phyſik an der Koͤnigl. Bau- und Kunſtſchule zu Breslau angeſtellt. Dieſe 

Anſtellung erfolgte aber erſt, nachdem Hahn, „von Hauſe aus Jude, mit 

feiner Frau nebſt“ 4 Kindern zum Chriſtentum uͤbergetreten war.“) 
Ludwig Hahn, der es bis zum Wirkl. Geh. Oberregierungsrat und zum 

Ehrendoktor gebracht hatte, hatte zunaͤchſt Theologie ſtudiert und ſich auf 

Reiſen eine ſehr vielſeitige Bildung angeeignet. Er iſt unſtreitig ein Mann 

mit journaliſtiſcher Begabung geweſen und einem guten Stil, der es verſtand, 
ſich den Wuͤnſchen Bismarcks anzupaſſen. Seine verſchiedenen Geſchichts— 

werke ſind hinreichend bekannt, namentlich das vierbaͤndige: „Fuͤrſt Bismarck 

1878 —18857/.2) Hahn gehört zu jenen, aus dem Judentum ausgeſchiedenen 

Naturen, die ſich als beſonders fromme Chriſten auszeichnen. Er war außer— 
ordentlich religiös und politiſch von ſtreng konſervativer Geſinnung. Aus 

Hahns Feder entſtammen die Entwürfe zu zahlreichen amtlichen Publika- 

tionen, die ſpaͤter als Denkſchriften Bismarcks bezw. als Thronreden des 

Königs veröffentlicht wurden. In der Hauptſache war Hahn im Literarifchen 

Kabinett taͤtig. Nach außen iſt er aber als publiziſtiſcher Berater nicht 
hervorgetreten, da in der auswaͤrtigen Politik Lothar Bucher allgemein als 
der „Offizioſus“ galt. Nichtsdeſtoweniger hatte Hahn ſehr betraͤchtliche Ver— 
dienſte um die Beeinfluſſung der Preſſe im Sinne Bismarcks, namentlich der 

verbreiteten Kreishlätter, die durch die „Provinzial-Korreſpondenz“ in er— 
heblichen Umfange bewirkt wurde. Nach dem Ruͤcktritt Bismarcks hat 

man die „Provinzial-Korreſpondenz“ eingehen laſſen. 
Wie mir einmal ein mit den Verhaͤltniſſen beſonders Vertrauter mitteilte, 
ſoll man in der nachbismarckſchen Zeit mehrfach auf den Plan der „Provin— 

zial⸗Korreſpondenz“ zuruͤckgekommen ſein. Man hat aber immer wieder die 
Anregung fallen laſſen muͤſſen, weil es nicht gelang, unter den vorhandenen 
Staatsbeamten den Mann zu finden, der die journaliſtiſchen Faͤhigkeiten 

Hahns beſaß, und es ſei mehrfach in Sitzungen des Staats- Miniſteriums 

ausgeſprochen worden, daß ohne eine Perſoͤnlichkeit wie Hahn eine Wieder— 

einfuͤhrung der „Provinzial-Korreſpondenz“ unmöglich ſei, ein Beweis, 
welcher Wertſchaͤtzung ſich Hahn noch lange nach ſeinem Tode erfreute. 

1) Vgl. Allgemeine Deutſche Biographie, Band 10, Seite 358. 

2) Pgl. Allgemeine Deutſche Biographie, Band 49, Seite 709. 

89 



Von juͤdiſchen Journaliſten, zu denen Bismarck von Zeit zu Zeit Ber 
ziehungen unterhielt, ſei u. a. der Herausgeber der „Neuen Freien Preſſe“ 
(Wien), Moritz Benedikt genannt. Dieſer war es, den Bismarck in Wien 
zu ſich bat und ihm das Interview uͤber die Capriviſche Politik gab. 
Damals (1892) war Bismarck nach Wien zur Hochzeit ſeines Sohnes ge— 

fahren. Hinter ſeinem Ruͤcken war er aber von ſeinem Nachfolger Caprivi 
in ſchnoͤder Weiſe bruͤskiert worden, und nun kannte die Wut uͤber Caprivi 

keine Grenzen. Die „Neue Freie Preſſe“ in Wien war die erſte, die der Öffent- 
lichkeit Mitteilung von dem Bruch zwiſchen Bismarck und Caprivi machte. — 

Falſch zitiert wird ſtets das Wort von Bismarck, die Journaliſten ſeien 
Menſchen, die ihren Lebensberuf verfehlt haͤtten. So lautet dieſes Wort 

nicht, ſondern Bismarck hat einmal von der Oppoſitionspreſſe geſprochen 

und von dieſer gemeint, ſie befinde ſich „im Beſitz von Juden und von Men— 
ſchen, die ihren Lebens beruf verfehlt“ Hätten. Bismarck hat alſo keineswegs 

geſagt, daß alle Journaliſten ihren Beruf verfehlt haben. Er nahm das nur 
von der Oppoſitionspreſſe an. Das hinderte ihn aber nicht, mit dieſen 

Menſchen beſonders enge Fuͤhlung zu nehmen und gerade nach ſeiner Ent— 
laſſung hat ja der frühere Reichskanzler eine erſtaunliche Preßtaͤtigkeit ent= 

faltet. Im Auswaͤrtigen Amt befinden ſich nicht weniger als 25 Akten- 
baͤn de, die alle Artikel enthalten, die direkt oder indirekt auf Bismarcks 
Einfluß zuruͤckzufuͤhren ſind! Hierbei hat Bismarck in ſehr ſtarkem Umfange 

die oppoſitionelle Preſſe benutzt und insbeſondere auch in reichlichem Maße 

„Menſchen, die ihren Beruf verfehlt hatten“. Nach ſeinem Ruͤcktritt iſt 
Bismarck keineswegs waͤhleriſch geweſen, wenn es ſich darum handelte, 

Journaliſten, mit denen er fruͤher nicht verkehrt hatte, im Kampfe gegen den 

ihm verhaßten Caprivi zu benutzen. — 
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Kapitel 5. 

Die „Aera Bleichroͤder“. 
Ein Finanzmann, der zu Bismarck ganz beſonders enge Beziehungen hatte, 

war Gerſon von Bleichroͤder, der u. a. das Privatvermoͤgen des Kanzlers 
verwaltete. Wie bekannt, war Bleichroͤder der finanzielle Ratgeber 
Bismarcks 1871, der namentlich auf dem Gebiet der Kriegsentſchaͤdigung 

Bismarck hilfreich zur Seite ſtand. Auf Vorſchlag Bismarcks wurde 

Bleichroͤder in den erblichen Adelſtand erhoben, wobei die Tatſache eine 

Rolle geſpielt haben duͤrfte, daß Bleichroͤder vielfach politiſche Dienſte 
geleiſtet hatte, namentlich durch ſeine engen Beziehungen zu dem Pariſer 
Bankhaus Rothſchild. Vor allem hat Bleichroͤder in der Zeit von 1870 viel: 

fach politiſche Informationen von Berlin nach Paris und nach London 

lanciert. 

Welche Gruͤnde Bismarck ſ. Z. fuͤr den Antrag auf Nobilitierung des 
Geheimen Kommerzienrats Bleichroͤder beim Kaiſer angegeben hatte, laͤßt 
ſich nicht ermitteln, da, wie ich feſtſtellte, Bismarck damals die Adelsverleihung 
muͤndlich beantragt hatte. Eine ſchriftliche Begruͤndung wurde weder im 

Staatsminiſterium, noch im Heroldsamte, noch im Hausarchiv vorgefunden. 

Anſcheinend war Kaiſer Wilhelm J. ſelbſt genau uͤber die politiſchen Verdienſte 

Bleichroͤders unterrichtet, ſo daß es eines ſchriftlichen Antrages gar nicht mehr 

bedurfte. Sicherlich hat hierbei auch das Verhalten Bleichroͤders im Jahre 

1866 eine Rolle geſpielt, wo dieſer Bankier Bismarck das Geld zum Krieg— 

fuͤhren zur Verfuͤgung ſtellte, in einer Zeit, in der ſogar damals der preußiſche 
Finanzminiſter verſagte. (Eine diesbez. Andeutung Bismarcks befindet ſich 
im letzten Kapitel dieſes Buches in dem Interview mit Memminger). 

Gerade die Beziehungen zwiſchen Bleichroͤder und Bismarck gaben Anlaß 

zu den meiſten Verleumdungen des Kanzlers, und ein Konſervativer, der 
Rittmeiſter und Landrat a. D. von Dieſt-Daber benutzte die Gelegenheit, 
um zunaͤchſt Bismarck vor den Beziehungen zu Bleichroͤder zu warnen, 
ſchließlich ſogar, um ſich an den alten Kaiſer zu wenden und Bismarck zu 
verleumden. Von ihm ſoll noch in den folgenden Zeilen die Rede ſein. 

Bismarck ſelbſt hat die v. Dieſt-Daber'ſchen Behauptungen als Verleum— 

dungen bezeichnet und hat oft Klage gefuͤhrt uͤber die gemeine Art, wie gerade 
v. Dieſt⸗Daber gegen ihn gekaͤmpft hat. Er behauptet Buſch gegenuͤber, 
daß v. Dieſt⸗Daber an „aktivem Verfolgungswahnſinn leide, er ſei gezwungen 
zu verfolgen. Außerdem beſaß er den Groͤßen wahn.“ 
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Bismarck hat es mehr als einmal ausgefprochen, daß er ſeit 1875 keine 

auslaͤndiſchen Papiere mehr verkauft habe. S. Z. hatte er nur einen kleinen 

Beſtand ruſſiſcher Papiere, die er durch Bleichroͤder verkaufen ließ anlaͤßlich 
des Ruͤcktrittes Schuwalows. Damals ſagte Bismarck, „ein Miniſter des 
Auswaͤrtigen dürfe keine auswärtigen Papiere beſitzen.““) 

Beſchaͤmend wirkt es, zu ſagen, daß die Verleumdungen, die von antiſe— 
mitiſcher Seite gegen Bismarck im Zuſammenhang mit ſeinen Beziehungen 

zum Bankhauſe Bleichroͤder erhoben wurden, parallel mit denen laufen, die 
in Frankreich 1870 über Bismarck kurſierten. Damals brachte der „Indis— 
kret“ von Bismarck eine Notiz, wonach der Kanzler perſoͤnlich von allen 
diplomatiſchen Andeutungen der Ereigniſſe profitiere, da er mit ſicherer Hand 

fuͤr ſich auf den Hauptboͤrſen von Europa ſpekuliere. „Er hatte ſich bei 
dieſen ſchaͤndlichen Spekulationen auf den guten Glauben des Publikums 

mit einem Herrn Bleichroͤder, einem juͤdiſchen Bankier in Berlin, zuſammen— 

getan. Die Raubgier Bismarcks brachte auf dieſe Art koloſſale Summen 

Geldes zuſammen, die er mit dem Bankier und feinen Helfershelfern teilte.“) 

Iſt es nicht ein trauriges Zeichen, zu ſehen, daß die Feinde Bis— 

marcks inner- und außerhalb Deutſchlands ſich derſelben Waffen 
bedienten? 

Wenn man gerade die Beziehungen Bismarcks zu Bleichroͤder ausgenutzt 
hat, um Bismarck zu verleumden, ſo haͤngt das, wie ſchon angedeutet, damit 

zuſammen, daß Bismarck und Bleichroͤder durch enge Freundſchaft ver— 
bunden waren, und wer Bismarck perſoͤnlich bekaͤmpfen wollte, hatte es 
verhaͤltnismaͤßig nicht ſchwer, auf dieſe Beziehungen hinzuweiſen. Um 

was es ſich bei dem Verkehr zwiſchen Bismarck und Bleichroͤder ge— 
handelt hat, daruͤber findet ſich einiges Material auch bei Keudells), der 
zum Kreiſe Bismarcks gehoͤrte und der genau Beſcheid wußte uͤber das 
Verhaͤltnis Bismarcks zu Bleichroͤder. So aͤußert ſich Keudell (Seite 194) 

dahin, daß Bleichroͤder das Kapitalvermoͤgen Bismarcks, das bei ihm 
deponiert war, verwaltete. Aber dieſe Art der Geſchaͤftstaͤtigkeit gab ihm 
faſt nichts zu tun, weil Spekulationen irgendwelcher Art mit deſſen 

Werten verboten waren. Die Urſachen fuͤr die engen Beziehungen ſind 
nach Keudell in der Stellung Bleichroͤders zu dem Pariſer Bankhaus 
Rothſchild zu ſuchen, die ihm mitunter politiſche Auftraͤge zugefuͤhrt haͤtten. 

In Wien, Paris und London hatten die Frankfurter Rothſchilds eigene Nieder— 
laſſungen, in Berlin aber war Bleichroͤder der Vertreter. James Rothſchild, 

1) Vgl. hierüber Cohen, Seite 330. 
2) Zitiert bei Buſch Band I, Seite 384. 

>) Vgl. Fuͤrſt und Fuͤrſtin Bismarck. Erinnerungen aus den Jahren 18461872. 
Berlin 1902. 
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der Chef des Pariſer Hauſes hatte, wie allgemein bekannt, jederzeit Zutritt zu 
Kaiſer Napoleon III., weil Napoleon den Rat dieſes klugen Mannes ſchaͤtzte. 

Dieſe Beziehungen Rothſchild, Bleichroͤder, Napoleon III. nuͤtzte Bismarck 

aus, um Mitteilungen nach Paris gelangen zu laſſen, die auf offizielle Weiſe 

nicht an das Ohr Napoleons gelangen konnten. Keudell ſagt hieruͤber: „In 
jenen Jahren hielt Bismarck fuͤr geboten, die Beziehungen zu dem maͤchtigen 

Manne mit allen verfuͤgbaren Mitteln ſorgfaͤltig zu pflegen und legte daher 

Wert darauf, auch dieſen Weg vertraulicher Mitteilungen mitunter benutzen 
zu koͤnnen. Durch mich ſind derartige Auftraͤge nie vermittelt worden, doch 
erhielt ich die Anweiſung, Herrn Bleichroͤder uͤber die Lage der auswaͤrtigen 

Politik, ſoweit ſie nicht geheim gehalten war, auf Befragen fort— 

laufend zu unterrichten, damit er Eeoͤffnungen der bezeichneten Art, die der 
Miniſter ſich ſelbſt vorbehielt, ſchnell und richtig auffaſſen konnte.“ Keudell 

betont, daß er Bleichroͤder genau kennen und aufrichtig ſchaͤtzen gelernt habe, 
daß er ein Mann von ungewoͤhnlichen Faͤhig keiten war, von lebendigem, wie 
durchdringendem Verſtande und zuverlaͤſſigem Gedaͤchtnis. Alſo eine 

Perſoͤnlichkeit, wie Bismarck ſie in der Politik gebrauchen konnte. In der 
Tat ſcheint Bleichroͤder eine Art Geheim-Diplomat Bismarcks geweſen zu 

ſein, der in ſchwierigen Faͤllen nicht nur zu Rate gezogen wurde, ſondern auch 

vielfach aktiv helfend eingriff. Das beſtaͤtigt auch Keudell, wenn er ſagt, daß 
die Auftraͤge Bismarcks an Bleichroͤder bewirkt haͤtten, daß Bleichroͤder ſich 

als „Hilfsarbeiter des Auswaͤrtigen Amtes“ fuͤhlte und wenn er von Bis— 
marck ſprach, ihn als ſeinen Chef bezeichnete. Die Sonderſtellung, die 

Bleichroͤder einnahm, war natuͤrlich ſtreng geheim. Selbſt im Amte ſcheint 
man die Urſache fuͤr die zahlreichen Beſuche Bleichroͤders nicht gekannt zu 

haben. Keudell betont ausdruͤcklich, daß Bismarck durch Bleichroͤder niemals 

Boͤrſengeſchaͤfte für ſich habe machen laſſen. Er hat oft genug ausgeſprochen, 
„es jet völlig unerlaubt, feine Kenntnis der politiſchen Lage zu Spekulationen 

zu benutzen. Ein Miniſter, der ſich damit befaſſe, muͤſſe in Verſuchung 

kommen, ſeine politiſchen Entſchluͤſſe durch Ruͤckſicht auf perſoͤnliche Vor— 

teile oder Nachteile beeinfluſſen zu laſſen und koͤnne daher keine gute Politik 

machen.“ Eine Auffaſſung, die als abſolut zutreffend anzuerkennen iſt. 
Die beſondere Wertſchaͤtzung, deren Bleichroͤder ſich bei Bismarck erfreute, 

kommt darin zum Ausdruck, daß im Februar 1871 Bleichroͤder zuſammen 
mit dem Grafen Guido Henkel von Donnersmarck nach Verſailles berufen 

wurde, wo die Frage der Kriegsentſchaͤdigung beſprochen wurde. Vielfach 
wurde behauptet, daß Bleichroͤder es geweſen waͤre, der Bismarck die Summe 

von 5 Milliarden Mark als Kriegsentſchaͤdigung genannt habe, eine Auffaſſung 
der aber von anderer Seite entgegengetreten wird. Jedenfalls hat Bleich— 

roͤder in der Frage der Kriegsentfchädigung mehr als einmal Bismarck 
feinen fachmaͤnniſchen Rat erteilt. Keudell erwähnt, „daß Bleichroͤd er nach 
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Verſailles berufen wurde, um einige Spitzen der Finanzwelt auf die 
Forderung der 5 Milliarden vorzubereiten.“ (Seite 474). 

Die Gruͤnde, weshalb Bleichroͤder von Bismarck nach Verſailles beſtellt 
wurde, werden von Buſch angedeutet. Danach ſoll Bismarck geſagt haben: 

„In erſter Linie ſoll Bleichroͤder ins Gefecht gehen. Der muß gleich nach 
Paris hinein, ſich mit ſeinen Glaubensgenoſſen beriechen und mit den Ban— 

kiers reden, wie das zu machen iſt.“) 

Über die Ratſchlaͤge, die Bleichroͤder Bismarck gab, wiſſen wir weder 

aus dem Munde Bismarcks noch aus dem Bleichröders etwas. Sicherlich aber 

ſind ſie fuͤr Bismarck wertvoll geweſen. Das geht aus einer Aufzeichnung 
des Freiherrn Lucius von Ballhauſen hervor, der nach einem Geſpraͤch 

mit Bismarck aufzeichnet: 
„uber die Wirtſchaftslage, erwähnte Bismarck, habe Bleichroͤder mehrfach 

eine tadelnde Kritik geübt an Maßnahmen Delbruͤck's und Camphauſens 

und wenn feine Äußerungen und Vorausſagen jetzt publiziert würden, fo 
würde er als großer Finanzpolitiker da ſtehen.“?) g 

Die Bedeutung Bleichroͤders für Bismarck erhellt u. a. auch aus den 

Denkwuͤrdigkeiten Hohenlohe's, der Gelegenheit hatte, Bleichroͤder mehr 

als einmal in der geiſtigen Werkſtatt des Reichskanzlers zu beobachten. Die 
Aufzeichnungen Hohenlohe's geben einen Einblick darin, wie gut Bleich— 

röder nicht nur über die innere Politik unterrichtet war. Dabei iſt intereſſant, 

feſtzuſtellen, welch’ großen Einfluß Bleichroͤder in politiſchen Dingen auf 

Bismarck ausgeuͤbt hat. So geht aus einer Aufzeichnung Hohenlohe's von 
6. 9. 18773) hervor, daß Bismarck regelmaͤßig die Rothſchildſchen Nach—⸗ 

richten aus Paris durch Vermittlung Bleichroͤders mitgeteilt erhielt. Hohen—⸗ 

lohe vermutet, daß Bleichroͤder auch an der Geſetzgebung mitarbeitete. 
So ſpricht er mehrfach die Anſicht aus, als ob Bleichroͤder Bismarck auf 

dem Gebiet der Handelspolitik, der Schutzzoͤlle und dergleichen beeinflußte. 
Wenn Bismarck Bleichröder in fo auffallender Weiſe bevorzugt hat, fo hängt 

das damit zuſammen, daß Bleichroͤder nicht nur gute Pariſer Beziehungen 

hatte, ſondern mindeſt ebenſo gute Beziehungen zu England. Gerade ſpaͤter 
als Bismarck die engliſchen Beziehungen pflegte, mußten ihm die Dienfte 
Bleichroͤders beſonders wichtig ſein; denn durch Vermittlung des Londoner 
Hauſes Rothſchild hatte Bleichroͤder indirekte Beziehungen zu Beaconsfield. 

Das beſtaͤtigt u. a. eine Aufzeichnung von Hohenlohe vom 15. Juni 1878 

(Seite 235), wonach Bleichroͤder durch den Londoner Rothſchild, der ein 
intimer Freund von Beaconsfield war, über die Abſichten Beaconsfield unter- 
richtet war. 

1) Zitiert bei Buſch Band II Seite 125. 

>) Lucius von Ballhauſen, Seite 78. 

) Denkwuͤrdigkeiten Seite 221, 223, 235 und 270. 
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Welche Stellung übrigens Bleichroͤder bei Bismarck hatte, geht daraus 

hervor, daß er ſogar Nachfolger fuͤr Miniſter vorſchlagen durfte. So hat er 
u. a. bei dem Tode des Staatsſekretaͤrs v. Buͤlow dem Reichskanzler als 
Nachfolger den Fuͤrſten zu Hohenlohe-Schillingsfuͤrſt vorgeſchlagen. Es 

kam aber nicht zu einer Regelung, da Hohenlohe aus finanziellen Gruͤnden 
Bedenken hatte, ein derartiges Amt anzunehmen. 

Daß Gerſon von Bleichroͤder die letzte Unterredung mit Windthorſt ver— 
mittelte, bildete den Ausgangspunkt neuer Verleumdungen. Es iſt damals 
behauptet worden, daß Bismarck Windthorſt habe rufen laſſen. Heute ſteht 

feſt, daß Windthorſt ſich von ſelbſt an Bleichroͤder mit der Bitte ge— 

wandt hat, ihm eine Unterredung mit dem Fuͤrſten Bismarck zu ver— 

ſchaffen. Die Initiative ging alſo weder vom Kanzler, noch von Bleichroͤder 

aus, ſondern ausſchließlich von Windthorſt. Das hinderte aber die Anti— 

ſemiten nicht, aus der Vermittlung, die Bleichroͤder vornahm, einen neuen 

Strick zu drehen, und ſo erſcheint denn bald nach dem Ruͤcktritt Bismarcks 

eine Broſchuͤre: 
„Welchen Anteil hat Gerſon von Bleichroͤder an dem Sturz des Fuͤrſten 
Bismarck. Der Schluͤſſel zur Erkenntnis der gegenwaͤrtigen Lage.“ (Verlag 
Berlin, Ruͤckerſtraße 5, Karl Sedlatzek.) 

Zu dieſer Broſchuͤre bemerkt Horſt Kohl, der ſicherlich nicht zu den Geiſtes— 

größen in der Umgebung Bismarcks gehoͤrt:„ Wir find gewiß nicht Gegner 
der antiſemitiſchen Bewegung, ſoweit ſie ſich gegen die unſer Volkstum ver— 

giftenden Auswuͤchſe des juͤdiſchen Geiſtes wendet. Aber der guten Sache 

wird durch derartig ſeichte, auf willkuͤrlichen Vorausſetzungen aufgebauten 

Schriften nur geſchadet.“) 

Ich unterlaſſe es, die oben erwaͤhnte Broſchuͤre hier zu charakteriſieren. 
Die Tendenz iſt, den Ruͤcktritt Bismarcks als ein Werk Bleichroͤders hin— 
zuſtellen. Bleichroͤder habe angeblich Bismarck veranlaßt, Windhorſt zu 
empfangen, um ihn dadurch zum Sturz zu bringen. 

Der Verfaſſer ſagt woͤrtlich: „Der geſamte Vorgang ſtellt ſich vielmehr 
als eine nach ſchlauer und hinterhaͤltiger Berechnung angelegte Falle dar, in 
welche der vormalige Reichskanzler hineingelockt wurde. Die Urheberſchaft 

fallt einzig auf die Coterie der Behrenſtraße, und auch die Teilnahme Windt— 

horſt's war keine bewußte. Er hat in ſeiner Stellungnahme gegenuͤber den 
uͤnſchen des Kaiſers, in Wahrnehmung der Intereſſen ſeiner Partei ge— 

handelt, und er ſelbſt hat ſich auch nicht zu der Unterredung mit Bismarck 
gedraͤngt. Ebenſo kann es als ausgeſchloſſen gelten, daß er fuͤr eine Meldung 
uͤber den Vorfall nach dem Schloß Sorge getragen habe.“ In dieſem Sinne 

geht es nun ſeitenlang weiter. 

1) Bismarck⸗Jahrbuch, Band I, Seite 514. 
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Um aber dem Leſer ein Vergnügen zu bereiten, gebe ich ein beſonders 

ſchoͤn es Stuͤckchen aus dieſer Broſchuͤre wieder, nämlich den Teil, in dem 

Schweninger zum Juden geſtempelt wird. Ob Schweninger uͤberhaupt 
juͤdiſcher Abſtammung geweſen iſt, weiß ich nicht. Von Antiſemiten — aber 
auch von anderer Seite — iſt es regelmaͤßig behauptet worden, ja man hat 

ſogar erklart, daß Schweninger im Solde der Juden ſtand und im Intereſſe 

der Juden fuͤr die Geſundheit Bismarcks gearbeitet habe. Wenn das wahr 
geweſen wäre, dann hätten wir Deutſche allen Anlaß, den Juden hierfuͤr 
dankbar zu fein. Denn es ſteht wohl einwandfrei feſt, daß ohne die ſach⸗ 
verſtaͤndige Behandlung Schweningers Bismarck nicht fo lange gelebt haͤtte! 
Was aber ſchreibt die Broſchuͤre von Sedlatzek (auf Seite 6) 

„Wenn z. B. Fuͤrſt Bismarck eine Reiſe unternimmt und er nicht im Stande 

iſt, jedem Einzelnen unter dem herandraͤngenden Volke die Hand zu druͤcken, 

fo ſchaͤtzt ſich dieſes gluͤcklich, dafuͤr wenigſtens die ſchwarzbehaarte Hand des 
Juden Schweninger ergreifen zu duͤrfen, der ſtets wie der boͤſe Geiſt neben dem 
greiſen Staatsmann ſteht! — Es iſt merkwuͤrdig, daß man ſich niemals in 
Deutſchland Rechenſchaft von der Stellung gab, die dieſer „Arzt“ bei dem 
Fuͤrſten Bismarck nicht nur jetzt, ſondern auch waͤhrend der letzten fuͤnf Jahre 

ſeiner Kanzlerſchaft eingenommen hat. Die „Alliance“ die ihren Mann wohl 
kannte, ließ ja bei der Berufung desſelben Eugen den Lauten das bekannte 
Gebell anſtimmen, das ſtets ertoͤnen mußte, wenn das deutſche Volk und — 

Fuͤrſt Bismarck getaͤuſcht werden ſollten. Auch dies iſt einer der charakte- 

riſtiſchen Züge der „Aera Bismarck“; ſobald Bleichroͤder und Konſorten den | 
Fuͤrſten unfehlbar zur Unterftüßung eines ihrer Pläne bringen wollten, fo 

ließen fie Eugen Richter mit dem ganzen Aufgebot feiner Lungen- und Feder: 
kraft dagegen losdonnern und Fürft Bismarck war dafür gewonnen. Nun 
aber bedenke man die Stellung Schweningers bei Bismarck. Er wußte ſich 
einen derartigen Einfluß zu verſchaffen, daß er nicht nur die Herſtellung des 
Pichelſteiner Fleiſches, zu uͤberwachen, ſondern auch dem Fuͤrſten den ganzen 

Arbeitsplan vorzuſchreiben hatte. Er beſtimmte, welche Beſucher der Reichs- 

kanzler — ohne ſeine Geſundheit zu gefaͤhrden — empfangen duͤrfe, und 

welche abzuweiſen waren. Er ſetzte den Reiſeplan des Kanzlers feſt und 

uͤbte ſomit einen großen Einfluß auf die Einberufung des Reichstages und 
preußiſchen Landtages, ja auf die Arbeiten des Bundesrates aus. Er beauf; 

ſichtigte zugleich aber auch den Verkehr zwiſchen dem Kanzler und dem Kaiſer. 
Er war über alle geheimen Vorgaͤnge während der letzten Regierungsjahre 
Kaiſer Wilhelms J. unterrichtet, er wich nicht von der Seite des Fuͤrſten 

Bismarck während der 99 Tage und kannte darauf alle Beziehungen zwiſchen 

Kaiſer Wilhelm II. einerſeits und dem Kanzler und Graf Herbert Bismarck | 
anderer ſeits. Daneben aber hatte der „berühmte Erfinder” der Schweningerkur 
noch eine gar ausgedehnte Praxis unter den ja ſtets zur Körperfülleneigenden 7 

96 



nännlichen und weiblichen Mitgliedern der Hochfinanz, und fo konnte er 
n den Häufern der Berliner und Wiener Boͤrſenfuͤrſten hoͤchſt unauffällig 

serfehren, ohne daß der ſonſt zu krankhaftem Mißtrauen neigende Fuͤrſt 

Bismarck gegen dieſe Beziehungen ſeines Leibarztes das geringſte einzuwenden 
hatte. Jedenfalls geht aus dieſem Zuſammenhang klar hervor, wie das 

Großjudentum ſtets die genaueſte Kenntnis von Allem erhalten konnte, was 
m Hauſe Bismarck vorging, und wie auch unter Umſtaͤnden die Arbeits— 
ind Reiſeplaͤne des Reichskanzlers von Schweninger in einem gewiſſen 

Einverſtaͤndnis mit Bleichroͤder und Genoſſen aufgeſtellt werden konnten.“ 

Wie ſchon angedeutet, ſind es gerade die Beziehungen zwiſchen Bismarck 

ind Bleichroͤder geweſen, die von den Antiſemiten zum Anlaß der ſchaͤrfſten 
Angriffe gegen Bismarck genommen wurden. Sie wurmte es, daß der juͤdiſche 
Bankier als ein zig er unangemeldet taͤglich Zutritt zum Kanzler hatte, waͤhrend 

indere tagelang auf eine Audienz warten mußten. Daß aber für die taͤg— 
lichen Empfaͤnge Bleichroͤders ausſchließlich politiſche und nicht private 

Sründe maßgebend waren, das haben die Gegner Bismarcks nicht eingeſehen 
bezw. nicht einſehen wollen. Um einen Blick in die „Verleumdungsaͤra“ 

u ermoͤglichen, ſollen in nachſtehenden Zeilen einige der Hauptru fer in dem 

Kampfe gegen Bismarck in Auszügen zu Worte kommen. 

Unſtreitig iſt Dieſt-Daber den Antiſemiten zuzurechnen, was aus der 

Tendenz feiner ſaͤmtlichen Broſchuͤren hervorgeht. Für ihn iſt die Urſache der 

Zeſchuldigung des Fuͤrſten Bismarck nicht die Tatſache, daß Bismarck durch 

inen Bankier ſein Vermoͤgen verwalten laͤßt, ſondern daß dieſer Bankier ein 
— Jude iſt! Verſteigt ſich doch Dieſt zur Behauptung: ... Wo ſind 

ieſe Grundſaͤtze geblieben (gemeint find die Grundſaͤtze vom chriſtlichen Staat) 

eitdem Bismarck in fo nahe Beziehungen zu Bleichroͤder trat und in eine Art 
intimitaͤt zu dieſem Großjuden gelangte. — — — — Es iſt vielfach, auch 
on Konſervativen und hervorragenden Zentrumsmaͤnnern angenommen 

vorden, daß Fuͤrſt Bismarck den die katholiſche wie evangeliſche Kirche 
leich ſchaͤdigenden Kulturkampf unternommen habe, um die oͤffentliche 

ufmerkſamkeit von ſeinen Bleichroͤderſchen Beziehungen und den Folgen 

bzulenken.“ 

Wer war Dieſt-Daber? Von den Feinden Bismarcks immer wieder als 

kronzeuge angeführt als ein aufrechter und tapferer Mann, von den Freunden 
ls ein Klatſchweib gekennzeichet, ſo finden wir bisher kein Urteil, das ihm 
yirElich gerecht wird. Dieſt-Daber entſtammte einer Familie, die aus Holland 

ngewandert war. Seine Vorfahren hatten lieber den Glaubenstod erlitten, 

s zu widerrufen und von ihnen ſcheint er manche Eigenſchaft geerbt zu 

aben. Er iſt Pietiſt geweſen, er iſt zugleich eine ſtreitſuͤchtige Natur und ein 
anatiker. Aber ein unedler Menſch ſcheint er nicht geweſen zu ſein. Er hat 
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alle jene Eigenſchaften, die der Fanatiker hat. Ebenfo furchtlos wie ruͤckſicht- 

los geht er vor und erinnert bei der Unzahl der Prozeſſe, die ihn ſein Fanatismus 

zu fuͤhren zwingt, an Michael Kohlhaas. Schon das ganze Leben des Mannes 

iſt eigenartig. Als Sohn eines hoͤheren preußiſchen Offiziers, der fuͤr ſeine 
Tapferkeit mit dem Orden „Pour le mérite“ geſchmuͤckt aus dem Kriege 
heimkehrte, bekleidete er in Elberfeld den Poſten eines Landrates, den er 

1860 freiwillig aufgab. Und der Grund? Er hatte zahlreiche militaͤriſche 

Mißſtaͤnde aufgedeckt, die damals in der Elberfelder Gegend unter den 
Soͤhnen der Notabeln graſſierten. Die militaͤrpflichtigen Soͤhne der an— 
geſehenſten Familien entzogen ſich zum Teil durch Beſtechung von Beamten 

und Arzten dem Heeresdienſt, und das empoͤrte den aufrechten Beamten, 

den Offiziersſohn. Mit bewundernswerter Energie verfolgte er — das 

war, ehe Bismarck Miniſter war — die Angelegenheit, trug ſie dem Koͤnige 
vor. Aber er konnte die Verfolgung nicht ſo durchſetzen wie er wollte, 
weil, wie er ſelbſt behauptet, unter denen, die ſich des Vergehens ſchuldig 

gemacht hatten, Verwandte der damals am Ruder befindlichen Miniſter 

geweſen ſein ſollen. Gleichzeitig hatte er ſcharfe Beſchuldigungen gegen den 
Miniſter von der Heydt erhoben, der angeblich in der Revolution 

von 1848 ſich als ein Revolutionaͤr aufgeſpielt habe, was Dieſt-Daber 
durch Zeugen nachzuweiſen imſtande war. Von dem gleichen Miniſter 

behauptete er im uͤbrigen, daß er, trotzdem er Handelsminiſter war, nach ſeinen 

Eintritt in das Miniſterium nicht nur ſtiller Teilhaber bei ſeinem Bankhauſe 

geblieben war, ſondern auch ſeinen aͤlteſten Sohn als Teilhaber habe eintreten 

laſſen. Hieraus ſeien dann enorme Gewinne fuͤr die Firma des Herrn von 

der Heydt entſtanden, wie die Veranlagung zur Einkommenſteuer nachge— 

wieſen habe. In einem deswegen eingeleiteten Diſziplinarverfahren wurde 
der Landrat von Dieſt-Daber freigeſprochen. Aber trotz der Freiſprechung 

verlangte damals der Miniſter die Verſetzung dieſes Mannes, und dieſes 

Verlangen beantwortete von Dieſt-Daber mit dem Antrag auf Entlaſſung 

aus dem Staatsdienſt unter Verzicht auf die Penſion. Wie Dieſt-Daber ſelbſt 
behauptet, ſoll infolge ſeiner Enthuͤllungen im Elberfelder Kreis die Zahl 

der Einjaͤhrig-Freiwilligen von 5 auf 70 jährlich geſtiegen ſein. “) 

) Die Literatur uͤber Dieſt-Daber ſtammt zum groͤßten Teil aus ſeiner eigenen Feder. 

In Betracht kommen folgende Broſchuͤren: ü 
1. Geldmacht und Sozialismus. Schlagſchatten auf die innere Politik des Fuͤrſten 

Bismarck. Beleuchtung von 10 Geſetzen der Neuzeit. 

2. Der ſittliche Boden im Staatsleben. Eine Auseinanderſetzung mit dem Abgeordneten 

Lasker. 5 

3. Entgegnungen auf die Angriffe der Abgeordneten Bennigſen, Lasker uſw. und 

juriſtiſche Klarlegung der Privilegien der Preußiſchen Zentral-Bodenkredit-Aktien⸗ 

Geſellſchaft. Weshalb ihre teilweiſe Ungeſetzlichkeit und Schaͤdigung des Grundbeſitzes. 
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Dieſe Vergangenheit muß man Dieſt-Daber zu gute halten, wenn man 
ſich ſeine Angriffe gegen Bismarck vergegenwaͤrtigt. Er kann fuͤr ſich in 
Anſpruch nehmen, daß er einmal dem Staate Dienſte erwieſen hatte, und 

ſo glaubte er ſicherlich auch in ſeinem Kampfe gegen Bismarck auf dem rich— 
tigen Wege zu ſein. Daß er mit ſeinem Vorgehen gegen Bismarck ſchließlich 
eine der Stuͤtzen wurde, auf denen die ſpaͤteren Verleumdungen Bismarcks 

baſierten, hatte er gewiß nicht vorausſehen koͤnnen. Urſpruͤnglich ſtand 
Dieſt zu Bismarck in perſoͤnlich guten Beziehungen. In der im Jahre 1875 

erſchienenen Broſchuͤre: „Geldmacht und Sozialismus“, in der Dieſt dem 

Sozialismus entgegenzutreten ſucht, ſind einige Originalbriefe des Miniſter— 
praͤſidenten von Bismarck aus dem Jahre 1869 abgedruckt. Um die damalige 
Zeit aber hatte Dieſt von einem Geheimrat von Wedemeyer angeblich gehoͤrt, 

daß Fuͤrſt Bismarck Aktien der Preußiſchen Zentral-Bodenkredit-Aktien 

Geſellſchaft zum Kurſe von 108°/, von Bleichröder erhalten habe, während der 
Boͤrſenkurs 128% geweſen ſei. Auf dieſer Mitteilung fußte nun der 

ganze Verleumdungsfeldzug gegen Bismarck, wobei ich Dieſt-Daber 
durchaus keine unlauteren Motive zutraue. Er war im Anfang feſt davon 

uͤberzeugt, daß Bismarck ſeine Stellung dazu benutzt habe, um ſich zu be— 

reichern und hatte ſich, wie es bei Fanatikern ſehr haͤufig zu finden iſt, in dieſe 

Anſicht verrannt. Er war durch nichts mehr zu belehren, ſelbſt auch dann nicht, 

als feſtgeſtellt wurde, daß Bismarck niemals ſolche Aktien beſeſſen hatte. 

Zunaͤchſt verſuchte Dieſt durch muͤndliche Beſprechungen Bismarck von 
Bleichroͤder zu trennen. Denn Dieft gehörte zu denjenigen, denen der Ver- 

kehr eines preußiſchen Grandſeigneurs mit einem juͤdiſchen Bankier ein Dorn 

im Auge war. Dabei ſtuͤtzte er ſich auf Moltke, von dem er behauptet, daß er 
feiner Anſicht geweſen ſei. In einer Unterredung vom 4. März 1874 fell 

Moltke ſein Einverſtaͤndnis mit dem Kampfe Dieſt-Dabers ausgedruͤckt haben. 
„Er bedauerte gleich mir die intimen Beziehungen des Fuͤrſten Bismarck zu 
Bleichroͤder und den Umſtand, daß er durch Generalvollmacht ſein Vermoͤgen 

durch dieſen Juden verwalten laͤßt. Es muß der Verſuch gemacht werden, 
dieſen Einfluß zu brechen und Bismarck von Bleichroͤder zu trennen.“) 

Ermuntert durch die Worte Moltkes wandte er ſich am 11. Dezember 1874 
ſchriftlich an Bismarck, um ihn durch eine offene muͤndliche Ausſprache zu 

4. Zur Klarſtellung des anonymen Schriftſtuͤcks. Inhalt: Das Kartell. Beglaubigtes 
Material der Verleumdungsklage gegen den Fuͤrſten Bismarck. 

5. Drei Monate Gefaͤngnis. 

6. Bismarck und Bleichroeder. Deutſches Rechtsbewußtſein und die Gleichheit vor 
dem Geſetze. 

7. Berichtigung von Unwahrheiten ete. in den Erinnerungen des Fuͤrſten Bismarck 

und deutſches Rechtsbewußtſein. 

1) Bismarck und Bleichroͤder Seite 4. 
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warnen und auszuſprechen, „daß die Gefahren, welche für Deutſchlands 

Ehrenhaftigkeit und für das geſamte Staatswohl daraus hervorgehen 

muͤßten, wenn der erſte Staatsmann des Deutſchen Reiches dem erſten 
Bankier und Großjuden Generalvollmacht für feine Vermoͤgens verwaltung 
erteilte, wie dies geſchehen war, enorm groß und unvermeidbar ſeien.“) 
Damals hat Dieſt noch keine Angriffe geplant. Ihn verſtimmte nur eine, 

im uͤbrigen natuͤrlich auch unbewieſene „Information“, daß Bleichroͤder 
Bismarcks Vermögen mit 18% verzinſe. Kurz und gut, Dieft war ein 

Mann, der uͤberall Korruption witterte, auch da, wo ſie nicht vorhanden war. 

Bismarck hat es nun abgelehnt, Dieſt zu empfangen, da vermutlich Dieſt im 

perſoͤnlichen Verkehr gewiſſen an Querulanten-Wahnſinn grenzenden Eigen— 

ſchaften verfallen geweſen ſein muß; denn es wird immer wieder darauf hin— 
gewieſen, daß dem Reichskanzler Aufregungen erſpart werden muͤßten. 
Infolgedeſſen ſei Bismarck nicht imſtande, Unterredungen mit Dieſt zu 
gewaͤhren. Daher ſcheiterten alle Verſuche, an Bismarck direkt heranzukommen, 
ebenſo ein Verſuch, eine Audienz beim alten Kaiſer zu erhalten, was N 
„auf den Einfluß des Großjudentums“ zuruͤckfuͤhrte! 

Als in der „Kreuz-Zeitung“ die Ara-Artikel erſchienen, hinter denen man 
zunaͤchſt von Dieſt als Verfaſſer vermutete — der Verfaſſer war Perrot — da 

wandte ſich Dieſt im Juli 1875 erneut an den Kaiſer und machte den Verſuch, 
mit Hilfe des Kaiſers Bismarck „aus den Händen der Geldmacht moͤglichſt zu be— 
freien“. Der Kronzeuge von Dieſt, von Wedemeyer, erſchoß ſich am 25. No— 

vember 1875 in einem Anfall von Schwermut, und nun ging das „Material“ 
in die Haͤnde der Bismarckfeinde: „Reichsglocke“, Rudolf Meyer und Konſorten 
uͤber, von wo es nun dauernd gegen Bismarck ausgenutzt wurde. Von dieſem 
ganzen Verleumdungskonzern iſt Dieſt-Daber der einzige, dem man ein 
menſchliches Mitleid nicht abſprechen kann. Er fuͤhrte einen Prozeß nach 
dem anderen, buͤßte ſeinen Fanatismus mit drei Monaten Gefaͤngnis und 
mußte, was fuͤr ihn das ſchmerzlichſte war, zuſehen, daß ihm das Ehren— 

gericht ſeine Stellung als Reſerve-Offizier nahm. Aber nicht nur das. 
Es ereignete ſich der merkwuͤrdige Fall, daß Dieſt ſich von Bismarck beleidigt 
fuͤhlte, und nun Bismarck vor dem Zivilgericht verklagen wollte. Bismarck, 
der damals ganz andere Dinge im Kopf hatte, als ſich mit einem modernen 

Michael Kohlhaas vor Gericht herumzuſchlagen, kam nun auf einen ſehr 
originellen Einfall! Er ließ vor Gericht erklaren, daß er als General der 
Kavallerie nicht vor dem Schoͤffengericht verklagt werden 
koͤnne. Das Gericht ſchloß ſich damals dieſer Anſicht an, trotzdem Bis— 
marck niemals aktiver Offizier geweſen iſt! Es wurde alſo feſtgeſtellt, daß 
Beleidigungsklagen gegen Bismarck nicht vor dem Zivilgericht, ſondern vor 

1) Bismarck und Bleichroͤder Seite 10. 
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dem Militaͤrgericht anzubringen waren. Dieſer Standpunkt Bismarcks hat 

nun gerade ſeinem Gegner neues Material geliefert und den Kreis ſeiner 
Feinde erheblich vermehrt.!) Dieſt klagte nun vor dem Milttaͤrgericht, und 
es ergab ſich das ſehr Merkwuͤrdige, daß die Verhandlung vor dieſem 

niemals ſtattfand, daß dieſer „Wahrheits-Fanatiker“ nicht einmal vor dem 

Militaͤrgericht zu ſeinem Rechte kam. Schließlich folgte ein Prozeß nach 

dem anderen, in denen ſich Dieſt Daber ſtets ungerecht behandelt fuͤhlte. 

Wegen Beleidigung des Fuͤrſten Bismarck wurde Dieſt-Daber am 25. 5. 
1877 zu einer dreimonatlichen Gefaͤngnisſtrafe verurteilt, eine Strafe, die er 
im Gefaͤngnis verbuͤßte — „obwohl dem Offizierſtand angehoͤrig, Ritter des 
Eiſernen Kreuzes, des Johanniter-Ordens, des Roten Adler-Ordens, der 

Dienſtaus zeichnung I. Klaſſe uſw.“ Auch in der zweiten Inſtanz wurde 

das Urteil der Vor-Inſtanz beſtaͤtigt. 
Was ergibt ſich aus den ganzen Verleumdungen? Nur das eine: Bismarck 

hat zu dem „Großjuden Bleichroͤder“, der ſicherlich kaufmaͤnniſch eine Kraft 

erſten Ranges war, ein ſolches Vertrauen gehabt, daß er fein ganzes Kapital: 

vermoͤgen Bleichroͤder zur Verfuͤgung ſtellte mit einer Generalvollmacht, dieſes 
ſo anzulegen, wie Bleichroͤder es fuͤr richtig hielt. Wie es angelegt war, das 
hat nach den eigenen Angaben Bismarcks der Kanzler ſelbſt nie gewußt. Bleich- 

röder konnte ſchalten und walten wie er es für richtig hielt. 
Wie Dieſt zu den Verleumdungen uͤber Bismarck gekommen iſt, das erzaͤhlt 

Buſch. Am 17. Oktober 1877 ſprach Bismarck bei Tiſch von ſeinem Freund 
Moritz von Blankenburg, den er als ſeinen aͤlteſten und liebſten Freund 
bezeichnete, von dem er aber behauptete, daß er ſich in der Affaͤre mit dem 

„ſchmutzigen Dieſt“ ſehr unvorſichtig benommen habe. Alsdann fuͤhrte nach 
den Aufzeichnungen von Buſch Bismarck woͤrtlich aus:?) 

„Ich hatte ihm uͤber die Bodenkredit-Aktien geſpraͤchsweiſe bemerkt, es waͤre 

moͤglich, daß Bleichroͤder, der mein Geld zu verwalten hat, einmal ſolche 

Papiere fuͤr mich gekauft haͤtte. Ich konnte das aber nicht wiſſen, da der 

Bleiche (Bleichroͤder), dem alle uͤberfluͤſſigen Einkuͤnfte zugingen und der 
alle großen Zahlungen fuͤr mich leiſtete, dabei nach ſeinem Ermeſſen verfuͤgte. 
Es waͤre alſo nicht Unrecht, wenn er mit Papieren der Art ohne mein Wiſſen 

etwas für mich verdient hätte, Blanckenburg hat dies als Tatſache weiter: 

erzahlt, Dieſt dann vor Gericht Gebrauch davon gemacht. Zuletzt hat Bleich- 
roͤder aus ſeinen Buͤchern nachgewieſen, daß ein ſolcher Kauf niemals vor— 

gekommen iſt. Das war zwar recht ſchoͤn; aber inzwiſchen hatte Blancken⸗ 

burgs Ungeſchicklichkeit doch einen voruͤbergehenden Schatten auf meinen 

guten Namen geworfen und daruͤber ſind wir auseinander gekommen.“ — 

1) Die Angelegenheit hat der Abgeordnete von Ludwig in der Sitzung des Preußiſchen 

Abgeordnetenhauſes vom 9. Dezember 1878 zur Sprache gebracht. 

) Buſch Band II, Seite 455. 
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Als Herr von Dieft zu Daber im Jahre 1875 feine Campagne begann, da 

lehnte die „Kreuz-Zeitung“ die Zugehoͤrigkeit dieſes Mannes, der ſich doch 
öffentlich ftets als ein Stockkonſervativer bezeichnete, ausdruͤcklich ab. Aber 
Ende Juni, Anfang Juli 1875 brachte dieſelbe Zeitung die berüchtigten 5 Auf— 
fäße, die man als die „Ara-Aufſaͤtze“ bezeichnet. Zwiſchen den Zeilen war 

da deutlich zu leſen, daß Bismarck finanziell nicht unintereſſiert an gewiſſen 
politiſchen Vorkommniſſen geweſen ſei. Aber im Dezember 1881, alſo 

6 Jahre ſpaͤter, da gab Perrot, der Verfaſſer dieſer Aufſaͤtze, in der „Kreuze 

Zeitung“ folgende Erklaͤrung ab: „Die Tatſachen, auf welche ich zu meinem 
Bedauern mein Urteil uͤber den Reichskanzler in den Ara-Artikeln gegruͤndet 
hatte, haben ſich bei naͤherer Pruͤfung als irrtuͤmlich erwieſen.“ Es war 

alſo das Eingeſtaͤndnis, daß die Beſchuldigungen, die im uͤbrigen ja nur 
indirekt ausgeſprochen waren, unbegruͤndet waren, daß alſo Bismarck abſolut 

rein da ſtand.!) Obwohl alſo die „Kreuz-Zeitung“, wenn auch freilich nach Ver- 

lauf einer ſehr langen Zeit, revozierte, haben die anderen Angreifer Bismarcks 

das zum Teil nicht getan. Bei Dieſt-Daber hatte das andere Gruͤnde: 
er war unbelehrbar und durch nichts zu uͤberzeugen, daß er im Unrecht 

ſei. Freilich haͤngt die Erklaͤrung Perrots in der „Kreuz-Zeitung“ mit 
politiſchen Vorgaͤngen zuſammen. So ſpielte eine Rolle die in der gleichen 

Zeit angebahnte Verſoͤhnung Bismarcks mit den Konſervativen. In der 

Abbitte, die ein großer Teil der Deklaranten leiſtete, war die Vorbereitung fuͤr 
Verzicht Bismarcks auf ſeine bisherige politiſche Richtung zu ſehen. 

Von da ab beginnt eine neue konſervative Ara Bismarck. In der gleichen 
Zeit trat Freiherr von Hammerſtein an die Spitze der „Kreuz-Zeitung“. 

In den „Ara⸗Artikeln“ wurde auf die Beziehungen zwiſchen dem Miniſter 
Camphauſen, dem Bankier Bleichroͤder und Delbruͤck hingewieſen, und es 

war die Rede von dem großen Einfluß Bleichroͤders und ſeiner Umgebung 
durch die Beziehungen Bleichroͤders zu dem Bankhauſe Delbruͤck, Leo & Co. 
und zu dem Bankhauſe Camphauſen & Co. Im Zuſammenhang damit 
wurde dann die Geld- und Wirtſchaftspolitik des Deutſchen Reiches als eine 

„Judenpolitik“ gekennzeichnet, fuͤr die Bleichroͤder in großem Umfange ver⸗ 
antwortlich gemacht wurde. 

In dem zweiten ſogenannten Ara⸗-Artikeln befindet ſich nun folgender Satz: 

„Auch mit dem Fuͤrſten Bismarck ſollen, ſchon ehe er Miniſter in 

Preußen wurde, hochfinan zielle Kreiſe in nähere Berührung ge— 

treten ſein. Die intimen Beziehungen des Herrn von Bleichroͤder 

zum Fuͤrſten dürften, mindeſtens indirekt, ſchon an die vor— 
miniſterielle Zeit des Fuͤrſten anknuͤpfen, als derſelbe um mit 
ſpaͤrlichem preußiſchen Geſandtengehalt und ohne erhebliches 

1) Hans Leuß, Wilhelm Freiherr von Hammerſtein. 
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Vermoͤgen feinen Souveraͤn in Petersburg, Paris und 

Frankfurt repraͤſentieren zu koͤnnen, allerdings guten 
Rat in finanziellen Dingen haben mußte.“ 

Die Abſicht war ganz klar. Der Satz ſtellte eine verſteckte Ver— 
leumdung des Fuͤrſten Bismarck dar, die allerdings juriſtiſch nicht faßbar 

iſt. Spaͤter hat zwar Perrot ſich folgenden Satz geleiſtet: 
„Die offenbar abſichtliche Falſchdeutung, welche die Großpreſſe dieſer 

Stelle und den hier folgenden gegeben hat, als ob dieſelben „perſoͤnliche In— 
ſinuationen“ gegenuͤber dem Reichskanzler bezweckten, duͤrfte lediglich in der 
Abſicht erfunden ſein, um in dieſer Mißdeutung einen Vorwand fuͤr die 

Ablehnung jeder fachlichen Diskuſſion zu gewinnen. .... Was in den fuͤnf 
Ara⸗Artikeln ſteht, iſt alſo fuͤr den Reichskanzler ein Vertrauensvotum der 

hoͤchſten und ſeltenſten Art.“) 
Beim Leſen dieſer Zeilen wird Fuͤrſt Bismarck ſicherlich in die Worte aus— 

gebrochen ſein: „Gott bewahre mich vor einem ſolchen Vertrauensvotum 

der hoͤchſten und ſeltenſten Art.“ In der Tat, man kann nicht anders, als die 

Art als hoͤchſt ſeltſam bezeichnen! 
Es ſoll an dieſer Stelle nicht naͤher auf das Verhaͤltnis der Kreuz-Zeitung 

zu Bismarck eingegangen werden, das wird ſ. Z. an einer anderen Stelle 
geſchehen. Ich kann in dieſer Beziehung auf die Auseinanderſetzungen zwiſchen 

dem Berliner Tageblatt vom 8. Juli 1921 („Der veraͤrgerte Bismarck“) 
und die wohl als Antwort hierauf aufzufaffenden Aufſaͤtze von Herm. von 

Petersdorff „Bismarck und die Kreuz⸗Zeitung“, (die im Juli 1921 in der 
Kreuz⸗Zeitung erſchienen) hinweiſen. Bemerkenswert iſt, was Petersdorff 

an der angegebenen Stelle uͤber die „Ara Artikel“ ſagt: 
„Die Artikel hatten einen ſcharf antiſemitiſchen Charakter, und griffen die 

liberale Wirtſchaftpolitik heftig an — als das Ungluͤck Deutſchlands wurde 

der Bankier Bleichroͤder bezeichnet ... Allerdings ſchmeckte die ganze 
Tonart Perrots nach Verdaͤchtigung vornehmlich Delbruͤcks und Camphauſens. 

Bismarcks Perſon wurde zu fchonen verſucht (22) und es darf dem Ver— 

faſſer geglaubt werden, daß er zu den Verehrern Bismarcks gehoͤrte. Die 
verſchleierte Schreibweiſe Perrots mußte aber auch bei Bismarck perſoͤnlich 

unangenehme Empfindungen wecken.“ 
Bei allen dieſen Angriffen im Zuſammenhang mit Bleichroͤder haben wir 

es mit einer langen Kette von Verleumdungen zu tun, die ihren 
Ausgang nahmen in der Broſchuͤre Dieſt-Daber, und in der „Reichsglocke“. 
Die Verfaſſer dieſer Schriften gehoͤren alle ein und demſelben Kreiſe an. 

1) Die Ara Bleichroͤder-Delbruͤck⸗Camphauſen, Separat⸗Abdruck der fünf Ara⸗Artikel 

aus der „Kreuz⸗Zeitung“ nebſt Literatur daruͤber und einem Vorwort und Nachwort des 

Verfaſſers. Berlin 1876. Seite 8 und 9. 
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Sie haben alle das gleiche Ziel: Bismarck durch Verleumdungen in der 
Offentlichkeit herabzuſetzen, mit dem Zweck, ihn zu ſtuͤrzen. 

Es widerſtrebt mir, hier die ganze wuͤſte Pamphlet-Literatur aus der da— 

maligen Zeit, die ich zu einem ſehr erheblichen Teile durchgearbeitet habe, 
wiederzugeben. Es handelt ſich bei den Behauptungen ausnahmslos um uͤble 

Verleumdungen, und wenn ich auch nur aus hiſtoriſchen Gruͤnden alles das 

regiſtrieren wollte, was damals Bismarck aus den Kreiſen preußiſcher Tories 

vorgeworfen wurde, fo würde das Bände füllen. Ich begnuͤge mich, an diefer 
Stelle lediglich auf einige ganz wenige der Machenſchaften als typiſch fuͤr 
die Kampfesmethode von damals hinzuweiſen. 

Ein beſonders wichtiges Glied in der Kette der Verleumdungen gegen Bis- 

marck iſt eine Broſchuͤre von Dr. Rudolf Meyer unter der Überſchrift: 
„Politiſche Gruͤnder und die Corruption in Deutſchland“ (Leipzig 1877). 
Meyer gehoͤrte zur Clique Gehlſen und Genoſſen. Seine ganze Broſchuͤre 

iſt durchzogen von antiſemitiſchem Geiſt. Sie wimmelt von verſteckten Ge: 

meinheiten und Verleumdungen gegen Bismarck. Meyer gibt die Angriffe 
Perrots in der „Kreuz-Zeitung“ und die Angriffe von Dieſt-Daber wieder. 

Damals ſchwebte noch der Prozeß gegen Dieſt, und Meyer ſcheute ſich nicht, 

die Beſchuldigungen zu wiederholen, trotzdem ſie gar nicht erwieſen 
waren. Zwar fuͤgte er hinzu: „Indes darf der Fuͤrſt gewiß wie jedermann 
verlangen, daß man ihm fo lange edle Motive nur unterlegt, bis ihm fträf- 
liche nachgewieſen worden ſind“. Er ſpricht aber gleich im naͤchſten Satz 

wieder von der Freundſchaft und Gunſt, „welche dieſer maͤchtige Staatsmann 

berüchtigten Volksausbeutern bewieſen“. 

Auf Seite 54 der Broſchuͤre wiederholt Meyer noch einmal die Behauptung 
von der Beteiligung Bismarcks an der Preußiſchen Zentral-Bodenkredit⸗ 
Aktien⸗Geſellſchaft, Berlin, und erwähnt u. a. die Angaben Dieſt-Reichs⸗ 
glocke: „Bismarck ſei an der Geſellſchaft beteiligt und habe 150 000 bis 

300 000 Taler bares Geld eingeſteckt.“ Er ſchwaͤcht aber die Verleumdung 

in demſelben Augenblick wieder ab: „Indes iſt der Beweis dafuͤr bisher 
nicht erbracht und ſollte man meinen, daß die einfachſte Klugheit den Fuͤrſten 
vor der Annahme einer ſolchen Beteiligung hätte ſchuͤtzen muͤſſen, da die- 
ſelbe ſich als ein ſtrafrechtlich zu verfolgender Amtsmißbrauch zu eigener Be— 

reicherung qualifiziert und ihn gefeſſelt in die Haͤnde der Beteiliger alſo Bleich— 
roeders, Hanſemanns, Rothſchilds, Miquels, Oppenheimers liefern wuͤrde.“ 
Nach einigen Ausfällen auf die Bankiers Bleichroeder, Oppenheim, Landau 
und eine Reihe angeſehener Bankiers rheiniſcher Abkunft verſteigt ſich der 

Verfaſſer zu folgender Behauptung: „Es gibt faſt keinen Fehler, 
deſſen die gegenwärtige deutſche Reichs- und preußiſche Staats- 
regierung ſich nicht ſchon ſchuldig gemacht haͤtte, bloß um ihre 
ſkandaloͤſen Beziehungen zu Berliner Finanziers zu verſchleiern“. 
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Natürlich hat man nach bekanntem Muſter die engen Beziehungen, die 
zwiſchen Bismarck und dem Papier-Induſtriellen Behrend beſtanden, auch 

zum Anlaß fuͤr Verleumdungen genommen. Ebenſo wie der Jude Bleich— 
roeder, ſo mußte auch der Jude Behrend dazu herhalten, als Vorwand fuͤr 

die antiſemitiſchen Angriffe zu dienen. Die „Reichsglocke“ behauptete, 

Fuͤrſt Bismarck habe Behrend, der in Varzin eine Holzſtoff-Fabrik gruͤndete 
und von Bismarck aus den Varziner Waͤldern das Holz bezog, Betriebs kapital 

zu einem Satze von 89% geliehen. Aus dem Holzſtoff der Varziner Wälder 
ſeien dann, in der Koͤsliner Fabrik Papiere für die Reichspoſt, Telegraphie, 
Staatseiſenbahnen gemacht worden.“ Tatſaͤchlich mußten aber diejenigen, 

die an dieſem Geſchaͤft Anſtoß nahmen, zugeben, daß Behrend die Auftraͤge 

der Staatsbehoͤrden in oͤffentlicher Submiſſion als Mindeſtfordernder 
zugeſchlagen erhalten hatte. Das hinderte aber trotzdem nicht, an die Be— 
ziehungen zwiſchen Bismarck und Behrend verleumderiſche Hinweiſe zu 

knuͤpfen. 
Nach einer Unterſuchung der Urſachen des wirtſchaftlichen Zuſammenbruchs 

nach der Gruͤnderperiode kommt Rud. Meyer zu dem Reſultat, daß Fuͤrſt 

Bismarck verantwortlich ſei fuͤr die ganze Entwicklung der wirtſchaftlichen 
Verhaͤltniſſe, und er ſcheut ſich nicht, folgenden Satz auszuſprechen: „Aber 
das wollen wir ſagen und dafuͤr wollen wir einſtehen, daß die Korruption 

unerhoͤrte Dimenſionen angenommen hat, ſeit das Syſtem Bis— 

marcks daſelbſt herrſcht .... Es iſt ein arges Regiment, 

unter dem wir leben, ſein Name aber iſt Bismarck.“ 
Schließlich gipfelt die Broſchuͤre in folgendem Satz: „So lange der Fuͤrſt 

Bismarck das allmaͤchtige Idol bleibt, wird die deutſche Nation dem Reiche, 
das Reich dem Kanzler geopfert werden und der Kanzler gehoͤrt den Juden 

und Gruͤndern. Daher gibt es fuͤr unſere Politik nur eine gebundene Marſch— 
route: Beſeitigung des jetzigen Syſtems und ſeines Traͤgers.“ (Seite 204.) 

Zu den Antiſemiten, die Bismarck in dieſem Zuſammenhange in der ge— 
meinſten Weiſe bekaͤmpft haben, gehoͤrt u. a. H. Joachim Gehlſen, ur— 

ſpruͤnglich Herausgeber der „Deutfchen Eiſenbahn-Zeitung“, ſpaͤter der „Reichs- 
glocke“, d. h. des Organs, das Bismarck in geradezu perfider Weiſe ange— 

griffen hat. Über die „Reichsglocke“ hat ſich Bismarck in ſeinen „G. u. E.“ 
mehrfach geaͤußert, namentlich auch uͤber Herrn Gehlſen und den Kreis der 

Mitarbeiter. So ſagt er in den „G. u. E.“ (25. Kapitel): „Der Kaiſer 

hat mir ſeine Unterſtuͤtzung in Geſchaͤften niemals verſagt. Das hinderte 

den Herrn aber nicht, die „Reichsglocke“ taͤglich zu leſen. Dieſes nur von 
der Verleumdung gegen mich lebende Blatt wurde im Koͤnigl. Haus-Mini⸗ 
ſterium fuͤr unſeren und andere Hoͤfe in 13 Exemplaren kolportiert und hatte 
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feine Mitarbeiter nicht nur im katholiſchen, ſondern auch im evangelifchen 

Hof- und Landadel.“ 

Die „Reichsglocke“ war ebenſo bismarckfeindlich wie antiſemitiſch. 
Gehlſen ſelbſt iſt vom Gericht wegen der Verleumdung Bismarcks mehrfach 

beſtraft worden. Er entzog ſich ſchließlich der Strafe durch Flucht ins 

Ausland, nachdem er vorher durch einen Polizeibeamten, dem er nach Art 
eines Revolver-Journaliſten Dienſte geleiſtet hatte, von ſeiner bevorſtehen- 
den Verhaftung in Kenntnis geſetzt wurde. 
In dem Kapitel „Intrigen“ der „G. u. E.“ ſind Einzelheiten der Kaͤmpfe 

der Reichsglockenclique zu leſen. Bismarck ſpricht direkt von der „Erſchoͤpfung 
ſeiner Nerven“, die ſich 1877 bemerkbar macht und im Zuſammenhang 
damit erwaͤhnte er zweimal die Angriffe, die die „Reichsglocke“ gegen ihn 
perſoͤnlich gerichtet hat. Wie Bismarck bemerkt, ſind die „Reichsglocke“ und 
die „Kreuz-Zeitung“ durch amtliche Stellen ſtets in die Hände des Kaiſers 
und der Kaiſerin gelangt. Sie waren wie bereits angedeutet, beliebte 
Werkzeuge der Hof-Intrige gegen den Kanzler. | 

Gehlſen, deſſen Außeres ſchon auf den typiſchen Querulanten und Intri⸗ 
ganten ſchließen läßt, gehört zu den Naturen, die in perfideſter Weiſe Bis⸗ 
marck mit perſoͤnlichen Verleumdungen uͤberhaͤuften. Seine Stellung zu 
Bismarck iſt in dem Buche von Blum: „Das Deutſche Reich zur Zeit Big: 

marcks“ genügend charakteriſiert, namentlich in dem Kapitel: „Enthuͤllungen 
im Reichsglocken-Prozeß“. In welcher Weiſe nun ein Mann wie Gehlſen, 

der aus ſeinem Antiſemitismus keinen Hehl macht, beiſpielsweiſe uͤber 
Stoͤcker dachte, das geht aus einer Broſchuͤre hervor, die Gehlſen im Jahre 
1894 von London aus ſchrieb, und die den Titel traͤgt: „Aus dem Reiche 
Bismarcks.“ Da ſagt er woͤrtlich: 

„Das Betonen des -chriftlichen Charakters der Antiſemitenbewegung iſt 

deshalb entweder ſchwerer Irrtum oder verwerfliche Heuchelei. Ich habe, 
fo viel mir erinnerlich, in meinem ganzen Leben keine juͤdiſche Naͤchſten⸗ 

liebe genoſſen, aber ich wuͤrde mich ſchaͤmen, meinem Antiſemitismus den 
Mantel chriſtlicher Überlegenheit umzuhaͤngen; fuͤr mich ſteht das Chriſten⸗ 
tum zu hoch, um es in dem Kampf für materielle, rein ſoziale Ziele als Kampf- 

mittel auszubeuten. Das wahre Chriſtentum kann nur agreſſiv fein in feiner 
uͤberwaͤltigenden Idee, in ſeiner weltverſoͤhnenden Miſſion. Wir haben einen 
modernen, richtiger einen moderniſierten Antiſemitismus; aber was Herr 
Stoͤcker uns gebracht hat, das iſt ein modernes, fuͤr den materiellen Kampf 
gegen eine angeblich juͤdiſche Moral, moderniſiertes Chriſtentum, und gegen 
dieſes muß jeder, dem ſein Chriſtentum heilig, proteſtieren. Wir haben leider 
moderniſiertes Chriſtentum genug in unſerer liberalen Geſetzgebung und von 
dieſer aus in das Volk hineintragen ſehen, als daß ſich Hofprediger mit der 

Praͤparjerung desſelben als Kampfmittel zum Klaſſen- und Raſſenkampf zu 
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befaffen nötig hätten. Die Folge dieſer Methode des „chriftianijierten 
Antiſemitismus“ iſt Verwirrung der Geiſter und, wenn z. B. heute die ver— 
ſchuldeten Bauern in Deutſchland das „juͤdiſche Kapital“ fuͤr ihr Ungluͤck 
verantwortlich machen wollten, ſo verſtehen ſie eben nicht, daß die Regierung, 

die Geſetzgebung die Schuld traͤgt an Zuſtaͤnden, welche dadurch geſchaffen 

ſind, daß in die Landesgeſetze ein Geiſt hineingetragen iſt, der ſich mit dem 
Chriſtentum in Widerſpruch befindet, daher ausgetrieben werden muß.“ 

Man ſieht hieraus, daß ſelbſt die Antiſemiten unter ſich nicht einmal einig 
waren uͤber die Form, wie die Juden zu bekaͤmpfen waren. Einig waren ſie 

ſich damals merkwuͤrdigerweiſe zu einem auffallend großen Teil nur in der 
Bekaͤmpfung der Perſon des Fuͤrſten Bismarck. Das gibt auch Gehlſen zu, 
wenn er auf Seite 57 ſeiner Broſchuͤre von der Bismarck-Zeit ſchreibt: 
„Damals war die Gegnerſchaft weiterer Kreiſe gegen Bismarck 

wie gegen Juden identiſch.“ 
Dieſe Feſtſtellung iſt durchaus zutreffend. 
Als die „Reichsglocke“ im Jahre 1876 dauernd die Gerichte beſchaͤftigte, 

da floh der Herausgeber Gehlſen aus Deutſchland und ließ ſich in der Schweiz 

nieder. Von dort aus verſchickte er eine neue Zeitſchrift, die den Namen fuͤhrte: 
„Der Gloͤckner im Exil.“ Das erſte Heft erſchien im Januar 1877. 

Hier verſpritzte nun Gehlſen von neuem ſein Gift gegen den Kanzler. Gleich 

im erſten Heft findet ſich folgender Satz: „Politiſche Knechtſchaft, wirt— 
ſchaftliches Elend, moraliſche Schmach, heilige Dreieinigkeit, dein Name iſt 

Bismarck.“) 
Im Heft z befindet ſich wieder ein längerer Aufſatz über „Bleichroͤder 

und Bismarck“, wo die gemeinſten Verleumdungen gegen beide Maͤnner 
geſchleudert werden. Selbſtverſtaͤndlich wird im „Gloͤckner im Exil“ immer 
wieder breit getreten, was Dieſt-Daber und Dr. Rud. Meyer behauptet hatten. 

Immer wieder heißt es, daß Bismarck durch Bleichroͤder an Spekulationen 

beteiligt ſei. Dieſe Behauptung wird wiederholt, nachdem Dr. Rud. Meyer 
wegen verleumderiſcher Beleidigung des Reichskanzlers zu 9 Monaten Ge— 

faͤngnis verurteilt war 
In Heft 7 vom Mai 1877 ſtellt Gehlſen feſt, „daß der Reichskanzler in 

den Reihen der Juden und Gruͤnder ſeine waͤrmſten Verehrer zaͤhlt.“ 
Zu den Mitarbeitern des „Gloͤckner im Exil“ gehoͤrten vor allem der 

Freiherr von Loe und ein Rittmeiſter a. D. von Puttkamer, der durch 

einen Beleidigungsprozeß mit Bismarck von ſich reden machte. Dieſer 

Puttkamer behauptete, Bismarck habe das Geſetz vom Maͤrz 1867 uͤber die 
hinterpommerſchen Lehen herbeigefuͤhrt, um die Erbfolge ſeiner Frau in ein 

v. Puttkamer ſches Lehen zu bewirken! 

1) Glockner im Exil, Seite 7. 
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Man kann heute die Verleumdungen Gehlſens nicht mehr damit abtun, 

daß es ſich hier um einen bedeutungsloſen Menſchen gehandelt habe. Das 

Gegenteil iſt vielmehr der Fall. So wird beiſpielsweiſe in dem Buch des 

Antiſemiten Erich Lehnhardt mit Recht die „Deutſche Eiſenbahn-Zeitung“ 

von Joachim Gehlſen „als die Vorkaͤmpferin in der Judenfrage 

bezeichnet.“) | 

Man hat ſich nicht geſcheut, die gemeinſten Verleumdungen gegen Bismarck 
auszuſtreuen, und dabei namentlich immer wieder auf die Beziehungen 
zwiſchen dem Reichskanzler und dem Bankier Bleichroͤder hingewieſen. 

Freilich waren die Angriffe oft ſo geſchrieben, daß ſie juriſtiſch nicht anfechtbar 
waren, wenngleich die Abſicht der verleumderiſchen Beleidigung klar erkennbar 
war. Schaͤlt man aus den Andeutungen heraus, was gemeint war, ſo wurde 
Bismarck nicht mehr und nicht weniger vorgeworfen, als daß er Bleichroͤder 

dazu benutzt habe, um durch Spekulationen an der Boͤrſe fein Vermögen zu 
vergroͤßern. Es iſt ohne weiteres klar, daß es ſich hier um eine gemeine Ver— 

leumdung handelt; denn ein Mann wie Bismarck hat ſeine Stellung nicht 
ausgenutzt, um ſich finanziell zu bereichern, und das werden wohl auch heute 
ſeine Gegner zugeben muͤſſen. Damals aber haben gerade die Fuͤhrer der 

Antiſemiten ſich gegenſeitig uͤberboten, verſteckte Andeutungen über Boͤrſen— 
geſchaͤfte des Reichskanzlers zu machen, ſo namentlich einer der Fuͤhrer der 

Antiſemiten und Hauptmitarbeiter an der „Reichsglocke“, Otto Freiherr 

von Loe in ſeiner Broſchuͤre uͤber Fuͤrſt Bismarck (Baſel 1890). In dieſer 
Broſchuͤre wird angedeutet, daß ein Miniſter eine rentable Dotation haben 
muͤſſe, und es wird gezeigt, wie fruͤher ſich unredliche Miniſter durch un- 
reelle Geldgeſchaͤfte und Spekulationen bereichert haben. Alsdann wird Hinz 
gewieſen auf die Beziehungen zwiſchen Bismarck und Bleichroͤder, wobei es 

woͤrtlich heißt: „Herr v. Bleichroͤder hatte ſtets freien Zutritt zu unſerem 
Reichskanzler, waͤhrend es allen anderen, ſelbſt hochgeſtellten Beamten — 

es ſei denn, daß ſie zu amtlichen Vortraͤgen ausdruͤcklich befohlen waren — 
aͤußerſt ſchwierig war, Zutritt zum Reichskanzler zu erlangen. Die Diener 
im Miniſterium des Auswaͤrtigen Amtes hatten den Befehl, Herrn v. Bleich— 

roͤder ſtets vorzulaſſen, waͤhrend es ihnen ſogar bei Strafe verboten war, 
andere bei unſerem Reichskanzler anzumelden.“ | 

Loe erzählt dann, daß er am 13. Juli 1870 im Minifterium des Außeren 
Herrn von Bleichroͤder getroffen habe, und in perfider Weiſe fuͤgt Loe die 
verſteckte Andeutung hinzu: „Vermutlich war es nicht das Wetter, welches 
den Gegenſtand ihrer Unterhaltung gebildet hatte, ob an jenem Tage 

Herr von Bleichroͤder Ankaͤufe oder Verkaͤufe gemacht hat, d. h. 
auf Krieg oder Frieden ſpekuliert hat, das weiß ich nicht.“ (Im 

En Die antifemitifche Bewegung in Deutfchland, befonders in Berlin, Zürich 1890, 
Seite 45. 

108 



Original gefperrt gedruckt.) Die Verdächtigung wird noch unterftrichen durch 
den folgenden Satz: „Keinesfalls aber zweifle ich daran, daß die Freundſchaft 

zwiſchen Herrn von Bleichroͤder und Herrn von Bismarck fuͤr letzteren von 
Vorteil, d. h. von intellektuellem Vorteil, geweſen iſt.“ 

Man ſieht deutlich die Abſicht der Verleumdung. 

Im Jahre 1877 erſchien in Bern im Verlag von E. Magron ein Werk 
„Das Kleine Buch vom großen Bismarck“. Der Herausgeber iſt nicht 
benannt. In einem Bibliothekskatalog finde ich als Herausgeber Gehlſen 
genannt. Das duͤrfte aber vermutlich nicht ſtimmen. Stil und Darſtellung 

deuten vielmehr als Verfaſſer auf den Freiherrn von Loe. In dieſer Broſchuͤre 
vereinigen ſich Perfidie, Bismarck-Haß und Antiſemitismus in ganz beſon— 

derer Weiſe. Es wird zunaͤchſt Bismarck als Staatsmann und Diplomat 
behandelt. Im Anſchluß daran die Korruption, die Preſſe, der Kulturkampf, 

der Fall Arnim uſw. Einige wenige Stilbluͤten aus dieſem Machwerk ſollen 
hier wiedergegeben werden. 

Seite 42: 

„Dem Fuͤrſten Bismarck gebuͤhrt das Verdienſt, die Juden und ihre Ge— 

noſſen zur herrſchenden Clique in Deutſchland erhoben zu haben. Sein 

Mancheſtertrio Camphauſen-Delbruͤck-Michaelis hat die Judenherrſchaft 

in Deutſchland inauguriert.“ 
Seite 44: 

„Die Protektion der Juden im Deutſchen Reiche iſt eine der ſchwaͤrzeſten 

Merkmale des glorioſen Reiches Bismarcks und ſeine Folge die Verarmung 

des arbeitenden Volkes, die Demoraliſierung aller Kreiſe der Geſellſchaft, 

die widerliche Verſchmelzung von Geld- und Geburtsadel.“ 

Seite 45 

„Und der Fuͤrſt Bismarck iſt dem Einfluß des Judentums unterlegen. 

Juden und Judengenoſſen bilden ſeine Geſellſchaft, ſie ſind ſein taͤglicher 

mgang und ſeine politiſchen Ratgeber, ſeine Hauptkulturkaͤmpfer. Der 

Jude Bleichroͤder „fruktifiziert“ fein Vermoͤgen und die Beziehungen 
wiſchen der reichskanzleriſchen Familie und derjenigen des gerichtlich 

gotoriſchen Wucherers find die intimſten“. (Hierzu folgt eine Fußnote: 
„Es iſt bekannt, daß Bismarck bei ſeinem ſelbſt von Heſekiel geſchilderten 

wuͤſten Leben ſtets bis uͤber die Ohren in Schulden ſteckte und dabei voll— 

taͤndig in die Hände der Juden geraten war.“) 
Seite 56: 

Das deutſche Selbſtbewußtſein beugt ſich ſklaviſch dem Tyrannen Bis— 
nard, Die Begriffe haben ſich verwirrt, verdunkelt bis zur Apathie durch 

iedrige Leidenſchaften. So liegt das germaniſche Volk im Staube vor einem 
ößen, deſſen Haupttugenden beſtehen in Schlauheit, Mittelmaͤßigkeit, 

Brutalität und Unzuverläffigkeit.”..... 

109 



1 

„ 

Wie ſchon erwähnt, hat Bismarck, ſeitdem er Staatsmann geworden, 

ſich den Juden gegenüber objektiv verhalten, ja ſogar ſtellenweiſe ein Wohle 

wollen bekundet und das iſt um ſo bemerkenswerter, als unter ſeinen Gegnern 
ſich Juden in beträchtlicher Zahl befanden. Wenn Bismarck von Zentrums⸗ 

ſeite einen Angriff erfuhr, da war es nicht ſelten, daß er hier zur Charakte— 
riſierung des Angreifers auch das Glaubensbekenntnis heranzog und ent- 
ſprechend zu kennzeichnen ſuchte. Bei Angriffen aus Kreiſen juͤdiſchen 
Glaubens hat Bismarck etwas Derartiges aber nie getan, trotzdem es ja an 
Angriffen dieſer Art nicht gefehlt hat. Man denke nur an die zahlreichen 

Journaliſten juͤdiſchen Glaubens, die im freiſinnigen Lager taͤtig waren und 
die ihn oft in ſehr ſcharfer Weiſe kritiſierten. Aber dieſe Kritik hat Bismarck 

nie ſo uͤbel genommen, wie diejenige, die aus dem Lager der Konſervativen 
ſtammte. Das geht deutlich hervor aus einem Geſpraͤch, das aus dem Herbſt 
1883 ſtammt und das auch von Buſch wiedergegeben wird. Damals ſagte 

Bismarck u. a.: 

„Die Juden ſind in ihrer Politik gegen mich nie ſo gemein 
geweſen, als meine chriſtlichen Gegner in der Fortſchrittspartei 

und in der konſervativen während der Zeit der „Reichsglocke“. # 
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Kapitel 6. 

Bismarck und die Antiſemiten. 

Hat nun Bismarck von dem Augenblick an, wo er Staatsmann wurde, niemals 
etwas unfreundliches gegen die Juden geſagt oder geſchrieben, ſo entſteht die 

Frage, welches wohl die Gruͤnde geweſen ſind, die Bismarck zu der objektiven 
und gerechten Behandlung der Judenfrage veranlaßt haben. Von antiſe— 

mitiſcher Seite wird geſagt, daß er die juͤdiſche Frage nur als eine politiſche 

angeſehen habe, daß ihm die Juden ſelbſt aber nicht ſympathiſch geweſen waͤren. 

Iſt dieſe Argumentation richtig? Wer das Tatſachenmaterial, das hier zu 

Tage gefoͤrdert iſt, vorurteilslos wuͤrdigt, wird zu einem anderen Ergebnis 
kommen. Daß Bismarck in das Judenproblem nicht eingedrungen ſei, iſt 

nicht anzunehmen. Dafuͤr hat Bismarck viel zu oft Gelegenheit gehabt, ſich 
mit juͤdiſchen Fragen und juͤdiſchen Perſonen zu beſchaͤftigen. Er hat die Juden 

kennen gelernt als Gutsherr, als Landwirt, er hat ſie kennen gelernt als 
Bundesgeſandter in Frankfurt a. M., in einer Stadt, in der man auf Schritt 

und Tritt juͤdiſcher Ariſtokratie, juͤdiſchen Kaufleuten und der juͤdiſchen Bank— 

welt begegnet. In den zeitweiſe faſt taͤglichen Geſpraͤchen mit Bleichroͤder 
hat er ſicherlich mehr als einmal ſich uͤber juͤdiſche Probleme ausgeſprochen. 

Er hat die Juden kennen gelernt in Berlin als Journaliſten, als Parla— 
mentarier und Politiker, und er hat ſie kennen gelernt als Objekt der 

antiſemitiſchen Angriffe. Und waͤhrend er in ſeiner Umgebung beſtuͤrmt wurde 

mit Bitten, gegen die angebliche „juͤdiſche Gefahr“ einzuſchreiten, während 

ihm die weltfremdeſten Vorſchlaͤge gemacht wurden, wie Ausweiſung der Juden, 
Ausſchließung der Juden von den Staatsaͤmtern und dergleichen, da ſollte 

Bismarck niemals uͤber die Judenfrage nachgedacht haben? Das kann 
niemand ernſtlich behaupten, der in die Gedankenwelt Bismarcks eingedrungen 

iſt. Gerade weil er das Judenproblem gruͤndlich durchdacht hat, gerade darum 

kam er zu dem Reſultat, daß die Mittel, die die Antiſemiten vorſchlugen, 

nicht zum Ziele fuͤhren. Das hat er deutlich ſchon waͤhrend ſeiner Amtszeit 

und beſonders ſpaͤter zum Ausdruck gebracht. Das Unfruchtbare und das 

Unzweckmaͤßige der antiſemitiſchen Bewegung hat er oft genug gekennzeichnet, 

und er gehoͤrt nicht zu denjenigen toͤrichten Naturen, die auf dem Standpunkt 
ſtehen, daß der geringe Prozentſatz der juͤdiſchen Bevoͤlkerung (noch nicht 1%) 

der fo leiſtungs faͤhigen germaniſchen Raſſe Abbruch tun koͤnnte! Diejenigen, 

die auch heute noch laut in die Welt hinaus rufen, daß die Juden Deutſchland 

aufſaugen und ſchließlich die Germanen verdraͤngen, merken gar nicht, welches 

Armutszeugnis fie damit der germanifchen Raſſe ausſtellen, wenn fie be— 
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haupten, daß 99% einer geiftig und fittlich ſo hochſtehenden Raſſe, wie es die 
Germanen find, von 1% Juden „aufgeſaugt“ werden ſollen. Bismarck war 

aber zu ſehr von der Leiſtungsfaͤhigkeit der germaniſchen Raſſe uͤberzeugt, als 

daß er nur einen Augenblick dieſe Gefahr haͤtte ernſt nehmen koͤnnen. Er hat 

auf die antiſemitiſche Anregung nicht reagiert, weil er ſie nicht ernſt nahm, 
und in den Kämpfen der Soer Jahren hat er die antiſemitiſche Beegung aus— 

ſchließlich politiſch bewertet, als eine Bewegung, die im Rahmen der poli— 

tiſchen Konſtellation gegen den Freiſinn zeitweiſe ausgenuͤtzt werden konnte, 
deren Endziel aber der Kanzler voͤllig verwarf. 

Sicherlich hat Bismarck mehr als einmal daruͤber nachgedacht, ob das, 
was die Antiſemiten den Juden vorwerfen, berechtigt iſt oder nicht. Er 
mußte ſich um ſo mehr damit beſchaͤftigen, als die Umgebung des Fuͤrſten zu 
einem großen Teil aus Antiſemiten beſtand und namentlich in der Tafelrunde 

Bismarcks zahlreiche Maͤnner ſaßen, die mit ihrem Herzen auf Seiten Stoͤcker's 

geweſen ſind. Aber wie ſo oft, ſo finden wir auch hier ein turmhohes Über— 

ragen des Bismarck'ſchen Geiſtes ſeiner Umgebung gegenuͤber. Er hat ſein 
eigenes Urteil ſich bewahrt und ſich nicht beeinfluſſen laſſen durch diejenigen, 
mit denen er durch Herkunft eng verbunden war, uͤber die er aber durch ſeine 
ſtaatsmaͤnniſche Begabung weit hinauswuchs. 

Wie iſt es mit der zweiten Behauptung? Sind die Juden Bismarck un— 
ſympathiſch geweſen? Auch hierfür läßt ſich keineswegs ein Beweis erbringen. 

Es ſteht einwandfrei feſt, daß Bismarck den Antiſemitismus in Überein⸗ 

ſtimmung mit Ranke ausſchließlich auf wirtſchaftlich e Urſachen zuruͤckfuͤhrte, 

daß der Antiſemitismus alſo nichts anderes fuͤr ihn war, als Neid und Handels— 
eiferſucht. Solche Gefuͤhle mußten Bismarck fremd ſein; denn ein Großer 

kennt kein Neidgefuͤhl. Wer wirklich groß iſt, beneidet niemand und Bismarck 

iſt wahrlich von derartigen Gefuͤhlen frei geweſen. 
Fuͤr den religioͤſen Antiſemitismus hat Bismarck nichts uͤbrig gehabt. Das 

ver bot ſeine eigene religioͤſe Geſinnung, uͤber die zwar heute oft die Meinungen 
auseinandergehen; aber das iſt ſicher, daß Bismarck im Alten Teſtament 

die Grundlage des Chriſtentums erblickte und daß ſein Gottesglaube ihn 
hinderte, aus religioͤſen Gruͤnden die Juden zu bekaͤmpfen. Bleibt das dritte 
Moment: Die Raſſenfrage. Wie Bismarck uͤber die Raſſenfrage gedacht hat, 

das haben die zahlloſen Biographen uns mehr als einmal geſagt. Er hat, 

und das nicht mit Unrecht, wie ſchon angedeutet, die germaniſche Raſſe als 

eine beſonders leiſtungsfaͤhige, als eine durch die Natur ausgezeichnete anz 
geſehen. Er iſt Germane durch und durch, voll germanifcher Tugenden ges 

weſen. Aber derſelbe Mann, der das Germanentum preiſt, derſelbe hat mehr: 

fach den Gedanken der Raſſenkreuzung angedeutet und gerade auf den Vorteil 
eines ſemitiſchen Blutzuſatzes hingewieſen! Mehr als einmal ſpricht Bismarck 
von dem „Mouſſeux“, das die Semiten fuͤr das germaniſche Blut bedeuten, 
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und ein ſolcher Mann ſoll der juͤdiſchen Raſſe mit Antipathie gegenüber 

geſtanden haben? Haͤtte Bismarck die Juden als Menſchen abgelehnt, 
dann haͤtte er nicht zahlreiche Juden in ſeiner Umgebung gehabt, wes— 

wegen er gerade zu Lebzeiten von den Antiſemiten auf das ſchaͤrfſte bekaͤmpft 
wurde. Die engen Beziehungen zu Bleichroͤder, Behrend, Simſon und 
anderen zeigen, daß Bismarck auch die Juden als Menſchen geſchaͤtzt 
hat. Fuͤr Bismarck gibt es kein Judenproblem im Sinne der Antiſemiten. 
Er unterſcheidet nur, ob es ſich um gute oder ſchlechte Menſchen handelt. 

Mit den guten hat er verkehrt, die ſchlechten hat er bekaͤmpft, ohne Ruͤckſicht 
darauf, welchem Glauben ſie huldigten, welcher Raſſe ſie angehoͤrten. Freilich 

kann man die Worte „gut“ und „ſchlecht“ in dieſem Zuſammenhang nicht 

uneingeſchraͤnkt anwenden. Bismarck hat die Menſchen nicht nur danach 

beurteilt, ob ſie an ſich gut waren, ſondern auch, ob ſie „fuͤr ihn gut“ waren 
d. h. ob er ſie gebrauchen konnte, oder nicht und auch hier kannte Bismarck 

keinen Unterſchied, wen er fuͤr ſeine politiſchen Zwecke verwenden konnte. 

Beſonders kennzeichnend fuͤr die Objektivitaͤt, mit der der Staatsmann 
Bismark den Juden gegenuͤberſtand, trotzdem er, wie man ſich immer wieder vor 

Augen halten muß, inmitten einer judengegneriſch geſinnten Umgedung ſtand, 
iſt eine Unterredung, die Moritz Buſch unter dem 26. Juni 1881 aufzeichnet. 
Buſch iſt, wie ſchon erwähnt, Antiſemit, der bei jeder Gelegenheit die Juden 

herabzuſetzen verſucht. Die Unterredung, die hier in Betracht kommt, behandelt 
die „National⸗Zeitung“, von der Bismarck behauptet, daß ſie ein Judenblatt 
| ſei; denn Beſitzer und Redakteure ſeien Semiten. Im Anſchluß daran kam 
das Geſpraͤch auf die Juden, und ihr Zuſammenhang mit dem Fortſchritt. 

Bismarck aͤußerte: Es wundere ihn, daß ſie ihm ſo feind ſeien, ſo undankbar 
gegen ihn. Er habe ihnen doch ihre politiſche Stellung im Reich geſchaffen, 

wenigſtens durch ſeine Unterſchrift. „Sie ſollten mit mir zufrieden ſein; 
aber ſie werden mich noch zwingen, mich gegen ſie zu verteidigen.“ Auf dieſe 

Worte feines Meiſters erwidert der kleine Moritz Buſch: „wie gegen die Ultra— 
montanen, dann aber werden Sie noch viel populaͤrer werden, als Sie jetzt 
ſind, dann haben Sie nicht nur die 600 oder 1000 für ſich, die die Petition 
unter ſchrieben haben, ſondern Millionen, denen die Judenpolitik zuwider iſt.“) 

Bismarck laͤßt ſich aber durch den kleinen Buſch nicht im geringſten beirren 
und insbeſondere durch ihn ſich keine Ratſchlaͤge geben. Er beſinnt ſich ein 
Weilchen und kommt dann ſofort auf ein ganz anderes Problem...... 

Gewiß Moritz Buſch hat der Geſchichtsforſchung manches Wertvolle uͤber— 
liefert und in ſeinen drei Baͤnden „Tagebuͤcher“, die ſelbſt der begeiſtertſte 
Bismarckfreund nur mit einer Miſchung von Intereſſe und Ekel leſen kann — 

Intereſſe für die Perſoͤnlichkeit Bismarcks, Ekel gegenüber der Lakaien⸗ 

. — 

— — — — a no 

1) Buſch, Tagebücher, Seite 45. 
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Geſinnung des Verfaſſers — findet fich viel Material, das das Bild Bismarck 

vervollſtaͤndigt. Aber abſtoßend wirkt in dieſem Werke, wie jede Kleinigkeit 

aus dem Chef-Kabinet nach Waſchfrauenmanier breitgetreten wird. So wird 

denn auch in einer Differtation von Robert Pahnckel) Buſch charakteriſiert 

(Seite 52), als „ein kleiner ſaͤchſiſcher Journaliſt, eitel und naiv, eine Hand— 

langernatur, deſſen Erzaͤhlungen das Merkmal der Portierloge tragen“. Und 
dieſes journaliſtiſche Waſchweib gehörte den Antiſemiten an! Das muß man 

ſich vor Augen halten, wenn man die Tagebuͤcher von Buſch lieſt, 
und nicht mit Unrecht deutet Bamberger an, daß Buſch ſein Moͤglichſtes 

getan habe, um Bismarck als einen Antiſemiten ſeinesgleichen hinzuſtellen. 

Aber es waͤre Buſch nicht gelungen, ſo oft er es auch verſucht habe, ihm dazu 

zu bekehren. Alle diejenigen, die Buſch ſchlecht machen will, wuͤrden 

als Juden bezeichnet. Sarkaſtiſch bemerkt Bamberger: „Es waͤre merk— 

wuͤrdig, daß nicht auch Stoſch deſſen von ihm angeklagt wurde. Mit der 

Kaiſerin Auguſta muͤßte es ſchon ſchwerer geweſen ſein.“ (Beide waren be— 

kanntlich die Hauptzielpunkte der Angriffe von Buſch.) 

ubrigens hat Bismarck uͤber ſeine Stellung zum Antiſemitismus in der 

Offentlichkeit keinen Zweifel gelaſſen. So hielt er vor allem am 2. April 1881 

eine Rede, die unſtreitig eine Abrechnung mit dem Antiſemitismus darſtellte. 

Es handelt ſich da um die Ausfuͤhrungen Bismarcks bei Beratung des Reichs— 

haushalt-Etats mit Bezug auf das vorgelegte Unfall-Verſicherungs-Geſetz. 

Eugen Richter hatte gerade geſprochen und darauf hingewieſen, daß diejenigen 

Konſervativen, die die Judenhetze veranſtalteten, in einem lebhaften Telegramm⸗ 
wechſel mit Bismarck ſtaͤnden. Bismarck klaͤrte zunaͤchſt in ſeiner Rede auf, 
was es mit dem Telegramm auf ſich habe. Er beantworte taͤglich tauſend 

Telegramme, ohne ſich daruͤber zu informieren, wer der Abſender ſei und fuͤgte 

alsdann wörtlich hinzu: 
„Macht es irgend jemand Vergnuͤgen, mich als Mitglied der antiſemitiſchen 

Verbindung darzuſtellen, ſo goͤnne ich ihm das. Ich habe mich, wie es mir 

meine amtliche Stellung gebietet, von allen dieſen Bewegungen, die mir nicht 

erwuͤnſcht find, ferngehalten. Ich möchte nur wuͤnſchen, daß auch die übrigen 

Herren und namentlich diejenigen, welche die Regierung und mich in Perſon 
mit ihrem Wohlwollen beehren, ſich von Verhetzungen der Klaſſen gegen— 

einander, von Wendungen der Rede, die den Klaſſenhaß ſchuͤren, mehr als 

bisher fernhalten.“ 

Wollte man etwa zum Beweis fuͤr die antiſemitiſche Tendenz des Fuͤrſten 
Bismarck auf die Beziehungen zwiſchen Bismarck und dem Chefredakteur der 

„Kreuz⸗Zeitung“, Freiherrn Wilhelm von Hammerſtein, hinweiſen, jo 

wird dieſes Argument ſelbſt nicht von den Antiſemiten ausgenuͤtzt werden koͤnnen. 

1) Robert Pahncke: „Die Parallel-Erzaͤhlungen Bismarcks zu ſeinen Gedanken und 

Erinnerungen“, Halle 1914. 
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Denn die Beziehungen zwischen Bismarck und Hammerſtein find nur ſehr lockerer 

Natur geweſen. Bismarck iſt mit Hammerſtein nur aͤußerſt ſelten zuſammen⸗ 

gekommen. Er hat ihn ausgenuͤtzt von dem Augenblick an, als die „Kreuz-Zeitung“ 
revozierte und ihn in ſeiner konſervativen Politik unterſtuͤtzte. Er hat ihn 

aber ebenſo ſchnell fallen gelaſſen, als ſeine Politik wiederum in Gegenſatz zur 
„Kreuz⸗Zeitung“ geriet. Von irgendwelcher Freundſchaft zwiſchen Bismarck 

und einer Perſoͤnlichkeit wie Hammerſtein kann man uͤberhaupt nicht reden. 

Ein Beweis dafuͤr, daß Bismarck das Vorgehen der Antiſemiten gegen 
die Juden in der Wirkung richtig eingeſchaͤtzt hat, findet ſich in den Bismarck— 

Erinnerungen des Freiherrn Lucius von Ballhauſen. Dieſer verzeichnet unter 

dem 26. November 1881 ein langes Geſpraͤch, das er im Garten des Reichs— 
kanzlers mit Bismarck gehabt hat. Da ſagt Bismarck wörtlich: 

„Die Judenhetze ſei inopportun geweſen. Er habe ſich dagegen erklaͤrt, aber 

weiter nichts dagegen getan wegen ihres mutigen Eintretens gegen die Fort— 
ſchrittler.“) 

Auch hier ſehen wir wieder, daß der Kanzler die richtige Stellung den 
Antiſemiten gegenuͤber einnimmt. Das Ausſichtsloſe der Bewegung erkennt 
er ſofort. Er unterſtuͤtzt ſie nicht, aber in ſeiner bekannten Politik nuͤtzt er ſie 

aus zur Erreichung ſeiner innerpolitiſchen Plaͤne, d. h. als Mittel gegen den 
Freiſinn. Wer denkt dabei nicht an ein fruͤheres Wort von Bismarck; „was 

ſchadet es, wenn die Flaſche zerbricht, wenn der Wein getrunken iſt.“ Die 

Antiſemiten waren ihm hier die Flaſche, die er ſpaͤter zerbrechen ließ.?) 

Daß trotzalledem auch noch die Juden Bismarck fuͤr einen Antiſemiten 

gehalten haben, bedarf keines beſonderen Nachweiſes. Man kann das beinahe 

als die „oͤffentliche Meinung“ der deutſchen Juden anſehen. Daran aͤndert 

auch nichts die Tatſache, daß eine Reihe von Juden (vgl. Bamberger, Kohut, 

Behrend u. a.) dieſer Auffaſſung entgegengetreten ſind. Das Vorhandenſein 

der Auffaſſung daß Bismarck der Vater des Antiſemitismus war, habe ich 

oft genug in Geſpraͤchen mit Juden feſtzuſtellen Gelegenheit gehabt. Es wird 
beſtaͤtigt durch zahlreiche Aufſaͤtze in juͤdiſchen Fachzeitſchriften und juͤdiſchen 
Werken. Ein ganz beſonderer Beweis iſt aber die Broſchuͤre: „Fuͤr ſt Bismarck 

und der Antiſemitismus“?) (Der Verfaſſer iſt nicht genannt.) Daß fie von 
einen Juden ſtammt, geht aus dem Inhalt deutlich hervor. Es iſt die typiſche 

Verteidigungsſchrift eines Juden, wie ſie zu hunderten erſcheinen. In ihr 

wird dauernd Klage daruͤber gefuͤhrt, daß Bismarck ein Antiſemit ſei, und 

1) Lucius von Ballhauſen Seite 217. 
) Das Bismarck einen fo ſubalternen Geiſt wie den Abgeordneten Ahl wardt nicht ernſt 

nehmen konnte, iſt erklaͤrlich und treffend hat Bismarck 1892 Gersdorff gegenuͤber Ahlwardt 

als einen „komiſchen Kerl“ und als einen „politiſchen Tertianer“ bezeichnet. 

) Wien 1886, Verlag von Hugo Engel. Als Verfaſſer bezeichnet Arthur Singer in 
ſeiner Bismarckbibliographie einen gewiſſen Joſ. Popper. 
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zwar fußt der Verfaſſer auf den Reden, die Bismarck vor 1850 gehalten 

hat. Die Broſchuͤre, die im uͤbrigen einen außerordentlich duͤrftigen Eindruck 
macht und mit ſehr ſchwachen Argumenten arbeitet, verſucht nun gleich— 

zeitig die Angriffe der Antiſemiten gegen die Juden zu widerlegen und 
Bismarck zu einem Antiſemiten zu ſtempeln, freilich mit dem Gefuͤhl des 

Bedauerns, daß Bismarck den Judengegnern ſo nahe ſteht. Und was muß 

u. a. als Beweis dafuͤrherhalten, daß Bismarck ein Antiſemit war? Eine 
angebliche Bemerkung, die Bismarck uͤber den Demokraten Jacobi ge— 
macht hat. Als Jacobi wegen ſeiner pazifiſtiſchen Reden waͤhrend des Jahres 
1871 voruͤbergehend verhaftet war, da hat Bismarck die Maßregel des Generals 
Falkenſtein mißbilligt und in einem privaten Kreiſe die Unzweckmaͤßigkeit der 
Verhaftung mit den Worten gekennzeichnet: „Er hatte an ihm nichts als 

einen alten duͤrren Juden.“ Es iſt mehr als naiv, wenn man aus einer ſolch en 

Bemerkung irgendwelche Schlußfolgerungen auf die „Judenfeindſchaft“ 
Bismarcks ziehen wollte! In ſeinen Tiſchgeſpraͤchen hat Bismarck oft noch 
viel kraͤftigere Ausdruͤcke benutzt. Er ſelber hat ſich aber mit Entſchiedenheit 
gewehrt, daß man Worte von ihm auf die Goldwage lege, und ſo muͤſſen die 

Juden endlich einmal verſuchen, von ihrer uͤbergroßen Empfindlichkeit abzu⸗ 

kommen und nicht da eine Juden-Gegnerſchaft zu ſuchen, wo ſie wirklich nicht 

vorhanden iſt. Die Broſchuͤre „Fuͤrſt Bismarck und der Antiſemismus“ 

iſt geiſtig ebenſoſehr den minderwertigen Druckerzeugniſſen zuzurechnen, wie 
die zahlreichen von antiſemitiſcher Seite verbreiteten Schriften, die aus anderen 

Gruͤnden die gleiche Tendenz haben. 

Haben wir nun geſehen, wie Bismarck den Antiſemiten gegenuͤberſtand, 
ſo iſt ein anderes Kapitel in dieſem Zuſammenhange noch zu unterſuchen: 

Wie haben ſich die Antiſemiten Bismarck gegenuͤber zu ſeinen 
Lebzeiten benommen? Eine Unterſuchung dieſer Frage gibt uns auch die 

Antwort, warum Bismarck ſich haͤufig ſo veraͤchtlich uͤber eine große Reihe 

von Antiſemitenhaͤuptlingen ausgeſprochen hat. Natuͤrlich ſind nicht alle 
Antiſemiten in dieſer Beziehung gleich geweſen. Die Gerechtigkeit erfordert 
zu betonen, daß zwiſchen Antiſemiten vom Schlage Ahlwardts und Stoͤckers 

und den Antiſemiten, die anderen Fuͤhrern folgten, gerade in der Beurteilung 
Bismarcks ein Unterſchied war. Immerhin darf man aber wohl ausſprechen, 

daß die Mehr zahl der damals auf das antifemitifche Programm einge— 

geſchworenen Judengegner nicht zu den Anhaͤngern Bismarcks gehoͤrte. Und 
von ihnen ſoll in nachſtehenden Zeilen die Rede ſein. 
„ Über das Verhaͤltnis der Antiſemiten zu Bismarck hat ſich ein beſonders 
guter Kenner der Verhaͤltniſſe, Maximilian Harden einmal ausgeſprochen. 
Er ſchreibt naͤmlich in einen Aufſatz: „Bismarck und der Antiſemitismus“ 
(Zukunft Nr. 31, Jahrgang 1893): 
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„In den antifemitifchen Verſammlungen, wo man das Bedürfnis nach 
einem fleckenloſen Namen mitunter empfindet, werden zwar begeifterte Reden 
auf den Fuͤrſten Bismarck noch manchmal gehalten und Herr Ahlwardt 

hatte ſogar die Kuͤhnheit, in ſeiner Bedraͤngnis die Hoffnung auf Hilfe von 

Friedrichsruh zu ſetzen; mit dem Herzen ſind aber die Fuͤhrer wenigſtens 

nicht mehr ſo recht dabei, und ſeit die Hoffnungen des Abgeordneten fuͤr 
Arnswalde vereitelt find, hat er, mit den Waffen aus dem Arſenal der „Reichs⸗ 
glocke“ einen Feldzug begonnen, deſſen letztes Ziel doch die Regierung des 
Fuͤrſten Bismarck iſt und deſſen Vorbereitung daher an gewiſſen Stellen auch 

nicht ohne ſchmunzelndes Behagen betrachtet wurde.“ 

Wie Bismarck von einem großen Teile der Antiſemiten zu ſeinen 
Lebzeiten in geradezu niedertraͤchtiger Weiſe beworfen worden iſt, davon 
weiß die heutige Generation kaum noch etwas. Die Blaͤtter und Blaͤttchen 
der Antiſemiten von damals ſind verſchollen, und man hat dieſen Erzeug— 
niſſen der Druckerpreſſe keine Traͤne nachzuweinen. Aber es wird doch gut 

ſein, wenn man hier einmal zur Beurteilung der Geiſtesverfaſſung der 
damaligen Parteifuͤhrer eine Bluͤtenleſe wiedergibt. Schon in dem Kapitel 

uͤber Bleichroͤder war ein Vorgeſchmack von dem zu bekommen, bis zu welchem 

Grade von Gemeinheit ſich der Bismarckhaß ſteigern konnte, wobei ſich das 
Material ausſchließlich auf die Beziehungen zu Bleichroͤder beſchraͤnkte. 

Nachſtehend folgen weitere derartige literariſche Erguͤſſe: 

Theodor Fritſch, der Antiſemiten-Haͤuptling von Sachſen, leiſtete ſich 

in den „Deutſch⸗ſozialen Blättern” folgende Stilbluͤte: „Wenn einzelne 
Antiſemit en einen uͤbertriebenen Bismarck-Kultus pflegen, ſo wollen wir 

ihnen das nicht verwehren. Die Leitung der „Deutſchſozialen Blaͤtter“ weiß 
ſich davon frei.“ 

Herr Ahlwardt, der Rektor aller Deutſchen, ſchreibt folgenden Satz: 

„Selbſtverſtaͤndlich iſt die Schrift, weil gegen Bismarck kraͤftig anti— 
ſemitiſch.“ Alſo auch fuͤr ihn war ebenſo wie fuͤr Gehlſen Bismarckhaß und 

Judenhaß identiſch! 
Beſonders luſtig aber iſt es, daß in einer antiſemitiſchen Schrift: „Die Wahr— 

heit über Bismarck“ der Kanzler als Judenſproͤßling hingeſtellt 

wird. Wenn einmal die Antiſemiten jemand voͤllig vernichten wollen, dann 
dichten ſie ihm juͤdiſche Abſtammung an, ein Verfahren, das jeder anſtaͤndige 
Deutſche mit ſehr gemiſchten Gefuͤhlen anſieht. Die Juden koͤnnen ſchmun— 
zelnd dieſem Treiben gegenuͤberſtehen, werden ihnen doch auf dieſe Weiſe 

gerade die beſten Deutſchen zugeſchrieben. Nicht nur Bismarck iſt es ſo 

ergangen, ſondern man hat ſich auch dazu verſtiegen, Goethe zu einem 

Juden zu ſtempeln! In dem Buch: „Das Sanatorium der freien Liebe“, das 
1903 erſchien, leiſtete ſich der Verfaſſer Hans Hermann folgenden Geiſtesblitz, 

der verdient, auf ewig in die deutſche Literatur aufgenommen zu werden: 
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dieſe an der Spitze gekruͤmmte Nafe, diefen langen Oberleib mit den kurzen 

Beinen, welchen ſelbſt ein leicht wehmuͤtiger Zug (1) nicht fehlt, dann haben 

wir ganz das Urbild eines Nachkommen Abrahams vor uns. Goethe war 
Miſchling durch das Blut ſeiner Mutter, und nicht nur in ſeinem Außern 

prägte ſich feine Abſtammung von den altteftamentarifchen Helden ab, 

ſondern auch in feinem ganzen Weſen. Seine gluͤhende Sinnlichkeit und 

ewige Verliebtheit, feine unfittliche Lebensweiſe und fragwuͤrdige Ehe, der er 

erft ganz heimlich die Weihe geben ließ, als Napoleon, der gewiß kein Ab- 
ſtinenzler und Tugendbold war, ſich eine etwas ironiſche bezuͤgliche Frage ge= 

ſtattet hatte, ſein Servilismus gegen Fuͤrſten, der ſeinem ſteifnackigen Vater ſo 

zuwider war. Sein völliger Mangel an Vaterlandsliebe, ſeine Feigheit dem chrifte 
lichen Erkenntniſſe ſeiner Zeit gegenuͤber und noch ganz andere Zuͤge reden eine 
zu deutliche Sprache, als daß ein Menſch von unbefangenem Urteil fich der uber- 
zeugung verſchließen koͤnnte, daß Goethe weit mehr Semit als Deutſcher war.“ 

Nach demſelben Rezept wird ſelbſtverſtaͤndlich auch Bismarck behandelt | 

Da er kein Antiſemit war, mußte er alfo ein Judenſproͤßling fein. Denn in der 

Schrift „Die Wahrheit uͤber Bismarck“ heißt es, „daß Bismarck ein Ab— 1 
koͤmmling von Juden und von Kraͤmern“ ſei. Seine ganze Politik, die | 

Verſtaatlichung der Eiſenbahn, der Friede mit Rom, das Bündnis mit den 0 
Konſervativen haͤtten nur in ſchmutzigen Geldgeſchaͤften ihre Urſachen. { 

Merkwuͤrdigerweiſe findet man die Auffaſſung, um nicht zu ſagen, den 1 

„Vorwurf“, daß Bismarck Jude ſei, haͤufiger in der antiſemitiſchen Literatur | 

„Sieht man nun Goethe an: dieſe vorquellenden dunkelbraunen Augen, 

| 

als man annehmen möchte. Allerdings ſtammen derartige Bemerkungen 

nur aus der Zeit, in der Bismarck noch am Leben war. Am intereſſanteſten 

iſt in dieſer Beziehung wohl die Bemerkung, die ein beſonders eifriger Anti- 
ſemit Carl Paaſch gemacht hat. Dieſer hatte u. a. gegen den damaligen 

Geſandten in China, Brandt, eine Reihe von Buͤchern geſchrieben, ſo u. a. 

„Ein Attentat in Peking“ und „Eine juͤdiſch-deutſche Geſandtſchaft und ihre 

Helfer“, (Hiermit war die deutſche Geſandtſchaft in Peking gemeint.) Das 
Buch hat damals großes Aufſehen gemacht, denn Paaſch gehoͤrte zu den ä 
angeſehenſten Kaufleuten der deutſchen Kolonie Peking, und er hat in dem 

damaligen politiſchen Leben Chinas eine keineswegs geringe Rolle geſpielt, im | 

übrigen auch in Deutſchland ſ. Z. viel von ſich reden gemacht. 10 

Carl Paaſch vertritt in dem letzterwaͤhnten Buche den Standpunkt, daß 
nicht der Reichskanzler, ſondern Herr v. Bleichroͤder im Auswaͤrtigen Amte 
zu Berlin herrſche, um ſich alsdann zu dem Satz aufzuſchwingen: „Daß 
Fuͤrſt Bismarck juͤdiſcher Abkunft ſei, koͤnne man nicht direkt nachweiſen; aber 

manche Taten rufen immer wieder den Gedanken wach. Sollte es moͤglich 

ſein, daß Bismarck ein geheimer Jude iſt, daß der in ihm wuchernde Keim 

des Talmud die kernige deutſche Natur uͤberwuchert hat?“ | 
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Zu welchen Phantaſien ſich im übrigen ein antiſemitiſches Gehirn ver: 
ſteigen kann, geht aus einem weiteren Satz von Carl Paaſch hervor. Dieſer 
weiſt auf eine Photographie hin, die die Hand Bismarcks in der Hand ſeines 
Sohnes Herbert zeigt und hieran anknuͤpfend deutet er an: „Wenn man 

weiß, daß zwei verſchlungene Hände das Symbol der Alliance Israélite 

ſind, waͤre es denkbar, daß der Fuͤrſt ein Mitglied der Alliance oder eine Mario— 
nette, der Dreibund ein Judenbund mit den Bankiers Rothſchild und Bleich— 

roͤder?“ 

In der „Antiſemitiſchen Korreſpondenz“, Jahrgang 1892 Nr. 14 heißt 
es: „Iſt Bismarck Antiſemit? Optimiſten nach der Art von Max Bewer meinen, 
Bismarck ſei ſelbſt noch Antiſemit, wuͤrde ſich vielleicht ſelbſt noch an die 

Spitze der großen antiſemitiſchen Partei ſtellen und zum Streit gegen Israel 

rufen. Wir haben dieſe Hoffnung nie teilen koͤnnen und haben wiederholt 
Gelegenheit genommen, auf das Unerquickliche ſeines Verkehrs mit Bleich— 

röder und anderen Juden hinzuweiſen.“ 
Zu den Maͤnnern, die gleichzeitig Bismarck und die Juden haſſen, gehoͤrt 

Eugen Duͤhring, dem man allerdings ſein koͤrperliches Gebrechen zu gute 
halten muß. In ſeiner Blindheit eiferte er gegen alles, erkennt er keine Groͤße 
an, und ſo hat er ſeinerzeit, als Bismarcks „Gedanken und Erinnerungen“ 
erſchienen, das Werk mit folgender Kritik abgetan: „Angenehm wird 
der Eindruck, den es hinterlaͤßt, wohl niemand ſein, weder bei Freunden 
noch Feinden. Übrigens iſt es ein ewiges willkuͤrliches Zeugnis dafür, daß 
Bismarck gewaltig uͤberſchaͤtzt worden iſt. Da geht ſoviel durcheinander, 

iſt ſo folgewidrig, mancher diplomatiſche Verſuch ſogar bis zum ſimplen 

toͤricht und manche Perſpektive der auswaͤrtigen Politik, wie beiſpielsweiſe 

bezuͤglich Rußlands, ſo geiſtlos und ſo ausſchließlich nach bloßen Haberich— 

Intereſſen, mit Ignorierung aller hoͤheren Suprematie-Aſpirationen und 
nationaler Gegenfäße, abgeſchaͤtzt, daß man über dieſen Mangel an Blick 
erſtaunt ſein muß. Aber auch uͤberhaupt als Memoiren oder gar als Ge— 

ſchichtswerk veranſchlagt, ſteht das Buch in der Geſchichte recht tief. ...“ 

Es wird dann ein Vergleich gezogen zwiſchen den Memoiren von Rocheforte 
und Bismarcks „Gedanken und Erinnerungen“, wobei feſtgeſtellt wird, daß 
Rocheforte ſeinem Urſprung nach feudaler und adeliger, ja adeliger war als 
der „ziemlich neufeudale Bismarck“. Rochefortes Werke uͤber Bismarcks 
Gedanken und Erinnerungen zu ſtellen, das bekommt in der Tat auch nur 

Herr Eugen Duͤhring fertig. 
Der ehemalige Antiſemitenfuͤhrer und Reichstags-Abgeordnete, Prof. 

Paul Foͤrſter, ſchrieb im Jahre 1894 aus Anlaß des 7often Gebursstages 
von Rudolf v. Bennigſen im „Freien Deutſchland“ uͤber Bismarck: 

„Einen Staatsmann, der mit Lasker, Bamberger, Bleichroͤder, Falk, 
Camphauſen, Delbruͤck uſw. von einem Irrtum in den anderen tappt und 
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hinterher die Schuld auf feine „unfaͤhigen“ (von ihm gewählten) Mitarbeiter 
waͤlzt, den laſſen ſich gutglaͤubige Zeitgenoſſen als „groß“ gefallen, die 
Geſchichte nicht.“ 

Der Antiſemitenfuͤhrer Adolf Braumann charakteriſiert das Werk 
Bismarcks in ſeiner Zeitſchrift „Freideutſchland“ vom 15. April 1897 wie 
folgt: „Die ganze kurzſichtige Reichsgruͤndung mit ihren nicht vorhergeſehenen 
und auch heute unbegreiflicherweiſe immer noch nicht verſtandenen, verhaͤngnis— 

vollen Folgen und die unglaublich fehlerhafte Politik des Reiches ſeit ſeiner 

Gruͤndung, dieſe Politik vom verkehrten Ende, das iſt ja Bismarcks ganze 
Leiſtung; dazu Verjudung, Zuͤchtung von Sozialdemokratie und Zentrum, 
eine auf juͤdiſche Anweiſung zuruͤckfuͤhrende 10jaͤhrige wirtſchaftliche Geſetz— 
gebung von zerſtoͤrender Wirkung. Sieht man genauer zu, ſo erkennt man 
an dem ganzen Bismarck nichts beſonderes, keinen einzigen ſchoͤpferiſchen 

Gedanken. Seine ganze „Genialitaͤt“ iſt ein Zuſammenſchweißen von rechts 
und links, von zuſammen ſtaffierten vorgefundenen Irrtuͤmern von den 

kurzſichtigſten und niedrigſten Geſichtspunkten aus. Das unaufhoͤrliche 

Geſchrei, der Mann ſei „groß“, beweiſt dies daher nicht im mindeſten, es 
beweiſt nur, wie klein ſie ſind, die ihn fuͤr „groß“ ausſchreien.“ 

Ein wackerer Antiſemit iſt der Verfaſſer der anonymen Broſchuͤre: 

„Die Antiſemiten und Bismarck“. Dazu einiges uͤber den alten 

und neuen Kurs, Bedientenhaftigkeit ufw. Ein offenes Wort von dem 

Verfaſſer der Schrift: „Großpreußen oder die verfehlte Neugeſtaltung 

Deutſchlands.“ (Leipzig, Verlag von Karl Minde 1892.) 
Aus ſeiner Broſchuͤre ſeien einige beſonders typiſche Kraftwoͤrter, die er 

an feine antiſemitiſchen Bundesbruͤder richtet, zur Kennzeichnung der Geiſtes⸗ 
richtung entnommen. 
Auf Seite 6: 

„Denn dem Antiſemitismus gegenuͤber iſt Bismarck für uns der kleinere ... 

Der Schutz der Landwirtſchaft war Bismarcks eigenſtes Werk. Hier war 
er der berufene Führer. Hat er nun die Seinen im Stich gelaſſen, wie 

hofft ihr Antiſemiten auf ſeine Fuͤhrerſchaft — fuͤr Euch? War denn 
je Bismarck etwas anderes als Euer Feind. War er nicht von jeher 

das mächtige Glied der Judenſchutztruppe. Ihm und noch— 
mals ihm verdanken wir die Verjudung. Er hat die heutige 

Judenfrage bei uns geſchaffen, und dieſen Buſenfreund Bleichroͤders wollet 
ihr zum Fuͤhrer. Ihn feiert und verherrlicht ihr. Auf alle Weiſe ſucht ihr 

ihm zu gefallen und ihn zu gewinnen. Ihr irrt! Fuͤr euch iſt er nicht zu 
haben und waͤre er es, er taugt fuͤr euch nicht! Denn nicht das ſteht in 

Frage, was Ihr zu fragen ſcheint: Iſt endlich der Antiſemitismus gut genug 
für Bismarck, ſondern die ausgemachte Wahrheit lautet: Der Antiſe— 

mitismus war von jeher fuͤr Bismarck — zu gut!“ 
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Seite 8: 

„Dieſes Volk nun — im Gegenſatz zu Euch — glaubt nicht mehr an 
Bismarck! Es laͤßt ſich mit ſeinem Verdacht nicht abweiſen, daß mit 
Bismarck, ſeiner Vergangenheit, ſeinem Verhaͤltnis zum Vaterlande etwas 
nicht in Ordnung iſt. Es ahnt, daß hier noch Dinge unaufgedeckt bleiben, 

deren Enthuͤllung feine ganze Perſon, und fein ganzes Wirken im un- 
guͤnſtigſten Lichte darſtellen würde. Von Euerem National-Heiligen 
will es entſchieden nichts mehr wiſſen. Weithin findet es ſeine Meinung 

ausgedruͤckt, wenn im Hinblick auf die heutige Hebraͤerwirtſchaft die Rede 
iſt, „von einem Judas Iſchariot, der ſein Vaterland verriet um Silberlinge.“ 

Seite 9: 

„Was eurer Verherrlichung zujubelt, iſt nicht das Volk. Fuͤr das eigentliche 
Volk iſt Bismarck laͤngſt innerlich entfremdet und ſolange ihr an ihm feſt— 

haltet, bleibt es auch fern. Auch euch, wie Bismarck gegenuͤber ahnt es 

dunkel, aber ohne ſich in ſeinem dunklen Gefuͤhl beirren zu laſſen, daß die Sache 

nicht in Ordnung ift.... Sagt euch los von Bismarck, von derſelben Stunde 
an geht das Volk zu euch. In dichten Scharen wird es herbeiſtroͤmen, auch 
die groͤßten Saͤle werden fuͤr euch zu klein ſein, ihr werdet unter freiem Himmel 

predigen muͤſſen. Wem aber bringt ihr dieſes Opfer? Eurem Bismarck, der 
nie einen Finger fuͤr euch geruͤhrt hat, wohl aber fuͤr Geld beide Haͤnde gegen 
euch, ja, der von jeher euer eigentlicher Feind war, und Gott ſei dank, daß 

er nur dies war! Denn koͤnnte geſchehen, was ihr herbeiſehnt, koͤnnte er als 
Fuͤhrer an eure Spitze treten, dann waͤret ihr fertig! Nein, freut euch, daß 

er noch keine Zuſage gibt, daß ihr ihm noch abſagen koͤnnt. Aber ver— 
ſteht, daß es auch dazu die hoͤchſte Zeit iſt ... Darum laßt ihn. Verſteht es 

endlich, der Antiſemitismus, dieſe Sache des ganzen Volkes und des Vater— 
landes iſt fuͤr — Bismarck zu gut.“ 

Seite 12: 

Rektor Ahlwardt allein hat den klaren Blick gehabt, es zu erkennen und den 
Mut, es auszuſprechen: „Ein offenes Buͤndnis mit Bismarck waͤre fuͤr die 
Antiſemiten das ſicherſte Verderben. Sollte Bismarck, der nie etwas für die 
Antiſemiten tat noch tun wird, der bis auf dieſe Stunde ihr Gegner und Feind 

geweſen, koͤnnte es moͤglich ſein, daß er ſich an die Spitze des Antiſemitis— 
mus ſtellt, der von derſelben Stunde an ſein boͤſer Geiſt ſein wuͤrde.“ 

Seite 14: 
„Darin hat Rektor Ahlwardt ſicherlich recht, durch kein Mittel kann der 

Antiſemitismus ſich den Hof gruͤndlicher und endguͤltiger verfeinden, als 

durch ſeine bisherige blinde Parteinahme fuͤr Bismarck. Die Sache Bis— 
marcks gegen den Hof iſt keine gute.“ 

Seite 17: 

„Wer Bismarcks langjaͤhriges Wirken mit 1 Augen muſtert, — 

121 



vorausgeſetzt nämlich, daß er auch imftande ift, zu prüfen, zu ſehen und zu 
urteilen — der muß ftaunen über die Eigentuͤmlichkeit und Unfruchtbarkeit 

ſeines ganzen Tuns. Anſtelle einer gediegenen Arbeit in der Stille, deren 

wertvolle Leiſtungen ſich nur langſam aber entſchieden ſich ſelbſt loben, finden 
wir hier faſt ausschließlich Prunk und Schein, eine große Kunſt, den Dingen 

einen Anſtrich zu geben, daß ſie nach etwas ausſehen, was ſie im Grunde nicht 
find, eine große Geſchicklichkeit, unhaltbare Zuſtaͤnde moͤglichſt hinzuhalten, 
tiefe Schaͤden moͤglichſt lange zu verſtecken, nicht zu helfen und zu beheben, 

wohl aber zu verkleiſtern und zu vertuſchen. Bismarcks Kunſt beſteht darin, 
nicht die Dinge gut zu machen, wohl aber ſie moͤglichſt guͤnſtig dar zuſtellen. 
Kurz ſeine eigentliche Begabung liegt in ſeiner Wortgeſchicklichkeit. In einem 

iſt er von jeher groß und bewundernswuͤrdig geweſen und bleibt es, im Wort— 
heldentum, aber ſolch' innerlich hohles unwahres Tun, wie es je laͤnger um ſo 

mehr ſchlimme Fruͤchte zeitigen muß, muß ſchließlich auch offenbar werden, 
als was es iſt.“) 

Seite 26: 

„Wo koͤnnen denn die Juden zum Fiſchen im Truͤben ſo glaͤnzende Gelegen— 
heit wieder finden, wie während dem Frieden ſeit 18712 .. .. Wer Augen hat, 

zu ſehen, der ſehe! Eigentlich ſollten daher die Juden auch begeiſtert ſein 

fuͤr Bismarck; denn ihren Dank hat Bismarck ſich verdient, nicht den des 

deutſchen Volkes.“ 

Seite 35: 
„Der Ruͤcktritt Bismarcks war ein Gluͤck fuͤr alle, fuͤr ihn ſelbſt, \ 

für das ganze Volk, ganz beſonders aber für die Antifemiten. 

Wir verlangen von letzteren eine ehrliche Antwort auf die Frage, ob nicht ſeitdem 
die antiſemitiſche Bewegung in Fluß gekommen, einen breiteren umfang 

angenommen, wie davon vorher keine Rede war.“ 
Seite 38: 

P 

„Was indeſſen ſein greiſer Kaiſer wegen ſeines hohen Alters nicht mehr tat, 
das hat in kindlicher Ehrfurcht (gemeint iſt die Entlaſſung Bismarcks) als 
Erfuͤllung einer hinterlaſſenen Plicht der Enkel nachgeholt. Die Anti- 

ſemiten, wie oben gezeigt, ſchulden ihm dafür beſonderen 
Dank.“ 

Seite 41: 

„Wie klein und armſelig erſcheint demgegenüber die plumpe Auffaſſung: 
Bismarck hat Deutſchland gemacht. Er hat hoͤchſtens mitgewirkt, als 5 

1) Bismarcks Stellung auf dem Berliner Kongreß hat ihm ſelbſtverſtaͤndlich auch 

Angriffe von Antiſemiten eingetragen. So heißt es in der Schrift: „Die Antiſemiten 

und Bismarck“ Seite 21: „So geſchehen auf jenem Berliner Kongreß, auf dem zugleich 

durch dieſen ſelben Bismarck das uns befreundete und auch vertrauende Rumaͤnien ge— N 
knebelt den Juden überliefert wurde“. 
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einer unter vielen, und diefen Anteil, der nicht allzu groß iſt, dürfte eine 
kuͤnftige Geſchichtsforſchung ihm vielleicht noch ſchmaͤlern. Was 

hat Bismarck getan? Er hat als Diplomat manches eingefaͤdelt, manches 

auch wieder verwirrt, ſo daß ſchließlich das Schwert die Entſcheidung bringen 
mußte.“ 

Seite 44: 

„Sein langjaͤhriges Wirken fuͤhrte zu dieſem traurigen Doppel-Ergebnis: 

Eine gruͤndlich verfahrene Lage im Innern, eine ernſtlich bedraͤngte Lage nach 
außen. Im Innern finden wir die Verjudung vor und alles was drum und 
dran haͤngt. Im Außeren tut ſich eine duͤſtere Zukunft auf, die ſelbſt ein 

Polen aͤhnliches Schickſal befuͤrchten laͤßt.“ 

Der Verfaſſer der von Ahlwardt ſo ſehr gelobten Schrift: „Groß— 
preußen oder die verfehlte Neugeſtaltung Deutſchlands“. 

Eine Auseinanderſetzung für den deutſchen Spießbürger.!) ver— 
einigt allerdings in gleicher Weiſe Bismarckhaß und Judenhaß. Es wird 
an Bismarck eine ſehr ſcharfe Kritik geübt und namentlich wird behauptet, 

daß ſo ziemlich alles, was er auf politiſchem Gebiete geleiſtet habe, falſch 
geweſen ſei. Gerade wenn man heute die Broſchuͤre lieſt, mutet einen die 

politiſche Weisheit des Verfaſſers doppelt komiſch an. Ich unterlaſſe es hier, 

die ſtellenweiſe geradezu ſchuͤlerhaften Ausfuͤhrungen auf dem Gebiete der 

auswaͤrtigen Politik wiederzugeben. Wer eine vergnuͤgliche Stunde haben 
will, der greife zu dem Buche dieſes politiſchen Beſſerwiſſers, und er wird 

einen Eindruck davon bekommen, welche politiſche Begabung hier an Bis— 
marck Kritik uͤbt! Vor allem beanſtandet der Verfaſſer die ſaͤmtlichen Frie— 
densſchluͤſſe Bismarcks als verfehlt. Sowohl der Frieden von 1866, als 

auch der Frieden von 1871 ſind dem Verfaſſer viel zu milde geweſen. Bis— 

marck haͤtte unter allen Umſtaͤnden damals die Kriege laͤnger fortſetzen ſollen 
und dem Feinde erheblich mehr abnehmen. Es ſeien hier nur einige beſonders 

kraͤftige Stellen aus dem Buche wiedergegeben: 
Seiter: 

„Bismarck iſt durch und durch Preuße und zwar im ſchlimmen Sinne. 
Aber wie die von ihm geforderte Dotation das Zeichen gab zu einem allge— 

meinen Fordern und Haſchen, ſo wollen nun nach dem Vorgang des Groͤßten 

die Großen, Kleinen und Kleinſten nur noch mit realen Faktoren rechnen... 

Gewiſſenhaftigkeit, Überzeugungstreue, männlicher Freimut finden unter dem 
Bismarck⸗„Regime“ keine Stätte und je länger dieſes „Regime“ auf der 
Geſamtheit laſtete, um ſo mehr wurde es zum toͤtlichen Druck, der alle edlen 

Keime erſtickte. 20 Jahre lang hat dieſes Zeitalter des „Strebertums“ ge— 

dauert und es iſt die Frage, ob das geiſtige, ſittliche Leben des Volkes je 

1) Berlin 1891, Verlag von Adolf Reineke. 
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wieder ſich erholen wird von den ſchweren Wunden, die ihm gefchlagen. 

Kuͤnftige Sittenſchilderer unſerer Zeit werden vielleicht in Bismarck mehr 

als einen Zug entdecken, der nicht ohne Verwandtſchaft iſt mit dem unter 
ihm aufgekommenen Strebertum, und zugleich hinweiſen auf den Umſtand, 

daß ſein Beiſpiel mehr und mehr allgemein beſtimmend wirkte.“ 
Seite 16 

„Seltſamerweiſe wird dieſer (Bismarck) in letzter Zeit (Mai 1891) in anti⸗ 

ſemitiſchen Verſammlungen laͤrmend gefeiert, als haͤtte er die Sache ganz 

beſonders gefoͤrdert. Nehmen vielleicht dieſe Leute Bewer ernſthaft? Oder 
ſoll etwa dieſe Foͤrderung mittelbar gefunden werden in der Neugruͤndung 
Deutſchlands? Auch ſo ſtimmt es nicht. Denn die Macht der Judenſchaft 

hat ſich erſt entwickelt mit dem neuen Reich, d. h. ſo wie dasſelbe geſtaltet 

wurde weſentlich unter Leitung Bismarcks. Es iſt dies aber ein ſeit der Neu— 

gruͤndung Deutſchlands ſich immer ſtaͤrker geltend machender Fehler, daß 

Perſonen zu ſehr in den Vordergrund treten im Verhaͤltnis zur Sache. Immer 
beſteht ein Beduͤrfnis, die fuͤr richtig gehaltene Anſicht mit irgend einer 

leitenden Perſoͤnlichkeit in Verbindung zu bringen.“ 
Seite 17: 

„Und nicht nur ein Bismarck hat von der antiſemitiſchen Bewegung etwas 

wiſſen wollen, ſondern noch von hoͤherer Stelle her iſt dieſe mehr und mehr 

kuͤhl behandelt worden. Wie erklaͤrt ſich das? Selbſtverſtaͤndlich nicht 
durch Geruͤchte, wie ſie im Volke umlaufen und geglaubt werden. Dort wird 
erzählt von perſoͤnlichen Geldverlegenheiten ſchon früherer Herrſcher, von da= 

durch erzeugter Anhaͤnglichkeit und gebundenen Haͤnden. Es wird gefragt, 

ob nicht die Liebe dev Volkes zu dem Inhaber des Thrones ein Recht darauf 

habe, daß dieſer Sachverhalt aufgedeckt wird, damit ſeine Koͤnigstreue feſt— 
wurzele in dem Boden voͤlligen Vertrauens.“ 

Seite 19: 
„Nach allem Vorſtehendem iſt begreiflich, daß juͤdiſche Geiſtesrichtung in 

Deutſchland am eheſten eine Anknuͤpfung findet bei preußiſcher Eigentuͤm— 
lichkeit. Ganz beſonders iſt dem Juden der Berliner verwandt. Schon 
koͤrperlich. Jenes ſchoͤne flachsblonde deutſche Haar, welches nirgends die 

Frauenkoͤpfe ſo herrlich umrahmt, einem Heiligenſchein gleich, wie in dem 

Lande Vlaͤmen, iſt in Berlin feltener als irgendwo. Aber auch abgefehen 

von der dunklen Farbe der Haare und Augen, iſt der ganze Zuſchnitt der 
Zuͤge ſo, daß es nirgends ſo ſchwer faͤllt wie in Berlin nicht gerade ausge— 
praͤgt juͤdiſche Geſichter von denen der uͤbrigen Bevoͤlkerung zu unterſcheiden.“ 

Seite 24: 

„Eigentuͤmlich iſt es, daß Fuͤrſt Bismarck, der als „eiſerner Kanzler“ oder 
als der Mann von „Blut und Eiſen“ bezeichnet wird, ſolche Bezeichnung 
durchaus nicht verdient. Es laͤßt ſich vielmehr beobachten, daß er nie imſtande 
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war, eine Frage rein und vollftändig zum Austrag zu bringen, ſondern 
nur ſo, daß mit der Zeit aus der Loͤſung wieder eine neue Schwierigkeit 

ſich heraus bildete.“ 

Seite 25 
„Die Wahrheit zu ſagen, iſt ſein Wirken wie ein gewaltiges Feuerwerk, 

welches ſchnell verpufft. Aber weil die erſtaunte Mitwelt erſt langſam da— 

hinter kam, wie Großes er anfangs geleiſtet, ſo wurde der eigentliche Ruhm 

ihm erſt zuteil, als er von feiner urſpruͤnglichen Höhe bereits bedenklich herab—⸗ 

geſtiegen war.“ 
Seite 29: 
„Aber freilich hat Bismarck nicht verſtanden, und verſteht auch heute nicht, 

was damals eigentlich von Frankreich gefordert werden mußte, ſo muß zu— 
gegeben werden, daß die Blindheit allgemein war... Und was noch un— 

glaublicher klingt, dieſe allgemeine Unfaͤhigkeit zu ſehen, iſt eine ſolche Star— 
Blindheit, daß, wenn heute ein zweiter Krieg mit Frankreich guͤnſtig ent— 
ſchieden waͤre, guͤnſtiger noch als 1871, unter allgemeiner Zuſtimmung und 
geprieſen als Leiſtung hoͤchſter Staatsweisheit die Feder fuchſerei aber— 
mals verderben wuͤrde, was das Schwert gut gemacht hat.“ 

Seite 30: 
„Unter allen Fehlern der auswaͤrtigen Politik Bismarcks iſt dieſes der 

groͤßte und alle anderen faſſen ſich gleichſam in ihm zuſammen, daß unver— 
meidliche, alles entſcheidende Kriege nicht gefuͤhrt wurden, ſo lange noch eine 
Feldherrnkraft erſten Ranges da war, wie Moltke. Dieſe Unbegreiflichkeit (ge⸗ 

linde geſagt), die dem ſtaatsmaͤnniſchen Anſehen Bismarcks bei ſpaͤteren Ge: 

ſchlechtern den größten Abbruch tun wird, ſchadet ihm gleichwohl nicht in 

den Augen ſeiner Zeitgenoſſen. Letzteren bleibt er fortwaͤhrend der um das 
Ganze hochverdiente Mann, den nur Neid, Mißgunſt und niedrigſte Feindſchaft 

anzugreifen wagen. Weil aber der Verfaſſer glaubt, ſich von ſolchen kleinen 

Beweggruͤnden frei zu wiſſen, nimmt er ſich das ihm zuſtehende Recht einer 

offenen Sprache. In einem ſeiner zahlloſen Interviews meint Bismarck, 

er ſaͤhe nicht ein, was ein Praͤventiv⸗Krieg nuͤtzen koͤnne. Hierauf lautet die 
Antwort einfach: „Ein Mann, der das nicht einſieht, 20 Jahre lang an der 
Spitze der Staatsleitung, iſt ein Ungluͤck fuͤr ſein Land.“ 

Seite 47: 
„Der alte Reichskanzler ſcheint den klaren Blick voͤllig verloren zu haben 

fuͤr die Wirklichkeit der gegenwaͤrtigen Verhaͤltniſſe. Wie es ſcheint, lebt er 
noch immer in den Zeiten von 1866 und 1870, ohne gewahr zu werden, daß 
ſich ſeidem die Welt um ihn eben völlig gewandelt hat.“ 

Seite 50: 5 
„Werfen wir nun endlich einen zuſammenfaſſenden Ruͤckblick auf die ges 

ſamte äußere und innere Entwicklung ſeit 1871 und fragen noch einmal 
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abſchließend: Wie war dies alles möglich? Wie war eine ſolche Fehlſchoͤpfung 

moͤglich zunaͤchſt als das Werk Bismarcks? War er auch nicht der „groͤßte 
Staatsmann aller Jahrhunderte“ — dieſelbe Ruhmredigkeit, die das Geſchlecht 
der letzten 20 Jahre ein „Heldenvolk“ nannte, legt auch ihm dieſe uͤber— 
ſchwengliche Bezeichnung bei — war Bismarck vielleicht uͤberhaupt nicht 

einmal Staatsmann, fondern nur ein großer Diplomat, der erſte beſte 
war er als ſolcher doch nicht. .. Bismarcks Beiſpiel hat überzeugend be— 

wieſen, daß einſeitig praktiſche Tuͤchtigkeit, auch noch ſo gewandte Be— 

nutzung des Äußeren, der realen Faktoren zur Leitung eines Volkes nicht 

ausreicht.“ 

Seite 52: 

„Er hatte einfach nicht das Zeug dazu, der große Staatsmann zu ſein, 

welcher er zum Heile Deutfchlands hätte fein muͤſſen und überdies hätte er 

es nicht ſein wollen. Aber, weil hier eins das andere bedingt: Koͤnnen und 
Wollen, ſo laſſen wir beſſer beides beiſeite und halften uns einfach an die 
Tatſache: Bismarck iſt bis heute ſtecken geblieben im Großpreußentum; zu 
dem wahrhaft deutſchen Gedanken hat er ſich niemals aufgeſchwungen.“ 

Zu den perfideſten Antiſemitenſchriften, die gegen Bismarck geſchrieben 

worden ſind, gehoͤrt das ſchon erwaͤhnte Buch von Balder: „Die Wahrheit 

über Bismarck.“) Dieſes Buch erſchien in dem bekannten antifemitifchen 
Verlag von Karl Minde, der eine Flut antiſemitiſcher Schriften vom Stapel 

gelaſſen hat. Dieſe Broſchuͤre ſetzt aber allem, was in dieſer Art geſchrieben 
iſt, wohl die Krone auf. Nachdem Balder uͤber die Vorfahren Bismarcks 

gewaltig hergezogen iſt, und ſie als „Schneidermeiſter“ bezeichnet hat, 
charakteriſiert er die Ahnen des Kanzlers wie folgt:?) 

„Die Hohenzollern ſind von Geburt und Adel ein Herrſchergeſchlecht. Die 

Bismarcks aber haben weder ihrer Tradition noch ihrer Art nach zum Herr— 

ſchen eine Befähigung jemals nach zuweiſen vermocht, ſondern ſind von Hauſe 

aus ein Kraͤmergeſchlecht.“ So ſei der Stammvater, Rudolf von Bis— 

marck, ein Mann mit einem „vorwiegend egoiſtiſch kaufmaͤnniſchen Sinn, der 
weſentlich auf materiellen Erwerb gerichtet iſt, geweſen.“ Andere Ahnen 

hätten Geldgeſchaͤfte betrieben und gerade durch dieſe Geldoperation habe es 

die Familie v. Bismarck dahin gebracht, „in die Reihe des altmaͤrkiſchen Adels“ 

zu geraten. Was wuͤrde dieſer „Ahnenfaͤlſcher“ geſagt haben, wenn er erſt 

gewußt hätte, daß ein Vorfahre Bismarcks ſogar den hoͤchſt verdaͤchtigen Vor—⸗ 
namen — Levin gefuͤhrt hat? Es war das Levin Friedrich von Bismarck, 

der in der Zeit von 1623 1695 gelebt hat! 

I) „Die Wahrheit über Bismarck“. Ein offenes Wort an die deutſche Nation. Leipzig: 

1892. Verlag von Karl Minde. 
2) „Die Wahrheit uͤber Bismarck“ Seite 10. 

126 



Balder gehört zwar nicht zu denjenigen, die die Familie Bismarck für 
einen juͤdiſchen Stamm halten. Dafuͤr aber iſt es ſein „Verdienſt“, auf das 

juͤdiſche Blut der Familie Menken hingewieſen zu haben! Es waͤre auch zu 

merkwuͤrdig geweſen, wenn man die Gelegenheit, den ſehr liberalen Anaſtaſius 
Menken als Juden zu bezeichnen, verſaͤumt haͤtte. Denn damals galten die 

liberaliſierenden Geheimraͤte meiſt fuͤr Judenſproͤßlinge, und ſo ſchreibt den 

auch Herr Balder auf Seite 19: „Man hat behauptet, Menken ſei juͤdiſcher 

Herkunft geweſen. Da aber alle genealogiſchen Faͤden hinter ihm abreißen, 

ſo hat ſich das doch nicht beweiſen laſſen — Es iſt eben alles ein Erbteil des 

Blutes!“ 

Ich uͤbergehe die geradezu gemeinen Anwuͤrfe, die Balder Bismarck 
per ſoͤnlich gegenüber erhebt, da fie jeden anſtaͤndig empfindenden Menſchen 

mit Ekel erfüllen muͤſſen. 
Ganz naturgemaͤß iſt Herr Balder entruͤſtet uͤber jene bekannte Photographie, 

die den Fuͤrſten Bismarck zuſammen mit der Lucca zeigt. Während kein an— 

ſtaͤndig empfindender Menſch ſich das Geringſte dabei denkt, wenn ein Miniſter— 

praͤſident ſich zuſammen mit einer Kuͤnſtlerin photographieren laͤßt, iſt Herr 
Balder als Sittenprieſter hieruͤber entruͤſtet und gibt dieſer Entruͤſtung durch 

die Worte Ausdruck: „Es iſt in hohem Grade bezeichnend, daß in der Zeit 
ſeines Aufenthaltes in Gaſtein jener Bismarck, der im Jahre 1847 feiner 
Meinung von der Wuͤrdeloſigkeit der Juden einen ſo wahr klingenden Aus— 

druck zu geben vermochte, jetzt als preußiſcher Miniſterpraͤſident, Gatte und 
Vater dreier Kinder, es als ſeiner Wuͤrde nicht widerſprechend haͤlt, ſeiner 
zarten Freundſchaft fuͤr eine juͤdiſche Dame dadurch Ausdruck zu geben, daß 
er ſich mit derſelben auf einem Bilde photographieren ließ.“ 

Ob die Lucca uͤberhaupt eine Juͤdin geweſen, iſt mir unbekannt. Herr 
Balder aber, nach dem bekannten Grundſatz: „Cherche la femme“ wittert 

in der angeblichen Juͤdin Lucca die Verfuͤhrerin, die den reaktionaͤren Junker 

zum Philoſemiten gemacht hat. „Wo der Teufel nicht ſelbſt kommen kann, 

ſchickt er ein Weib..“ 
Seel bſtverſtaͤndlich laͤßt ſich Herr Balder die Gelegenheit nicht entgehen, 

ſein Schnaͤbelchen an den Beziehungen Bismarcks zu Bleichroͤder zu 

wetzen, und das tut er auf Seite 67: 
„Es muß als ein geradezu unerhoͤrtes, aller Tradition gewiſſenhafter 

Finanzverwaltung Preußens widerſprechendes Vorkommnis bezeichnet 

werden, das dieſe Rieſenſumme von 48 Mill. Mark fremden Eigentums 

(gemeint iſt der Welfenfonds) ſtatt den für ſolche Angelegenheiten beſtellten 
ſicheren preußiſchen Behoͤrden: der Koͤnigl. Bank oder der Koͤnigl. See— 

handlung, einem Privatmanne, dem Juden Bleichroͤder, anvertraut wurden!“ 
Naturgemaͤß wird die Broſchuͤre von Dr. Rudolf Meyer „olitiſche 

Gruͤnder“ weidlich ausgeſchlachtet und ſeitenlang abgeſchrieben, wie das in 
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folchen Kreiſen üblich ift. Balder fügt den Worten Meyers folgenden Satz 

an (Seite 106): „Selbſtverſtaͤndlich war doch der Verfaſſer vorſtehender 
offener Worte ſofort auf das Heftigſte als ein gemeinſchaͤdliches Individium 
verfolgt. Das Buch verſuchte man durch eine ſtrenge Konfiskation zu ver— 
nichten. Dr. Meyer rettete ſich nach Kanada, wo er unter beſcheidenen Ver— 

haͤltniſſen als Landwirt noch lebt. Aber die mannhafte Tat ſeines Werkes 

und patriotifchen Wortes, den mutigen braven Mann nicht zu vergeſſen, hat 
das deutſche Vaterland alle Veranlaſſung.“ 

Seite 116 ſchreibt Balder: „Iſt alles unter Bismarck in den Staub 
geſunken, nur die Juden ſind uͤber alle Befuͤrchtungen hinaus uͤbermaͤchtig 
und uͤbergewaltig emporgewuchert, ſo daß Deutſchland nicht mehr ein Land 
der Deutſchen iſt ... Die ganze Aera Bismarck, deſſen Syſtem und Regime 

traͤgt in allen ihren Fugen und Spalten den Stempel einer unerhoͤrten 

Protektion des Judentums. Das durch Bismarcks Einwirkung entſtandene 

Emanzipations-Geſetz vom 3. Juli 1869 hat die letzten Schranken nieder⸗ 
geriffen, die in den Ämtern und Würden des Staates das reine deutſche Element 
noch ſchuͤtzten vor der Einflut der zerſetzenden juͤdiſchen Jauche. Kurz nach 
1870, als eine erſte „Errungenſchaft“ des glorreichen Krieges und der ſo— 

genannten „deutſchen Einigung“, ward den letzten Staͤdten (Dresden, Roſtock 
uſw.) und Landſchaften, die ſich bis dahin noch rein erhalten von der juͤdiſchen 

Peſt, das Recht genommen, ihren „juͤdiſchen Mitbuͤrgern“ den Zuzug zu 
verweigern.“ 

Seite 117 heißt es: „Mit Bismarck kam Bleichroͤder, mit Bleichroͤder 
Bismarck, ein paar wuͤrdige Zeitgenoſſen, zu Macht und Anſehen. Ein 
laͤngſt uͤberwundener Standpunkt ward die von der beſſeren Judenſchaft 

einſt in Berlin vertretene edlere Geiſtesrichtung. Hoch empor gewuchert iſt 
das aus allen Himmelsrichtungen hier zuſammengezogene wirklich echte 
Judengeſchmeiß, alle beſſeren juͤdiſchen Elemente in ſich verjauchend und 
als der oberſte wuͤrdige Leiter und Koͤnig ſteht in der Gloriole des zuſammen 
gehaͤuften Mammons Bleichröder I” 

Seite 118: 

„So iſt es denn gekommen, daß waͤhrend der Aera Bismarck die Juden 
ſcharenweiſe uͤberall einzudringen und ſich einzudraͤngen vermochten und die 
heiligſten und hoͤchſten Inſtitutionen und Amter des Staates in die Haͤnde der 

Raſſengenoſſen des Bleichroͤder gekommen find..... 

Das Juſtizminiſterium ward mit Friedberg beſetzt, die Reichsgericht— 
Praͤſidentſchaft mit Simſon, das landwirtſchaftliche Miniſterium mit 

Friedenthal, dann mit Lucius, früher Hecht genannt, ſelbſt das Kultus: 

miniſterium wurde mit Falk beſetzt und dann in Haͤnde gelegt, deren Wirken 

und Parteinahme zu der Annahme Anlaß gegeben, ob außer einem zahlreichen 
Anhange juͤdiſcher Sippe nicht auch direkter juͤdiſcher Urſprung die Urſache ſei.“ 
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Seite 120: 
„In Wahrheit iſt aber Alles in Deutſchland niedergegangen unter Bismarck— 

ſchem Regimente, die Juden allein ſind empor gekommen, „ihren Dank, ſagt 
einer der ſcharfſichtigſten Beobachter unſerer Zeit, hat Bismarck ſich verdient, 
nicht den des deutſchen Volkes.“ 

Seite 212: 
„Der Antiſemit Bismarck, welcher 1847 es als eine Demuͤtigung ſeines 

deutſchen Gefuͤhles erklaͤrte, einen Juden im preußiſchen Beamtenrocke zu 
ſehen, rief 1872 von der Bühne des Reichstages ins Volk hinein, um die Staats⸗ 
aͤmter, welche die Juden unter ſeinem Regimente errungen, zu beſchoͤnigen: 
„Die Juden haben Talent zum Regieren.“ 

Seite 134: 
„Als Bismarck die enormen Summen zur Verfuͤgung hatte — vielleicht 

hatte er ſich dieſelben aus ſeiner Beamtenbeſoldung erſpart — um Varzin, 

ſein pommerſches Landgut um 35000 Morgen S 1?/, deutſche Quadratmeilen 
zu vergroͤßern, legte der Freund Bleichroͤders, der Coͤsliner Jude Behrend, in 
Varzin eine Holzſtoff-Fabrik an, die eine hoͤchſt vorteilhafte Verwertung der 

Varziner Waͤlder ermoͤglichte. Es wurde damals in einer Berliner Zeitung 
erwaͤhnt, daß Bismarck Behrend auch Betriebs kapital zu 8/% jaͤhrlich geliehen 
habe. — Es war ſelbſtverſtaͤndlich der reine Zufall, daß in der Coͤsliner Papier: 
fabrik Behrend alles Papier für die Deutſche Reichspoſt, Telegraphie und für 

die Staatseiſenbahnen zu Depeſchen, Couverts, Billets, Poſtkarten ete. 
gemacht wurde.“ 

Seite 141: 
„Jeder hat feinen Preis“ — Ja das iſt eben die fuͤrchterliche Judas- und 

Juden⸗Moral unſerer Zeit in Deutſchland geworden, an der dieſelbe kernfaul 
iſt und an welcher ſie zu Grunde zu gehen droht. Unſere Zeit, die den Stempel 

traͤgt jenes wuͤrdigen Dioskuren-Paares: 
Bismarck und Bleichroͤder! 

Gibt es nichts heiligeres mehr im Leben, als das Geld, warum laͤßt der 
Krieger ſein Leben im Kampfe fuͤr das Vaterland?“ 

Seite 142: 
„Niemand genuͤgte dem vortrefflichen Kanzler des Deutſchen Reiches, nur 

fuͤr deſſen hochintelligente ſittenreine Soͤhne waren die hoͤchſten Staatsaͤmter 

eben gut genug.“ 
Über die an anderer Stelle erwähnte Eingabe vom Jahre 1881 ſchreibt 

Herr Balder in ſeiner Broſchuͤre Seite 147: 
„Mit 268 000 Unterſchriften von Maͤnnern aus den hoͤchſten und niedrigſten 

Staͤnden des Vaterlandes bedeckt, ward dieſe Petition dem Kanzler des 
Deutſchen Reiches im Fruͤhjahr 1881 eingereicht. Eine lebendige aus tiefſtem 

Volksherzen kommende Klage ſtellt den Inhalt jener Bittſchrift dar. Tage, 
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Woch en, Jahre warteten nicht nur die Unterzeichner, ſondern alle Stämme 
Deutſchlands auf Antwort; es erfolgte niemals der geringſte Beſcheid, die 

leiſeſte Anregung. Was gingen den Millionaͤr Bismarck — den Freund Bleich— 
roͤders derartige ungluͤckliche Zuſtaͤnde des Deutſchen Volkes an. Nur 
mit Bleichroͤder iſt die Petition Gegenſtand lebhafter Eroͤrterungen geweſen. 

Die roͤmiſchen Auguren lachten ſich zu, wenn ſie einander begegneten!“ 

See 154% 

„Bismarck, der nie den Degen zu einer militaͤriſchen Aktion zu ziehen in der 
Lage war, wer kennt ihn nicht aus der landlaͤufigen perſoͤnlichen und bildlichen 
Darſtellung, mit rieſiger Plempe, mit jenem maͤchtigen Schlachtſchwerte, das 
fuͤr ſeinen Fuͤhrer ſtets getroſt haͤtte eine Attrappe von Pappe ſein koͤnnen. 
Er, der nie im wackeren Kriege Kugel und Schwert zu trotzen Gelegenheit 
nahm, der nie Gefahr und Luſt des Reiterſturmes zu bewaͤhren die patriotiſche 

Ehre hatte, deſſen Stirne nie dem kriegeriſchen Hieb und Stich zu trotzen aus— 
geſetzt war, erſcheint im Prunk von Helm und Panzer eines tapferen Kavallerie⸗ 

Generals.“ 

Seite 158: f 
„Zwanzig Jahre hat er das Wohl des Vaterlandes ſeiner Eigenſucht ge— 

opfert. Mit der groͤßten Ruͤckſichtsloſigkeit hat er waͤhrend dieſer Zeit alles 
anders denkende unterdruͤckt. Und nun ſollte gerade er allein unantaſtbar 
ſein? Man koͤnnte aus dieſem, wie aus vielen anderen Gruͤnden an dem 

deutſchen Volke förmlich verzweifeln. Aber, vielleicht rückt doch die Zeit her⸗ 
an, wo endlich der Bismarck'ſche Bann gebrochen wird. Dann erſt kann es 

mit Deutſchland wieder beſſer werden.“ 
Seite 162: 

„Der 20. Maͤrz 1890 kann fuͤr alle Zeiten ein Gedenktag freudiger Art fuͤr 
Deutſchland ſein. An dieſem Tage verabſchiedete der Deutſche Kaiſer den 

Reichskanzler Fuͤrſten Bismarck aus dem oͤffentlichen Dienſte. Was Bismarck 
der deutſchen Nation geweſen, wird, je mehr die Zeit ihn von uns trennt und 
eine nuͤchterne ehrliche Betrachtung wieder Raum gewinnt, dem Volke immer 

klarer werden. Vor feiner hohlen Scheingröße ſank wahre Größe von Charak- 
ter und Geiſt, die allein wahren Wert zu verleihen nur ein Volk allein gluͤcklich 

und beſtaͤndig zu machen vermoͤgen, in den Staub. Nahezu dreißig Jahre hat 

Deutſchland die von Bismarck ausſtrahlende Hohlheit und Taͤuſchung er— 

tragen muͤſſen. Nichts von dem, das uns dieſe Zeit des wenigen, was in den 

inneren Einrichtungen zweckmaͤßig und dauerverheißend erſcheint, iſt auf 

dieſen Mann zuruͤckzufuͤhren.“ — 
Ein ſehr ſchlechtes Zeugnis ſtellt Carl Sedlazek, der damals den „Deutz 

ſchen General-Anzeiger“ herausgab, fuͤr Bismarck aus, indem er am 21. Jan. 
1891 uͤber den Kanzler ſchreibt: „Wenn alſo Fuͤrſt Bismarck immer Juden 

und Chriſten anſtatt Raſſejuden oder Hebraͤer und Deutſche, Slawen uſw. 
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gegenüberftellt, ſo beweiſt er, daß er noch nicht einmal die notduͤrftigſte 
Anfangsperiode des Antiſemitismus gelernt (Der treffliche Antiſemit 
ſcheint noch nicht einmal die „Anfangsgruͤnde“ der deutſchen Sprache 
gelernt zu haben). 

Eine edle Erſcheinung im deutſchen Schriftentum war der bayeriſche 
Schreiber Sigl, der ſeinen Haß ausſtrahlt uͤber alles was Preuße und Jude 
war. Zum Soften Geburtstage des Reichskanzlers ſchaͤmte er ſich nicht, im 
„Bayeriſchen Vaterland“ zu ſchreiben: „Der Fuͤrſt Bismarck iſt für 

das deutſche Vaterland das, was die Reblaus fuͤr den Wein: 
berg bedeutet.“ 
Daß Bismarck von Juden beſtochen war, iſt eine Behauptung, die wir in der 

antiſemitiſchen Literatur mehr als einmal finden. Meiſt iſt ſie nur verſteckt 
angedeutet, wenn von Beziehungen zu Juden die Rede war. Aber zuweilen 

finden wir auch in der antiſemitiſchen Literatur dieſe eee offener 
ausgeſprochen. 

So ſchreibt u. a. auch Bremer im „Freien Beobachter“ in Fuͤrth, „Die 

Bismarckanbeter wollen fuͤr eine arme Exzellenz Geld ſammeln zu eigener 
Verwendung. Was an Bismarcknickeln zuſammenkommt, ſoll ihm am 
1. April zu Fuͤßen gelegt werden. Wie er dergleichen verwendet, weiß man 
aus den Ergebniſſen fruͤherer Betteleien. Er ſammelt alles ein und behaͤlt 

es fuͤr ſich, auf daß Bleichroͤder (oder wie ſein jetziger Leibjude heißt) es 
mehre und vervielfaͤltige, damit die arme Exzellenz — die bereits mit 
J0— 50 Millionen behaftet iſt — nicht gar noch verhungern muß in feinen 
alten Tagen!“ 

Und zum Schluß ſei wiedergegeben, was ſich das antiſemitiſche Witzblatt 
„Kikeriki“ im Jahre 1896 leiſtet: „Man nennt die Engländer die Juden unter 
den Ariern. Wir fuͤgen hinzu: Und die Preußen ſind die Juden unter den 
Deutſchen. Felonie dein Name iſt Jude, Doppelzuͤngigkeit du heißt Preußen, 

aber falſcheſte Falſchheit, du wirft hinfort Bis marck genannt.“) 
Mit dieſer Auswahl glaube ich dem Leſer einen kleinen Einblick gewaͤhrt zu 
zu haben in die geiſtige Verfaſſung eines erheblichen Teiles der Antiſemiten. 
Man kann nicht behaupten, daß es ſich hierbei nur um unbedeutende Maͤnner 

gehandelt habe. Ein Teil der vorhin zitierten Schriftſteller hat damals 

1) Die in Wien erſcheinende antiſemitiſche Zeitſchrift „Kikeriki“ war durch Erkenntnis 

des Stadtgerichtes zu Berlin vom 16. und 21. Januar 187 79 auf Grund der $$4ı und 42 

des Strafgeſetzbuches verurteilt worden. In Betracht kamen die Nummern 99 und 101 

des Jahrganges 1878. Im Dezember 1879 hat der Eigentuͤmer des „Kikeriki“ wiederholt 

um Aufhebung des von der Regierung ausgeſprochenen Verbotes der Verbreitung dieſes 

Organs in Deutſchland gebeten und dabei unter Hinweis auf die „ſeitherige, Deutſchland 

gegenuͤber freundliche Haltung des Blattes die Verſicherung abgegeben, daß er den 
deutſchen Behoͤrden fernerhin keinen Anlaß zu einem ſtrafrechtlichen Vorgehen geben 

werde.“ (Schriftliche Meldung des Miniſters Otto Graf Stolberg an Kaiſer Wilhelm J.). 
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eine führende Rolle im deutſchen Antiſemitismus gefpielt und alle na ch— 

traͤglichen Verſuche, ſie abzuſchuͤtteln, werden ſcheitern. 

Mit dieſen giftigen Waffen haben diejenigen einſt Bismarck bekaͤmpft, die 

ihn heute fuͤr ſich reklamieren. Bismarck hat zu Lebzeiten wenig Freund e, aber 
viel Feinde gehabt. Seine Maßnahmen ſind von allen Seiten kritiſiert worden. 

Auch die Preſſe, die man als die ſogenannte „Judenpreſſe“ bezeichnet, hat es an 

Kritik nicht fehlen laſſen. Sie hat oft ſehr ſcharfe Worte gebraucht. Aber 

fo gemein, ja man kann ſogar ſagen, fo perfide iſt die ſogenannte „juͤdiſche 
Preſſe“ gegen Bis marck niemals geweſen, wie die Antiſemiten. 

Die Antiſemiten koͤnnen froh ſein, daß ein großer Teil der Preſſeerzeugniſſe 
heute meiſt voͤllig vergriffen iſt. Sonſt koͤnnte man Erſtaunliches namentlich 

aus den Tageszeitungen und Zeitſchriften der antiſemitiſchen Partei aus 
fruͤheren Jahren noch einmal herausſuchen, um zu zeigen, wie die Antiſemiten 
dem lebenden Bismarck gegenuͤber ſich benommen haben. 
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Kapitel 7. 

Der „Fall Stoͤcker“. 
Et was ausfuͤhrlicher muß an dieſer Stelle des Verhaͤltniſſes Bismarcks 

zu einem Manne gedacht werden: zu Stocker. Ausfuͤhrlicher deshalb, weil 

erſtens einmal Stoͤcker der Vater der ſogenannten „Berliner Bewegung“ 
geweſen iſt und man daher aus den Beziehungen zwiſchen Bismarck und 
Stoͤcker die beſten Ruͤckſchluͤſſe über die Stellung des Kanzlers zum Juden— 
tum ziehen kann und zweitens, weil gerade auf dieſem Gebiete die oͤffentliche 
Meinung ganz beſonders irre geführt worden iſt. Sollten doch, wie von anti⸗ 
ſemitiſcher Seite behauptet wird, nicht weniger als 200 Broſchuͤren gegen 

Stocker geſchrieben worden fein! Ob dieſe Zahl richtig iſt, habe ich nicht 

kontrollieren koͤnnen, trotz der großen Zahl der Pamphlete, die ich in meinem 
Leben gerade auf dieſem Gebiete geleſen habe. 

Will man ſich klar daruͤber werden, wie die Beziehungen Bismarcks zu 
Stoͤcker geweſen ſind, dann muß man dabei auch den Schleier luͤften, der 
uͤber der Perſoͤnlichkeit Stoͤckers liegt. Das iſt aber um ſo ſchwieriger, weil 
eine objektive Darſtellung der Perſoͤnlichkeit dieſes Mannes bis jetzt fehlt. Von 

ſeinen Freunden als ein Maͤrtyrer geprieſen, mit Luther verglichen und in den 
Himmel gehoben, von ſeinen Gegnern als „Hetzkaplan“ und „Meineidspfaffe“ 

verſchrieen, ſo ſteht bis heute Stoͤcker in der politiſchen Literatur da. Ich 
werde daher verſuchen, in nachſtehenden Zeilen Stoͤckers politiſche Arbeit 

ſo objektiv zu ſchildern, wie es moͤglich iſt. Ich ſtehe ihm abſolut neutral 
gegenuͤber, aber ich kann ſchon jetzt ſagen, daß das Gefuͤhl der Sympathie, 

das ich anfangs fuͤr ihn als den mutigen Mann hatte, im Laufe der Zeit 
immer mehr verblaßte, als ich ſeine Akten, ſeine Briefe und Reden durchſah, 

wobei ich ausdruͤcklich bemerke, daß ich nur den Politiker Stoͤcker hier im 
Auge habe. Was dieſer Mann auf anderem Gebiete, insbeſondere der Seel— 

ſorge geleiſtet hat, ſcheidet fuͤr unſere Betrachtungen von vornherein aus. 
Für Stocker gilt in Wahrheit das Wort Schillers: „Nicht hoffe, wer des 
Drachen Zaͤhne ſaͤt, Erfreuliches zu ernten.“ Ein Kaͤmpfer iſt er geweſen, 
aber keine ritterliche Natur und fuͤr einen Mann wie Bismarck hatte Stoͤcker 

kaum etwas, was ihn anziehend machte. Aber gerade wegen der Bedeutung, 
die Stoͤcker im politiſchen Leben der bismarckiſchen Periode eingenommen hat, 

erſcheint endlich einmal eine gruͤndliche Klaͤrung des Problems Bismarck— 

Stoͤcker notwendig und das um ſo mehr, als ja auch, wie der dritte Band 
der „Gedanken und Erinnerungen“ zeigt, das „Kapitel Stoͤcker“ ein keines 
wegs zu unterſchaͤtzender Abſchnitt im Leben des Reichskanzlers geweſen 
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iſt. Stoͤcker geyört mit zu den Männern, die Besmarck manche Stunde 

des Haſſes verurfacht haben, was natürlich nicht ausſchloß, daß Bismarck 

auch ihn da ausnuͤtzte, wo er ihn fuͤr ſeine politiſchen Zwecke gebrauchen 

konnte. 

In juͤdiſchen Kreiſen hat man ſehr oft die Vermutung gehabt, als ob die 

Beziehungen des Fuͤrſten Bismarck zu Stoͤcker beſonders enge waren. Ja 

man nahm dort an, daß Stoͤcker bei Bismarck aus- und einging, mit zu 
dem vertrauten Kreiſe gehoͤrte und von Bismarck beſonders bevorzugt wurde. 
Wie war es in Wirklichkeit? Aus einwandfreier Quelle habe ich feſtgeſtellt, 

daß Stoͤcker in ſeinem ganzen Leben nicht eine einzige private Einladung von 
Bismarck erhalten hat. Er iſt niemals an Bismarcks Familientafel geweſen, 

auch niemals perſoͤnlich von Bismarck empfangen worden! Er 

war lediglich einige Male auf den parlamentariſchen Abenden, wo regel— 
mäßig einige hundert Abgeordnete eingeladen wurden. So fahen in Wirf- 
lichkeit die „Beziehungen“ zwiſchen Bismarck und Stoͤcker aus. Das be— 
ftätigt übrigens Stocker ſelbſt in ſeinem Buche: „13 Jahre Hofprediger und 

Politiker“), wo er ſagt: „Unſer Verhältnis beſtand in Wahrheit darin, daß 
wir gar kein Verhaͤltnis zu einander hatten. Niemals habe ich mit dem Fuͤrſten 

Bismarck ein Geſpraͤch gefuͤhrt, nie an ihn einen Brief geſchrieben oder er— 

halten, nie von ihm oder einem ſeiner Beamten einen Auftrag erhalten. 

Ich war als Abgeordneter einige Male in feinen Geſellſchaften, bin aber nie= 
mals von ihm mit einer Unterhaltung beehrt worden. Demnach wird man 

nunmehr glauben, daß ich weder in Sachen der Berliner Bewegung, noch 

in der Judenfrage ſein Werkzeug geweſen bin.“ 
Die letztere Bemerkung iſt beſonders wichtig. Stoͤcker iſt nicht nur nicht 

das Werkzeug Bismarcks geweſen, ſondern er beſtreitet auch in feiner Bro— 

ſchuͤre mit Recht, daß „der Kanzler gegenuͤber den Chriſtlich-Sozialen eine 
freundliche Stellung einnehme.“?) 

Stoͤcker beklagt ſich daruͤber, daß Bismarck Adolf Wagner wenigſtens 
einmal empfangen habe, ihm aber habe er niemals ſein Ohr geſchenkt. Auch 

hier haben wir wieder einen Beweis fuͤr die beruͤhmte Menſchenkenntnis von 
Bismarck. Ein Adolf Wagner ſtand turmhoch uͤber Stoͤcker. Er war eigent— 

lich nicht in einem Atem mit Stoͤcker zu nennen. Fuͤr ihn hatte Bismarck 

ein Ohr, fuͤr den agitatoriſch taͤtigen Hofprediger dagegen nicht. Stoͤcker 
behauptet ſogar, daß „eigentlich gerade der Kampf gegen das 

Judentum die Urſache fuͤr die Feindſchaft Bismarcks gegen 
Stoͤcker geweſen“ ſei. 

Wenn man darauf hinweiſt, daß Bismarck urſpruͤnglich Stoͤcker nicht un⸗ 

1) S. 28. 

2) Seite 29. 

134 

ve 

N 

u. 

Zr Zn 

— 

— 

r ²˙ 11d ³ ¹³⁰üiꝛʃ11 . Le a ,1mà u ann 



3 

ſympathiſch gegenuͤberſtand, jo hängt das damit zuſammen, daß Stoͤcker ſich 
zunaͤchſt auf die Bekaͤmpfung der Sozialdemokratie beſchraͤnkte und unter 
dem Deckmantel der „chriſtlichſozialen Bewegung“ ſeine wirklichen Ziele 

nicht klar erkennen ließ. Nur ſo erklaͤrt es ſich, daß die „Norddeutſche All- 

gemeine Zeitung“ im Jahre 1878 noch der Stoͤckerſchen Bewegung gegen— 
uͤber eine gewiſſe Sympathie bekundete, wobei ſie freilich ausdruͤcklich Wert 
auf die Bekaͤmpfung der ſozialiſtiſchen Bewegung legte. Kurz nachdem 

Stocker die chriſtlich⸗-ſoziale Partei begründet hatte, brachte nämlich Bismarcks 
Organ, die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“, am 4. Januar 1878 einen 
Aufſatz. Es heißt dort woͤrtlich: 

„Nach dem Programm tritt der Verein als Schuͤtzer der Monarchie auf, 
welcher im Bunde mit den religioͤſen und ſittlichen Faktoren des Volks— 
lebens die Tendenzen des doktrinaͤren wirtſchaftlichen Liberalismus be— 

kaͤmpfen und die Arbeiter zu ſich heruͤberziehen ſoll. .. Der Verein, obgleich 
er ſich monarchiſch-konſtitutionell nennt, gibt ſich dadurch den Anſchein, als 

ob er die gegenwaͤrtige politiſche Entwicklung ignorieren und mit reaktionaͤren 
Mitteln ſein Ziel verfolgen will. Und andererſeits will uns beduͤnken, als 
ob unſere Monarchie noch nicht fo gefährdet, um der Stuͤtze eines ad hoc 

gegründeten Vereins zu bedürfen..... Man koͤnnte meinen, daß es ſich 
um die Schaffung eines Kanzel-Sozialismus handele, nachdem der Katheder— 

Sozialismus in Umarmungen des volkswirtſchaftlichen Kongreſſes erledigt 

iſt. Allerdings laͤßt ſich nicht leugnen, daß den evangeliſchen Geiſtlichen 
mehr theoretiſches und praktiſches Verſtaͤndnis der wirtſchaftlichen Beduͤrfniſſe 

des Volkes dringend zu wuͤnſchen iſt. Ob es das Dringenöfte iſt, ihnen hohes 
politiſch-ſoziales Verſtaͤndnis beizubringen, iſt uns noch zweifelhaft.“ 

Die ganze Aufmachung dieſer Ausfuͤhrungen laͤßt auf Bismarcks Feder 
ſchließen. 

Wie Bismarck anfangs politiſch uͤber Stoͤcker dachte, geht aus den Auf— 
zeichnungen von Moritz Buſch aus dem Jahre 1881 hervor. Gelegentlich 
der Wahl hatten ſowohl Buſch als auch Lothar Bucher Stoͤcker gewaͤhlt. 

In einem Geſpraͤch vom 12. November kam dann Bismarck auf die Wahlen 
zu ſprechen und betonte, „daß das fortſchrittlich ſezeſſionierte Judentum mit 

feinem Gelde jetzt das Zentrum fer.”!) Alsdann fuͤhrte er woͤrtlich aus: 
„Ich wollte erſt dieſe Agitation fuͤr Stoͤcker als Antiſemit nicht. Sie war 
mir unbequem und ging zu weit. Jetzt aber freue ich mich daruͤber, daß der 

Hofprediger gewaͤhlt iſt. Er iſt ein taͤtiger, furchtloſer, ſtandhafter Mann 
und hat ein Maul, das nicht tot zu machen iſt. Die Wahlen haben bewieſen, 

daß der deutſche Philiſter noch lebt, der ſich mit Phraſen und Luͤgen bange 
machen und irre machen laͤßt.“ Ein ſehr charakteriſtiſches Wort Bismarcks 

1) Pgl. Buſch, Tagebücher, Band III, Seite 55. 
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über Stocker hat Booth aufgezeichnet unterm 15. Juli 18921): „Virchow, 
groß als Naturforſcher, iſt zum Politiker nicht berufen. Stoͤcker habe ich 

gedeckt, ſo lange ich konnte, nicht, weil ich in den von ihm vertretenen Dingen 
ſeine Anſicht hatte, ſondern weil er ſich tapfer und mutig paukte, und mit 

einem Tapferen muß man ſich nie brouillieren, aber Agitator und Hof— 

prediger paſſen nicht zuſammen.“ — 
Dieſe Worte fielen in jener beruͤhmten Unterredung, in der u. a. Bismarck 

den Satz ausſprach: „Wenn ſchlecht regiert wird, kann der naͤchſte Krieg 
ein ſiebenjaͤhriger werden, wenn gut regiert wird, kann er vermieden werden.“) 

In der politiſchen Literatur wird ſehr haͤufig Bezug genommen auf einen 
angeblichen Brief, den Stoͤcker an Kaiſer Wilhelm J. geſchrieben haben ſoll, 

in dem er ſich daruͤber beklagt habe, „daß Bismarck gegen alle ſeine 
Blitze geſchleudert habe, nur nicht gegen Judentum und Juden- 

preſſe.“ Ein ſolcher Brief exiſtiert, wie ich in den Akten feſtgeſtellt habe, 

nicht. Dennoch ſind dieſe Worte, die vielfach als „Brief Stoͤckers“ wieder— 

gegeben werden, von Stoͤcker ſelbſt geſchrieben worden, allerdings nicht in 

einem Schreiben an den Kaiſer, ſondern in ſeiner Broſchuͤre: „13 Jahre Hof— 

prediger“. Dort heißt es woͤrtlich: 
„Offen geſtanden, iſt es mir immer unklar geblieben, daß der Fuͤrſt den 

Kampf gegen die juͤdiſche Übermacht an der Boͤrſe, wie im Handel, in der 

Preſſe, wie im oͤffentlichen Leben nicht willkommen hieß. In der inneren 
Politik bereitete der mit dem radikalen Judentum eng verbundene verſtaͤndnis— 

loſe Fortſchritt, in den auswaͤrtigen Angelegenheiten die mit der Demokratie 

verſchwiſterte Judenpreſſe, in der ſozialen Reformarbeit der unter dem Bei⸗ 
fall des Judentums marſchierende Umſturz ſo viele Hinderniſſe, daß eine 
Bekaͤmpfung dieſes uͤber allen Umfang tretenden juͤdiſchen Einfluſſes eine 

notwendige Gegenwirkung geſunder nationaler Politik geweſen waͤre. Der 
Fuͤrſt griff im Parlament nacheinander ſo ziemlich alle Richtungen an, 

Fortſchritt und Sozialdemokratie immer, Zentrum und Polentum haͤufig, 

auch Konſervative und Nationalliberale, wenn ſie ſeiner Politik im Wege 
ſtanden. Er ſchleuderte ſeine Blitze auf alle Gegner. Judentum und 

Judenpreſſe hat er meines Wiſſens nicht ein einziges Mal 
erwähnt. Er muß ihre Macht für fo bedeutend, ihre Feindſchaft für fo 
gefaͤhrlich gehalten haben, daß er ſich zu den vielen Schwierigkeiten, die er 

ſchon hatte, nicht eine neue aufladen wollte.“ 
Die Feſtſtellung, daß Bismark „Judentum und Judenpreſſe“ niemals 

oͤffentlich angegriffen hat, iſt richtig, die Schlußfolgerung Stoͤckers aber 
voͤllig falſch, es war nicht die Furcht vor moͤglicherweiſe entſtehenden 

1) Perſoͤnliche Erinnerungen an den Fuͤrſten Bismarck von John Booth. Heraus— 

gegeben von Heinrich Poſchinger. Hamburg 1899, Seite 77. 

2) Perſoͤnliche Erinnerungen an den Fuͤrſten Bismarck. 
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Schwierigkeiten. Bismarck war eine viel zu große Kraftnatur, als daß 

er — wenn er innerlich von der Berechtigung des Antiſemitismus uͤber— 
zeugt geweſen waͤre — dies nicht ganz klar und in aller Offentlichkeit 
zum Ausdruck gebracht haͤtte! Aber dieſe Überzeugung hatte er niemals 
gehabt von dem Augenblicke an, wo er als Staatsmann das Steuer fuͤhrte. 
Und lediglich in dieſer Tatſache haben wir die Urſache zu ſehen, daß er wie 

Stoͤcker mit Recht ſagt, „Judentum und Judenpreſſe“ niemals oͤffentlich 

erwaͤhnt hat. 
Bismarck hat aus ſeiner Stellung Stoͤcker gegenuͤber kein Hehl gemacht, 

namentlich dann nicht, als Stoͤcker zu einer beſonders lebhaften Agitation 

uͤberging. Einen Einblick in den Gedankengang Bismarcks geben einige 

offizioͤſe Aufſaͤtze, die unſtreitig, da ſie auf Bismarcks Auffaſſung Bezug 
nahmen, von einer Stelle ſtammen, die Bismarck nicht fernſtand. Die Auf— 

ſaͤtze, die hier in Betracht kommen, ſtanden zwar weder in der damals 

offizioͤſen „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ noch in der amtlichen 

„Provinzial-Korreſpondenz“. Aber Bismarck hatte noch genug andere Preſſe— 

organe zur Verfuͤgung. Ich trage keine Bedenken, die Aufſaͤtze fuͤr abſolut 
„offizioͤs“ zu halten; denn fie find abgedruckt in dem Buche eines gut unter— 
richteten Journaliſten, das den Titel traͤgt 

„Aus der Wilhelmſtraße. 

(Erinnerungen eines Offizioͤſen.)“ 

Wer der Verfaſſer dieſer Broſchuͤre iſt, iſt nicht angegeben. Aber aus 
einer Reihe von tatſaͤchlichen Angaben der Broſchuͤre konnte ich den Schluß 

ziehen, daß es ſich um eine Perſoͤnlichkeit handelt, die Einblick in den Preſſe— 

betrieb des Fuͤrſten Bismarck hatte und vermutlich zu dem Literariſchen 

Kabinett oder zu einer aͤhnlichen Preſſeſtelle Bismarcks enge Beziehungen 
unterhielt.) Dieſer „Offizioͤſe“ ſchreibt auf Seite 170 ſeiner Broſchuͤre: 

„Im Dezember 1880 wurden uͤber die Stellung der Regierung zu der ſozial— 

politiſchen Tätigkeit des Hofprediger Stoͤcker die folgenden Angaben in die 

Preſſe gebracht: 
„Es iſt in neueſter Zeit der Regierung wiederholt der Vorwurf gemacht 

worden, daß fie die ſozialpolitiſche Agitation des Hofpredigers nicht ungern 
ſehe oder wohl gar beguͤnſtige. Es erſcheint daher angezeigt, das Verhalten 

1) Meine Auffaſſung, daß es ſich bei dem „Offizioſus“ um einen gut unterrichteten 

Mann handelt, wird, wie ich nachträglich feſtſtellen kann, durch Poſchinger beftätigt. 

Poſchinger, der ſicherlich genau Beſcheid wußte, druckt in ſeinem Buche „Bismarck und 

die Parlamentarier“ ſeitenlang woͤrtliche Auszuͤge aus dem „Offizioͤſen“ ab — ohne 

ihn freilich zu zitieren. Aber an einer Stelle (Band J Seite 8) bezeichnet er ihn als „einen 

gut Unterrichteten, dem es ab und zu vergoͤnnt war, die Geſpraͤche des Gewaltigen zu 
belauſchen“. — Von einigen Autoren wird — freilich ohne Beweis — die Broſchuͤre 

dem Journaliſten Dr. Robolsky zugeſchrieben. 
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der Regierung in diefer Angelegenheit auf Grund durchaus zuverlaͤſſiger 
Information endlich einmal darzulegen. Der Hofprediger Stoͤcker iſt wegen 
ſeines Vorgehens auf ſozialem Gebiete der Regierung von vornherein nichts 
weniger als persona grata geweſen; — es iſt vielmehr ſchon früher die Frage 
in Erwägung gezogen worden, ob das Auftreten desſelben nach Er: 
laß des Sozialiſtengeſetzes uͤberhaupt noch zu dulden ſei.) Fuͤrſt 

Bismarck hat ſogar den Ausdruck entſchiedener Mißbilligung des Auftretens 
des Herrn Stoͤckers bis an die allerhoͤchſte Stelle gelangen laſſen. Es iſt 

jedoch als irrtümlich erkannt worden, das Sozialiſtengeſetz gegen Herrn Stoͤcker 
in Anwendung zu bringen, weil ſeine ſozialpolitiſche Taͤtigkeit entſchieden 
keine dem Geſetz verfallende iſt, wenn auch die Form ſeines Auftretens zu 
Bedenken und Ausſtellungen Anlaß geben mag. Wiederholt ſoll dann das 

Kirchenregiment angegangen worden ſein, der Agitation des Herrn Stoͤcker 
Einhalt zu tun. Wenn dies bisher nicht geſchehen, ſo iſt einzig und allein 

der Umſtand ſchuld, daß immer und immer wieder von hervorragend einfluß— 
reicher Stelle, der nicht wohl zuwider gehandelt werden konnte, die zweifellos 
redliche Abſicht des Herrn Stoͤcker geltend gemacht worden iſt.?) Die bezuͤglichen 

Vorſtellungen des Kirchenregiments ſollen jedoch in neuerer Zeit dahin gefuͤhrt 

haben, daß Herrn Stoͤcker wiederholt eroͤffnet wurde, die Stellung eines 

Hofpredigers ſei mit feinem Auftreten ſchwerlich vereinbar. Hieraus mag 

wohl das Geruͤcht entſtanden ſein, daß Herr Stoͤcker, der ein vermoͤgender Mann 
iſt, und der aus innerſter Überzeugung den Kampf gegen den Sozialismus und 

im Zuſammenhang damit gegen das Gruͤnderweſen und das Überhandnehmen 
des juͤdiſchen Einfluſſes auf allen Gebieten des oͤffentlichen und ſozialen 

Lebens fuͤr ſeine Miſſion haͤlt, lieber ſeinen Abſchied nehmen, als auf die nach— 

druͤckliche Geltendmachung ſeiner Beſtrebungen verzichten werde. So viel 
ſteht feſt, daß man die etwaige Fortdauer der Stoͤcker'ſchen Agitation nicht als 
eine Folge der von der Regierung geuͤbten Konnivenz bezeichnen darf. Die 

Regierung vermag Herrn Stoͤcker gegenuͤber kein wirkſames diſziplinariſches 
Mittel zur Anwendung zu bringen, in dieſem Falle wuͤrde allein das Kirchen— 
regiment einſchreiten koͤnnen.“ 

Dieſer Aufſatz verrät, wie das nachſtehend veröffentlichte Aktenmaterial 

zeigt, eine beſonders intime Kenntnis der tatſaͤchlichen Verhaͤltniſſe. 

Es folgt dann ein Artikel, aus dem ſich ergibt, daß Bismarck ſich ſchon im 
Jahre 1880 Kaiſer Wilhelm 1. gegenuͤber mißbilligend uͤber Stoͤcker aus— 
geſprochen hat, daß es ihm aber nicht gelungen iſt, mit ſeiner Anſicht durch— 
zudringen. Aus der ganzen Aufmachung des Aufſatzes geht ebenfalls der 
ſtark offizioͤſe Charakter deutlich hervor. Gegen dieſen Aufſatz hat damals 

1) Pgl. Seite 157 dieſes Buches. 

2) Hiermit war der Evangeliſche Oberkirchenrat gemeint! 
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die „Kreuz⸗Zeitung“ polemifiert und betont, daß Stoͤcker in der Judenfrage 

voͤllig auf eigene Verantwortung vorgegangen ſei und eher Ge enſatz als 

Foͤrderung gefunden habe. 
Eine zweite offizioͤſe Kritik der Ehriſtlich Sozialen, erfolgte im Sommer 

des Jahres 1885. Auch hier benutze ich wieder die gleiche“ Quelle, naͤmlich die 

Broſchuͤre des „Offizioͤſen“. Hier ſteht mir allerdings ein Kontrollmittel 

zur Verfügung. Nämlich in der „Nord deutſchen Allgemeinen Zei— 

tung“ vom 25. September 1885 werden ganz aͤhnliche Gedanken vertreten, 
wie in dem nachfolgenden Aufſatz. Der „Offizioͤſe“ ſchreibt hierzu (S. 177): 

„Im Sommer 1885 wurde die Stellung des Fuͤrſten Bismarck gegen die 
konſervativ-antiſemitiſche Bewegung eine feindſelige. Sie contre-carrirte 

feine Tendenz, die auf die Stärkung der Mittelparteien ging. Er verzich— 

tetelieber auf die Niederlage der Fortſchrittspartei in Ber— 

lin, ehe er aus dem Siege der antiſemitiſchen Bewegung in 
der Hauptſtadteine Staͤrkung dieſer Richtung in dem ganzen 
Lande vorausſah. Stoͤcker und Genoſſen erhielten ihren Abſchied mit 

den Worten: (Es folgt nun ein Abſatz, der ganz unftreitig offizioͤſen Urſprunges 

iſt, da er ſich in der Tendenz mit den Worten der „Norddeutſchen Allgemeinen 
Zeitung“ deckt). „Die Chriſtlich-Sozialen haben zwar den Antiſemitismus nicht 

in Szene geſetzt, aber ſie haben ihm eine nutzbare Verwendung zu geben verſucht. 

Inwiefern? Der Antiſemitismus zielt auf ein beſtimmtes Ziel ab, welches 
im Bereiche des politiſch-praktiſchen Lebens auf dem Wege friedlicher Reform 

nicht wohl erreichbar erſcheint. Es iſt eines der ſicherſten Ergebniſſe der poli— 

tiſchen Entwicklung, daß die buͤrgerlichen Rechte der Staatsangehoͤrigen durch 
den Unterſchied des Religionsbekenntniſſes nicht alteriert werden, und ſelbſt 

eine Politik des Fanatismus, welche dem Antiſemitismus zu Hilfe kommen 

wollte, wuͤrde die Moͤglichkeit kaum finden, weil der Antiſemitismus nicht 
klar erkennen laͤßt, ob er ſich gegen die Religion, gegen die Nationalitaͤt oder 

nur gegen die Geſchaͤftsgewohnheit richtet. Inſofern alſo die „Chriſtlich— 
Sozialen“ ſich ſolidariſch mit dem Antiſemitismus erklaͤren wollten, würden 

ſie nur als eine Agitations-Partei in Betracht kommen koͤnnen, welcher ebenſo 
wie der Sozialdemokratie die Agitation Selbſtzweck iſt. Aber dieſe Richtung 

entſpringt nicht aus dem Begriff der Partei, welche ihrem Namen nach darauf 

angewieſen iſt, den ſozialen Schaͤden mit den Hilfsmitteln des praktiſchen 
Chriſtentums beizukommen. Je ernſter aber die Chriſtlich-So zialen gerade 

dieſe Aufgabe nehmen, deſto weniger werden ſie den Beruf empfinden koͤnnen, 

ſich als politiſche Partei geltend zu machen; denn dieſe Aufgabe liegt nicht im 

Bereich der politiſchen Arena, ſondern auf dem Gebiet der inneren Miſſion.“ 

Mit feiner Ironie verweiſt hier Bismarck Stoͤcker aus der politiſchen Arena. 

Er ſagt mit Recht, daß das antiſemitiſche Ziel auf dem Wege friedlicher Reform 

nicht erreichbar iſt, eine Auffaſſung, die Bismarck als Staatsmann ſehr oft 
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öffentlich vertreten hat und die er auch nach feiner Entlaffung den Antiſemiten 

noch fehr deutlich durch die „Hamburger Nachrichten“ in das Stammbuch gez 

ſchrieben hat. 
Offentlich hat Bismarck uͤber Stoͤcker nichts geſagt, was ſich ja deutlich aus 

der damaligen politiſchen Konſtellation ergab. Denn Stoͤckers parteiliche Ge⸗ 

folgſchaft konnte der Kanzler zeit weiſe im Kampfe gegen den verhaßten 

Freiſinn gebrauchen, aber deſto ſchaͤrfer ließ er das Geſchuͤtz der o f fi zioͤſen 

Preſſe gegen die „Stoͤckerei und Muckerei“ auffahren. Und Stoͤcker 
beſchwert ſich nicht mit Unrecht, daß es gerade die Bismarcksoffizioͤſen 
Blaͤtter geweſen ſeien, die das Signal zu dem Angriff auf ſeine Perſon 
geboten haͤtten. n 

Stoͤcker ſagt hieruͤber woͤrtlich: 

„Auf die „Norddeutſche Allgemeine“, welche als rein offizioͤſes Organ 
nicht die Stadtmiſſion, ſondern nur die chriſtlich-ſoziale Partei angegriffen 

hatte, folgten die halboffizioͤſen Blaͤtter, der „Hamburger Correſpondent“ 
und die „Poſt“. Sie fuhren grobes Geſchuͤtz auf; groͤberes iſt nie aufgeſtellt; 

und ihre Geſchoſſe waren mit gehacktem vergifteten Blei gefuͤllt. Wenn 
man die damaligen Ereigniſſe an ſeinem Geiſte voruͤberziehen laͤßt, ſo fragt 
man noch immer von neuem, wie ein ſolches Treiben moͤglich war.“ 

Nach der Walderſee-Verſammlung (1887) brachte die „Poſt“ am Weih- 
nachtsabend einen Aufſatz, in dem das berühmte Wort von der „Muckerei 
und Stoͤckerei“ vorkam, und es wurde dann woͤrtlich ausgefuͤhrt: f 

„Dazu kommt, daß die Befliſſenheit, mit welcher die „Stoͤckerei“ verfucht, 
ſich an die Sohlen des Prinzen Wilhelm anzuheften, fuͤr dieſen und ſeine 
kuͤnftigen Aufgaben nur ſchaͤdliche Folgen haben kann. Nicht als ob wir 

befürchten, daß dieſe Richtung auf den jungen und kraͤftigen Sproß des 
Hohenzollernhauſes Einfluß gewinnen koͤnnte, gegen einen ſolchen iſt ein 
jedes Glied unſeres Herrſcherhauſes ſchon durch das Beiſpiel der großen 

Herrſcher aus demſelben, vor allem unſeres Kaiſers, gefeit, und wir zweifeln 

nicht, daß die goldenen Worte, mit welchen derſelbe ſein glorreiches Regi— 
ment einleitete, auch ſeinem Enkel zum Leitſtern dienen werden. Von welcher 

Seite man auch mit dem neueſten Verſuch der Fruktifizierung der Zeitereige 

niſſe im klerikal⸗konſervativen bezw. chriſtlich-ſozialen Partei-Intereſſe be⸗ 
betrachten mag, erſcheint er verderblich. Je raſcher und gruͤndlicher 

damit aufgeraͤumt wird, um ſo beſſer iſt es.“ f 
Daß hinter dieſem Aufſatz der Fuͤrſt Bismarck ſtand, unterliegt keinem 

Zweifel, wenn man damit die Briefe vergleicht, die Fuͤrſt Bismarck in der 
Angelegenheit der Walderſee-Verſammlung geſchrieben hat. Einen Beweis 
dafuͤr hat man u. a. darin, daß die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ in 
ihrer offizioͤſen Preſſe-Rundſchau einen Auszug aus dem Aufſatz der „Poſt“ 
brachte. Etwas derartiges hätte fie nicht getan, wenn fie dazu von maßgeben- 
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der Stelle nicht einen Wink bekommen hätte. Im gleichen Sinne arbeiteten 
dann auch die „Hamburger Nachrichten.“ 

Daß der Gegenſatz zwiſchen Stoͤcker und Bismarck in der Judenfrage 
beſonders ſtark war, beweiſt der Fall: Stoͤcker-Bleichroͤder“. Gerade 

bei dieſer Gelegenheit kann man die wirkliche Geſinnung Bismarcks dem 

Judentum gegenüber deutlich erkennen. Der Fall „Stoͤcker-Bleichröder“ iſt 
damals ſowohl in der Tagespreſſe als auch in der geſamten Stoͤckerliteratur 

ungenau und — teils bewußt, teils aus Mangel an Kenntnis des geſamten 
Materials — unvollſtaͤndig dargeſtellt worden. Angeſichts der Wichtigkeit 

| dieſer Begebenheit und angeſichts der Tatſache, daß Bismarck ſelbſt niemals 

ö uͤber dieſen Fall geſprochen hat, ſoll nun an Hand der verſchiedenſten Akten 

(unter Benutzung der Konzepte und der Reinſchriften) an dieſer Stelle zum 

N erſten Male die Stellungnahme Bismarcks Stoͤcker gegenüber klar geftellt 

werden: 
Stocker hatte in Luͤbbecke bei Minden eine Rede gehalten und dort u. a. 

von Bleichroͤder behauptet, „er habe durch Wuchergeſchaͤfte im letzten Jahre 
0 mehr als 7 Millionen Taler erworben und darum die Chriſten betrogen.“ 

Dieſe Bemerkung, ſowie die Tatſache, daß Stoͤcker bei anderen Gelegenheiten 

auf den Zwiſchenruf eines Arbeiters „was denn eigentlich die Paſtoren fuͤr 

die Arbeiter getan hätten”, geantwortet hatte, „er ſolle ſich an Bleichroͤder 

wenden, der habe mehr Vermoͤgen als alle Paſtoren zuſammen,“ gaben 

Veranlaſſung zu einer ſchriftlichen Eingabe des Geh. Kommerzienrates 
Gerſon von Bleichroͤder, die er unter dem 18. Juni 1880 an den 
Kaiſer Wilhelm J. richtete. Unter Hinweis auf das eben erwaͤhnte 

Wort von dem „Wuchergeſchaͤft“ ſchreibt Bleichroͤder wörtlich: 

„Gegen dieſe wachſende Bewegung anzukaͤmpfen, bin ich machtlos. Die 
mir geſtattete Privatklage wegen Beleidigung und Verleumdung wuͤrde dem 

Skandal nur neuen Stoff zuführen. Die öffentlichen Behörden haben mir 

6 bisher Schutz nicht gewährt. Dies alles dient aber auch wieder zur Ermunz 

terung der Verfolger und zur Verbreitung der Agitation, die ſich ſo inner— 
halb der geſetzlichen Grenzen, wie unter geſetzlichem Schutze glauben darf, 
und den das große Publikum ganz offen die Protektion von einflußreicher 
und höherer Stelle vindiziert, wäre es auch nur, um die Vorgänge zu er— 
klaͤren.“ 

Auf den Kopf dieſer Eingabe ſchrieb Kaiſer Wilhelm I. eigenhändig: 

„Dem Reichskanzler und dem Miniſter des Kultus zur Kenntnisnahme, 
Pruͤfung und Bericht. Berlin, 18. Juni 1880.“ 

Ich kann nicht annehmen, daß Bleichroͤder bei ſeinen ſo außerordentlich 
engen Beziehungen zum Fuͤrſten Bismarck den Beſchwerdebrief an den Kaiſer 
ohne Veranlaſſung Bismarcks oder gar ohne deſſen Mitwiſſen geſchrieben 

hat. Im Gegenteil, ich bin ſogar uͤberzeugt, daß Bismarck den Bankier 
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Bleichroͤder zu dieſem Brief erft veranlaßt hat. Wenn man bedenkt, daß 
Bismarck und Bleichroͤder zeitweiſe faſt taͤglich zuſammen kamen und 

damals gerade die Stoͤckerſche Bewegung Tagesgeſpraͤch war, ſo iſt die Auf— 
faffung wohl berechtigt, daß in den Geſpraͤchen mit Bismarck auch mehr 

als einmal von Stoͤcker die Rede war. Daß der „politifierende Paſtor“ 
Bismarck unſympathiſch war, iſt ja hinreichend bekannt, und es war Bis— 

marck vielleicht nicht unangenehm, daß eine ſo einflußreiche und angeſehene 

Stelle wie der Bankier Bleichroͤder einmal eine ſehr wirkſame Handhabe zu 

einem Vorgehen bot. Denn Bismarck wußte ganz genau, welche Kreiſe 
hinter Stoͤcker ſtanden und wie dieſe Kreiſe ihn dauernd ſtuͤtzten. Und dieſe 
waren z. T. mit den Gegnern Bismarcks identiſch. Zu der Auffaſſung, 

daß der Brief Bleichroͤders mit Wiſſen und Willen Bismarcks geſchrieben 
war, bringt mich vor allem auch der oben wiedergegebene Satz Bleichroͤders, 
„daß die oͤffentlichen Behoͤrden Schutz bisher nicht gewaͤhrt haͤtten“. Wuͤrde 

Bleichroͤder eine derartige Bemerkung hinter dem Ruͤcken Bismarcks gemacht 

. 

haben, fo hätte darin ja eine Beſchwerde Über die Politik Bismarcks ge- 

ſehen werden koͤnnen. Aber dieſer Satz deckt ſich dem Sinne nach mit einer 
ſchon früher erwähnten anderen Bemerkung Bismarcks aus der gleichen Zeit 

und die ſich gegen das Preußiſche Miniſterium des Innern richtete. Aus 

allen dieſen Gruͤnden komme ich zu folgender Annahme: Bleichroͤder hat 

Bismarck uͤber die Stoͤckerſche Bewegung berichtet und auf die perſoͤnlichen 

Angriffe hingewieſen. Daraufhin hat Bismarck ihn veranlaßt, einen Brief 

direkt an den Kaiſer zu richten, und ſich uͤber den mangelnden Schutz ſeitens 
der öffentlichen Behörden zu beklagen. Dieſe Annahme wird geſtuͤtzt, wenn man 
die ſpaͤtere energiſche Behandlung der Angelegenheit gerade durch Bismarck 

in den Akten verfolgt. In dem Brief Bleichroͤders an den Kaiſer befindet 

ſich ein Hinweis auf die neueſte Form des Kampfes gegen die Juden, „als 

einen ſozialen Kampf gegen das Kapital im Namen der chriſtlichen Religion“. 

Auch dieſe Auffaſſung Bleichroͤders von der „chriſtlich-ſozialen Bewegung“ 
deckt ſich mit derjenigen Bismarcks. 

Kurze Zeit nach dem Briefe Bleichroͤders an den Kaiſer wurde der Bankier 
in Bad Ems von Kaiſer Wilhelm I. in einer eigens zu dieſem Zweck nach— 

geſuchten Audienz empfangen. Über die Aufnahme berichtete damals der 
„Berliner Boͤrſen-Courier“: „Kaiſer Wilhelm habe die Hetzereien, die von 

Stoͤcker ausgegangen ſeien, naturgemaͤß niemals gebilligt, aber er werde die 
Gelegenheit auch nicht voruͤbergehen laſſen, ganz direkt die Mißbilligung 
dieſer Hetzereien, die den Frieden der Konfeſſionen in Frage ſtellten, aus zu- 
druͤcken.“ Daß dieſe Verſion nicht unzutreffend war, geht aus einer Akten: 

Aufzeichnung des Geh. Kabinettchefs von Wilmowski, hervor, die unter dem f 
29. September 1880 angefertigt iſt: 
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Aktennotiz 29/9 1880. 
Nach Allerhoͤchſter Mitteilung hat Bleichroͤder dieſes Jahr in Ems bei S. M. eine 

Audienz in finanziellen Angelegenheiten gehabt und bei dieſer Gelegenheit ſich auch be— 

klagt uͤber die Agitation des Hofpredigers Stoͤcker gegen die Juden. S. M. haben er— 
widert, daß Allerhoͤchſt die „Hetzereien“ gegen die Juden allerdings mißbilligten, im 
uͤbrigen aber es einem Prediger nicht verargen koͤnnten, wenn er die Religion des von den 
Juden verfolgten Heilands gegen das Judentum in Schutz nehme. In Ruͤckſicht darauf, 

daß S. M. Koͤnig der Juden und Chriſten ſind, jene den letzteren in allen Rechten und 

Pflichten des Staatsbuͤrgers gleichſtehen, insbeſondere nicht minder Steuern zahlen, der 

Wehrpflicht genuͤgen und alle Staatslaſten tragen, daß S. M. als Landesherr die 

unzweifelhaft beſtehende Agitation nicht unterſtuͤtzen koͤnnen noch wollen, Stocker 
aber in einer ſeinem Amte als Hof-Domprediger nicht immer entſprechenden Weiſe der 
Agitation Vorſchub leiſtet, find S. M. nicht in der Lage eine Billigung feines Verfahrens 

auszuſprechen. Bei der Innendienſtſtellung der Hofprediger wuͤrde ſolches uͤberdies nur 

durch Ordre geſchehen koͤnnen, für deren Veroͤffentlichung Stöder in feinem Intereſſe 

ſorgen wuͤrde. S. M. wuͤrde dadurch in eine falſche Lage geraten. 

S. M. wuͤnſchen aber auch einen ausdruͤcklichen Tadel gegen den von Allerhoͤchſtdem— 

ſelben geſchaͤtzten Stoͤcker zu vermeiden, eine ſolche Außerung würde, wenn ſie .. .. ) 
die Stellung Stoͤckers als Prediger leicht erſchuͤttern. 

Unter dieſen Umſtaͤnden ſoll die Eingabe fuͤr jetzt beruhen bleiben. 

Abt. I Nr. 53/32238/9 /80 

Die Aufzeichnung von Wilmowski, daß die Eingabe auf ſich beruhen 
ſolle, war aber nicht zutreffend. Im Gegenteil, Kaiſer Wilhelm hat den 
Brief Bleichroͤders perſoͤnlich gelegentlich eines Vortrages Bismarck zur 
Ruͤckaͤußerung uͤbergeben (wovon, wie aus den Akten hervorgeht, das Ge— 
heime Zivil⸗Kabinet nichts wußte). Moͤglicherweiſe hat der Kaiſer bei dem 

Vortrag das Geſpraͤch auf den Bleichroͤderſchen Brief gebracht. 

Daß auch Kaiſer Wilhelm I. die antiſemitiſche Bewegung Stoͤckers miß— 
billigt, geht aus den Aufzeichnungen des Fuͤrſten Chlodewig Hohen— 

lohe zu Schillingsfuͤrſt hervor. Dieſer berichtet unter dem 29. No— 

vember 1880 uͤber ein Geſpraͤch mit Kaiſer Wilhelm I. Es heißt da woͤrtlich: 
„Wir kamen dann auf die Judenfrage. Der Kaiſer billigte nicht das Treiben 

des Hofpredigers Stoͤcker, aber er meinte, daß die Sache ſich im Sande ver— 
laufe und haͤlt den Spektakel fuͤr nuͤtzlich, um die Juden etwas beſcheidener 

zu machen.“ 
Als ſeinerzeit im „Boͤrſen⸗Courier“ die erwähnte Notiz uͤber Bleichroͤder 

und den Kaiſer erſchien, da richtete Stoͤcker den bekannten Brief an Kaiſer 
Wilhelm I. Ich kann mir hier verfagen, den Brief im Wortlaut wiederzu— 

geben. Er iſt in der Öffentlichkeit genügend bekannt (Stoͤcker hat ihn ſelbſt 
in ſeiner Broſchuͤre Seite 33 abgedruckt). Freilich ſtimmt das, was Stoͤcker 

wiedergibt, nicht vollkommen mit dem Original, das an Kaiſer Wilhelm J. 

1) Das folgende Wort iſt im Original nicht zu entziffern. 
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gerichtet war, und welches mir vorgelegen hat, überein. So ſchreibt Stoͤcker 
in ſeinem Buche: 

„Der „Boͤrſen-Courier“, welcher die Unterredung Ew. Majeſtaͤt mit Herrn 
v. Bleichroͤder brachte, uͤbertrifft alle anderen Zeitungen an grenzenloſer 
Nichtswuͤrdigkeit.“ 

In Wirklichkeit hat aber Stoͤcker folgendes geſchrieben: 

„Der „Boͤrſen-Courier“, das rein juͤdiſche Blatt, welchem Herr von Bleich— 
roͤder feine Unterredung mit Ew. Majeſtaͤt anvertraut hat, uͤber— 
trifft alle anderen Zeitungen an grenzenloſer Niedertraͤchtigkeit.“ 

Das Schreiben hat Bismarck im Original vorgelegen und iſt ſtellenweiſe 

mit Bleiſtift-Fragezeichen verſehen. Ich habe Anlaß, anzunehmen, daß dieſe 
Fragezeichen mit dem beruͤhmten großen Bleiſtift Bismarcks gemacht worden 

ſind und zwar befindet ſich ein Fragezeichen da, wo Stoͤcker ſagt, er habe 

einmal in der „harmloſeſten Weiſe“ den Namen des Herrn von Bleichröder 
genannt. Ferner befindet ſich ein Fragezeichen bei dem Satz: „Er habe 

Herrn von Bleichroͤder nicht als Perſon, ſondern nur als Beiſpiel bezeichnet.“ 
Ebenſo iſt ein Fragezeichen an der Stelle, wo Stoͤcker angibt, er habe den 
Kampf mit der „groͤßten Maͤßigung“ gefuͤhrt. Meine Annahme, daß die 
Bleiſtift-Fragezeichen von Bismarck herruͤhren, ſtuͤtzt ſich darauf, daß in dem 
Schreiben Stoͤckers an einer Stelle eine mit Bleiſtift geſchriebene Bemerkung 
ſich befindet, die ſofort fuͤr jeden als die Handſchrift Bismarcks zu erkennen 

iſt. An einer Stelle beklagt ſich nämlich Stocker darüber, daß im Koͤnigl. 
Schauſpielhaus ein Stuͤck „Die Graͤfin Lea“ aufgefuͤhrt wuͤrde, in dem der 
chriſtlich-germaniſche Adel von einer juͤdiſchen Emporkoͤmmlingin mit Fuͤßen 
getreten werde. Hier hat Bismarck eigenhaͤndig ein Kreuz gemacht und an 

den Rand geſchrieben: „Iſt von keinem Juden!“ Darin hat Bismarck 
auch Recht, denn das Stuͤck iſt von Paul Lindau. 

Als der Brief Stoͤckers an den Kaiſer in der Angelegenheit Bleichröder 
in der Offentlichkeit bekannt wurde, da wurde ſelbſt in rechtsſtehenden Kreiſen 
eine ſcharfe Kritik an dem Gebahren Stoͤckers geuͤbt. So ſchrieb im DE 
tober 1885 die „Schleſiſche Zeitung“ woͤrtlich: 

„Sur fo gut Herr Stocker die von ihm vertretene Sache auch halten mußte, 

ſo durfte doch erwartet werden, daß er in ſeinen Klagen gegenuͤber dem 
kaiſerlichen Herrn den geziemenden Ton finden wuͤrde. Das iſt nicht ge— 

ſchehen. Vielmehr wird man mit Erſtaunen und Entruͤſtung wahrnehmen, 
in wie wenig angemeſſenen Tone Herr Stoͤcker ſeine Angelegenheiten der 
Ehrfurcht gebietenden Perſoͤnlichkeit des greiſen Kaiſers vorzutragen gewagt 
hat. Die von Herrn Stoͤcker in Volksverſammlungen gewohnheitsmaͤßig 

gebrauchten Ausdruͤcke durften aber unter keinen Umſtaͤnden in einem Briefe 

an die Allerhoͤchſte Perſon angewandt werden. Die Sprache der Gaſſe darf 

nicht an den Stufen des deutſchen Kaiſerthrones laut werden.“ 
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Ich brauche dieſer Kritik nichts hinzuzufügen, Abgeſehen von dem Ton, 

in dem das Schreiben gehalten iſt, muß man es auch auf das ſchaͤrfſte miß— 
billigen, wenn gerade ein Hofprediger den Verſuch macht, den Kaiſer, der 
trotz ſeiner ſehr ſtarken Froͤmmigkeit allen Religionen gegenuͤber mit der 
größten Objektivität und Toleranz gegenuͤberſtand, für parteipolitiſche 
Zwecke einzufpannen. Und wenn Stoͤcker für feine parteisagitatorifchen 

Zwecke vom Kaiſer auch noch den „Segen“ verlangt und ſich nicht ſcheut, dem 

greifen Kaiſer zuzurufen, „feinen Kampf zu billigen“, fo iſt das, gelinde ge— 
ſagt, eine ganz grobe Ungehoͤrigkeit, die gerade bei einer Perſoͤnlichkeit, wie 
fie Wilhelm I. darſtellte, im hoͤchſten Grade unangebracht war. Kaiſer 
Wilhelm I. iſt von dem Augenblick feiner Thronbeſteigung an peinlich be— 
muͤht geweſen, ſtets dem Grundſatz der Gerechtigkeit zu huldigen. Das hat 
er bei den verſchiedenſten Gelegenheiten deutlich bewieſen und gerade dieſem 
Kaiſer in einer ſolchen Form zuzumuten, gegen den oberſten Grundſatz der 
Staatsgerechtigkeit zu verſtoßen, mußte aus dem Munde eines „Hof- und 
Dompredigers“ ganz beſonderen Anſtoß erregen. Fuͤrſt Bismarck hat denn 
auch mit ſeiner Charakteriſtik gerade uͤber dieſen Brief nicht hinter dem 
Berge gehalten. 

Selbſt der Freund Stoͤckers, Oertzen, ſagt uͤber Stoͤckers Brief: „An 
Stoͤckers Brief kann, wie geſagt, eine kritiſche Betrachtung hier und da die 
Form beanſtanden. Es haͤtte ſich dies und das in feinerer Weiſe ſagen laſſen. 

Auch durfte er den Kaiſer nicht fuͤr den Antiſemitismus in Anſpruch nehmen.“) 
Gelinde geſagt, iſt das freilich außerordentlich milde ausgedruͤckt. 
Infolge der Anweiſung Kaiſer Wilhelms 1. vom 18. Juni 1880 erſtattete nun⸗ 

mehr Bismarck gemeinſam mit dem damaligen Kultusminiſter von 

Puttkamer Bericht uͤber die Taͤtigkeit Stoͤckers. Dieſer Bericht iſt fuͤr die 
Auffaſſung Bismarcks Stoͤcker gegenuͤber ſo kennzeichnend, daß ich den 

Wortlaut dieſes Briefes nach dem Original, wie er dem Kaiſer vorlag, 
hier wiedergebe. 

Friedrichsruhe, 4. Dezember 1882. 

Berlin. 

An Seine Majeſtaͤt den Kaiſer und König. 
Eure Kaiſerliche und Koͤnigliche Majeſtaͤt haben die 

mit Anlage ehrfurchtsvoll wieder angeſchloſſene Imme⸗ 
diatvorſtellung des Geheimen Kommerzienrats von 
Bleichroͤder hierſelbſt betr. die Taͤtigkeit des Hof- und 

Dompredigers Stoͤcker als Leiter des von ihm gegruͤn⸗ 
deten chriſtlich⸗ſozialen Arbeiter-Vereins uns zur 

1) Oertzens Stoͤckerbiographie, Seite 231. 
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Kenntnisnahme, Prüfung und Bericht allergnädigft 
zufertigen zu laſſen geruht.!) ü 
In Folge deſſen verfehlen wir nicht, den nachſtehenden 

alleruntertaͤnigſten Bericht zu erſtatten. 

„Unſeres alleruntertaͤnigſtens Dafuͤrhaltens haben 

die unter Leitung des Hofpredigers Stoͤcker in dieſem 

Fruͤhjahr veranſtalteten Verſammlungen der chriſtlich— 

ſozialen Partei einen Charakter angenommen, der von 
Aufreizung zu Klaſſenhaß nicht frei iſt und unerfuͤllbare 
Verſprechungen macht, daher fuͤr die Ordnung des 
Staates als bedenklich bezeichnet werden muß und hat 

der Hofprediger Stoͤcker ſelbſt in dieſen Verſammlungen 

namentlich die Judenfrage in einer Weiſe behandelt, 

die ernſte Mißbilligung verdient. 
In erſter Beziehung iſt nicht in Abrede zu nehmen, 

daß wenn große Verſammlungen, deren Mitglieder in 
uͤberwiegender Zahl dem Handwerker- und Arbeiter⸗ 

ſtande angehoͤren, einen ſo tumultuariſchen Charakter 

annehmen, wie es bei den Stoͤckerſchen Verſammlungen 

gegen den Schluß des Winters und im Fruͤhjahr der 

Fall geweſen iſt, dies notwendig in den Teilnehmern die 
Achtung vor der Ordnung untergraben und die Neigung 
zu Erzeſſen foͤrdern muß. Es kommt ferner hinzu, daß 

in dieſen Verſammlungen den Sozialdemokraten, welche 

eine eigene Vereinstaͤtigkeit zu entfalten durch das 

Sozialiſtengeſetz genommen iſt, eine Gelegenheit ge— 
boten war, ihre Anhaͤnger in groͤßeren Maſſen in dieſe 
Verſammlungen zu fuͤhren und dadurch in Taͤtigkeit und 

Bewegung zu erhalten. 

Was aber das Verhalten des Hofpredigers Stoͤcker 

ſelbſt anbelangt, ſo faͤllt ihm als Veranſtalter und Leiter 
jener Verſammlungen nicht allein zur Laſt, daß er den— 

ſelben ruhigen und der Sache wuͤrdigen Charakter nicht 

zu erhalten verſtanden hat, ſondern ihn trifft auch der 

Vorwurf, daß er durch ſeine Reden und die Art der von 

ihm gefuͤhrten Politik weſentlich ſelbſt dazu beigetragen 
hat, daß die fraglichen Verſammlungen einen ſo tumul— 

tuariſchen Charakter angenommen haben. 

) Randbemerkung: Allerhoͤchſt eigenhändig und unmittelbar deshalb beim Kabinett 

davon nichts bekannt war. 

146 

ac 



Insbeſondere fällt hier die Art und Weiſe, wie er die 
Sudenfrage behandelt hat, ing Gewicht, die in der Tat 
geeignet erſcheint, die beſitzloſen Bevoͤlkerungsklaſſen 
gegen das beguͤterte Judentum aufzuregen, zumal der 
Hofprediger Stoͤcker in der Verſammlung vom 11. Juni 
d. J. welche den eigentlichen Gegenſtand der Beſchwerde 
des p. von Bleichroͤder bildet, ſich dazu hat hinreißen 
laſſen, auf eine beſtimmte Perſoͤnlichkeit, eben den Geh. 
Kommerzienrat v. Bleichroͤder als Prototyp des uͤber— 
maͤßige Schaͤtze anſammelnden Judentums in einer 
die geſetzloſe Begehrlichkeit ermutigenden Art hinzu⸗ 
weiſen. Das fuͤr eine objektive berechtigte Polemik 
ausreichende und gebotene Maß hat Hofprediger Stoͤcker 

in ſeinen uͤberdies vor einem uͤberaus gemiſchten und an 

ſich urteilsunfaͤhigen Publikum gehaltenen Reden offen⸗ 
bar uͤberſchritten, und ſich dadurch nicht nur von gegne— 
riſcher Seite die lebhafteſten Anfeindungen zugezogen 
ſondern unlaͤugbar auch die Sympatien eines großen 

Teiles derjenigen verſcherzt, die an ſich mit ihm auf 

demſelben Boden des Glaubens ſtehen. 

Daß ſelbſt abgeſehen von der Beſchwerde des Geh. 

Kommerzienrats v. Bleichroͤder ſolchen Vorkommniſſen 

gegenuͤber ein laͤngeres Zuwarten nicht am Platze iſt, 
kann umſoweniger zweifelhaft ſein, als auch in juͤngſter 

Zeit in der Verſammlung des „Centralvereins für 
Sozialreform“ am 14. Oktb. der p. Stoͤcker die Arbeiter 
durch uͤbertriebene Verſprechungen von Sicherſtellung 
gegen Arbeitsloſigkeit, Normalarbeits zeit und Heilung 

der ſozialen Schaͤden durch das ganz unzulaͤngliche 
Mittel der progreſſiven Einkommenſteuer zu unerfuͤll— 

baren Anſpruͤchen und zur Unzufriedenheit mit dem er— 

regt, was Ew. Majeſtaͤt Regierung zu Gunſten der Ar— 
beiter etwa zu tun vermag. Dagegen wird ſich fragen, 

in welcher Weiſe am Zweckmaͤßigſten hier einzugreifen 
ſei. Da nun uͤberdies die amtliche Stellung des p. 

Stoͤcker als Hof- und Domprediger bei Beurteilung der 

Sache nicht außer Betracht gelaſſen werden kann, ſo 

habe ich der alleruntertaͤnigſt mitunterzeichnete Miniſter 
der geiſtlichen Angelegenheiten nicht unterlaſſen zu 

duͤrfen geglaubt, dem Praͤſidenten des Evangeliſchen 
Ober Kirchenrats Dr. Hermes Gelegenheit zu einer ver— 

traulichen Außerung zu geben. 
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Obwohl derfelbe das Verhalten des p. Stoͤcker in 

einem milderen Lichte glaubt beurteilen zu koͤnnen als 

wir darzulegen die Ehre gehabt haben, ſo haͤlt auch er ein 
Einſchreiten fuͤr geboten, ſpricht ſich indeſſen gegen die 
Einleitung eines Diſziplinarverfahrens aus, teils des 
Aufſehens wegen, das ein ſolches verurſachen muͤſſe 
teils wegen der Zweifelhaftigkeit feines Ausganges. 
Er iſt vielmehr der Meinung daß auch in Ruͤckſicht auf 

die Perſoͤnlichkeit des Stoͤcker nichts von gleich heilſamer 

Wirkung fein werde!) als eine ihm von allerhoͤchſter 

Stelle erteilte Mahnung. 

Dieſer letzteren Auffaſſung vermoͤgen wir uns nur 
alleruntertaͤnigſt anzuſchließen. 

Sollte dieſe Mahnung nicht den ausreichenden Erfolg 
haben, fo würde eine ſpaͤter einzuleitende Diſziplinar⸗ 
unterſuchung auch die bisherigen Vorgaͤnge noch in Be— 
tracht ziehen koͤnnen. 

Im Intereſſe des Hofpredigers Stoͤcker ſelbſt und um 

wenn moͤglich, weiterem Vorſchreiten desſelben auf der 

verhaͤngnisvollen Bahn, die er betreten, vorzubeugen, 
muͤſſen wir aber auf die Erteilung einer ernſten Mahnung 
an den p. Stoͤcker um ſo entſcheidenderes Gewicht legen, 

als die letzten Verſammlungen, welche die chriſtl. ſoziale 
Arbeiterpartei hier gehalten hat, gegenuͤber einer ruhigeren 

Haltung der Verſammlung im Laufe des Sommers an— 

nommen hatte, wiederum den Charakter erregter Leiden—⸗ 

ſchaftlichkeit und tumultuariſcher Bewegung gezeigt 
haben 

(Hier folgt ein Hinweis auf Verſammlungen, an 

denen Stoͤcker nicht beteiligt war). 

0 Zwar iſt Hofprediger Stoͤcker in jener Ver— 

ſammlung nicht anweſend geweſen. Er ſoll ſich vielmehr 
zu jener Zeit auf einer Reiſe zu Parteizwecken in Oſt⸗ 
preußen befunden haben ..... 

Dies aͤndert indeſſen an der Sache nichts, welche nur 
zu deutlich zeigt, bis zu welchem Grade der Leiden— 

1) Randbemerkung: cf. Außerung Stoͤckers am Schluſſe feiner Immediat⸗Eingabe 

vom 23. 9. (Der in der Randbemerkung erwähnte Schlußpaſſus von Stoͤckers Imme— 

diat⸗Eingabe lautete woͤrtlich: „Aber ich wage zu hoffen, daß Ew. Majeſtaͤt, wenn es mir 
vergoͤnnt waͤre, meine Anſchauungen dem landesvaͤterlichen Herzen Ew. Majeſtaͤt dar⸗ 

zulegen, meinen Kampf billigen und Allerhoͤchſt ihren Segen dazu nicht verſagen wuͤrden“). 
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ſchaftlichkeit die Parteigaͤnger Stoͤckers aufgeregt find, 
ſo daß ſie ſich zu Außerungen hinreißen laſſen, die mit 

den Pflichten der Loyalität gegen Ew. Majeſtaͤt Aller: 
hoͤchſte Perſon in ſchroffem Widerſpruch ſtehen. 

Die Verſammlung vom 27. Oktbr. iſt aber im uͤbrigen 
eine der ſtuͤrmiſchſten geweſen, die je von den Chriſtlich⸗ 
Sozialen abgehalten und der tumultuariſche Charakter, 
den ſie angenommen und der zu ihrer Schließung vor 
Erledigung der Tagesordnung genoͤtigt hat, iſt leider 
im Weſentlichen auf die leidenſchaftliche und auf— 
reizende Art zuruͤckzufuͤhren, in welcher der Hofprediger 
Stoͤcker, welcher die Verſammlung geleitet hat, fort= 

waͤhrend perſoͤnlich in die Debatte eingriff. 

Eure Kaiſerliche und Koͤnigliche Majeſtaͤt bitten wir 

hiernach alleruntertaͤnigſt, 

dem Hof- und Domprediger Stoͤcker im Sinne 
unſeres ehrfurchtsvollen Berichts die Allerhoͤchſte 

Mißbilligung der in ſeiner bisherigen Tätigkeit nach 
Form und Maß vorgekommenen Ausſchreitungen 
und eine ernſte Mahnung vor Erregung von 
Argernis und Zwietracht erteilenlaffen zu wollen. 

v. Bismarck. von Puttkamer 

Als ich ſ. Z. zum erſten Male den Bericht Bismarcks an den Kaiſer in der 

Originalreinſchrift las, da war mir klar, daß die Ausfuͤhrung zu einem ſehr 
großen Teil Geiſt von Bismarcks Geiſt war, daß ſtellenweiſe ſogar der Wort— 
laut von Bismarck beeinflußt geweſen ſein mußte. Ganz beſonders der letzte 

Satz zeigte mir gar zu deutlich den eigenartigen perſoͤnlichen Stil des Kanzlers. 

Es kam mir nun darauf an, feſtzuſtellen, ob dieſe Auffaſſung zutreffend war. 

Nach laͤngerem Suchen fand ich ſchließlich das Concept zu dem Briefe in den 

Akten des preußiſchen Kultusminiſteriums und es ergab ſich, daß in der Tat die 

Schaͤrfe gerade des letzten Satzes von Bismarck perſoͤnlich bewirkt worden 

war, der die erheblich mildere Faſſung Puttkamers geſtrichen hatte. Um dem 

Leſer einen Einblick in die Redaktionstaͤtigkeit Bismarcks auf dieſem Gebiete 

zu ermoͤglichen, bringe ich daher neben der Abbildung der Reinſchrift auch 

noch das Lichtbild des Conceptes mit den charakteriſtiſchen Schriftzuͤgen 
Bismarcks. (Vgl. Abbildung vor dem Titelblatt ſowie auf der folgenden 
Seite des Buches). 

Auf den Bericht vom 4. Dezember uͤberſendet unterm 7. Dezember 1880 das 
Geheime Zivilkabinet an Bismarck „im allerhoͤchſten Auftrage“ das be— 

reits erwaͤhnte Schreiben Stoͤckers, das dieſer am 23. September als Eingabe 
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direkt an den Kaiſer geſandt hatte. Dieſes Schreiben Stöders war ſ. Z. auf 
Befehl des Kaiſers unbeantwortet zu den Akten genommen worden, weil im 

Zivilkabinett von der Eingabe Bleichroͤders nichts bekannt war. Dieſe hatte 

naͤmlich der Kaiſer perſoͤnlich Bismarck gegeben. Infolge des Berichtes Bis— 

marcks befahl nun der Kaiſer den Brief Stoͤckers Bismarck vorzulegen 

und „Hochdieſelben, wenn Sie bei deren berichteten Auffaſſung verbleiben, 

zu erſuchen, S. M. unter Ruͤckgabe der Eingabe den Entwurf einen an Stoͤcker 
zu richtenden Ordre vorzulegen”. 

Auf dieſe Anregung ergeht von Bismarck und Puttkamer an den Kaiſer 
ein neues Schreiben: 

— den 27. Dezember 1880. 

Eurer Kaiſerl. u. Koͤnigl. Majeſtaͤt verfehlen wir 
nicht, in Folge des Allergnaͤdigſten Befehles, welche 
uns durch Allerhoͤchſtdero Geheimen Kabinetsrat 

unterm 7. ds. Mts. zugegangen iſt, anbei die Vorſtellung 
des Hofpredigers Stoͤcker vom 23. Septbr. d. J. nebſt 

der Immediateingabe des Geheimen Kommerzienrats 

von Bleichroͤder vom 18. Juni d. J. mit der ehrfurchts⸗ 

vollen Anzeige zuruͤck zu reichen, daß wir aus der Ein— 

gabe des p. Stocker keinen Anlaß zu einer Anderung oder 
Modifizierung derjenigen Auffaſſung haben entnehmen, 

koͤnnen, welche wir in unſerem alleruntertaͤnigſten Bericht 
vom 4. d. M. vorzulegen die Ehre gehabt haben. Die— 

ſelbe verraͤt im guͤnſtigſten Falle denſelben Mangel an 
Beſtimmtheit im Urteil, welcher den p. Stoͤcker zu der 

Aufgabe, die er ſich geſtellt hat, beſonders ungeeignet 
macht. Demgemaͤß unterlaſſen wir nicht Eurer Kaiſer— 
lichen und Koͤniglichen Majeſtaͤt huldreichem Befehle 

gemaͤß anbei den Entwurf einer an den p. Stoͤcker zu 

richtenden Allerhoͤchſten Ordre in tiefſter Ehrfurcht 
vorzulegen. 

An 

Seine Majeſtaͤt 
den Kaiſer u. Koͤnig. 

v. Bismarck. von Puttkamer. 

Der von Bismarck zuſammen mit Puttkamer entworfene und unver⸗ 
aͤndert von Kaiſer Wilhelm I. unterzeichnete allerhoͤchſte Ver weis an 
Stoͤcker vom 29. Dezember 1880 hat folgenden Wortlaut: 
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„uber Ihre Tätigkeit als Leiter des von Ihnen gegründeten chriftlich- 
ſozialen Arbeiter-Vereins habe Ich mit Bezug auf Ihre Vorftellungen vom 
23. Dezember d. Is. aus Anlaß einer Immediat-Eingabe des Geh. Kommer— 
zienrats v. Bleichroͤder Bericht von dem Reichskanzler und dem Miniſter der 

geiſtlichen Angelegenheiten erfordert und die Überzeugung gewonnen, daß 
wenn Sie auch bei Ihren ſozialen Beſtrebungen von guter Abſicht geleitet 
werden, doch Ihre bisherige Taͤtigkeit von Ausſchreitungen nach Form 

und Maß nicht frei geblieben iſt. Ich kann insbeſondere Ihnen Meine Miß— 
billigung daruͤber nicht vorenthalten, daß Sie durch Hinweiſung auf einzelne 

große Vermoͤgen wie in der Rede vom 11. Juni d. Is. geſchehen und auf die 
Unzulaͤnglichkeit der von Meiner Regierung zu Gunſten der Arbeiter beab— 
ſichtigten Schritte, denen Sie insbeſondere in der am 14. Oktober ds. Is. 

in der Verſammlung des Zentralvereins fuͤr ſoziale Reform gehaltenen Rede 
weitergehende Ziele gegenuͤberſtellten, Begehrlichkeiten, zu deren Befriedigung 
auch Sie kein Mittel kennen, mehr erregt als beruhigt haben. Ich erwarte, 
daß Sie fortan uͤberall, wo Sie oͤffentlich auftreten, auch außerhalb Ihres 

geiſtlichen Amtes die dem letzteren beſonders obliegende Pflege des Friedens 
unter allen Klaſſen meiner Untertanen unbeirrt im Auge behalten werden. 

Wilhelm.“ 

Von der Abſendung dieſes Verweiſes wurde Bismarck mit dem ausdruͤck— 
lichen Hinweis in Kenntnis geſetzt, daß der Kaiſer keine Anderung an dem 
von Bismarck vorgeſchlagenen Text bewirkt habe, und der Geh. Kommerzienrat 
v. Bleichroͤder wurde davon verſtaͤndigt, daß dem Hofprediger Stoͤcker gegen: 

uͤber allerhoͤchſt das Notwendige veranlaßt worden ſei. 
Bei dem Verweis vom 29. Dezember 1880 iſt in den Akten ein Vermerk: 

„Abſchrift der Ordre iſt für den Kronprinzen, welcher fie zu haben wuͤnſcht, 

zu nehmen.“ 
Mit Recht ſagt Stoͤcker in ſeiner Broſchuͤre, daß er es der Hilfe des Herrn 

Dr. Hermes vom Evangeliſchen Oberkirchenrat zu verdanken habe, daß er nur 
mit einem Verweiſe davon kam.) Oertzen ſpricht die Vermutung aus, daß 

bei dieſem Verweis „ein Satz anſcheinend der Bismarckſchen Klagefchrift 

entnommen ſei“; in Wirklichkeit iſt aber der ganze Verweis woͤrtlich dem 

Bismarckſchen Konzept entnommen. — 
Durch feine ganze Kampfesweiſe hat Stocker die Formen verſchuldet, in 

denen ſich ſpaͤter die antiſemitiſchen Verſammlungen abſpielten, eine Feſt⸗ 

ſtellung, die ja auch Bismarck in ſeiner Beſchwerdeſchrift an den Kaiſer macht. 

Gewiß iſt richtig, daß nicht jede Entgleiſung auf das Konto Stoͤckers zu ſetzen 

iſt, daß vieles in der antiſemitiſchen Bewegung geſchah, was Stoͤcker viel- 

1) Die Stellungnahme des Praͤſidenten Hermes für Stoͤcker, die ein ſchaͤrferes Zugreifen 

Bismarcks gegenüber Stöcker verhinderte, geht deutlich aus den im Anhange dieſes Buches 

abgedruckten Aktenſtuͤcken hervor. 
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leicht ſelbſt mißbilligte. Aber der Führer einer Bewegung ift ſtets perſoͤnlich ver: 
anwortlich dafuͤr, welche Formen die Bewegung annimmt, wenn er nicht 

ſeine Unfaͤhigkeit zum Fuͤhrer eingeſtehen will. Wenn von Stoͤckers Freunden 

zur Entſchuldigung geſagt wird, daß Stoͤcker ſich Antiſemiten angeſchloſſen 
haͤtte, die die „Judenhetze als Sport mit einer gewiſſen Frivolitaͤt und Lieb— 
loſigkeit betrieben“, ſo trifft Stoͤcker der Vorwurf, daß er dieſe Elemente 

ruhig hat fuͤr ſich arbeiten laſſen und nicht rechtzeitig einen Trennungsſtrich 
zwiſchen ſich und dieſen Elementen gezogen hat. Es iſt aber nicht vornehm, 

ſich zunaͤchſt der Unterſtuͤtzung von Radaubruͤdern zu bedienen und dann 

nachher zu erklaͤren, dieſe Hätten nichts mit dem „fittlichen Pathos Stoͤckers“ 

zu tun gehabt. Im uͤbrigen war Stoͤckers Kampf gegen die Juden ihm ſelbſt 
dadurch erſchwert, daß ihm aus den Reihen ſeiner eigenen Fachkollegen 
angeſehene Maͤnner entgegentraten. Es waren dies vor allem Prof. Delitzſch, 
Prof. Strack und Prof. Baumgarten. 

Fuͤr die vorgeſetzte Behoͤrde, vor allem den Evangeliſchen Oberkirchenrat, 

iſt Stoͤcker ſo etwas wie ein „enfant terrible“ geweſen; denn beim Ober: 
kirchenrat befinden ſich unzählige Aktenſtuͤcke, die die jeweiligen Unterſuchungs— 

ver fahren, Gerichtsverhandlungen und ſonſtige „Fälle Stoͤcker“ behandeln. 
Wohl noch nie in der preußiſchen Geſchichte ſind uͤber einen Hofprediger 

derartig viele Unterſuchungen gefuͤhrt worden, wie uͤber Stoͤcker. Es 
mag fein, daß er im Falle Witte — der ja zu den unerfreulichſten Erſchei—⸗ 
nungen im Leben Stoͤckers gehoͤrt — unſchuldig geweſen iſt. Die Form aber, 
in der er den Kampf fuͤhrte, war jedenfalls unwuͤrdig eines Mannes, der 
dazu da ift, Gottes Wort zu verkuͤnden. Überhaupt mußte es auf jeden glaͤu⸗ 

bigen Chriſten einen außerordentlich peinlichen Eindruck machen, zu ſehen, 

daß ein Mann, der Sonntags auf der Kanzel im Dom ſtand, wochentags 
abwechſelnd als Klaͤger oder Beklagter vor den Gerichten ſaß. Die dauernden 

Verleumdungs- und Beleidigungs-Prozeſſe, die er fuͤhrte, mußten ihn unter 
allen Umſtaͤnden in der Offentlichkeit herabſetzen und auch bei ſeinen 
Freunden den Eindruck verſtaͤrken, daß er ſeinen politiſchen Kampf nicht immer 
mit vornehmen Waffen gefuͤhrt hat. Und ſo mehrten ſich denn die Stimmen, 
dir auf das Unwuͤrdige der Haltung Stoͤckers hinwieſen. 

Der Ausgang der Prozeſſe war in ſehr vielen Faͤllen fuͤr den Klaͤger Stöcker 
mehr belaſtend als fuͤr den verurteilten Angeklagten. Stoͤcker ſelbſt hat das 

auch empfunden. In ſeinem Buche troͤſtet er ſich daruͤber mit folgendem 
Satz: „Ich nehme von einem deutſchen Richter an, daß er mit Bewußtſein 

und Recht richtet; aber die Partei-Eingenommenheit iſt bei vielen ſo groß, 

daß in politiſchen Prozeſſen die Unparteilichkeit ziemlich unmoͤglich wird. 
Haͤngt aber die ſchwebende Sache mit dem Judentum zuſammen, ſo verwirrt 
ſich leicht auch ein ſonſt klarer Geiſt.“ ) 

1) 13 Jahre Hofprediger Seite 42. 
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Ein größerer Vorwurf, als dem deutſchen Richter Partei-Eingenommenheit 
nachzufagen, ift im Munde eines Predigers kaum denkbar, und gerade dieſer 
Vorwurf wirft kein ſchoͤnes Licht auf den Charakter des allzu ſtreitſuͤchtigen 

Mannes. 

Im uͤbrigen hat ja nicht nur Bismarck und der nachmalige Kaiſer Frie— 
drich III. die Haltung Stoͤckers mißbilligt, ſondern mindeſtens ebenſoſehr 

religiös empfindende chriſtliche Kreiſe, und insbeſondere orthodoxe Prote— 

ſtanten haben keinen Hehl aus ihrer ablehnenden Haltung Stoͤcker gegen— 

uͤber gemacht. So ſchreibt z. B. der „Evangeliſche Kirchliche Anzeiger“ 
in ſeinem Jahresruͤckblick von 1880: 

„Allgemein anerkannt wird, daß dem Hofprediger Stoͤcker eine große Ar— 
beitskraft und ein Geſchick der hinreißenden Volksrede innewohnt, welches 

ihn zum Agitator und Volkskaͤmpfer praͤdeſtiniert. Was aber die Aner- 
kennung ſeines Wirkens vielfach in chriſtlichen Kreiſen hemmt, iſt vornehm— 

lich, daß er ſoziale Forderungen auf Grund der Heiligen Schrift und im 
Rahmen des Chriſtentums geltend macht und auf dem Wege ſeiner Agitation, 
namentlich in der Judenfrage, zu Mitteln des Angriffs und der Verteidigung 
zu greifen ſich genoͤtigt ſieht, die auch wohlgeneigten Freunden Bedenken er— 
regen, weil ſie eher Wunden ſchlagen als heilen und Waſſer auf die Muͤhle 

der Leute geben, mit denen Hofprediger Stoͤcker nichts zu ſchaffen haben 

will.“ 
Im Februar 1879 erließ im Zuſammenhang mit der Bewegung der Anti: 

ſemiten der Evangeliſche Oberkirchenrat eine Kundgebung, die ſich 

gegen das agitatoriſche Auftreten der Geiſtlichen in der Politik richtete. Es 

wurden darin die Geiſtlichen ermahnt, „bei der Ausuͤbung ihrer ſtaatsbuͤrger— 

lichen Rechte diejenige Vorſicht und Zuruͤckhaltung zu beobachten, welche das 

Amt, dem Himmelreich in der Welt den Weg zu bahnen, und das Wort von der 
Verſoͤhnung zu predigen, mit ſich bringt. Kaum etwas habe den Einfluß 

der amtlich organiſierten Kirche ſo geſchaͤdigt, als der von verſchiedenen Seiten 

unternommene Verſuch, die Kirche, ihre Bekenntniſſe und ihre Organe als 
Mittel für beſtimmte politiſche Parterzwecke zu benutzen.“ (Das iſt eine 

deutliche Spitze gegen den Hofprediger Stoͤcker. Spaͤter hat dann allerdings 
der Evangeliſche Oberkirchenrat allzuſehr Stoͤcker in Schutz genommen!) 

Ein fuͤr Stoͤcker ſehr unangenehmer Konflikt entſtand, als es ſich um die 

Frage der bekannten antiſemitiſchen Petition an Bismarck handelte. Wie an 
anderer Stelle dieſes Buches bereits auseinandergeſetzt, hatte man Bismarck 
von antiſemitiſcher Seite aus eine Petition mit nicht weniger als 250 000 

Unterſchriften uͤbergeben und das, trotzdem Bismarck ſelbſt die Vaͤter dieſer 
Petition vor der Abſendung gewarnt hatte. Es war nun die Frage, ob Stoͤcker 
die Eingabe unterzeichnet habe oder nicht. Das feſtzuſtellen war um fo wich— 
tiger, als eine Reihe fuͤhrender Maͤnner, ſo u. a. Treitſchke, es abgelehnt hatte, 
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die Eingabe zu unterzeichnen. Gelegentlich der Verhandlungen im Reichstag 
beantwortete Stoͤcker dieſe Frage zunaͤchſt mit Nein, bis ihm ſchließlich dann 
ſeine eigene Unterſchrift entgegengehalten wurde. Er hat ſich dann heraus— 

geredet; aber auf jeden unbefangenen Leſer macht die damalige Reichstags— 

Debatte und das Verhalten Stoͤckers, wenn man es milde ausdruͤckt, einen 

klaͤglichen Eindruck, und ein derartiges Benehmen iſt natuͤrlich auch Bismarck 
nicht entgangen. Denn Stoͤcker berief ſich ſchließlich darauf, daß er die erſten 
20 000 Exemplare des Antrags nicht unterſchrieben habe, die folgenden habe 

er dann auf erneutes Bitten ſchließlich unterſchrieben. Von jenem Verhalten 

rührt die ſcharfe Kritik her, die man dann fpäter an Stoͤckers Auftreten geuͤbt 
hat. Stoͤckers Biograph, Dietrich von Oertzen, klaͤrt nun dieſe Frage wie folgt 
auf: „Es kann heute mit voller Beſtimmtheit geſagt werden, daß, wenn 
Stoͤckers Ausſage in der Tat unklar war, dies nicht auf moraliſche Unent— 

ſchloſſenheit, ob er die Wahrheit ſagen wolle oder nicht, zuruͤckzufuͤhren iſt, 
ſondern auf eine ganz verzwickte Situation. Stoͤcker hatte die Petition zu— 

erſt, d. h. vor der Publikation, unterſchrieben, dann auf Bitten einiger Freunde 
die Unterſchrift zuruͤckgezogen, ſo daß der veroͤffentlichte Wortlaut ſeinen 

Namen nicht trug. Dann hat er wiederum auf Bitten anderer zwar nicht 
die Petition, aber ein Schreiben an die Superintendenten unterſchrieben.“ ) 

Von einer beſonderen Charakterfeſtigkeit wird man in dieſem Falle wohl 

kaum ſprechen koͤnnen! Oertzen ſucht ihn hier in Schutz zu nehmen, indem er 
in dieſem Zuſammenhang ſagt: 

„Ein Fehler war es ja zweifellos, daß er in Gewaͤhrung oder Verſagung 

ſeiner Unterſchrift nicht konſequent geweſen iſt, ſondern erſt gewaͤhrte, dann 

verſagte, dann wieder teilweiſe gewaͤhrt hatte, alles nach Maßgabe der Bitten, 
die man an ihn richtete. Aber er war eben damals noch ein Anfaͤnger in 
der Politik.“ (J) 

Ein intereſſantes Problem iſt die Frage, welche Maßregeln Bismarck gegen 
Stoͤcker geplant hatte. Geruͤchte beſagten naͤmlich, daß Bismarck den Verſuch 
gemacht haͤtte, das Sozialiſten-Geſetz auf Stoͤcker in Anwendung 
zu bringen nnd Stoͤcker ins Ausland aus weiſen zu laffen. 

Dieſe Abſicht iſt uͤbrigens angedeutet in dem ſchon wiedergegebenen 

offizioͤſen Zeitungs-Aufſatz.?) Stoͤcker hat mehrfach ſelbſt behauptet, daß 

Bismarck ihn habe ausweiſen laſſen wollen. Auch Eugen Richter 
erwaͤhnt, „daß in den erſten Jahren des Sozialiſten-Geſetzes Bismarck 

1) Seite 292. 

2) Dort heißt es woͤrtlich: „Der Hofprediger Stoͤcker iſt wegen ſeines Vorgehens 
auf ſozialem Gebiete der Regierung von vornherein nichts weniger als persona grata 
geweſen — es iſt vielmehr ſchon früher die Frage in Erwägung gezogen 

worden, ob das Auftreten desſelben nach Erlaß des Sozialiſtengeſetzes 

überhaupt noch zu dulden ſei“. (Vgl. S. 138 dieſes Buches.) 
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vergeblich beim Miniſterium des Innern die Ausweiſung Stoͤckers auf 
Grund dieſes Geſetzes beantragt“ habe. Stoͤcker ſelbſt fuͤhrte hierfuͤr ſogar 

Zeugen an, die es angeblich gewußt haben. So lange Bismarck im Amte 
war, hat ſich der Kanzler zu dieſer Behauptung nicht geaͤußert. Er ſcheint 

ihr jedenfalls in der Offentlichkeit nicht widerſprochen zu haben. Aber 
nach ſeinem Ruͤcktritt hatte Bismarck Gelegenheit, auf dieſe ſehr intereſſante 
Frage noch einmal zuruͤckzukommen. In dem Stoͤckerſchen Blatt „Das 

Volk“ wurde im Anſchluß an die Veroͤffentlichung des ſogenannten „Scheiter— 
haufenbriefes“ verfucht, den uͤblen Eindruck, den der Brief in der Offentlich— 

keit machte, dadurch zu mildern, daß man dieſen Brief als erklaͤrlich bezeich— 
nete durch das damalige Vorgehen des Kanzlers, „der den Antrag ge— 

ſtellt hat, Stöder auf Grund des Sozialiſten-Geſetzes aus: 

zuweiſen.“ Auf dieſen Vorwurf antwortete Bismarck in den „Hamburger 
Nachrichten“ vom 9. September 1895: 

„Die Lesart, Fuͤrſt Bismarck habe dieſen Antrag geſtellt, beruht auf Er— 
findung, wenn auch die Erwägung der Frage damals nahegelegen hat.“ 

Dieſes Dementi iſt Bismarck ſehr erleichtert worden. Bismarck beſtreitet 

ausdruͤcklich, „daß er den Antrag geſtellt hat.“ Das iſt ſicherlich richtig. 
Bis zu einem „Antrag“ wird es nicht gekommen ſein. Ob er aber dieſen 
Plan nicht im engeren Kreiſe beſprochen hat, iſt eine andere Frage, und wenn 

man die verſchiedenen Veroͤffentlichungen kritiſch unterſucht, dann iſt die 

Auffaſſung nicht ganz unvertretbar, daß Bismarck, als Herr Stoͤcker es ihm 

zu toll getrieben hat, die Frage erwog, ob vielleicht mit Hilfe des Sozialiſten⸗ 

Geſetzes Stoͤcker beizukommen ſei. “) 5 
Daß Bismarck in der Tat gegen Stoͤcker mit ſehr ſcharfen Mitteln vorzu⸗ 

gehen geplant hatte, geht auch aus einer Erzählung Stoͤckers hervor, die woͤrt⸗ 

lich lautet: 
„Fuͤrſt Bismarck hat, wie ich ſpaͤter in den Tagen der Walderſee-Verſamm⸗ 

lung erfuhr, von zwei Miniſtern gefordert, fie ſollten mich aus Berlin aus— 

weiſen wie andere Sozialdemokraten; natuͤrlich geſchah dies nicht. Die 
| Blätter des Reichskanzlers haben dies immer geleugnet; aber ein Minifter 

hat mir erzählt, er habe dem Reichskanzler offen erklaͤrt, er koͤnne das nicht; 
ich ſei ſchon als Militaͤrgeiſtlicher als einer der koͤnigstreueſten Männer bez 

kannt geweſen. Darauf ſei es unterblieben. Nachher ſei dann durch ein 
kaiſerliches Schreiben die Sache, offenbar Bismarck zuliebe, getadelt. Der 
Kanzler aber ſei, das erzaͤhlte mir der Oberkirchenratspraͤſident, bei dieſer 

1) Die Frage, ob Bismarck die Abſicht gehabt hat, Stoͤcker ausweiſen zu laſſen, hat 

ſeinerzeit ſehr erheblich die Offentlichkeit beſchaͤftigt. Sie iſt u. a. behandelt worden in 

der „Voſſiſchen Zeitung“ Nr. 462 vom 3. Okt. 1890, im „Berliner Tageblatt“ Nr 502 

vom 4. Okt. 1890 und in der „Koͤlniſchen Volkszeitung“ Nr. 472 vom 4. Okt. 1890. 
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Gelegenheit über die Aussprache bei S. M. dem Kaiſer fo in Zorn und Wut 
geraten, daß er dieſelbe nicht habe hoͤren wollen.“ 

Dieſe Darftellung, fo bemerkt ſ. Z. die „Lib. Korr.“ hierzu, beweiſt jedenfalls, 

mag ſie auch ſehr ſubjektiv zu Gunſten des Erzaͤhlers gefaͤrbt ſein, daß 

Fuͤrſt Bismarck nach anfaͤnglichem Gewaͤhrenlaſſen die Gefaͤhrlichkeit der 
von Stoͤcker betriebenen Judenhetze ſehr bald erkannt hat und daß er, wenn 

nicht ſtarke Kraͤfte gegen ihn gewirkt haͤtten, mit dem „teuren Gottesmann“ 

ſehr bald kurzen Prozeß gemacht haͤtte. 

Als ſeinerzeit im „Reichs boten“ die Behauptung aufgeſtellt wurde, Bis— 
marck habe die Ausweiſung Stoͤckers gefordert, da aͤußerte das „Deutſche 

Tageblatt“ Zweifel an den Angaben und wies darauf hin, daß Bismarck 

in einer ſehr viel näher liegenden Periode — gemeint war die Regierungs- 
zeit Kaiſer Friedrichs III. — einen empfindlichen Schlag gegen Stoͤcker, 

naͤmlich ſeine Entfernung vom Hofpredigeramte, abgewandt habe. Hierauf 

antwortete freilich der „Reichsbote“ nicht mit Unrecht: „Das geſchah aller— 

dings in den erſten Tagen der Regierung Kaiſer Friedrichs, macht aber unſere 

Mitteilung nicht unwahr. Fuͤrſt Bismarck folgte oft den Impulſen des 
Augenblicks, wie das Vorgehen der offizioͤſen Preſſe gegen Stoͤcker nach der 
Walderſee-Verſammlung und vor der letzten Wahlkampagne illuſtriert.““) 

Der Schritt des Reichskanzlers wegen der Ausweiſung Stoͤckers ſoll an— 

geblich im Sommer 1880 erfolgt fein, vermutlich nach der Verſammlung 

vom 11. Juni, wo Stoͤcker auf Herrn v. Bleichroͤder hinwies, der mehr Geld 
beſitze als alle Geiſtlichen. Damals ſoll angeblich Bismarck ein Schreiben 

an den Miniſter des Innern gerichtet haben, und zwar behauptet Stoͤcker 

dies trotz der Ableugnungsverſuche der „Hamburger Nachrichten.“ Ich habe 
ein derartiges Schreiben nicht in den Akten feſtſtellen koͤnnen, was natuͤrlich 

nicht ausſchließt, daß es trotzdem abgegangen iſt, da ja nicht alle Schreiben, 

die Bismarck an ſeine Miniſterkollegen ſandte, zu den Akten gegeben wurden. 

Daß Stoͤcker feine Information über die Ausweiſungsplaͤne von dem da— 

maligen Miniſter Puttkamer hatte, ſteht außer Zweifel und gerade dieſe 

Tatſache koͤnnte vielleicht fuͤr die Richtigkeit ſprechen. 

1883 hielt Stoͤcker in London bei einer Lutherfeier zwei Vortraͤge, wobei 

er u. a. auch die Sozialpolitik Deutſchlands behandelte. Während der Vor- 
träge Stoͤckers kam es zu Zufammenftößen, und wenn man dem Urteil der Zeitz 
genoſſen trauen darf, hat das Auftreten Stoͤckers nicht gerade dazu beigetragen, 
das Anſehen des Deutſchtums im Auslande zu heben. Infolgedeſſen erhielt 

Stocker von feiner vorgeſetzten Kirchenbehoͤrde einen Verweis, und es wurde 
ihm aus dieſem Anlaß verboten, im Auslande jemals wieder Vortraͤge zu 

1) Poſchinger: Fuͤrſt Bismarck und die Parlamentarier“, Band III, S. 76. 
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halten. Ja man ging fogar fo weit, Stöder fchließlich zu verbieten, während 
feines Urlaubes in Deutſchland Vorträge zu halten, da man das Unpaffende 
ſeines Auftretens an maßgebender Stelle deutlich empfunden hatte. Stoͤcker 

ſpricht in ſeinem Buche von „recht empfindlichen Demuͤtigungen“. In der 

Tat war die Beſchraͤnkung der geiſtigen Freiheit für ihn eine Demuͤti— 
gung. Aber er hatte fie ſich ſelbſt zuzuſchreiben; denn den anderen Hofpredi— 
gern wurden derartige Beſchraͤnkungen nicht auferlegt. In einem Falle iſt 

Stoͤcker ſogar ein Urlaub nach feiner Beſitzung in Bayern nur unter der Be— 
dingung erteilt worden, daß er ſich verpflichtete, unterwegs keine Vortraͤge 
zu halten! | 

Im Jahre 1885 war die Lage für Stoͤcker befonders kritiſch. Seine Ent— 
laſſung war feſt beſchloſſen. Das geht deutlich aus einem Schreiben des 

Oberkirchenrates Hermes an Stoͤcker hervor. Hermes erhielt damals die 
Ermaͤchtigung vom Kaiſer, zu ſagen, daß er die Demiſſion als Hof- und Dom— 

prediger wuͤnſche. „Schon gleich nach den ungluͤcklichen Verhandlungen 
ca. Baͤcker kam die Aufforderung, mit Bezug auf Ihr Amt als Hof- und 

Domprediger zu berichten. Ich ſchob die Sache auf den diſziplinariſchen 
Weg, wodurch ſich deren Verzug bis zur Rechtskraft des Erkenntniſſes ergab. 

Inzwiſchen ließ Herr v. Wilmowski mir mitteilen, daß nach der Anſicht 

des Kaiſers wie der Kaiſerin Sie nicht laͤnger Hofprediger bleiben koͤnnten. 

Ich reagierte darauf nicht, weil kein allerhoͤchſter Auftrag zu dieſer Mitteilung 

ausgeſprochen war. Endlich bekam ich offiziell neben der allerhoͤchſten Be— 

willigung meines Sommer-Urlaubes ein Kabinettsſchreiben, worin die Er— 
wartung S. M. ausgedruͤckt wird, daß die Stoͤckerſche Angelegenheit durch 
die Beurlaubung keine Verzoͤgerung erleide, da dieſe Angelegenheit der Be— 

ſchleunigung beduͤrfe, falls nicht Stoͤcker vorher ſein Amt als Hofprediger 
niederlege.“ ) 

Es war bereits im Zivilkabinett eine Verfuͤgung entworfen, daß Stoͤcker 
mit Ablauf des Jahres 1885 unter allen Umſtaͤnden ausſcheiden ſollte. Nach 

Aufzaͤhlung aller der Urſachen, die den Kaiſer zu dieſem Schritt verurſachten, 
heißt es dann woͤrtlich: 
„Aus dieſen Gründen beharren S. M. darauf, daß Sie Ihre 

amtliche Stellung nicht beibehalten konnen.“ 
Inzwiſchen aber war der Kaiſer anderen Sinnes geworden, da von vielen 

Seiten auf ihn im Sinne Stoͤckers eingewirkt wurde. Infolgedeſſen blieb 

die Verfuͤgung nur im Konzept beſtehen und wurde nicht abgeſandt. Es 
wurde vielmehr eine Fuß⸗Notiz angebracht: „S. M. find zweifelhaft ge— 

worden, ob die Entlaſſung Stoͤckers wegen der Ruͤckwirkung auf die ob— 

1) Vgl. Oertzen Seite 327, ſowie die im Anhang dieſes Buches abgedruckte Aktenaus⸗ 
zuͤge. 
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waltenden politiſch-kirchlichen Verhaͤltniſſe angemeſſen fein wird und haben 

befohlen, die Verhandlungen dem hier weilenden Oberhofdomprediger Dr. 
Koͤgel zuzuſtellen und mit demſelben weitere Ruͤckſprache zu nehmen. Gaſtein 
8 8. 1885. 

Vermutlich gehoͤrte zu den Maͤnnern, die auf den Kaiſer einwirkten, vor 
allem der Miniſter von Puttkamer; denn in der damaligen Zeit befand ſich 

unter den Konfirmandenſchuͤlerinnen des Hofpredigers Stoͤcker die Tochter 

des Miniſters von Puttkamer, worauf der Evangeliſche Oberkirchenrat in 
einem Schreiben an den Kaiſer ſogar noch beſonders hinwies. .... 

Miniſter v. Puttkamer ſagt zwar in einem Briefe an Stoͤcker vom 31. Juli 
1885, daß er an eine Moͤglichkeit zur Umſtimmung des Kaiſers fuͤr Stoͤcker 
nicht mehr recht glaube, daß er aber bereit ſei, „fuͤr einen Aufſchub zu wirken, 
was ich mit um ſo groͤßerer Zweifelloſigkeit tun kann, als ich allerdings, 

ganz abgeſehen von dem Intereſſe fuͤr Ihre Perſon, der Meinung bin, daß 

eine Entſcheidung in dem von Ihnen eingangs Ihres Briefes angedeuteten 
Sinne vor den Wahlen politiſch ſehr unguͤnſtig wirken wuͤrde.“ ) 

Man ſieht hieraus deutlich, welche Kräfte am Werke waren, um den Wuͤn— 

ſchen Kaiſer Wilhelms I. dauernd entgegenzuwirken. 
Ein Verſuch, Bismarck zu gewinnen und an den gleichen Wagen wie 

Hermes und Puttkamer zu ſpannen, ſchlug fehl. Er wurde ſeinerzeit von dem 
Oberhofprediger Koegel bei Boetticher unternommen. In der „Muͤnchener 
Allgemeinen Zeitung“ wurde uͤbrigens bei dieſer Gelegenheit auf den kri— 
tiſchen Stand der Lage Stoͤckers hingewieſen und dabei hinzugefuͤgt, daß 

Bismarck ſich gaͤnzlich paſſiv verhalte, und das ſtand mit den Tatſachen 
in Übereinſtimmung. 

Ploͤtzlich gelang es, wie ſchon angedeutet, trotz aller Widerſtaͤnde, den 
Kaiſer umzuſtimmen. Es wird behauptet, daß Prinz Friedrich Wilhelm, der 
nachmalige Kaiſer Wilhelm II., an ſeinen Großvater perſoͤnlich einen Brief 
geſandt habe und daß infolgedeſſen der alte Kaiſer von einem Einſchreiten gegen 

Stoͤcker abſah. Immerhin erhielt Stoͤcker ein erneutes amtliches Warnungs⸗ 

ſchreiben aus der Feder des Praͤſidenten des Oberkirchenrates. Hiervon 

ſchreibt Oertzen: „Die Wolken waren alſo fuͤr jetzt voruͤbergezogen. Die 
Offentlichkeit erfuhr von dieſem Verweiſe nichts.“ 

Die damalige Verwarnung hatte folgenden Wortlaut: 
„Nach Pruͤfung des Sachverhaltes eroͤffnen wir nunmehr Ew. Hochwuͤrden, 

daß dieſe beiden Erkenntniſſe, abgeſehen von einzelnen Schlußfolgerungen, 
die Tatſache außer Zweifel ſtellen, daß Sie bei der Vielſeitigkeit Ihrer oͤffent⸗ 
lichen Taͤtigkeit die beſonders notwendige Vorſicht in Ihren Außerungen 

1) Zitiert bei Oertzen S. 330. 
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nicht immer beobachtet und in öffentlichen Verfammlungen in Bezug auf 

Ihre politifchen Gegner ſich heftiger, ehrverletzender Ausdruͤcke bedienen. 
Wir haben hierin zwar einen genuͤgenden Anlaß nicht finden koͤnnen, 

diſziplinariſch gegen Sie einzufchreiten, muͤſſen aber um fo mehr die Er— 

wartung ausſprechen, daß Sie aus dem Ergebnis jener Prozeßverhandlungen 
eine Mahnung zur Vorſicht und Maßhaltung ſelbſt entnehmen und um der— 

artigen Kolliſionen fuͤr die Zukunft zu entgehen, Ihre ſoziale und politiſche 
Taͤtigkeit nach Art und Umfang in einer den Anforderungen Ihrer Amts— 
ſtellung entſprechenden Weiſe einſchraͤnken werden. 

gez. Hermes.“. 
Erfolg hatte dieſer Verweis ebenſo wenig wie die zahle: 

reichen anderen amtlichen Schritte! 

In ganz beſonderem Gegenſatz zu dem Hofprediger Stoͤcker ſtand der da— 
malige Kronprinz und ſpaͤtere Kaiſer Friedrich III. Dieſer hat zeitlebens 
aus ſeinen Gefuͤhlen Stoͤcker gegenuͤber kein Hehl gemacht und bei allen ſich 
bietenden Gelegenheiten ſeine ſtarke Abneigung dieſem Manne gegenuͤber 
betont. Bekannt iſt das Wort, das dieſer Kronprinz dem Stadtrat Magnus 
gegenuͤber ausſprach, „der Antiſemitismus ſei eine Schmach fuͤr das deutſche 

Volk.“) — Gelegentlich der Unterredung mit Stadtrat Magnus betonte 

der Kronprinz, „er habe ſich im Auslande den Auslaͤndern gegenuͤber dieſer 
Agitation geſchaͤmt“ dabei erklärte er, „daß er die antiſemitiſchen Beſtrebungen 

auf das Entſchiedenſte mißbillige und verwerfe. Was ſeine Gefuͤhle dabei 
am meiſten verletze, ſei das Hineintragen dieſer Tendenz in die Schulen 

und Hoͤrſaͤle. In die Pflanzſtaͤtte des Edlen und Guten ſei dieſes boͤſe Samen— 
korn hineingeworfen worden. Hoffentlich werde es nicht zur Reife gelangen. 

Ich vermag es nicht zu faſſen, wie Maͤnner, die auf geiſtiger Hoͤhe ſtehen ſollten, 

ſich zum Traͤger und Hilfsmittel einer in ihren Vorausſetzungen und Zielen 

gleichmaͤßig verwerflichen Agitation hergeben koͤnnen.“ Er gab ſich der 
ſicheren Hoffnung hin, die Bewegung werde langſam ſich im Sande verlaufen; 

denn derartige ungeſunde Dinge koͤnnten keinen Beſtand haben.“) 
Die Mißbilligung der antiſemitiſchen Bewegung durch den Kronprinzen 

Friedrich Wilhelm fand uͤbrigens den Beifall ſeiner Mutter, der Kaiſerin 

Au guſta, die in einem Briefe an Frau von Bonin ihre Freude darüber aus— 
ſprach, daß der Kronprinz fuͤr den antiſemitiſchen Laͤrm ſtrafende Worte hatte: 
„Es ſind ihm wohl muͤtterliche Worte im Gedaͤchtnis geblieben, die den Lehren 

Herders entnommen waren. Ich habe natuͤrlich keine Neigung, mich uͤber 

1) Pgl. die Broſchuͤre von Dr. Baumgarten: „Wider Herrn Hofprediger Stoͤcker. Eine 
chriſtliche Stimme uͤber die Judenfrage. April 1881. 

2) Dieſe Saͤtze ſind entnommen dem „Politiſchen ABC Buch von Eugen Richter.“ 

Jahrgang 1896. 
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die juͤdiſche Sache zu echauffieren; aber ich mißbillige den Antiſemitismus, 
weil er eine durch und durch unchriſtliche Erſcheinung iſt.“ 

Schon vor ſeiner Thronbeſteigung hatte Friedrich III. Gelegenheit, ſich 
amtlich mit dem Gebahren des Hofpredigers Stoͤcker zu befaſſen. In der 

Zeit, in der Kronprinz Friedrich Wilhelm die Geſchaͤfte fuͤr ſeinen durch ein 
Attentat verwundeten Vater fuͤhrte (1878), erregte Stoͤckers Auftreten an 
allerhoͤchſter Stelle ein ſtarkes Mißfallen. Stoͤcker ſchrieb damals einen 

ſehr umfangreichen Brief an den Thronfolger, deſſen Auffaſſung uͤber Stoͤcker 

ſchon damals allgemein bekannt war. Der Hofprediger ſuchte in ſeinem Briefe 

ſein Vorgehen zu rechtfertigen und er wies darauf hin, daß er hoffe, in den drei 
Wahlkreiſen, in denen die Sozialdemokraten maͤchtig ſind, ſoviel Arbeiter— 

ſtimmen abzuſplittern, daß die Sozialdemokraten nicht zum Siege gelangen, 
und er legte daher dem Kronprinzen nahe, in einer Audienz muͤndliche Mit— 
teilung uͤber die Bewegung zu machen. Statt aber eine Einladung zu einer 
Audienz zu erhalten, erhielt er am 21. Oktober 1878 vom Evangeliſchen 

Oberkirchenrat einen ſcharfen Verweis, der aller Wahrſcheinlichkeit nach 
durch den Kronprinzen veranlaßt worden iſt. Der Praͤſident des Ober— 

kirchenrates ſchrieb Stoͤcker, daß das Parteitreiben ihn der Gefahr nahebringe, 

das Vertrauen eines Teiles ſeiner Gemeinde zu verlieren und gegen die Ver— 
haltungsmaßregeln verſtoße, die den Geiſtlichen vorgezeichnet ſeien. Es wird 

dann bemerkt, daß die Teilnahme des Hofpredigers an politiſchen Verſamm— 
lungen und Agitationen nicht gebilligt werden koͤnne und die „Erwartung aus— 

geſprochen, daß ſchon dieſe Eroͤffnung genuͤgen werde, um Sie in Zukunft 
von jedem weiteren derartigen Vorgehen zuruͤckzuhalten.“ 

Auf dieſen Verweis antwortet Stoͤcker unter dem 30. Oktober 1878 und 

er betonte, daß waͤhrend ſeiner Abweſenheit viele Taktloſigkeiten begangen 
worden ſeien und dieſe haͤtten ihn gezwungen, mehr als beabſichtigt, in der 
Wahl⸗Angelegenheit zu tun. „Selbſtverſtaͤndlich werde ich in Zukunft der 
Erwartung des Ev. Oberkirchenrates entſprechen und mich unter keinen 
Umſtaͤnden parteipolitiſch oder an Wahl-Agitationen beteiligen.“ 

Dieſes Verſprechen hat Stoͤcker ſchriftlich gegeben. Er hat aber — ein fuͤr 
einen Prediger doppelt verwerfliches Verfahren — hier ſein Wort nicht 
gehalten. Sein ihm ſehr wohlgeſinnter Biograph, Dietrich von Oertzen, 
muß das auch zugeben, indem er ſchreibt: „Gewiß hat er in dem Augen- 
blick, da er dieſen Satz niederſchrieb, die feſte Abſicht gehabt, danach zu ver— 
fahren, aber im Drange der Bewegung, die ihn ſchon ganz gepackt hatte, 

hat er die Zuſage bald vergeſſen (1), die doch nun ſchwarz auf weiß in den 

Akten des Oberkirchenrates lagert.“) Aus dieſer „Vergeßlichkeit“ dürften 
wohl, ſelbſt wenn man ſich noch ſo ſehr bemuͤht, dem Temperament des Herrn 

I) Seite 187. 
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Stoͤcker manches zu gute zu halten, gewiſſe Ruͤckſchluͤſſe auf die Zuverlaͤſſig— 
keit feines Charakters geftattet fein. Schon ein Politiker darf eine Zuſage, 

ſich nicht mehr politiſch betaͤtigen zu wollen, nicht ohne weiteres machen. 

Tut er es aber trotzdem, ſo iſt er unter allen Umſtaͤnden daran gebunden, 
und er kann nachher ſich nicht darauf berufen, daß er im „Drange der Ge— 

ſchaͤfte“ ein derartiges Verſprechen vergeſſen habe! Ein Mann, der 

Gottes Wort und die Wahrheit verkuͤnden ſoll, darf aber erſt recht nicht 
ſo leichtfertig mit ſeinem eigenen Worte, das er zudem einer Kirchenbehoͤrde 

freiwillig gegeben hat, umſpringen. Gerade durch ſein eigenes Benehmen 
hat es Stoͤcker denen, die ihm wohl wollten, ſchwer gemacht, ihn zu verteidigen, 

und andererſeits der Schar feiner Gegner immer neue Angriffsflaͤchen ge 
boten. 

Und Bismarck ſind dieſe Vorgaͤnge natuͤrlich nicht unbekannt geblieben. 
Das Gefuͤhl der Verachtung, die Kaiſer Friedrich fuͤr den Hofprediger 

Stoͤcker hatte, trat deutlich in Erſcheinung als dieſer Mann den Thron be— 

ſtiegen hatte. Fuͤr jeden, der die Anſchauungen dieſes Monarchen kannte, 

war es klar, daß Friedrich III. eine Perſoͤnlichkeit wie Stoͤcker als Hofprediger 

ſicher nicht lange behalten hätte. Eine der erſten Regierungshandlungen des 

Kaiſers war bereits die Anregung zu einer Unterſuchung der Diſziplinar— 

moͤglichkeiten gegen Stoͤcker. 
Veranlaßt wurde dieſes Verfahren durch eine Notiz von der Hand des 

Kaiſers, der damals, wie bekannt, bereits nicht mehr ſprechen konnte und 

alle ſeine Wuͤnſche mit Bleiſtift auf einen Notizblock ſchrieb. (Der Wortlaut 
dieſer Notiz iſt auf der folgenden Seite abgebildet.) 

In der Staatsminifterial-Sikung vom 22. März 1888 bereitete Bismarck 
die Miniſter auf die in Ausſicht ſtehende Kronrats-Sitzung vor und praͤzi⸗ 

ſierte feinen Standpunkt in der Angelegenheit Stoͤcker dahin, daß ein Diſzi⸗ 

plinarverfahren nicht in Betracht kommen koͤnne. Nach den Aufzeichnungen 
von Lucius von Ballhauſen über dieſe Staats miniſterial⸗Sitzung hat Bismarck 

ausgeführt, daß der Fall Stoͤcker dem Kaiſer ſehr am Herzen liege, er habe 
geglaubt, ihn beliebig ſtrafverſetzen zu koͤnnen. Stoͤcker ſei aber nicht anders 

| amosible als im Diſziplinarverfahren. Dazu ſcheinen auch Schritte vom Ober— 
kirchenrat eingeleitet zu ſein, welchen dann ein weiterer Fortgang nicht gegeben 
ſei. Ballhauſen bemerkt dazu, daß Bismarck bei dieſer Gelegenheit Stoͤckers 
Eifer und Beredſamkeit in der inneren Miſſion bewundert habe und „daß 

er ihn nicht gern hart behandelt ſehen wuͤrde. Aber ſeine ſonſtige Agitation 

paſſe weder fuͤr einen Dom- noch weniger für einen Hofprediger. “) Am 
folgenden Tage fand die Kronrats-Sitzung bei Kaiſer Friedrich III. in 
Gegenwart der beiden Soͤhne des Kaiſers ſtatt. Nachdem Bismarck einen 

1) Lucius von Ballhauſen Seite 439. 
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Eigenhaͤndige Aufzeichnung Kaiſer Friedrichs III. aus dem Jahre 1888. 

Originalaufnahme nach den Akten. 

(Ich möchte, daß Goßler ſich mit dem Pr. (Praͤſidenten) des Ob. Kirchenrats in Ver: 
bindung hinſichtlich des Hofpredigers Stoͤcker ſetzte und demſelben bedeute, daß bei aller 
Achtung perſoͤnlicher Überzeugung ich ihm freiſtelle, entweder ſich ganz der politiſchen 

oder nur der ſeelſorgeriſchen Taͤtigkeit zu widmen. Beides, wie es bisher geſchehen, kann 

ich nicht zulaſſend. 
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großen Überblick über feine auswärtige Politik gehalten hatte, wurde durch 
den Kultusminiſter Goßler der „Fall Stoͤcker“ vorgetragen. Hierbei wurde 
bemerkt, daß die Angelegenheit beim Oberkirchenrat ſchon 1¼ Jahre ruhte, 

Stoͤcker habe ſich bereit erklaͤrt, ſich mit einem Ruhegehalt von 3000 Mark 

jaͤhrlich zuruͤckzuziehen, und der Finanzminiſter ſei bereit, dieſe Mittel zu be⸗ 

ſchaffen. Bismarck ſchlug dann vor, die Angelegenheit wieder in Fluß zu 

bringen, betonte nochmals, daß er Stoͤckers Auftreten bewundere, aber dieſe 

Kampfesart ſchicke ſich nicht fuͤr einen Dom- oder gar einen Hofprediger. 

uber den Eindruck, den die Ausfuͤhrungen Bismarcks gemacht haben, ſchreibt 

Lucius von Ballhauſen: „Die Prinzen laͤchelten dabei, während Se. Ma— 
jeſtaͤt ernſt ausſah und feinen inneren Grimm beherrſchte.“ ) 

Unter dem 19. Mai 1888 berichtete der Kultusminiſter Goßler an den 
Kaiſer in Beantwortung eines Schreibens des Geh. Kabinettrats vom 9. Mai 

in der Angelegenheit Stoͤcker. Goßler betont, daß nach ſeinem Aktenmaterial 
Stoͤcker ſeit dem 29. Dezember 1885 ſich bei feinem öffentlichen Auftreten 

einer größeren Vorſicht und Zuruͤckhaltung befleißigt habe, als in den voran- 

gegangenen Jahren. Goßler ſchlug trotzdem vor, daß an den Ober-Kirchenrat 
in einem Erlaß auf die Taͤtigkeit Stoͤckers hingewieſen werde und machte 

bereits einen Entwurf fuͤr einen ſolchen Erlaß. Er lautete: 
„Bereits des in Gott ruhenden Koͤnigs Majeſtaͤt haben wiederholt an dem 

Öffentlichen Auftreten des Hof- und Dompredigers Stoͤcker, namentlich auch 

als Leiter des von ihm gegruͤndeten chriſtlich-ſozialen Arbeitervereins, Anſtoß 

genommen. Insbeſondere haben Allerhoͤchſtdieſelbe in dem an p. Stoͤcker 

gerichteten Erlaß vom 29. Januar 1888 der Überzeugung Ausdruck gegeben, 
daß wenn p. Stoͤcker auch bei feinen ſozialen Beſtrebungen von guter Ab: 

ſicht geleitet werde, ſo doch ſeine Taͤtigkeit von Ausſchreitungen nach Form 
und Maß nicht frei geblieben ſei, und hieran die Erwartung geknuͤpft, daß 

p. Stoͤcker fortan uͤberall, wo er oͤffentlich auftritt, auch außerhalb ſeines 
geiſtlichen Amtes, die dem Letzteren beſonders obliegende Pflege des Friedens 

unter allen Klaſſen der Allerhoͤchſten Untertanen unbeirrt im Auge behalten 
werde. Auch mittelſt Allerhoͤchſter Ordre vom 29. November 1883 haben 

Meines Hochſeligen Herrn Vaters Majeſtaͤt durch Vermittlung des Praͤſi— 
denten des Evangeliſchen Ober-Kirchenrats unter Bezeugung des Aller— 
hoͤchſten ernſten Mißfallens uͤber die Londoner Vorgaͤnge vom Mai 1883 
dem p. Stoͤcker eröffnen laſſen, daß Allerhoͤchſtdieſelbe überhaupt bei dem 

außeramtlichen Auftreten des p. Stoͤcker vielfach den Takt vermißten, welcher 

zur Wahrung der Wuͤrde ſeines Amtes und Berufes als Dom- und Hof— 

prediger unumgaͤnglich geboten iſt. Die hieran geknuͤpfte Erwartung, daß 

p. Stocker fortan dieſe Ruͤckſichten pflichtmaͤßig mit ſorgfaͤltiger Strenge 

) Lucius von Ballhauſen Seite 444. 

165 



beobachten werde, hat fich, wie ſchon die Verfügung des Evangeliſchen 
Ober⸗Kirchenrats vom 29. Dezember 1885 erweiſt, nicht erfüllt. Ich ver— 
lange aber, daß p. Stoͤcker die ihm wiederholt von dem Hoͤchſten Traͤger des 
kirchlichen Regiments gemachten Eroͤffnungen zur unabaͤnderlichen Richtſchnur 
ſeines Handelns nimmt und auch außerhalb ſeiner amtlichen Wirkſamkeit 
mit peinlichſter Gewiſſenhaftigkeit alles vermeidet, was gegen die, beſonders 
ihm als Hof- und Domprediger obliegenden Pflichten verſtoßen koͤnnte. Ich 
beauftrage den Evangeliſchen Oberkirchenrat Vorſtehendes dem p. Stoͤcker 

zu eroͤffnen und bei Handhabung des Dispenſion und Dienſtaufſicht im Sinne 

dieſes Erlaſſes mit unnachſichtlicher Strenge zu verfahren!“ 

Die Reinſchrift einer entſprechenden Anweiſung an den Ober-Kirchenrat 
war bereits angefertigt und harrte der Unterzeichnung durch den Kaiſer, aber 

am 7. Juni 1888, wenige Tage vor deſſen Tode, wurde eine Verfuͤgung er— 
laſſen, „daß die Angelegenheit des Hof- und Dompredigers Stoͤcker auf ſich 
beruhen bleiben ſolle.“ Hiervon wurde der Kultusminiſter ſchriftlich in 
Kenntnis geſetzt. Friedrich III. fuͤhlte bereits deutlich ſein Ende und er wollte 

keine Handlung vornehmen, von der er genau wußte, daß ſie im Widerſpruch 
mit der Auffaſſung ſeines Nachfolgers ſtand. Hatte doch ſchon die ploͤtz— 

liche Entlaſſung Puttkamers den Widerſpruch der Kreiſe um Wilhelm II. 
hervorgerufen. 

Eine Aufzeichnung Hammerſteins vom 16. Juni 1888 beſagt folgendes: 
„Der Kaiſer hat unmittelbar nach dem Tode ſeines Vaters die Abſicht aus— 

geſprochen, Puttkamer ſofort wieder einzuſetzen. Bismarck hat ausweichend 
geantwortet. Am 13. Juni, alſo 2 Tage vor dem Tode Kaiſer Friedrichs III., 
hat die Kaiſerin Viktoria Bismarck ſelbſt die Ruͤckkehr Puttkamers angeboten.“) 

In Übereinſtimmung mit dieſer Aufzeichnung ſteht das, was Lucius von 
Ballhauſen uͤber dieſe Plaͤne ſagt: 

Noch bevor Kaiſer Friedrich III. die Augen ſchloß, hatte der Kronprinz 
Wilhelm zu Bismarck geſagt, „er wolle die Regierung im Sinne feines Große 
vaters fuͤhren und Puttkamer rehabilitieren.“ Bismarck widerſprach dieſem 

Plan und wies ebenſo wie der Miniſter Friedberg darauf hin, daß das ein 
Akt der Inpietaͤt gegen feinen Vater wäre, der feiner Regierung von vorn⸗ 
herein einen falſchen Stempel aufdruͤcken wuͤrde.?) Am folgenden Tage 
ſchloß Kaiſer Friedrich die Augen, und es dauerte nicht lange, da meldete 

der „Reichs-Anzeiger“ die Verleihung des Schwarzen Adler-Ordens an 
Puttkamer. Derartige Tendenzen waren dem totkranken Kaiſer natürlich 
nicht verborgen geblieben...... 

Es wird vielen, die den perſoͤnlichen Gegenſatz zwiſchen Stöcer und Bis— 

1) Hans Leuß, Hammerſtein Seite 59. 

2) Lucius von Ballhauſen Seite 464. 
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marck kennen, auffallen, daß Bismarck, entgegen feinem ſonſtigen Tempera⸗ 
ment im Jahre 1888 eine gewiſſe Milde an den Tag legt. Das hatte aber gute 
Gruͤnde und ſicher iſt Hans Leuß auf dem richtigen Wege, wenn er eine Verſion 
erwaͤhnt, wonach der Reichskanzler ſein Verhalten im Falle Stoͤcker damit er⸗ 

klaͤrt habe, daß „man kein Abbroͤckeln zulaſſen muͤſſe;“ !) denn waͤhrend der 
Regierungszeit Kaiſer Friedrich III. war Bismarck mehrfach gezwungen, der 
veränderten politiſchen Richtung am Hofe gegenüber Männern von rechtes 

ftehender Seite in Schutz zu nehmen, Männern, von denen er wiſſen mußte, 
daß ihr Treiben Kaiſer Friedrich im hoͤchſten Grade unſympathiſch war. 
Friedrich III. war nicht der Mann, der aus ſeiner Geſinnung Hehl machte, 

und wie der Fall Puttkamer beweiſt, auch daraus ſehr raſch ſeine Folgerungen 

zog. Haͤtte Kaiſer Friedrich III. laͤnger gelebt, dann waͤre ſicherlich in der 
Beſetzung mehrerer wichtiger politiſcher Poſten eine radikale Anderung ein⸗ 
getreten. Eine ſolche Wandlung mußte aber im Hinblick auf die zu er— 

wartende kurze Regierungszeit des totkranken Kaiſers und bei der voͤllig anders 
gearteten politiſchen Geſinnung des Sohnes nach Noͤglichkeit gehemmt 

werden. 

Zu der Behandlung der Stoͤcker'ſchen Angelegenheit in der Zeit Kaiſer 
Friedrichs III. aͤußert ſich Harden in der „Zukunft“ Nr. 31, Jahrgang 1893 

wie folgt: 
„Und doch war der Ausweg, den der Kanzler fand, als im Charlottenburger 

Schloß die Entlaſſung Stoͤckers eroͤrtert wurde, nicht nur konſtitutionell, 

ſondern auch praktiſch der richtigere: er verſagte dem Hofprediger das Martyrium 
des fuͤr ſeine politiſche Taͤtigkeit Gemaßregelten und zwang ihn doch, zwiſchen 

dem Altar und der Volksverſammlung zu waͤhlen. Damals brach fuͤr Herrn 
Stocker die ſtillſte Zeit an; feine Anhänger ſahen nicht gern, daß er das Amt 
der Agitation vorgezogen hatte, und dann erſt vermehrten ſich wieder die 
Reihen ſeiner Gemeinde, als er der Hofkirche den Ruͤcken kehren mußte.“ 
Daß waͤhrend der Regierungszeit Kaiſer Friedrichs III. der damalige Kron— 

prinz Friedrich Wilhelm zu Stoͤcker gehalten hat, ſteht feſt. Es wird 
beftätigt durch ein Schreiben des Freiherrn von Mirbach vom 26. Mai 1888 

an den Freiherrn von Hammerſtein, worin dieſer gebeten wird, ſich in der 
„Kreuz⸗Zeitung“ uͤber den Fall Stoͤcker abſolutes Stillſchweigen aufzu— 

erlegen und auf die Angriffe nicht mehr einzugehen. „Sie ſind das dem 
Kronprinzen und feiner Gemahlin ſchuldig.“?) Bismarck war über dieſe 
Beziehungen ſelbſtverſtaͤndlich gut unterrichtet, und er hat ſie auch ſicherlich 
mit in den Kreis ſeiner Erwaͤgungen einbezogen, als er dem totkranken 
Kaiſer den Rat gab, keine Zwangsmaßregeln zu ergreifen. Die Ruͤckſichten, 

1) Hans Leuß-Hammerſtein Seite 56. 
2) Hans Leuß Seite 61. 
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die Bismarck unter Kaiſer Friedrich III. Stoͤcker gegenüber geübt hat, waren, 

ſobald der junge Kaiſer ans Ruder gekommen war, nicht mehr notwendig, 

und wenn Kaiſer Wilhelm II. kurz nach ſeinem Regierungsantritt Stoͤcker 
gegenuͤber eine andere Haltung einnahm, ſo ſpielt hierbei Bismarck eine 

Rolle. So ſagt Leuß von Bismarck: „Sehr bald gelingt es, den Hofprediger 
Stocker bei Hofe zu verdrängen. Der Hofprediger ließ ſich bewegen, fein 
kirchliches Hofamt durch einen gewiſſen Verzicht auf politiſche Agitation zu 

behaupten, ein Entſchluß, der ihn politiſch lahmgelegt und ihn ſchließlich 

ganz zum Hohenzollern gemacht hat.“) 
Die Tatſache, daß im Jahre 1888 Bismarck im Kronrate unter Kaiſer Friedrich 

III. gegen die Diſziplinierung Stoͤckers eingetreten war, iſt Stoͤcker bekannt ge: 
worden, vermutlich auch wieder durch den Miniſter von Puttkamer, und der 

Hofprediger hatte das Gefuͤhl, daß hier der Kanzler perſoͤnlich ihm einen 

großen Dienſt erwieſen hatte. So ſagt er ſelbſt in ſeinem Buche:?) „Man 
kann wohl begreifen, wie hoch mein Herz ſchlug, als ich von dieſer groß— 

muͤtigen Hilfe in ſchwerer Stunde erfuhr. Wenn ich dem Fuͤrſten Bismarck 
gegenuͤber perſoͤnliche Mißſtimmung empfunden haͤtte, was aber nie der Fall 

war, ſo waͤre ſie damals in Dankbarkeit untergegangen.“ Dieſe Dankbar— 
keit hinderte Stoͤcker aber nicht, noch in dem gleichen Jahre den beruͤchtigten 

„Scheiterhaufenbrief“ zu ſchreiben! Freilich ſagt Stoͤcker, daß er hier 
„nur ſachliche und prinzipielle Politik“ getrieben habe, aber fuͤr einen Mann 
mit Ehrbegriffen kann hier kein Zweifel uͤber das Zwieſpaͤltige der Haltung 
beſtehen. 

In feinem Buche: „13 Jahre Hofprediger und Politiker“ beurteilt Stoͤcker 
Bismarck wie folgt:?) | 

„Ich habe den Fuͤrſten Bismarck allezeit in der äußeren Politik für den 

groͤßten Staatsmann der Weltgeſchichte, in der nationalen Politik fuͤr einen 
der groͤßten gehalten und erklaͤrt, in der inneren Politik iſt er mir dagegen, 

einige gute Griffe abgerechnet, als ein wenig gluͤcklicher, in der 
innerſten Politik, in der Pflege der ſittlich-religioͤſen Lebensmaͤchte als 
ein fuͤr Deutſchland verhaͤngnisvoller Staatsmann er— 
ſchienen.“ 

Der „Scheiterhaufenbrief“ iſt unter dem 14. Auguſt 1888 an den Chef: 

redakteur der „Kreuz-Zeitung“, Hammerſtein, gerichtet geweſen. Auf irgend 
eine Weiſe gelangte er in die Haͤnde der Redaktion des „Vorwaͤrts“, der ihn 

im Jahre 1895 veröffentlichte. Aus dem Briefwechſel zwiſchen Stocker und 
Hammerſtein geht deutlich hervor, daß die Abſicht beſtand, Zwietracht zwiſchen 

Kaiſer und Kanzler zu ſaͤ en. In dem „Scheiterhaufenbrief“ machte Stoͤcker 

1) Hans Leuß Seite 61. 

2) 13 Jahre Hofprediger Seite 45. 
) Seite 24. 
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den Vorſchlag, gewiſſe Fragen zu benutzen, um den Kaiſer zu beeinfluffen, 
und ihm zu ſuggerieren, daß er nicht gut beraten ſei. Man muͤſſe rings um 
das politiſche Zentrum reſp. das Kartell „Scheiterhaufen anzuͤnden und ſie 

hell auflodern laſſen, den herrſchenden Opportunismus in die Flammen 
werfen und dadurch die Lage beleuchten. Merkt der Kaiſer, daß man zwiſchen 

ihn und Bismarck Zwietracht ſaͤen will, ſo ſtoͤßt man ihn zuruͤck. Naͤhrt man 
in Dingen, wo er inſtinktiv auf unſerer Seite ſteht, ſeine Unzufriedenheit, ſo 

ſtaͤrkt man ihn prinzipiell, ohne perſoͤnlich zu reizen. Er hat kuͤrzlich geſagt: 
„Sechs Monate will ich den Alten (Bismarck) verſchnaufen laſſen, dann 

regiere ich ſelbſt. Bismarck habe ſelbſt gemeint, daß er den Kaiſer nicht in 
der Hand behalte. Wir muͤſſen alſo, ohne etwas zu vergeben, doch behutſam 

ſein.“ — Dieſer „Scheiterhaufenbrief“ iſt einer der ſehr vielen dunklen Punkte 

im Leben Stoͤckers, eine Handlung, über die kein Bismarckfreund 
hinwegkommt. Das Schreiben iſt und bleibt eine politiſche Intrigue, 
die ein Kuͤnder des Gotteswortes unter keinen Umſtaͤnden vornehmen durfte. 

Nicht nur das. Sie iſt eine Minierarbeit geweſen gegen den groͤßten 
deutſchen Staatsmann in dem Augenblick, wo Deutſchland ihn ganz beſonders 

notwendig hatte. Die Feinde Stoͤckers haben daher nicht mit Unrecht gerade 

den „Scheiterhaufenbrief“ mit viel groͤßerem Erfolge im Kampfe gegen 
Stoͤcker verwandt, als die Tatſache, daß er einmal in einer Gerichtsſzene 

anſcheinend in unvorſichtiger Weiſe unzutreffende Angaben gemacht hat. 

Stellt man ſich freilich lediglich auf den Standpunkt der reinen Part eipolitik, 

die nur das Streben zur Macht kennt, dann hat Harden nicht Unrecht, wenn 
er ſagt: „Die Epiſtel, die man den „Scheiterhaufenbrief“ nennt, zeigt ihn 
als Meiſter der Taktik, vielleicht auch als Meiſter der Pſychologie“. Aber 

ſelbſt Harden weiſt darauf hin, daß das Predigeramt von ſeinem Verwalter 

die lautere Wahrhaftigkeit erfordert und man kann nicht gleichzeitig oͤffent— 

lich die Wahrheit predigen und heimlich in Briefen mit den Mitteln der 

Taͤuſchung den Sturz des Kanzlers anregen. 
Wie Bismarck diejenigen beurteilt hat, die beim Kaiſer gegen ihn hetzten, 

das geht aus zahlreichen Preſſekundgebungen hervor, die direkt oder indirekt 
von Bismarck veranlaßt waren. Die ſchaͤrfſte Charakteriſierung in dieſer 

Beziehung iſt eine Notiz, die in der „Weſtdeutſchen Allgemeinen Zeitung“ 
vom 29. Juli 1892 ſtand (und ihre ganze Faſſung zeigt unzweideutig, daß ſie 

von Bismarck ſtammt). Da werden die „machtgierigen Elemente, die Bis— 
| marc? beim Kaiſer anſchwaͤrzen “gekennzeichnet als „Zutraͤger und Ohrenblaͤſer, 
die Bismarck die Gnade des Kaiſers geſtohlen haben, an dem Kaiſer eine 
Suͤnde, an der Nation ein Verbrechen und an dem Fuͤrſten Bismarck eine 
Gewiſſenloſigkeit begingen, wofuͤr ſie ſchlechterdings keine Schonung bean— 

ſpruchen koͤnnen.“ Unſtreitig hat Bismarck bei dieſer Notiz an Stoͤcker ge— 

dacht, denn wenn auch damals der „Scheiterhaufenbrief“ Bismarck noch 
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nicht bekannt war, ſo wußte er doch zu deutlich, in welchem Lager am er— 
folgreichſten die Bismarckhetze bei Hofe betrieben wurde. 

Im Hinblick auf den „Scheiterhaufenbrief“ ſagt Stoͤcker: „Nicht mein Brief, 
ſondern der Mißerfolg von 1890 und die mittelparteiſche Sozialpolitik haben ihn 

geſtuͤrzt. Haͤtte er eine freundliche und foͤrderliche Stellung zu dem jungen, 
chriſtlich-nationalen, ſozialkonſervativen Deutſchland gewinnen koͤnnen und 
den Kaiſer dafuͤr gewonnen, gewiß waͤre er noch heute (1895) Kanzler, ich 
vielleicht noch Hofprediger und in Deutſchland ſtaͤnde es jetzt anders.“ Dieſe 
Auffaſſung Stoͤckers zeugt nicht gerade von einer ſehr großen politiſchen Be— 

gabung; denn die Gruͤnde fuͤr den Ruͤcktritt Bismarcks lagen eben ganz wo 
anders, und das haͤtte ein Mann wie Stoͤcker einſehen muͤſſen. Er durfte 

ſich im Jahre 1895 einen derartigen Satz nicht mehr leiſten, ohne Gefahr zu 
laufen, ſich laͤcherlich zu machen. 

uber die Treibereien Stoͤckers gegen Bismarck bringt der Band III S. G. 
u. E. einige intereſſante Einzelheiten. So u. a. uͤber die am 28. November 

1887 bei Walderſee abgehaltene Verſammlung, an der Prinz und Prin⸗ 

zeſſin Wilhelm (ID) teilnahmen. Es handelte ſich hierbei um Beſchaffung 
von Geldern fuͤr die Berliner Stadtmiſſion, wobei Prinz Wilhelm das 

Wort vom „chriſtlich-ſozialen Gedanken“ ausſprach. Im Anſchluß 
daran ſagte Prinz Wilhelm zu Herbert Bismarck: „Der Stoͤcker hat 
doch etwas von Luther.“ — — — N 

In dem ſehr langen Schreiben Bismarcks an Prinz Wilhelm vom 6. 

Januar 1888, das im dritten Bande der „Gedanken und Erinnerungen“ ab⸗ 
gedruckt iſt, benutzt Bismarck die Gelegenheit, den Prinzen in vorſichtiger, 
aber doch klarer Weiſe vor Stoͤcker und ſeinem Kreiſe zu warnen. Er weiſt 
darauf hin, daß „Prieſter viel verderben koͤnnen und wenig helfen“; 
die prieſterfrommſten Laͤnder ſeien die revolutionaͤrſten. In recht biſſiger 

Weiſe jagt Bismarck von dem Ahn herrn des Prinzen, von Friedrich II: 

„Es lag nicht in der Art des großen Koͤnigs, ſein Vertrauen auf Elemente 

wie das der inneren Miſſion zu ſetzen;“ . 
Bismarck raͤt dem Thronfolger zu Mißtrauen gegenuͤber ſeiner Umgebung 

und ſagt dann woͤrtlich: „Schon in dem Namen „Miſſion“ liegt ein 
Prognoſtikon dafuͤr, daß die Geiſtlichkeit dem Unternehmen die Signatur 

geben wird, ſelbſt dann, wenn das arbeitende Mitglied des Comite nicht 

ein Generalſuperintendent ſein wuͤrde.“ „Ich habe nichts gegen Stoͤcker; er 
hat fuͤr mich nur den einen Fehler „als Politiker, daß er Prieſter iſt und als 

Prieſter, daß er Politik treibt“. 
ER Ich bin ein glaͤubiger Chriſt, aber ich fürchte, daß ich in meinem 

Glauben irre werden koͤnnte, wenn ich, wie der Katholik auf prieſterliche 
Vermittlung zu Gott beſchraͤnkt waͤre. .. 

In dem gleichen Briefe heißt es: 
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„Ich habe feit 30 Jahren zu viel unter der Giftmiſcherei der Herren 
„von der Kreuz-Zeitung und den evangeliſchen Windhorſten gelitten.“ 

Dieſer Brief enthuͤllt deutlich die wahren Gefuͤhle, die Bismarck dem Hof— 

prediger gegenuͤber hegte. Waren ſie etwa unberechtigt? 
Eine Einwirkung Stoͤckers auf den Prinzen Wilhelm, den nachmaligen Kaiſer 

Wilhelm II., war doch gar zu deutlich erkennbar. Sie ſprach ſich nicht nur 

in der anfaͤnglichen Begeiſterung des Prinzen Wilhelm fuͤr Stoͤcker aus, 
fondern auch darin, daß der Prinz eine Reihe von Bemerkungen machte, 
von denen jeder wußte, daß ſie lediglich dem Stoͤckerſchen Einfluß zuzuſchreiben 
waren. Wie ſtark dieſer war, geht deutlich aus den Aufzeichnungen eines 

ſo konſervativen Mannes, wie es der Freiherr Lucius von Ballhauſen war, 
hervor. Dieſer gibt aus einer Unterredung mit Bismarck folgendes wieder: 

„Es werden jetzt lebhafte Verſuche gemacht, den Prinzen Wilhelm in das 

hochkonſervative und orthodoxe Lager zu ziehen, welches Bismarck ſehr ſcharf 

verurteilt und mißbilligt. . .. Stoͤcker muͤſſe ſich vom Prinzen und von der 
Politik zuruͤckziehen. Der Prinz habe die reaktionaͤrſten Anwandlungen und 
wolle z. B. den Juden verbieten, in der Preſſe taͤtig zu ſein. Er werde in die 
bedenklichſten Konflikte geraten und muͤſſe einen vernuͤnftigen Zivil-Adlatus 

erhalten, welcher ihn gehörig informiere und beeinfluſſe.“!) 
Dieſe Mitteilung Bismarcks beruhte anſcheinend auf einem Geſpraͤch 

zwiſchen dem Prinzen Wilhelm und dem Miniſter von Puttkamer. Denn 

bei einer Unterredung, die in Letzlingen ſtattfand, hatte Prinz Wilhelm zu 

Puttkamer woͤrtlich geſagt: „Wenn er einmal drankomme, werde er nicht 
dulden, daß Juden in der Preſſe taͤtig ſeien.“ Auf Puttkamers Bemerkung, 
das ſei wegen der geltenden Gewerbe-Ordnung nicht zu verhindern, ant⸗ 

wortere der Prinz: „Dann ſchaffen wir die ab.“?) 
Daß ein ſolcher Standpunkt Schrecken im Kabinett hervorrief, iſt weiter 

nicht verwunderlich, und es iſt daher verſtaͤndlich, wenn Lucius von Ball— 
hauſen im Dezember 1887 ſchreibt: „Fuͤr einen kuͤnftigen Thronfolger hat 
Prinz Wilhelm zu lange in den beſchraͤnkten Ideen und dem Anſchauungs— 

Unterricht der Potsdamer Gardeleutnants gelebt.“) Und der Finanzminiſter 

ſtellt feſt, daß das Wiſſen des Prinzen von allgemeinen ſtaatlichen Dingen 

ſehr gering ſei, und er beweiſe durch gelegentliche Außerungen und Fragen, 
in welchen dieſen Dingen voͤllig fremden Ideen und Anſchauungskreiſen er 

bisher gelebt habe. Daß fuͤr ein ſolches Gemuͤt der Einfluß Stoͤckers doppelt 
gefaͤhrlich werden konnte, iſt begreiflich, und ſo iſt das ſehr ſcharfe Vorgehen 

Bismarcks zu erklaͤren, der alles daran ſetzte, um den Prinzen und Stoͤcker 

zu trennen. So zeichnet Lucius von Ballhauſen im Anſchluß an die Walder— 

1) Lucius von Ballhauſen Seite 409. 

Ma. a. O. Seite 410. 

) a. a. O. Seite 410. 
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ſee-Verſammlung, an der Prinz Wilhelm teilgenommen hat, unter dem 
25. Dezember 1887 auf: „Bismarck iſt wuͤtend uͤber dieſe Beteiligung ge— 
weſen und hat es direkt oder durch den Grafen Herbert dem Prinzen zu er— 

kennen gegeben. Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ brachte auf 
Veranlaſſung Bismarcks eine Notiz, in der geſagt wurde, „es betruͤbe den 
Kronprinzen, daß in dieſer ſchweren Zeit ſich Perſonen und Prieſter an den 

Prinzen Wilhelm herandrängten, welche ihm im Grunde der Seele zuwider 
ſeien.“ Bismarck ſtuͤtzte ſich bei dieſem „journaliſtiſchen Waſſerſtrahl“ auf 

eine ſchriftliche Mitteilung des Kronprinzen Friedrich Wilhelm, die an Friedberg 

gerichtet war und die die Teilnahme des Prinzen an der Walderſee-Verſamm— 

lung offen mißbilligte. 

Stoͤcker ſetzte ſeine ganze Hoffnung auf den jungen Kaiſer. Unter ſeiner 

Herrſchaft glaubte er ſein politiſches Ziel zu erreichen, hoffte er ſeinen Ehr— 
geiz zu befriedigen. Was unter Kaiſer Wilhelm I. mit feinem ausgeſprochenen 

Gerechtigkeitsgefuͤhl nicht durchfuͤhrbar war, was unbedingt auf den Wider— 
ſtand Friedrich III. geſtoßen wäre, das ſollte — fo glaubte Stoͤcker feſt — 

unter Wilhelm II. gelingen. Aber es kam, wie es kommen mußte: Der 
voͤllige Zuſammenbruch erfolgte! Gerade der Mann, auf den Stoͤcker 
alle Erwartungen geſetzt hatte, er vollzog das, was 1885 Wilhelm J. ſich vorge— 

nommen, was 18888 Friedrich III. erſtrebt hatte. Nur mit dem Unterſchiede, 

daß Stoͤcker damals mit allen Ehren verabſchiedet worden waͤre, waͤhrend 
er unter Wilhelm II. erſt auf das Schwerſte gedemuͤtigt wurde, ſchließlich 

in Ungnade fiel und dann ohne das geringſte Zeichen von Dank den Stuhl 
vor die Tuͤr geſetzt fand. Wilhelm II. hatte gar zu bald eingeſehen, welche 
Kreaturen ſich an ihn, als er noch Prinz war, herangedraͤngt hatten und es 
dauerte gar nicht lange, da trat auch die Folge dieſer Erkenntnis deutlich in 
Erſcheinung. Freilich hatte Stoͤcker es dem Kaiſer auch nicht ſchwer gemacht, 

zu erkennen, wes Geiſtes Kind er war. Sein oͤffentliches Auftreten hatte 

ihn völlig unmöglich gemacht und die Strafe konnte nicht ausbleiben. 
Unter dem 20. März 1889 berichtet Lucius von Ballhauſen), daß 

Wilhelm II. ein ſcharfes Kabinettsſchreiben an den Oberkirchenrat gerichtet 
habe, worin er die Diſziplinierung Stoͤckers wegen feines agitatoriſchen Auf- 

tretens verlangt, um fo mehr, als inzwiſchen ein von Stoͤcker ſehr unſchoͤn 
geführter Konflikt mit feinem Amtsbruder Witte entſtanden war. „In 
jedem Falle muͤßte er aufhoͤren, Hofprediger zu ſein oder Fuͤhrer der chriſtlich- 
ſozialen Agitation. Erſteres wuͤrde er im Intereſſe Stoͤckers und, um den 

Gegnern den Triumph nicht zu goͤnnen, bedauern.“ Zugleich wurde dem 
Oberkirchenrat ein ſcharfer Tadel über die „Schlappheit und die Lang- 
ſamkeit in der Behandlung der Sache“ ausgeſprochen. Lucius “ 

1) Lucius von Ballhauſen Seite 493. 
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vermutet wohl nicht mit Unrecht, daß diefe Kundgebung von Bismard 
infpiriert warr Allerdings hat Bismarck in einer Staatsminiſterial— 
Sitzung vom 20. April angedeutet, als ob Hintzpeter, der Erzieher Wilhelms II. 

oder Guͤßfeld (der bekannte Weltreiſende) dahinter ſteckte.“) 

Infolge des Vorgehens des Kaiſers wurde er im Jahre 1889 von dem Geh. 
Kabinettsrat von Lucanus aufgefordert, ſofort zu waͤhlen zwiſchen einem 
Aufgeben feiner öffentlichen Taͤtigkeit oder feinem Predigeramt. Stoͤcker 

ſagt hierzu: „Ich fuͤhlte ſelbſt, wie ſchwer es auf unſer oͤffentliches Leben 
einwirken mußte, wenn der Kaiſer mir und meinen Beſtrebungen und damit 
allen Geſinnungsgenoſſen im Reiche ſeine Ungnade zu erkennen gab. Starke 

und wirkſame Kraͤfte, die bei einer entſchloſſenen Politik nicht zu entbehren, 

wurden dadurch notwendigerweiſe lahmgelegt.“?) Demnach hat Stoͤcker 
immer noch damit gerechnet, den Kaiſer fuͤr ſeine Bewegung gewinnen zu 
koͤnnen, und er hoffte hierbei ſeine Stellung als Hofprediger ausnuͤtzen zu 
koͤnnen, ein Verfahren, das uͤbrigens ſelbſt in Kreiſen der Freunde Stoͤckers 
nicht gebilligt wurde. Stoͤcker ſchreibt nun einen Brief folgenden Wortlauts 

(der ſich im Original bei den Akten befindet): 

„Da S. M. eine Taͤtigkeit, wie ich ſie bisher im politiſchen Leben Berlins 

ausgeuͤbt habe, mit dem Amte eines Hofpredigers fuͤr unvereinbar haͤlt, ſo 
it ſelbſtverſtaͤndlich, daß ich dieſelbe aufgebe, fo lange S. M. mir dieſes Amt 
anvertrauen. Nach den gemachten Erfahrungen habe ich auch zunaͤchſt jede 

Freudigkeit verloren, den oͤffentlichen Kampf gegen den Umſturz auf poli— 

tiſchem, ſozialem und religioͤſen Gebiet in der bisherigen Weiſe fortzuſetzen. 
Es hat deshalb fuͤr mich unter den gegenwaͤrtigen Verhaͤltniſſen keine Schwie— 
rigkeit, fondern entſpricht meiner Neigung, den politiſchen Parteikampf uͤber⸗ 
haupt fuͤr mich, wie fuͤr die chriſtlichſoziale Partei einzuſtellen. Ich will dieſen 

Teil meiner Taͤtigkeit den andern uͤberlaſſen, und meine Vortraͤge nach Thema, 

Inhalt und Ton ſo einrichten, daß ſie S. M. keinen Anſtoß geben koͤnnen. 
Ich werde, wenn ich oͤffentlich zu reden habe, nur religioͤſe, patriotiſche und 

ſoziale Gegenſtaͤnde beſprechen und die letzteren nur ſoweit behandeln, als 
ſie unter den Geſichtspunkt des Chriſtentums, der Kirche und der inneren 

Miſſion fallen. Sollte ich fpäter von Gewiſſens wegen mich veranlaßt ſehen, 

im Intereſſe des Vaterlandes oder der Kirche den Kampf wieder aufzunehmen, 

ſo werde ich S. M. davon pflichtgemaͤß Mitteilung machen und allerhoͤchſt 

derſelben alles weitere untertaͤnigſt anheimſtellen.“ 

1) Auf ein Urlaubsgeſuch des Hofpredigers Stoͤcker ſchrieb der Geheime Kabinettchef 

Lucanus unter dem 18. Februar 1889 an den Evangeliſchen Oberkirchenrat, „daß zwar 

Stoͤcker ein Urlaub bewilligt werde, daß ihm jedoch die nachgeſuchte Erlaubnis zur Haltung 

oͤffentlicher Vortraͤge uͤberhaupt zu verſagen iſt.“ (Das Wort „uͤberhaupt“ ſtammt 
aus der Feder Wilhelms II.) 

2) 13 Jahre Hofprediger und Politiker Seite 6 und 7. 
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Wir haben es hier mit einem Ruͤck zug eines politifchen Agitators zu tun, 
wie er in der Geſchichte der Parteien wohl zu den allergroͤßten Seltenheiten 

gehört. Mit einem gewaltigen Sturm hatte Stoͤcker den Kampf begonnen, 
mit einem geraͤuſchloſen Verzicht in den Akten der Kabinette wurde er be= 

ſchloſſen. Es iſt das kein Abgang für einen politifchen Helden. ... 
1890 hatte die letzte Stunde Stoͤckers als Hofprediger geſchlagen. Der 

Oberhofprediger Koͤgel wurde fo krank, daß ein Nachfolger ernannt werden 
mußte. Stoͤcker war dem Range nach der aͤlteſte. Er wurde aber oſtentativ 
uͤbergangen dadurch, daß der Kaiſer ſtatt ſeiner Dryander zum Oberhofpre— 

diger ernannte. Das war ein ganz offentſichtlicher Affront gegen Stoͤcker 

und ein deutlicher Wink zum Verſchwinden. Stoͤcker hat das auch empfunden. 

Mit ihm zuſammen fuͤhlte ſich ein anderer Hofprediger, Schrader, ebenfalls 

betroffen. Es kam zu einer gemeinſamen Eingabe von Schrader und Stoͤcker, 
in der Schrader Verſetzung, Stoͤcker den Abſchied erbat, „wenn in der Be— 

rufung eines anderen Geiſtlichen gegen uns ein Mangel an Vertrauen liegt.“ 
Unter dem 6. November 1890 ſpricht Kaiſer Wilhelm II. den Wunſch aus, 

„daß das Entlaſſungsgeſuch Stoͤckers raſch zum Abſchluß gebracht 
werde.“ Bei dem Hofprediger Schrader dagegen wird ausdruͤcklich noch von 

den treuen Dienſten geſprochen und der Wunſch geaͤußert, daß das Ausſcheiden 

aus ſeiner bisherigen Stellung „unter voller Schonung ſeiner Perſon ſich 
vollziehe.“ Stoͤcker war bereits derartig in Ungnade gefallen, daß ihm bei 
der Entlaſſung kein Dank fuͤr ſeine Taͤtigkeit ausgeſprochen wurde! Der 
Kaiſer verfuͤgte lediglich, daß im Gnadenwege Stoͤcker ein Zuſchuß zu ſeiner 
Penſion aus dem Dispoſitionsfonds gezahlt werde. Irgend eine Aus zeichnung 

hat er bei ſeinem Ausſcheiden fuͤr die langjaͤhrigen Dienſte nicht erhalten! 

Stoͤckers Hoffnungen auf die Unterſtuͤtzung des Kaiſers ſind dann ſpaͤter 

bitter enttaͤuſcht worden durch das bekannte Kaiſer-Telegramm an Hintz— 

peter: „Stoͤcker hat geendigt, wie ich es vor Jahren vorausgeſagt habe. 
Politiſche Paſtoren find ein Unding. Wer Chriſt iſt, der iſt auch „ſozial“. 
Chriſtlich⸗ſozial ift Unſinn und führt zur Selbſtuͤberhebung und Unduldſamkeit, 

beides dem Chriſtentum ſchnurſtracks zuwiderlaufend. Die Herren Paſtoren 

ſollen ſich um die Seelen ihrer Gemeinde kuͤmmern, die Naͤchſtenliebe pflegen, 
aber die Politik aus dem Spiele laſſen, dieweil ſie das gar nichts angeht.“ 

Gerade dieſes Telegramm iſt fuͤr Stoͤcker ſicherlich der 
ſchwerſte Schlag ſeines ganzen Lebens geweſen. Daß gerade 
der Mann, auf den er die groͤßten Hoffnungen geſetzt und den er vor den 
Wagen ſeiner Parteigeſchaͤfte ſpannen wollte, ſein Ziel als „Unſinn“ be— 
zeichnete, mußte den von Natur aus mit ſo außerordentlicher Eitelkeit be—⸗ 

hafteten Mann vernichtend treffen! | 
Nach feinem Rücktritt hat ſich Bis marck in der Preſſe mehrfach mit dem 

Hofprediger Stoͤcker auseinandergeſetzt. Bemerkenswert in dieſer Hinſicht 
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find die z. T. aus der Feder Bismarcks ſtammenden, z. T. durch den Kanzler 
direkt inſpirierten und von Herm. Hofmann geſchriebenen Aufſaͤtze aus den 
„Hamburger Nachrichten“ aus dem Jahre 1895. In dem erſten Aufſatz 

wird darauf hingewieſen, daß unter der Regierung Kaiſer Friedrichs III. 

von verſchiedenen amtlichen und kirchlichen Regimentern ein repreſſives Vor— 
gehen gegen Stoͤcker angeregt worden ſei, und im Zuſammenhang mit dieſem 
Hinweiſe wird bemerkt, daß die „Scheiterhaufenſtimmung“ der Haltung des 
Reichskanzlers ihre Entſtehung verdanke, der verhindern wollte, daß der 

kuͤnftige Thronerbe ſchon damals fuͤr den e einer beſtimmten Kate⸗ 

gorie gewonnen werde. 

Ein weiterer Aufſatz gegen Stoͤcker war in der Morgenausgabe der „Ham— 

burger Nachrichten“ vom 28. September 1895 enthalten. Darin wird bemerkt, 
daß Stoͤckers Vorſtoß gegen Bismarck das Ergebnis des Mißvergnuͤgens 
daruͤber ſei, daß der Reichskanzler es abgelehnt habe, ſich in den Dienſt priefter= 

licher Politik zu ſtellen und namentlich dem Verſuch, ein von der Staats- 
regierung unabhängiges proteſtantiſches Zentrum neben dem katholiſchen her— 
zuſtellen, feine Mitwirkung verſagt habe. Bismarck läßt in dem Artikel an: 
deuten, daß Stoͤckers Abſicht bei dem Scheiterhaufenbrief geweſen waͤre, 

„die Erbſchaft des Fuͤrſten Bismarck zur Vakanz zu bringen, um fuͤr ſich und 
fuͤr wenige abhaͤngige Freunde von derſelben Beſitz zu nehmen.“ In einem 
weiteren Artikel in den „Hamburger Nachrichten“ (15. Oktober 1896) knuͤpft 

Bismarck an eine Bemerkung Stoͤckers an, in der Stoͤcker Bismarck in der 
aͤußeren Politik fuͤr den groͤßten Staatsmann erklaͤrt. Schlagfertig weiſt 
Bismarck auf den Widerſpruch hin, daß er auf der einen Seite Bismarck 

für den größten Staatsmann halte, auf der andern Seite aber gerade dieſ en 

großen Staatsmann zu ſtuͤrzen verſucht habe. „Jedenfalls liefert der Wider— 

ſpruch zwiſchen beiden Außerungen des Herrn Stoͤcker den Beweis einer 
Doppelzuͤngigkeit, die an einem evangeliſchen Geiſtlichen beſonders 

bedauerlich erſcheint.“ | 
Natuͤrlich fpielen bei den Angriffen Stoͤckers gegen Bismarck, wie bei allen 

antiſemitiſchen Angriffen auch die Beziehungen Bismarcks zu Bleichroͤder 
eine Rolle. In einem Briefe ſchreibt Stocker, daß der Kanzler erſt dann 

Stoͤckers Feind geworden ſei, nachdem er Herrn Bleichroͤder angegriffen habe. 

Stoͤcker ſtellt abſichtlich die Sache fo dar, als ob Fuͤrſt Bismarck ſich die Be—⸗ 

kaͤmpfung der Fortſchrittspartei durch die chriſtlich-ſoziale nicht mehr habe 
gefallen laſſen, als man das Judentum in der Perſon des Herrn v. Bleich— 

roͤder angegriffen habe. Da ſei ſeine Geduld erſchoͤpft geweſen und aus 

dieſem Anlaß ſei zum erſten Mal der Zorn Bismarcks gegen Stoͤcker erregt 

orden. Hier tritt das Beſtreben zu Tage, den Fuͤrſten Bismarck als unter 
leichroͤders Einfluß ſtehend darzuſtellen, gewiſſermaßen im Anſchluß an 

den „Reichsglocken“-Gedanken. 
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In dem Aufſatz in den „Hamburger Nachrichten“ wendet ſich Bismarck 
gegen die Stoͤckerſchen Vorwürfe, daß der damalige Angriff Stoͤckers 
auf Herrn v. Bleichroͤder nicht fo unſchuldiger Natur geweſen ſei, wie jetzt 

von Stoͤcker behauptet werde. Bismarck vertritt vielmehr die Auffaſſung, 
daß die Hilferufe Bleichroͤders an den Kaiſer berechtigt geweſen ſeien, weil 
Stoͤcker unter Hinweis auf die Schaͤtze Bleichroͤders die Begehrlichkeit der 

Maſſen in eine beſtimmte Richtung zu lenken verſucht habe. Es wird dann 

ſchließlich in dem Aufſatz geſagt, daß ein volles Vertrauen des erſten Kanzlers 
zu Herrn Stoͤcker kaum jemals vorhanden geweſen ſei . . . .. 

Sucht man nach den Gruͤnden fuͤr die bedauerliche Entwicklung des Men— 
ſchen in Stoͤcker, ſo wird man auf ſeine Herkunft zuruͤckgreifen muͤſſen. 

Unſtreitig iſt Stoͤcker ein Mann mit Begabung und zunaͤchſt auch beſeelt 
von redlichem Willen. Sein Ungluͤck war der zu ſchnelle Aufſtieg aus dem 
kleinen buͤrgerlichen Elternhauſe in die Hofluft. Jeder Verſtoß gegen die 
organiſche Entwicklung raͤcht ſich, und man findet es nicht ſelten, daß, wenn 

ein Aufſtieg zu ſchnell erfolgt, der Charakter des Menſchen Schaden leidet, 

wie ja uͤberhaupt das Emporheben des Menſchen in eine andere Geſellſchafts— 

ſphaͤre der beſte Pruͤfſtein fuͤr die Charakter-Eigenſchaften iſt. Fuͤr den Sohn 
des Wachtmeiſters Stoͤcker iſt der Aufſtieg zum Hofprediger und zugleich zum 
Agitator zum Verhaͤngnis geworden. Wuͤrde er ſich nur auf ſein Predigt— 
amt beſchraͤnkt haben, oder wäre er nur Politiker geworden, er hätte viel— 

leicht etwas Großes leiſten koͤnnen und waͤre ſich ſelbſt treu geblieben. Der 
Verquickung des Hofdienſtes mit Seelſorge, innerer Miſſion und Kampf 

gegen Sozialismus war ſein Charakter anſcheinend nicht gewachſen, und das 

iſt ſein Verhaͤngnis geworden. 

Die originellſte Kennzeichnung des ehemaligen Hofpredigers Stoͤcker 
dürfte aus der Feder Maximilian Hardens ſtammen. Harden, der ſelbſt 

juͤdiſcher Herkunft und der der chriſtlich-ſozialen Beſtrebung Stoͤckers ſicher— 
lich nicht mit beſonderer Sympathie gegenuͤberſtand, iſt von einer einſeitigen 
Parteinahme Stoͤcker gegenüber geſichert. Harden ſpricht von dem ausdrucks— 
vollen Kopfe, „den leider keine guten Augen freundlich erhellten“. Er ſtellt 

Mut und Kurzſichtigkeit in politiſchen Dingen gegenuͤber und kommt zu der 
Auffaſſung, daß Stoͤcker kein ſtarkes und guͤtiges Herz gehabt hat und meint, 
daß man ihm nicht unrecht tue, wenn man ſagt, daß nicht die Liebe ihn ge- 
leitet habe, die Liebe zum Geringſten im Volke, ſondern der Wille zur Macht. 
Aber andererſeits ſtellte Harden zuſammen, was den Mann auszeichnete, 

und da iſt ſicherlich der Mut, den er bekundete, keineswegs das Geringſte. 

Zunaͤchſt habe er, ſo meint Harden, nur die Auswuͤchſe des juͤdiſchen Geiſtes 

bekaͤmpfen wollen in ziemlich ruhiger Tonart. Erſt das große Keſſeltreiben, 
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das gegen ihn begann, habe ihn in einen immer wilderen Haß hineingehetzt. 
„Er wurde ungerecht, vergaß die gewaltigen Anregungen, die das Volk des 
Buches der Menſchheit gegeben hat und bedachte nicht, daß er die ſtaͤrkſte 
Waffe von dem Juden Laſſalle und Stahl entlehnt hatte, der bis in ſein 

18. Lebensjahr auch ein Jude geweſen war. Er wurde ungerecht und war 
und blieb doch ein Prediger, der vor allen anderen wahrhaft und gerecht ſein 
ſollte.“ Sein Verdienſt waͤre aber geweſen, die evangeliſche ſoziale Bewegung 

moͤglich gemacht zu haben. Ein großes und geſchichtlich bedeutſames Ver— 

dienſt, ſelbſt auch dann, wenn man bedenkt, daß der chriſtlich-ſoziale Gedanke 

nicht von ihm ſtammte. Und Mut bekundete er, als er, der Hofprediger, 
Jeſus den „Proletarierkoͤnig“ und die Bibel das „Arbeiterbuch“ nannte, daß 

er zu Arbeitern ging und in einer Weiſe ſprach, die die Arbeiter zu feſſeln 

verſtand. „Dabei war das beſondere Talent des deutſchen Liberalismus 
taͤtig, der es immer verſtanden hat, ſich alle bedeutenden Kraͤfte der Zeit zu 

verfeinden.“ Sein Fehler ſei geweſen, daß der Hofprediger ſich nicht auf ſein 

Amt und ſeine Predigten, ſich nicht auf ſeine ſoziale Taͤtigkeit beſchraͤnkt, 

ſondern daß er zugleich Berufspolitiker wurde und nun dauernd in Gewiſſens— 

konflikte kam: in Gewiſſenskonflikte mit ſeinem Amte, am Hofe, in Konflikt 

mit feiner Stellung als Mitglied der Eonfervativen Partei und als Führer 
der Chriſtlich⸗Sozialen, die etwas ganz anderes wollten, als die konſervative 

Partei. Bei den Chriſtlich-Sozialen wollte man ſoziale Reformen, bei den 

Konſervativen ſtarres Feſthalten am Überlieferten. Das Hineinmiſchen in 
die Parteipolitik iſt, ſo folgert Harden, dem Manne zum Verhaͤngnis ge— 

worden. Er mußte „unſaubere Haͤnde“ druͤcken, ſeine Kraft wurde gelaͤhmt, 

und aus dem ſtarken Manne wurde ein pfiffiger Taktiker, und nur ſeine 

Stellung in der Partei erklaͤrt es, daß er in ſo intime Beziehungen zu dem 

Freiherrn von Hammerſtein geriet, der wegen Unterſchlagungen, Wechſel— 
faͤlſchungen und dergleichen ins Gefängnis kam.. ... 

Von einem Kenner der Verhaͤltniſſe in der konſervativen Partei, Hans 

Leuß, wird Stoͤcker wie folgt charakteriſiert: „Stoͤcker war ſicher einer der 
groͤßten Demagogen der Geſchichte, war als Menſch wie als Politiker ein 
Blender. Ich ſage mit Abſicht „war“; denn der Stoͤcker von heute iſt bei 
aller Verwandtſchaft mit dem Stoͤcker von 1880 doch ein ſehr verdienter Mann; 

ein Temperament, das in der Unterhaltung noch weit mehr zu faszinieren 

vermochte als in der Volksverſammlung gab dem Hofprediger in ſeiner 

Umgebung den Schein des fuͤhrenden Mannes. In Wahrheit hatte er von 
einem ſolchen wenig an ſich. Er war ganz Mann des Moments, bei aller 

Energie Sanguiniker, der in momentanen Anregungen ſich beſchaͤftigte 
und ven jener Stetigkeit des politiſchen Charakters weit entfernt war. 
Dieſem Mangel verdankt Stocker feinen Mißerfolg. Er wird dann mit 

einem Lutherwort charakteriſiert, naͤmlich: er ſei ein „fahrender Platzregen“ 
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gewefen und anftatt fich feiner Arbeit in der Provinz zu unterziehen, habe 
er „einem Phantom nachgejagt, den Hohenzollern Berlin zu Füßen zu 

legen.“) 
Selbſt Kreiſe, die Stoͤcker wohl wollten, mußten aber feine Kampfes⸗ 

methoden verurteilen. So heißt es in dem Handwoͤrterbuch „Die Religion 

in Geſchichte und Gegenwart“: „Die Groͤße ſeines Lebens war es, daß er 
mit ſeinem Glauben in das oͤffentliche Leben eintrat. Die Tragik aber 

iſt die Art, in der er ihn einfuͤhrte.“ )).. .. 

Gemeinhin pflegt man in juͤdiſchen Kreiſen, wenn man von Stoͤcker und 
ſeiner Bewegung ſpricht, in einem Atemzug mit Stoͤcker zuſammen auch den 
Hiſtoriker Heinrich von Treitſchke zu nennen. Ja in juͤdiſchen Kreiſen 
iſt ſogar die Anſicht verbreitet, als ob Treitſchke und Stoͤcker zuſammen 
gearbeitet haͤtten und ſich dabei gerade des beſonderen Wohlwollens Bis— 

marcks erfreut haͤtten. Dieſe Auffaſſung iſt voͤllig falſch und es iſt angebracht, 

ihr einmal entgegen zu treten. Treitſchke und Stoͤcker find zwei grund ver— 
ſchiedene Charaktere: Stoͤcker iſt, wie wir geſehen haben, ein Mann, der ſich 

aus ganz kleinen Verhaͤltniſſen durch ſein Streben nach Macht und politi— 

ſchem Ruhm emporgearbeitet hat und dem ſeine Stellung in der Hof— 

Geſellſchaft zum Ungluͤck fuͤr den Charakter wurde. Sein geiſtiges Niveau 
iſt anders als das des Generalsſohnes Treitſchke. Gewiß, beide ſind Kampf— 

naturen mit nationaler Geſinnung. Aber der Unterſchied iſt doch gar zu 

groß: Dem Volksfuͤhrer, der die Arbeiter zu gewinnen ſucht, ſteht der Ge— 
lehrte gegenuͤber, der in ſich vereinigt Charakterſtaͤrke, Temperament und 
ungewoͤhnlich kuͤnſtleriſche Begabung. Treitſchke hat ſelbſt einmal von ſich 

in einem Briefe geſagt, daß er im Zweifel war, ob er Maler oder Dichter 
werden ſollte, und in der Tat, er hat von jedem der beiden Berufe etwas in 

ſich. Er gehoͤrt zu den glaͤnzendſten Stiliſten, die Deutſchland je gehabt hat. 

Die dichteriſche Ader kommt bei ihm immer wieder zum Durchbruch, waͤhrend 

bei Stoͤcker die kuͤnſtleriſche Begabung ſo gut wie ganz fehlt. Stoͤckers Kampf 
iſt nicht geadelt durch eine kuͤnſtleriſche Seele. Treitſchkes Geſchichtsdar— 
ſtellungen ſind ſtellenweiſe Gemaͤlde von ungewoͤhnlicher Farbenpracht. 

Freilich gehoͤrt Treitſchke zu den Malern, die auf ihrer Palette nur ſchwarz 
und weiß haben. Fuͤr die feinen Schattierungen hat Treitſchke keine Farbe. 

Er gehoͤrt zu jenen Naturen, die nur gluͤhend lieben oder nur gluͤhend haſſen 

koͤnnen, und nur ſo erklaͤrt es ſich, wenn er ſowohl in ſeiner Verehrung, als 

auch in ſeiner Kritik zuweilen uͤber das Ziel hinausſchießt. Wen Treitſchke 

1) Hans Leuß: Freiherr v. Hammerſtein Seite 39. 
2) Die Religion in Geſchichte und Gegenwart. Handwoͤrterbuch in gemeinverſtaͤnd— 

licher Darſtellung. (Gunkel⸗Scheel). Tuͤbingen 1913. (Aufſatz über Stoͤcker). 
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liebt, den liebt er mit vollem Herzen, wen er aber haßt, den haßt er mit 

ungeheurer Kraft, und ſo kommt es, daß bei ihm das Wort der Kritik fuͤr 
diejenigen, die von der Kritik betroffen werden, ſchaͤrfer wirkt, als es von ihm 

ſelbſt gemeint iſt. Treitſchke iſt nicht der vorſichtig abwaͤgende Hiſtoriker, 
wie es Ranke geweſen iſt; er iſt ein abſolut ſubjektiv empfindender, 
aber darum nicht minder wertvoller Darſteller. 

Zu Stoͤcker hatte Treitſchke keine perſoͤnlichen Beziehungen. Ja es iſt ſogar 
bemerkenswert, was Hermann von Peters dorff von ihm ſchreibt: !) 

„Überhaupt war Treitſchke, insbeſondere durch ſeine Stellung zur Juden⸗ 

frage, bei vielen — Bekannten und Unbekannten — in ein ganz unrichtiges 
Licht gekommen. Die Harmloſigkeit des Miniſters von Puttkamer, die darin 

lag, daß er glaubte, zwei gute Freunde nebeneinander zu bringen, indem er 
Treitſchke bei Tiſch neben den Hofprediger Stoͤcker ſetzte, grenzt an Geſchmack⸗ 
loſigkeit. Treitſchke mußte Puttkamer daruͤber aufklaͤren, daß er Stoͤcker 
gar nicht kenne.“ 

Damit iſt wohl am beſten die Frage beantwortet, ob Treitſchke Stoͤcker 

naͤhergeſtanden hat oder nicht. Wenn ſpaͤter einmal Treitſchke den Hof— 
prediger wegen der „Meineid-Angelegenheit Stoͤcker“ in Schutz nahm und 
erklaͤrte, jene Zeugengeſchichte haͤtte jedem paſſieren koͤnnen, ſo wird kein 
vernuͤnftig denkender Menſch etwas dabei finden koͤnnen. Auch ich ſtehe 
auf dem Standpunkt, daß die Meineids-Angelegenheit damals von den 

politiſchen Gegnern Stoͤckers gar zu ſehr aufgebauſcht worden iſt und es ſich 

dabei nur um ein Verſehen handelt, das in der Tat bei jedem Menſchen vor 

Gericht vorkommen kann. 

Gewiß hat Treitſchke Kritik an den Juden geuͤbt; aber den Antiſemiten iſt 

dieſer Mann nicht zuzuzaͤhlen. Man hat zwar Treitſchke den „Beethoven des 
Wortes“ genannt. Er iſt aber eher ein „Richard Wagner des Wortes“ 
geweſen. Wenn Treitſchke in den Geruch kam, Anhaͤnger der „Berliner 
Bewegung“ zu ſein, ſo haͤngt das damit zuſammen, daß ſeine Kritik zeitlich 

zuſammenfaͤllt mit dem Auftreten Stoͤckers, im übrigen aber keinen organiſchen 
Zuſammenhang hatte. Gewiß hat er bei ſeiner Eigenart in der Kritik die 

juͤdiſchen Fehler vielleicht zu ſcharf hervorgehoben; aber einem Manne wie 

Treitſchke wird man feinen Charakter und fein Temperament zu gute halten, 

umſomehr, als er, der in inniger Freundſchaft mit juͤdiſchen Gelehrten ver— 

bunden war, ganz im Gegenſatz zu Stoͤcker den Standpunkt vertrat, daß 

man den Juden ihre verfaſſungsmaͤßigen Rechte nicht beſchraͤnken duͤrfe. 

Mas für ſcharfe Worte hat Treitſchke nicht über die Preſſe und die Publi— 
ziſten geäußert und dabei mußte er es ſelbſt erleben, daß die Preußiſche 

Akademie der Wiſſenſchaften ihn lange Zeit nicht fuͤr wuͤrdig hielt, Treitſchke 

1) Allgemeine Deutſche Biographie, Band 55, Seite 12. 
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in ihren Kreis aufzunehmen, weil „Treitſchke kein Gelehrter, ſondern nur 

ein geiſtreicher Publiziſt ſei“. 
Daß Treitſchke und Stoͤcker vollkommen verſchiedenartig zu bewerten ſind, 

das ſchreibt auch der bereits genannte Erich Lehnhardt, wenn er ſagt: „Denn 
was Herr v. Treitſchke geſagt hat, iſt kaum mehr, als was ſich jeder vernuͤnftige 

Jude, dem ſein deutſches Vaterland am Herzen liegt, haͤtte ſagen muͤſſen. 
Selbſt wenn das nicht der Fall, Herr v. Treitſchke mußte als Publiziſt auf 

die Bewegung eingehen, mußte ſie pruͤfen und ſeine aufrichtige Meinung 
daruͤber ſagen. Das hat er getan! Er denkt nicht daran, ſich mit der Stoͤcker⸗ 
ſchen Bewegung oder uͤberhaupt mit der Bewegung zu indentifizieren, ja er 
wendet ſich ausdruͤcklich von ihr ab, wenn er ſagt: „Es iſt des Schmutzes und 

der Rohheit nur allzuviel in dieſem Treiben.“ Er erkennt ausdruͤcklich an, daß 
ſehr viele Juden, getaufte und ungetaufte, Mendelsſohn, Veit, Rieſſer und 
andere um der Lebenden zu ſchweigen —deutſche Männer waren im beiten 
Sinne, in denen wir die edlen und guten Zuͤge deutſchen Geiſtes erkennen, wenn 
er ſagt: „Von einer Zuruͤcknahme oder auch nur einer Schmaͤlerung der voll—⸗ 

zogenen Emanzipation kann unter Verſtaͤndigen keine Rede ſein. Sie iſt 

eine offene und richtige.“ Mit Recht bezeichnet Lehnhardt Treitſchke als 

„über dem antiſemitiſchen Treiben ſtehend.“ (Seite 52). 
Trotz ſeiner außerordentlich patriotiſchen Geſinnung und trotz des nationalen 

Schwunges, der gerade in Treitſchkes Deutſcher Geſchichte im ıgten Jahr— 

hundert zum Ausdruck kommt, iſt Treitſchke, der ſich fruͤher des Wohlwollens 
Kaiſer Wilhelms I. in beſonderem Maße erfreute, unter Kaiſer Wilhelm II. 

in Ungnaden gefallen. Die Urſache hierfuͤr ſoll u. a. die Schilderung des 
Charakters Friedrich Wilhelms IV. geweſen ſein, die an hoͤchſter Stelle 

unliebſam beruͤhrt hatte. Infolgedeſſen verſuchten einflußreiche Kreiſe, 
vor allem der Kultusminiſter Boſſe und Miniſterialdirektor Althoff, unter 
beſonderer Darlegung der großen Verdienſte Treitſchkes um die deutſche 

Geſchichtsſchreibung die kaiſerliche Huld fuͤr den großen Hiſtoriker wieder zu 

gewinnen. Bemerkenswert iſt ein Satz in dem Schreiben des Kultusminiſters 
Boſſe an den Kaiſer, in dem es heißt: „Niemand hat ſoviel dafuͤr getan, die 

Eigenart des preußiſchen Staates und die Verdienſte der Hohenzollern um 

die Geſchichte breiten Kreiſen zum Verſtaͤndnis zu bringen. Daneben laufen 
allerdings jo auch in dem neueſten, dem sten Bande, feines Werkes manche 
ſubjektiv gefärbte und unzutreffende, hin und wieder ſogar anſtoͤßige Urteile 

hin und her. Aber das muß bei jedem großen Hiſtoriker mit in Kauf genommen 
werden. Auch Leopold von Ranke hat ſich davon, ſelbſt in ſeiner Beurteilung 

des perſoͤnlich von ihm ſo verehrten Koͤnigs Friedrich Wilhelms I. nicht 
frei gehalten. .. 

Wenn im Zuſammenhang mit Stoͤcker zuweilen auch der Name Adolf 

Wagner auftritt, ſo muß man auch hier eine Trennungslinie ziehen. Mein 
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verehrter Lehrer Adolf Wagner, der Altmeiſter der deutſchen Finanzwiſſen— 

ſchaften, iſt auf politiſchem Gebiet eine Zeitlang mit Stoͤcker zuſammen⸗ 

gegangen; denn er hoffte in den Beſtrebungen Stoͤckers einen Weg zu ſehen, 

der das ſoziale Elend der unteren Schichten milderte. Wie wenig andere 
im konſervativen Lager hat Adolf Wagner ein ſehr warmes Herz fuͤr die Not 
der unteren Staͤnde gehabt und zugleich das Beſtreben gezeigt, uͤberall 
helfend einzugreifen, wo die Möglichkeit ſich bot. Gerade der Staats— 
ſozialismus Wagners iſt ihm ja von vielen Kreiſen ſehr veruͤbelt worden. 
Aber ein Charakter wie Adolf Wagner hat ſich dadurch nicht beeinfluſſen 

laſſen. Ein Antiſemit iſt aber Adolf Wagner, wie ich beſtimmt 
weiß, nicht geweſen. Wagner hat die Auswuͤchſe bekaͤmpft, wo ſie feſt— 

zuſtellen waren, einerlei, ob es ſich um die Ausſchreitungen an der Boͤrſe oder 
um Steuer⸗Defraudationen von Groß⸗Grundbeſitzern gehandelt hat. Überall 

iſt er ebenſo mutig wie temperamentvoll vorgegangen, und bekannt iſt 
noch, wie unwuͤrdig einſt der große Gelehrte in einer hochkonſervativen 
Verſammlung behandelt worden iſt. Ein ſolcher Mann iſt ganz anders 

zu beurteilen als Stoͤcker, und ich kann auf das Beſtimmteſte verſichern, 
daß Adolf Wagner dem Antiſemitismus innerlich fern geſtanden hat. 

Er ſtand dem Judentum abſolut objektiv gegenuͤber. Auf dieſem Gebiete 
verbindet ihn mit Stoͤcker nichts. Das hat u. a. ein guter Kenner der Ver: 

haͤltniſſe mein leider vor Verdun gefallener Freund, Dr. Paul Jacobs, — ein 
mecklenburgiſcher Bauersſohn — in einem auf Grund perſoͤnlicher Kennt: 
niſſe geſchriebenen Aufſatz nachgewieſen!), und ich kann als alter Wagner: 
ſchuͤler nur beſtaͤtigen, daß die Reſultate der Unterſuchungen von Paul 

Jacobs durchaus zutreffend ſind. Wenn Adolf Wagner ſich durch die 

Agitation Stoͤckers und ſeiner Umgebung einmal allzuſehr hat beeinfluſſen 
laſſen, ſo war er Charakter genug, einzugeſtehen, wenn er zu weit ge— 

gangen war.?) 

1) Dieſer Aufſatz erfchien kurz nach dem Tode des Altmeiſters in der „Allgemeinen 

Zeitung des Judentums“, Berlin. 

2) Ich darf in dieſer Beziehung nur auf die Ausfuͤhrungen Wagners in der „Zeit— 

ſchrift fuͤr die geſamte Staatswiſſenſchaft“ des Jahrgange 1880 aufmerkſam machen. 
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Kapitel 8. 

Der Alte im Sachſenwalde. 
Haben wir nun aus den vorherigen Kapiteln zur Genuͤge erſehen koͤnnen, 

wie der Staatsmann Bismarck, der auf der Höhe feiner Zeit ſteht, den Juden— 

tum gegenuͤber ſich ſtellt, ſo koͤnnen wir die Zuſammenfaſſung der Stellung 

Bismarcks dem Judentum gegenuͤber am beſten aus den Worten erkennen, die 

Bismarck nach feiner Entlaſſung ausgeſprochen hat. Es iſt die dritte 

Periode. Hier gleicht Bismarck dem Wanderer, der die Berghoͤhe er— 

ſtiegen hat, der noch einmal das ganze Land, das hinter ihm liegt, uͤberſchaut 

und der nun ſeine Reiſe ſchildert, nicht immer, wie die Reiſe wirklich vor ſich 

gegangen iſt, vielfach nur ſo, wie ſie in ſeiner Erinnerung haften geblieben iſt, 

wie er ſie geſehen haben will. Manches hat der alte Bismarck ſo dargeſtellt, 

wie er es der Nachwelt uͤberliefert wiſſen wollte als ſeine Anſicht, zuweilen 
abweichend von dem wirklichen Sachverhalt, aber gerade dadurch doppelt 

intereſſant. Dieſer dritten Periode verdanken wir zwei wichtige Dokumente: 

das iſt ein Geſpraͤch, das Hermann Hofmann, (der fuͤr Bismarck das 
war, was Eckermann fuͤr Goethe,) mit Bismarck uͤber die Judenfrage 

gehabt hat und das zweite iſt ein Aufſatz, den Bismarck in den „Hamburger 

Nachrichten“ veranlaßte und der dort am 22. Juli 1892 erſchien. Hermann 
Hofmann ſagt ſelbſt, daß dieſer Aufſatz das darſtelle, was „der Fuͤrſt 
uͤber die Judenfrage und die antiſemitiſche Agitation dachte.“ 

Beide Ausfuͤhrungen ſind alſo Geiſt von Bismarcks Geiſt und Fleiſch 
von ſeinem Fleiſch. 

In dem Aufſatz in den „Hamburger Nachrichten“ wurde ausgefuͤhrt, daß ver⸗ 
ſchiedene Vorgaͤnge der juͤngſten Vergangenheit Eroͤrterungen uͤber die ſoge— 
nannte Judenfrage hervorgerufen haͤtten. Angeſichts dieſer Tatſache halte 

es die Zeitung (lies Bismarck) fuͤr nuͤtzlich, einige Geſichtspunkte in den Vorder⸗ 

grund zu ruͤcken, deren Beachtung bisher vergeſſen worden ſei. Dazu gehoͤre in 
erſter Linie, daß die antiſemitiſche Agitation ſo wie ſie jetzt in der Preſſe und in 
Ver ſammlungen betrieben werde, zu praktiſchen Ergebniſſen ſchwerlich 
führen koͤnne. Es ſei Tatſache, daß der israelitiſche Volksſtamm vielen 
anderen Bevoͤlkerungs elementen im Gelderwerb Überlegen ſei. Dieſe Tatſache 
und ihre Folgen laſſen ſich nicht aus der Welt ſchaffen, wenn man nicht zu 

Maßregeln wie die Bartholomaͤusnacht zu Paris oder die Sizilianiſche Vesper 

greifen wolle, was ſelbſt die leidenſchaftlichſten Antiſemiten für unzuläffig 
erklaͤren wuͤrden. Außerdem wuͤrden ſich, wenn man uͤberhaupt Ausnahme⸗ 
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regeln gegen beſtimmte Bevoͤlkerungsklaſſen im Intereſſe von Staat und 
Volk zur Anwendung bringen wollte, Objekte von erheblicherer Schaͤdlich— 

keit fuͤr den Staat als die Juden darbieten. So z. B. ſei die Gefahr, die dem 
Staate und der Geſellſchaft von der Sozialdemokratie drohe, ſehr viel ernſter, 

als diejenige, welche auf Übelſtaͤnde zuruͤckgefuͤhrt wird, die ſich aus der 
juͤdiſchen Eigentuͤmlichkeit fuͤr das Erwerbsleben und die geſchaͤftliche Moral 

ergeben. Zwar hätten die Antiſemiten die dem Gemeinweſen nachteiligen Eigen 
ſchaften der Juden ſcharf hervorgehoben; aber Wege zur praktiſchen 

Abhuͤlfe haͤtten ſie nicht gezeigt. Was bisher von dieſer Seite in Vor— 

ſchlag gebracht worden ſei, wuͤrde, ſelbſt wenn ſich eine Regierung faͤnde, die das 

aus fuͤhre, das Übel, das den Klagegrund bildet, nur verſchlechtern. So z. B. 

wuͤrden ſich diejenigen intelligenten juͤdiſchen Elemente, die von der richter— 
lichen und Anwalts-Laufbahn ausgeſchloſſen wuͤrden, dann dem Handel und 

ſonſtigen Gewerbe zuwenden und dadurch die wirtſchaftliche Macht der Juden 

noch vermehren. Alsdann fuhr der Aufſatz woͤrtlich fort (und an dem Stil des 

Aufſatzes merkt man deutlich den Bismarckſchen Urſprung): 
„Den Hauptgrund des Ürgers über die Juden bildet, daran muß man feſt⸗ 

halten, die größere Erwerbs faͤhigkeit derſelben. Dieſe entſpringt aber Stam⸗ 
meseigenſchaften, die unausrottbar find. Der Jude iſt infolge feiner natuͤr⸗ 
lichen Veranlagung im Gelderwerb kluͤger als der Chriſt; er iſt, wenigſtens 
ſolange er noch kein Vermoͤgen erworben hat, arbeitſamer und ſparſamer als 

viele ſeiner chriſtlichen Mitbewerber in der Branche, in der er uͤberhaupt taͤtig 

iſt. Und ſelbſt wenn er ſein Ziel erreicht hat, und reich geworden iſt, bleibt er 

ſparſamer, ſolange ihn die Renommierſucht nicht erfaßt. Auch der junge 

beguͤterte Israelit unterſcheidet ſich vielfach von feinen gleichſituierten chriſt⸗ 
lichen Altersgenoſſen. Junge Israeliten, die in Liederlichkeit, Spiel und 
Gelagen ſich und ihr Vermögen zu grunde richten, find verhältnismäßig ſelten. 
Andererſeits erklaͤrt ſich die groͤßere Faͤhigkeit der Juden zum Gelderwerb 
daraus, daß ſie finanziell mehr wagen als der Chriſt. Der Jude mag im 
Kugelregen vielleicht nicht tapferer und kuͤhner ſein als der Chriſt, aber bei 
Geſchaͤftsunternehmungen iſt er entſchieden kouragierter und riskiert mehr. 

Der Jude iſt ohne Zweifel auch durchſchnittlich ſkrupelfreier in der Wahl der 

Mittel, die ſeinen Unternehmungen dienen. Dies alles gibt ihm einen Vor— 
ſprung im Gelderwerb, der ſich durch geſetzliche Maßregeln nicht beſeitigen 
laͤßt. Es iſt natuͤrlich, daß die juͤdiſchen Faͤhigkeiten zum Gelderwerb ſich in 
der Zeit, in der wir leben, wo jede Erwerbstaͤtigkeit offene Bahn hat, wo alles 
dem Gelderwerb zuſtrebt, noch ſtaͤrker als früher betätigen und in ihren Er— 
gebniſſen ſichtbar werden. 

Iſt aber der Jude von ſeiner Geburt ab mit einer groͤßeren Faͤhigkeit fuͤr 
den Gelderwerb dotiert, ſo wird man dieſe Beguͤnſtigung, die er fuͤr ſeine Er— 
werbstaͤtigkeit von der Vorſehung voraus erhalten hat, nicht durch fortwaͤhrende 
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Deklamationen über die Schädlichkeit dieſer Naturgabe beſeitigen koͤnnen. 
Schreien uͤber einen Schaden nuͤtzt nichts; man muß Mittel zu ſeiner Ab— 

ſtellung anzugeben wiſſen. Und das vermiſſen wir bisher an der antiſe— 
mitiſchen Agitation.“ 

Daß dieſe Worte von Bismarck ſtammten, wurde ſchon bei Erſcheinen des 

Aufſatzes angenommen. Wußte man doch genau, wie eng die Beziehungen 
zwiſchen Hermann Hofmann und Bismarck geweſen waren, wußte man 

doch, daß zahlreiche Artikel der „Hamburger Nachrichten“ vorher Bismarck 

zu Geſicht gekommen waren. Aber jeder Zweifel, der etwa entſtehen koͤnnte, 

wird ausgeſchloſſen durch die Worte von Hermann Hofmann, der aus— 
dr uͤcklich betont: 

„Wie der Fuͤrſt uͤber die Judenfrage und die Antiſemiten-Agitation dachte, 

iſt in dem Artikel vom 23. Juli 1892 dargelegt.“ 
Daß dieſer Aufſatz ſich aber auch wirklich mit der Auffaſſung des Bismarck 

aus der dritten Periode deckte, das geht aus der Unterredung hervor, die Herman 

Hofmann damals mit Bismarck gehabt hat. Damals erklaͤrte der Fuͤrſt 

ſein perſoͤnliches Verhaͤltnis zu den Juden mit folgenden Worten: 
„Eigentlich habe ich Undank von ihnen geerntet. Kein Staatsmann hat 

mehr für ihre Emanzipation getan als ich. Trotzdem haben mich die demokra— 
tiſchen und radikalen Blaͤtter, die vorwiegend in juͤdiſchen Haͤnden ſind, immer 
am heftigſten angegriffen. Aber ich nehme das nicht ſo tragiſch. Das liegt 

wohl mehr daran, daß die Eigentümer der Blätter es ihrem politiſchen Stande 
punkt ſchuldig zu ſein glauben, der Erinnerung daran, was ſie als Juden mir 

zu verdanken haben, keinen Einfluß auf die Haltung ihrer Organe mir und 
meiner Politik gegenuͤber einzuraͤumen.“ 

Bei dieſem Geſpraͤch machte Bismarck dann noch eine ganze Reihe von ſehr 
intereſſanten Ausfuͤhrungen. Er ſagt: 

„Was die antiſemitiſche Agitation betrifft, fo ſehe ich, abgeſehen von allen 
Erwaͤgungen der Gerechtigkeit und der Menſchlichkeit, keinen Weg, auf dem 

ſie ihr Ziel erreichen koͤnnte. Ich habe oͤfters mit antiſemitiſch geſinnten 
Herren geſprochen. Wenn ich ſie nach der Ausfuͤhrung ihrer Projekte fragte, 

ſo ging es ihnen aͤhnlich wie den Sozialdemokraten. Sie griffen den gegen— 
waͤrtigen Zuſtand an, wußten aber nicht, wie er im heutigen Staatsorganismus 
abzuſtellen ſei. Oder wenn ſie etwas vorbrachten, ſo lag die Unmoͤglichkeit, 

es zu verwirklichen, ſo klar zutage. Ich ſagte ihnen: Ausweiſen koͤnnen wir 
die Juden doch nicht und eine Bartholomaͤusnacht gegen ſie auch nicht in 
Scene ſetzen. Andere Maßregeln, wie ihre Ausſchließung von richterlichen 
und anderen Staatsſtellen aber koͤnnen die Sache nur ſchlimmer machen. 

Dann wuͤrde ſich die freigewordene juͤdiſche Intelligenz noch mehr als bisher 
auf dem wirtſchaftlichen und finanziellen Gebiete betaͤtigen, was zur Folge 
hätte, daß Klagen uͤber die Zunahme der juͤdiſchen Macht und über deren miß⸗ 
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braͤuchliche Anwendung erſt recht das Forum erfüllen. Es iſt auch widerrätlich 
dem juͤdiſchen Triebe nach Erwerb und Vermoͤgensbildung ſtaatlicherſeits 
Hinderniſſe in den Weg zu legen. Solche Maßregeln koͤnnen nicht getroffen 
werden, ohne zugleich die uͤbrigen Bevoͤlkerungselemente im Erwerbsleben 
zu behindern und zu beſchraͤnken, was nachteilig auf den nationalen Wohl— 

ſtand einwirken wuͤrde. Auch pflegt namentlich der wohlhabende Jude ein 

ſicherer Steuerzahler und guter Untertan zu ſein. Ebenſo darf man die Augen 
nicht vor den guten Seiten der Juden verſchließen. Es ſteckt in ihnen manches, 

was wir nicht haben: Antriebe und Beweglichkeiten, die ohne die Juden in 
unſerem Verkehrsleben kaum in gleichem Maße vorhanden ſein wuͤrden. Die 

Juden bringen in die Meinung der verſchiedenen deutſchen Staͤmme ein 
gewiſſes Mouſſeux, das nicht unterſchaͤtzt werden ſollte. Wenn ich noch 
Miniſter waͤre, wuͤrde ich in bezug auf die Juden den Grundſatz empfehlen: 
La recherche de la confession est interdite. Man braucht ſich aber die 

Juden nicht uͤber den Kopf wachſen zu laſſen oder ſich finanziell von ihnen in 

einem Maße abhaͤngig zu machen, wie es in vielen Laͤndern leider der Fall iſt. 
Bei meinen Beziehungen als Miniſter zur juͤdiſchen Hautefinance iſt immer 

dieſe, niemals bin ich der verpflichtete Teil geweſen.“ 

Die Stellungnahme, die in dem Aufſatz der „Hamburger Nachrichten“ den 
Juden gegenuͤber zum Ausdruck kommt, deckt ſich ſtellenweiſe faſt woͤrtlich 

mit einem Interview, das im Januar 1898 durch die Preſſe ging, und zwar 

zunaͤchſt in der „Neuen Freien Preſſe“ veröffentlicht wurde, Es wurde damals 
berichtet: 

Ein ſuͤddeutſcher Politiker, der bei einem der letzten Aufenthalte des Fuͤrſten 

Bismarck in Kiſſingen in der oberen Saline zur fuͤrſtlichen Tafel zugezogen 

wurde, hat ſich Aufzeichnungen uͤber die damals gefuͤhrten Geſpraͤche gemacht 

und der „N. F. P.“ folgendes daruͤber mitgeteilt. Wer der Politiker ge— 
weſen iſt, wird nicht geſagt. Eine Nachpruͤfung des Geſpraͤches iſt daher nicht 

moͤglich; aber ſchon damals ſtellten die Zeitungen feſt, daß die Dar— 
legungen ziemlich parallel mit dem gingen, was am 23. 7. 90 in den 
„Hamburger Nachrichten“ veroͤffentlicht wurde. 

In der „Neuen Freien Preſſe“ wird auf ein Geſpraͤch uͤber die Juden, das 

an der Tafel Bismarcks gefuͤhrt wurde, hingewieſen. Der Fuͤrſt habe ſich 
zunaͤchſt auf einige ganz kurze Bemerkungen beſchraͤnkt, ſei aber dann, als 

ein Herr an der Tafelrunde ein hartes Urteil uͤber die Juden faͤllte und die 

Frage geſtreift habe, ob es nicht zweckmaͤßiger geweſen waͤre, wenn der damalige 

Reichskanzler einer ihm in den Soiger Jahren uͤberreichten Reſolution, die 

von antifemitifcher Seite gekommen wäre, irgendwie Folge gegeben hätte, 
auf dieſe antiſemitiſchen Ausfaͤlle naͤher eingegangen. „Er halte die Bei— 

miſchung des juͤdiſchen Elementes fuͤr ſehr nuͤtzlich. Die Juden geben der 
Bevoͤlkerung ein Mouſſeux, das ihnen ſonſt fehlen wuͤrde, Antriebe und 
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Beweglichkeiten, die ſonſt kaum in dem Maße vorhanden wären.” Wir haben 
alſo hier wiederum denſelben Standpunkt, den Bismarck ſchon mehrfach 

vertreten hat, naͤmlich das Problem der Raſſenkreuzung. Bismarck ſtellt auch 

hier wieder feſt, daß eine Vermiſchung zwiſchen Semiten und Germanen 

den Deutſchen zum Vorteil gereichen wuͤrde. 
Auch der folgende Satz deckt ſich vollkommen mit dem, was Bismarck bereits 

an anderer Stelle geſagt hat. Es iſt naͤmlich die Rede davon, daß Bismarck 
keine Wege ſah, auf denen die Ziele der Antiſemiten zu verwirklichen waren. 
Es erginge ihnen ähnlich wie den Sozialdemokraten, fie wuͤßten nichts praf- 
tiſch Aus fuͤhrbares vorzuſchlagen. Ausweiſen koͤnnen wir die Juden auch 

nicht, ohne unſeren nationalen Wohlſtand ſchwer zu ſchaͤdigen. „Andere 
Maßregeln, wie etwa die Ausſchließung der Juden von Richter- und anderen 
Staatsſtellen, das wuͤrde, wie mir die Antiſemiten ſelbſt zugeben muͤſſen, das 

Übel nur verſchaͤrfen; denn dann würden diejenigen juͤdiſchen Intellektuellen 

ſich auch auf diejenigen Gebiete werfen, bei denen das Übergewicht der Juden 
ſchon jetzt von den Antiſemiten als unertraͤglich bezeichnet wird, naͤmlich 
auf die geſchaͤftlichen.“ 

Als dann hat nach der „N. F. P.“ der Fuͤrſt ſich über die Urſachen der antiſe⸗ 

mitiſchen Bewegung geaͤußert, und hier nimmt er einen Standpunkt ein, der 
ſich vollkommen mit dem von Ranke deckt. Ranke hat einmal geſagt, daß 

es einen Antiſemitismus aus religioͤſen oder voͤlkiſchen Gründen nicht gebe, 

ſondern nur aus wirtſchaftlichen. In Übereinſtimmung hiermit heißt es in 
der Aufzeichnung: Der Fuͤrſt fuͤhrte dann aus, daß ſeiner Anſicht nach die 

Judenbewegung in der Hauptſache weniger religioͤſen oder Raſſeninſtinkten 
entſpraͤche, als doch mehr wirtſchaftlichen Gruͤnden. Stellenweiſe 
woͤrtlich uͤbereinſtimmend mit dem, was in den „Hamburger Nachrichten“ 

veroffentlicht wird, iſt dann die Anſicht von der Überlegenheit der Juden im 

Gelderwerb. „Dieſe Überlegenheit aber beruht auf Eigenſchaften, die durch 
ſtaatliche Mittel nicht zu beſeitigen ſind. Die Juden ſind infolge natuͤrlicher 
Veranlagung in Geldſachen meiſt kluͤger und geſchickter als die Chriſten. 
Auch wären fie, folange fie noch nicht zu Vermögen gelangt ſeien, wenn auch 
vielleicht nicht arbeitſamer, fo doch genuͤgſamer und ſparſamer als die chriſt⸗ 
lichen Mitbewerber.“ Es wird dann auf den groͤßeren geſchaͤftlichen Wagemut 
der Juden hingewieſen und dabei als widerraͤtlich bezeichnet, dem juͤdiſchen 

Drange nach Erwerb und Vermoͤgensbildung von ſtaatlicher Seite Hinder— 

niſſe in den Weg zu legen; denn dadurch wuͤrden die uͤbrigen Bevoͤlkerungs— 
Elemente ebenſo betroffen werden und der Nationalwohlſtand würde zuruͤck⸗ 
gehen. Schließlich habe der Fürft feine Auffaſſungen dahin zuſammengefaßt, 

er halte die Juden fuͤr nuͤtzliche Mitglieder des heutigen Staates und finde es 
unklug, ſie zu beunruhigen. Namentlich der reiche Jude pflege ein ſicherer 

Steuerzahler und guter Untertan zu ſein. 8 

186 



* 

Es iſt eine fehr intereſſante Übereinftimmung in der ganzen Darlegung, 
ſo daß ich an der Echtheit des Interviews, auch wenn der Name des Verfaſſers 
nicht genannt iſt, nicht zweifle. 

Als ſeiner zeit das Interview veröffentlicht wurde, ſchrieben die „Ber— 
liner Neueſten Nachrichten“, die gerade in Bismarckfragen oft ſehr 

gut unterrichtet waren: „Nach unſerer eigenen Kenntnis duͤrften im vor— 
ſtehenden die Anſchauungen des Fuͤrſten, der ſich uͤber dieſes Thema wieder— 

holt ausgeſprochen hat, im weſentlichen richtig wiedergegeben ſein.“ 

Auch an einer anderen Stelle hat Bismarck ſich zur Judenfrage geaͤußert, 

und zwar in einem Artikel vom 17. Dezember 1892 in den „Hamburger 
Nachrichten“. Der Aufſatz iſt zwar nicht direkt von Bismarck geſchrieben; 
aber er gehört zu den vielen Aufſaͤtzen, die von Bismarck inſpiriert find. Das 
geht aus der Regiſtratur von Hermann Hofmann deutlich hervor, im uͤbrigen 

auch aus einem Aufſatz der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ 
vom 6. Januar 1893. Es heißt dort: „Auf antiſemitiſcher Seite ſucht man 

unter Berufung auf den Namen des Fuͤrſten Bismarck Parteigeſchaͤfte zu 
machen. Dieſem Unfug kann nicht nachdruͤcklich genug entgegengetreten 
werden. Wie man in Friedrichsruh von den antiſemitiſchen Quertreibereien 

denkt, geht aus einem Artikel der „Hamburger Nachrichten“ vom 17. Dezember 
1892 hervor. In dieſem Artikel werden die Antiſemiten ein Element der 
Zerſetzung, die nur der radikalen Linken zu gute kommen kann, genannt, und 
wird betont, daß man ſchon vor Jahren bei einer Nachwahl in Pommern die 
Moͤglichkeit hatte, die hochgradige Unzuverlaͤſſigkeit der Antiſemiten kennen 
zu lernen. Es wird in dem Aufſatz von Demagogen extravaganter Art 
geſprochen und darauf hingewieſen, daß die Konſervativen im Koͤnigreich 
Sachſen ſchon vor Jahren jede Verbindung mit den Antiſemiten abgelehnt 
hätten. In der antiſemitiſchen deutſch⸗ſozialen Reformpartei befaͤnden fich 

viele, die nur in einem Zuſtand politiſcher Verwirrung „in das Fahrwaſſer 
einer Bewegung geraten ſind, welche ſich in ihrer tatſaͤchlichen Wirkung von 

der Sozialdemokratie nur zu oft kaum noch unterſcheidet.“ 

An dieſen Aufſatz knuͤpft die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ folgenden 
Satz: „Mit dieſem Satz iſt fuͤr alle, welche in dem alten Reichskanzler den 
getreuen Eckardt ſehen, der im Sachſenwalde uͤber die Geſchicke des deutſchen 

Vaterlandes wacht, das Urteil uͤber die antiſemitiſche Bewegung geſprochen.“ 

In der von Anton Memminger herausgegebenen „Bayeriſchen Landes— 
Zeitung“ erſchien im Januar 1898 ein Geſpraͤch, das dieſer mit dem Fuͤrſten 
Bismarck gehabt hatte. Es iſt bekannt, das Memminger haͤufig in Kiſſingen 

vom Fuͤrſten Bismarck empfangen worden iſt und mit ihm eine Reihe von 

Geſpraͤchen gefuͤhrt hat. U. a. werden in der „Bayeriſchen Landes-Zeitung“ 
folgende Worte Bismarcks erwaͤhnt: „Der bedeutendſte und erfolgreichſte 

Antiſemit war zweifellos der Hofprediger Stoͤcker. Er hatte als ein vor— 
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trefflich unterrichteter Redner, dann als finanziell ſehr guͤnſtig geſtellter, und 
alſo wirtſchaftlich ganz unabhaͤngiger Mann, dazu in ſeiner einflußreichen 

geiſtlichen Stellung alle Vorausſetzungen in ſich, den herrſchenden Juden— 
banken und deren freiſinnigen Genoſſen ein Gegengewicht zu ſchaffen. Aber 
gleichwohl konnte ich mich fuͤr Stoͤcker nicht erwaͤrmen, weil bei ihm, wie bei 
allen politiſchen Agitatoren im geiſtlichen Gewande, ſeien ſie proteſtantiſch 

oder katholiſch, immer die mehr oder weniger enthuͤllte Abſicht zu Tage tritt, 

die weltliche Vorſehung zu ſpielen und die Regierung in ihrem Herrſcherberuf 
unterzukriegen ..... die geiſtliche Herrſchaft hat aber noch nirgends etwas 

oder wenigſtens nicht viel getaugt. . .. Stoͤcker und feine Leute haben mir 
darum auch oͤfter am Zeuge flicken wollen und haben mir namentlich mein 

Verhaͤltnis zum Bankier Bleichroͤder vorgeworfen. Ich weiß, was ich von 

Bleichroͤder und ſeinen Soͤhnen als Menſch zu halten habe. Ich weiß alles 

und billige nicht alles; aber ſeine Tochter iſt eine Frau von vornehmer Ge— 

ſinnung und Geiſt. Fuͤr mich ſelbſt war Bleichroͤder mein Bankier, der einen 

Teil meiner Finanzen verwaltete. Es iſt erlogen, daß ich ihm wichtige Mit— 

teilungen politiſcher Natur gemacht habe, damit er ſolchergeſtalt beſſere 
Geſchaͤfte fuͤr ſich und mich machen konnte. Aber wahr iſt, daß mir Bleich— 

roͤder im Jahre 1866 die Mittel zur Kriegsführung, die uns 
niemand vorſchießen wollte, beſchaffte. Das war eine Tat, fuͤr welche 

ich dem Manne zu Dank verpflichtet war. Als anſtaͤndiger Menſch laſſe ich 

mir auch von einem Juden nicht nachſagen, daß ich ihn gebraucht und ihn 
dann fuͤr geleiſtete Dienſte, die ich als Staatsmann hoch veranſchlagen 

mußte, verachtet habe. Daß Bleichroͤder der Urheber der Goldwaͤhrung 

iſt und mich zu deren Einfuͤhrung veranlaßt hat, iſt eine Erfindung. . .. Das 
Zentrum hat durch ſeine ſinnloſe Zuſtimmung zu den deutſchen Handels— 

vertraͤgen der Landwirtſchaft unendlich mehr geſchadet, als ihr alle Juden 

geſchadet haben und ſchaden koͤnnen. Das war eine wirklich reichs feindliche 

Politik, woran die Sozialdemokratie die ausgelaſſenſte Freude haben konnte!.“ 
Man ſieht die Wandlung: der jugendliche Bismarck kann ſich eine 

Staatsautoritaͤt, die dem Juden Rechte einraͤumt, nicht denken. Der alte 

Bismarck will ein Geſetz, wonach die Erkundigung nach der Religion ver— 
boten wird, alſo die voͤllige Gleichberechtigung, die erſt der Gewinn der 
Revolution geweſen iſt. Auch hierin unterſcheidet ſich Bismarck ganz 
betraͤchtlich von ſeinem fruͤheren Standpunkt, und wir ſehen hier deutlich die 

Weiterentwicklung auf Grund der Er fahrungen. Gerade auf dieſem 
Gebiet ſieht man den Widerſpruch deutlich; denn als junger Politiker 
hatte er mit Ludwig v. Gerlach einmal eine Debatte, wobei Bismarck den 

1) Die Wiedergabe entſtammt der Ausgabe der „Deutſchen Tageszeitung“ vom 
19. Januar 1898. 
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Standpunkt vertrat, daß Preußen als evangelischer Staat nicht nur Prote— 
ſtanten anſtellen dürfe, fondern auch Katholiken mit amtlichen Stellen 

betrauen muͤſſe. Gerlach, der der bekannten pietiſtiſchen Richtung angehoͤrte, 

die nichts wiſſen wollte von einer Toleranz gegen die Nicht-Proteſtanten, 

fragte erſtaunt Bismarck, ob es wohl ſein Grundſatz ſei: „Erfuͤlle Deine 
Buͤrgerpflicht, Nach Deinem Glauben frag' ich nicht.“ was denn Bismarck 

auch ſofort bejahte. Da aber ſtellte Gerlach die zweite Frage, um ihn feſt— 
zunageln, ob er den gleichen Standpunkt denn auch den Juden gegenuͤber 
einnehme. Der alte Bismarck haͤtte dieſe Frage unſtreitig mit Ja beantwortet. 
Der jugendliche Bismarck geht der Feſtnagelung aus dem Wege, indem er recht 
ſchlagfertig antwortet, „die frage ich nicht nach dem Glauben, denen ſehe 

ich es an.“ Gerade an dieſem Beiſpiel im Vergleich mit den vorſtehend 

wiedergegebenen Zeitungsaufſaͤtzen ſieht man deutlich den Umſchwung, 

und zugleich den Fortſchritt, der bei Bismarck eingetreten iſt. 

Adolf Kohut zitiert in der „Allgemeinen Zeitung des Judentums“ 
(Jahrgang 1914) Ausfuͤhrungen aus der „Allgemeinen Zeitung“ in 
Muͤnchen ohne Angabe des Datums, die er als „Bismarckoffizioͤs“ be— 

zeichnet. Es heißt dort in Abwehr antiſemitiſcher Angriffe: 
„Fuͤrſt Bismarck hat in Frankfurt mit dem alten Rothſchild, in Berlin 

mit Herrn v. Bleichroͤder in ſehr guten Beziehungen geſtanden, und der 

Letztere bewahrt dem Fuͤrſten auch heute noch eine Ergebenheit und dankens— 

werte Anhaͤnglichkeit, an welcher ſehr viele unſerer „patriotiſchen chriſtlichen 

Landsleute“ ſich ein Muſter nehmen koͤnnen. Er duͤrfte gleichfalls wiſſen, 

wie Fuͤrſt Bismarck uͤber die Beſtrebungen des Antiſemitismus denkt. Die 

freiſinnigen Blaͤtter wuͤrden viel eher im Rechte ſein, wenn ſie dem Fuͤrſten 

Bismarck die Vaterſchaft fuͤr die Stellung zuſchreiben, welche die Juden 
heute geſetzlich und verfaſſungsrechtlich in Deutſchland einnehmen. Die 

Herren von der freiſinnigen Preſſe ſchneiden in ihr eigenes Fleiſch aus Liebe— 

dienerei gegen die Gegner und Haſſer des Fuͤrſten Bismarck, ihn auch nach 

dieſer Richtung als den Urheber einer der widerlichſten Erſcheinungen 

unferer Zeit verleumden zu muͤſſen. Alle gebildeten und unterrichteten 

Israeliten urteilen hierin weſentlich anders.“ 
Die gleichen Ausführungen find, wie aus dem Werke von Penzler (Bismarck 

nach ſeiner Entlaſſung) hervorgeht, auch in anderen Zeitungen, die Bismarck 

naheſtanden, erſchienen. Stil und Aufmachung deuten klar auf den Urſprung 

hin. 
In dieſem Zuſammenhang gibt Kohut eine Vorſtellung wieder, deren 

Richtigkeit ich nicht nachpruͤfen konnte; denn ſie iſt erſt nach dem Tode Bis— 

marcks veröffentlicht worden. Immerhin beruft ſich der Verfaſſer auf Per- 

ſoͤnlichkeiten, die als Zeuge jener Zuſammenkunft ſeine Mitteilungen be— 

ſtaͤtigen koͤnnten und Kohut, der mit Poſchinger befreundet war, hat fie feiner: 
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zeit abgedruckt. Es handelt ſich um eine Mitteilung des ungarifchen 
Advokaten Dr. Julius Kepes. Dieſer hat im Sommer 1892 mit Bismarck 

in Bad Kiſſingen ein Geſpraͤch gehabt und iſt dabei auf das Judentum zu 
ſprechen gekommen. Dieſe betreffende Stelle gibt Dr. Kepes in der Monats⸗ 

ſchrift „Jung-Ungarn“ (Juni-Heft 1911) wieder: 
„Dr. Julius Kepes, dem ſich Bismarck mit großem Wohlwollen genaͤhert 

hatte und auf deſſen Veranlaſſung dem gefeierten Staatsmann von den in 
Kiſſingen konzertierenden Zigeunermuſikanten eine Serenade und zum Diner 

Tafelmuſik gebracht wurde, hatte den Mut, ganz unbefangen und ruhig an 
den Fuͤrſten die heikle Frage zu richten, ob die ganz außerordentlich herzliche 
Liebenswuͤrdigkeit, mit der er ihn ausgezeichnet, nicht dadurch beeintraͤchtigt 

werde, daß er, Kepes, Jude ſei, beziehungsweiſe ob der Kanzler ſich vielleicht 
hieruͤber orientiert habe, bevor er ihn mit der Einladung zu Tiſch beehrte? 

„Warum fragen Sie das?“ erwiderte Bismarck. 
„Weil man allgemein wiſſen will,“ meinte Kepes, „Durchlaucht ſeien Anti— 

ſemit. Ich glaube zwar nicht daran, denn Durchlaucht wuͤrden ſich doch 
ſonſt wohl kaum ſtundenlang mit einem Rabbiner unterhalten haben, wie 

ich hier in Kiſſingen hoͤrte.“ 

„Aus den deutſchen Zeitungen, die Sie jetzt leſen,“ bemerkte Bismarck, 
„muͤßten Sie wohl den Schluß ziehen, daß ich eigentlich kein guter Deutſcher 
mehr bin. In Wirklichkeit wird das jeder rechtſchaffene Menſch als Erfindung 

bezeichnen. Das Märchen von meinem Antiſemitismus muß in diefelbe 

Kategorie eingereiht werden. Ich war immer beſtrebt, die Sitten dieſes 
klugen Volkes zu beſſern, ohne ihm je etwas zuleide zu tun. Das waͤre auch 
unchriſtlich gehandelt, denn das Judentum bildet die lebende Zeugenſchaft 

des Chriſtentums. Sollten die Juden ausſterben, ſo bin ich uͤberzeugt, daß 
dies fuͤr den Fortbeſtand des Chriſtentums eine unguͤnſtige Prognoſe waͤre. 
Ich wußte genau, Herr Doktor, daß Sie der israelitiſchen Religion angehoͤren, 
aber dieſer Umſtand beeinflußt meine Geſinnung nicht, im Gegenteil“ — 
und er ſchob feinen Arm in den von Kepes — „die Zeugen des Chriſtentums— 
muͤſſen hochleben.“ N 

Der Interviewer ſpann dieſes Thema weiter und fragte den Fuͤrſten, ob 
er wirklich gottglaͤubig ſei. Bismarck beantwortete dieſe Frage ungefaͤhr mit 
den Worten: „Leben und Geſundheit ſind Gottesgaben. Hieruͤber habe ich 
ſeit meiner Jugend meine entſchiedene unumſtoͤßliche Überzeugung. Unge⸗ 

achtet der verſchiedenen philoſophiſchen Auffaſſungen, metaphyſiſchen Wiſſen⸗ 
ſchaften und ihrer Entwicklung bin ich niemals auch nur einen Augenblick 

in meinem Glauben an Gott wankelmuͤtig geworden.“ .... 
Daß die beiden groͤßten Deutſchen des vorigen Jahrhunderts Goethe und 

Bismarck ſehr viel Gemeinſames in ihrer ganzen Denkweiſe und auch in 
ihrer Entwicklung gehabt haben, das hat die Bismarck-Literatur ſehr oft 
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hervorgehoben. Gewiß, man muß feſtſtellen, daß Goethe nicht zu den 
Lieblingsdichtern Bismarcks gehoͤrte, ja daß Bismarck ſogar zahlreiche 
andere Klaſſiker, wie Shakeſpeare bevorzugte vor dem Weiſen von Wei— 

mar. Aber dennoch auch bei Bismarck bewahrheitet ſich das Wort: „In 
jedem Deutſchen ſteckt ein Stuͤck Fauſt.“ Und ſchon im Anfang dieſer Aus— 
fuͤhrungen iſt auf das Parallele in der Entwicklung zwiſchen Goethe und 

Bismarck hingewieſen worden. Der „Alte im Sachſenwalde“ gleicht in vieler 
Beziehung dem „Alten aus dem Weimarer Gartenhauſe“. Das gilt nicht 
nur von allgemeinen Weltanſchauungsfragen, das gilt auch fuͤr eine Reihe 
von Problemen der Politik, und gerade in den Geſpraͤchen „Goethes mit 
Eckermann“ findet man zahlreiche Gedanken aus dem Munde Goethes, die 

ſich mit den Auffaſſungen Bismarcks decken, und die gleiche Erſcheinung 

haben wir in der Judenfrage zu ſehen. Goethe und Bismarck haben in 
ihrer Stellung dem Judentum gegenuͤber die gleiche Entwicklung durch— 
gemacht. Goethe und Bismarck haben in ihrer Stellung gegen das Juden— 
tum mit der Abneigung gegen das Judentum begonnen. Beide ſind zunaͤchſt 
gegen die Miſchehen aufgetreten. Aber beide haben ſich im Laufe ihres 

langen Lebens durchgerungen zu einem Verſtehen des Judentums. Die 

Entwicklung, die Bismarck genommen, iſt in dieſem Buche gezeigt. Die Ent— 
wicklung Goethes, die auffallend parallel laͤuft, kommt zum Ausdruck in 

dem Werk: „Meine Religion, mein politiſcher Glaube“). Dort fagt 
Goethe. 

„Ich war gegen unſer neues Judengeſetz, das die Heirat zwiſchen beiden 
Glaubensverwandten geſtattet; ich meine, der Herr Superintendent muͤſſe 

eher ſein Amt niederlegen, als daß er die Trauung einer Juͤdin im Namen 
der heiligen Dreifaltigkeit dulde; jede Verachtung der religioͤſen Gefuͤhle im 

Volke bringt Ungluͤck. Aber ich haſſe die Juden nicht. Was ſich in meiner 

fruͤhen Jugend als Abſcheu gegen die Juden regte, war mehr Scheu vor 
dem Raͤtſelhaften, vor dem Unſchoͤnen. Meine Verachtung, die ſich wohl 

zu regen pflegte, war mehr der Reflex der mich umgebenden chriſtlichen 
Maͤnner und Frauen. Erſt ſpaͤter, als ich viele geiſtes begabte, 
feinfuͤhlige Maͤnner dieſes Stmmmes kennen lernte, geſellte 
ſich Achtung zu der Bewunderung, die ich fuͤr das bibelſchoͤpfe— 

riſche Volk hege und fuͤr den Dichter, der das hohe Liebeslied 

geſungen.“ 

1) Herausgegeben von Dr. W. Bode, Berlin 1899, Seite 69. 
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Anhang: Aktenſtuͤcke. 
Vom Berliner Kongreß. 

Aus dem 8. Protokoll. Sitzung vom 28. Juni 1878.9) 

Lord Salisbury erkennt die Unabhaͤngigkeit Serbiens an, meint aber, daß es an— 
gebracht ſei, fuͤr das Fuͤrſtentum das große Prinzip der religioͤſen Freiheit feſtzuſetzen. 

— M. Waddington (Vertreter Frankreichs) geſteht ebenfalls Serbien die Unab— 

haͤngigkeit zu, aber unter der Vorausſetzung folgenden Vorſchlags, wie ihn der Kongreß 
ebenſo fuͤr Bulgarien angenommen hat: 

„Die Einwohner des Fuͤrſtentums Serbien, gleichguͤltig welches ihre Religion ſei, ge— 

nießen vollſtaͤndige Gleichheit der Rechte. Sie koͤnnen zu allen oͤffentlichen Dienſten, 

Amtern und Ehren zugelaſſen werden und jeden Beruf ausuͤben, und der Unterſchied 
des religiöfen Glaubens kann niemandem gegenüber als ein Grund der Ausſchließung 

geltend gemacht werden. Die Ausuͤbung eines jeden Kultus iſt abſolut frei, und es darf 

keine Feſſel auferlegt werden, weder in Bezug auf die hierarchiſche Organiſation der 
verſchiedenen Gemeinden, noch auf ihre Beziehungen zu ihren Geiſtlichen.“ 

Fuͤrſt Gortſchakoff fürchtet, daß dieſe Faſſung ſich insbeſondere auf die Israeliten 

bezieht und wuͤnſcht — ohne jedoch dem erwaͤhnten Prinzip im allgemeinen entgegen— 

treten zu wollen — nicht, die Judenfrage, welche ſpaͤter behandelt werden wird, durch dieſe 

im voraus gegebene Erklaͤrung feſtzulegen. Fuͤrſt G. erklaͤrt, daß, ſoweit es ſich nur um 

religioͤſe Freiheiten handele, ſolche in Rußland ſtets gewaͤhrt worden ſind. Er ſtimmt 

ſeinerſeits dieſem Prinzip in vollſtem Maße zu und waͤre bereit, es im weiteſten Sinne 
auszudehnen. Aber wenn es ſich um ſtaatsbuͤrgerliche und politiſche Rechte handle, ſo 
bitte er, die Berliner, Pariſer, Londoner und Wiener Juden, denen man ſicherlich kein 

politiſches und buͤrgerliches Recht verweigern wuͤrde, nicht zu verwechſeln mit den Juden 

Serbiens, Rumaͤniens und anderer ruſſiſcher Provinzen, welche ſeiner Anſicht nach eine 

Plage für die einheimiſche Bevölkerung find. — Auf die Bemerkung des Präfidenten?) 

daß der bedauerliche Zuſtand der Israeliten vielleicht gerade auf die Beſchraͤnkung in den 

politiſchen und bürgerlichen Rechten zuruͤckzufuͤhren ſei, erwidert Fuͤrſt Gortſchakoff, 

daß die ruſſiſche Regierung in einigen Provinzen unter dem Druck einer abſoluten und 

durch die Erfahrungen gerechtfertigten Notwendigkeit die Israeliten einem Sonder— 
geſetz haͤtte unterwerfen muͤſſen, um die Intereſſen der Bevoͤlkerung zu wahren. — 

M. Waddington haͤlt es fuͤr wichtig, dieſe feierliche Gelegenheit zu ergreifen, um den 

Grundſatz der religioͤſen Freiheit durch die Vertreter Europas beſtaͤtigen zu laſſen. Er 

fuͤgt hinzu, daß, wenn Serbien in die europaͤiſche Familie in derſelben Weiſe wie die anderen 

Staaten eintreten will, es auch vorher die Prinzipien anerkennen muß, welche die Baſis 

des ſozialen Aufbaues in allen Staaten Europas bilden und daß es ſie annehmen muß 

als die notwendige Vorbedingung fuͤr die Vorteile, die es zu erlangen wuͤnſcht. — Fuͤrſt 

Gortſchakoff haͤlt an ſeinem Standpunkt feſt, daß die buͤrgerlichen und politiſchen 

Rechte den Juden in Serbien nicht in abſoluter Form zugeſtanden werden koͤnnen. 

1) Die Überſetzung des Protokolls aus dem im „Staatsarchiv“ abgedruckten franzoͤ⸗ 
ſiſchen Original verdanke ich Fraͤulein Grata Schlomka. 

2) d. i. Fuͤrſt Bismarck. 
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Graf Schouwaloff weiſt darauf hin, daß dieſe Bemerkungen keinen prinzipiellen 

Gegenſatz zu den franzoͤſiſchen Vorſchlaͤgen darſtellen. Das juͤdiſche Element, das in 

einigen ruſſiſchen Provinzen zu ſtark geworden war, mußte einer beſonderen Regelung 

unterworfen werden, aber es ſei zu hoffen, daß man in Zukunft die unbeſtreitbar be— 

ſtehenden Unzutraͤglichkeiten, wie Fuͤrſt Gortſchakoff ſie angedeutet hat, uͤberwinden koͤnne, 

ohne die religioͤſe Freiheit, deren Entwicklung auch Rußland wuͤnſcht, zu verletzen. 

Graf de Laun ay ſagt im Namen Italiens, er beeile ſich dem Prinzip der religioͤſen Freiheit 

zuzuſtimmen, welche eine der wichtigſten Grundlagen der Organiſation ſeines Landes ſei, 

und er ſchließe ſich den hierzu von Deutſchland, Frankreich und England gemachten Aus— 

fuͤhrungen an. — Graf Andraſſy aͤußert ſich in gleichem Sinne, und die ottomani— 

echen Bevollmaͤchtigten erheben keinen Widerſpruch. — Fuͤrſt Bis marck erklaͤrt, nachdem 

er das Reſultat des Votums beſtaͤtigt, daß der Kongreß die Unabhaͤngigkeit Serbiens an— 

ſrkennt, aber unter der Bedingung, daß in dem Fuͤrſtentum religioͤſe Freiheit gewaͤhrt wird. 
Er fuͤgt hinzu, daß die Berichtskommiſſion beim Formulieren dieſes Beſchluſſes den Zu— 

ſammenhang darlegen muͤſſe, der zwiſchen der Proklamation der Unabhaͤngigkeit Serbiens 
und der Anerkennung der religioͤſen Freiheit durch den Kongreß hergeſtellt ſei. 

Aus dem 10. Protokoll. Sitzung vom 1. Juli 1878. 

M. Waddington erklaͤrt, daß die Bevollmaͤchtigten Frankreichs, getreu den Prin— 

zipien, welche ſie bisher gewahrt haben, von dem Kongreß verlangen, daß er fuͤr die Un— 

abhaͤngigkeit Rumaͤniens die gleichen Bedingungen ſtelle wie fuͤr die Serbiens. Er 

verhehlt ſich nicht die Schwierigkeiten, die in Rumaͤnien beſtehen, aber nach eingehender 

Pruͤfung der Argumente, welche man nach der einen und anderen Richtung vorbringen 
kann, ſind die Vertreter Frankreichs zu der Überzeugung gekommen, daß von dem großen 
Grundſatz der Gleichheit der Rechte und der Freiheit der Kulte nicht abgewichen werden 

darf. Die rumaͤniſche Regierung koͤnne auch ſchwerlich fuͤr ſein eigenes Gebiet einen 
Grundſatz ablehnen, der in der Tuͤrkei fuͤr ſeine eigenen Untertanen gilt. Er meint, daß es 

kein Zoͤgern gebe und daß Rumaͤnien, wenn es in die große europaͤiſche Familie aufge— 
nommen zu werden wuͤnſche, die Pflichten und ſelbſt die Unbequemlichkeiten auf ſich 

nehmen muß, die mit der Stellung, aus der es Nutzen gewinnen will, verbunden ſind. 

Fuͤr lange finde ſich eine ſo guͤnſtige und feierliche Gelegenheit nicht wieder, um erneut 

einen Grundſatz zu proklamieren, der die Ehre und Feſtigkeit aller ziviliſierten Nationen 

begründet. Was die beſtehenden lokalen Schwierigkeiten anbelangt, ſo meint der 1. Ver— 

treter Frankreichs, daß dieſe ſich leichter uͤberwinden ließen, wenn dieſer Grundſatz in Ru— 

maͤnien anerkannt worden ſei und die juͤdiſche Raſſe weiß, daß nur ihre eigene Tuͤchtigkeit 

und die Übereinſtimmung ihrer Intereſſen mit denen der einheimiſchen Bevoͤlkerung ihr 

Erfolg verſpricht. Zum Schluß ſagt W., daß er darauf beſtehen muͤſſe, daß die gleichen 
Bedingungen politiſcher und religioͤſer Art, die man fuͤr Serbien verlangt hat, auch dem 

rumaͤniſchen Staat auferlagt wuͤrden. — Fuͤrſt Bismarck weiſt auf die in Deutſchland 

beſtehenden Prinzipien bezuͤglich der oͤffentlichen Rechte hin und auf das Gewicht, das die 

oͤffentliche Meinung darauf legt, daß man die gleichen Prinzipien, die man in der inneren 
Politik anwendet auch auf die aͤußere Politik ausdehnt, und er erklaͤrt im Namen Deutſch— 

lands ſich dem franzoͤſiſchen Vorſchlage anzuſchließen. — Graf Andraſſy ſtimmt dem 
franzoͤſiſchen Vorſchlag zu. — Lord Beaconsfield gibt im Namen der engliſchen Re— 

gierung feine volle Zuſtimmung zu dem franzoͤſiſchen Vorſchlag. Er würde nicht einen 

Augenblick daran denken, daß der Kongreß die Unabhaͤngigkeit Rumaͤniens ohne dieſe 
Bedingung anerkennen wuͤrde. — Die Vertreter Italiens geben die gleiche Erklaͤrung ab. 

— Fuͤrſt Gortſchakoff, der ſich auf die Ausführungen bezieht, durch die der franzoͤſiſche 
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Vorſchlag begründet worden iſt, und durch die der religiöfen Freiheit die weiteſte Ausdeh— 

nung gegeben iſt, ſtimmt dem Vorſchlag voll zu. — Graf Schouwaloff fuͤgt noch 

hinzu, daß die Zuſtimmung Rußlands zu der Unabhaͤngigkeit Rumaͤniens indeſſen davon 

abhaͤngt, daß Rumaͤnien die von der ruſſiſchen Regierung geforderte Bedingung der 

Wiederabtretung annimmt. — Die ottomaniſchen Vertreter erheben keinen Widerſpruch 
gegen die von den franzoͤſiſchen Vertretern vorgelegten Grundſaͤtze und der Praͤſident 

ſtellt feſt, daß der Kongreß darin einig iſt, Rumaͤniens Unabhaͤngigkeit nur unter den— 
ſelben Bedingungen, die Serbien geſtellt worden ſind, anzuerkennen. 

Der „Fall Stoͤcker“. 
Auszuͤge aus den Akten. 

Berlin, den 29. Dezember 1885. 
An des Kaiſers und Koͤnigs Majeſtaͤt. 

Euerer Kaiſerlichen und Koͤniglichen Majeſtaͤt Allergnaͤdigſten Weiſung vom 24. Juni 

d. Is. folgend, unterlaſſen wir nicht, uͤber die den Hofprediger Stoͤcker betreffenden Feſt— 

ſetzungen und Anfuͤhrungen, welche in dem gegen den Redakteur der Freien Zeitung, 
Baͤcker, ergangenen Erkenntnis des hieſigen Landgerichts vom 16. Juni d. Is. enthalten 

ſind, in Ruͤckſicht auf das vom p. Stoͤcker bekleidete Amt als Hof- und Duet 

alleruntertaͤnigſt nachſtehend zu berichten: 

Mittels Eingabe vom 19. Juni d. Is. ſandte p. Stoͤcker uns die beiden Flugblaͤtter 

zur Information, welche den Prozeß gegen die Freie Zeitung und den von dem Fabri— 

kanten Reinhard Schmidt gegen Stoͤcker angeſtrengten Prozeß hervorgerufen haben, 

Wir nahmen Veranlaſſung, ſowohl das Erkenntnis des hieſigen Landgerichts in der 

erſteren Anklageſache vom 16. Juni d. Is., als auch das Urteil des hieſigen Schoͤffen— 

gerichts in der Beleidigungs-Prozeßſache mit Schmidt vom 16. Juni d. Is. einzufordern. 

Erſteres hat die Rechtskraft beſchritten. Das Letztere, durch welches p. Stoͤcker wegen 
öffentlicher Beleidigung des Privatklaͤgers Schmidt mit einer Geldſtrafe von Mk. 159,— 
im Unvermoͤgensfalle mit 15 Tagen Gefaͤngnis, Schmidt aber auf die Widerklage Stoͤckers, 

wegen öffentlicher Beleidigung des Letzteren, mit einer Geldſtrafe von Mk. 50, —, im 

Unvermoͤgensfalle mit 5 Tagen Gefaͤngnis beſtraft worden iſt, erlangte nicht die Rechts— 

kraft, weil dagegen ſeitens des Beklagten und Widerklaͤgers Stoͤcker die Berufung ein— 
gelegt wurde. Die getroffene Strafentſcheidung kam endlich dadurch in Fortfall, daß 

auf Vorſchlag des Klaͤgers Schmidt beide Teile ihre Strafantraͤge in der Berufungs— 
inſtanz zuruͤcknahmen und p. Stoͤcker ſich verpflichtete, die Koſten des Prozeſſes zu 
tragen. 

Das durch dieſen Vergleich beſeitigte Erkenntnis bleibt indeſſen in feinen Ausführungen 
bei der jetzigen Beurteilung der Sachlage jedenfalls inſofern von Bedeutung, als ſich 

dieſelben auf ausdrückliche Zugeſtaͤndniſſe des Verklagten Stoͤcker ſtuͤtzen. Danach hat |} 
p. Stoͤcker in der öffentlichen Verſammlung vom 7. November 1884 bei Erörterung der 
Ausſichten fuͤr die Stichwahl in Siegen fuͤr den Reichstag geaͤußert: ö 

„Die elenden Luͤgen, welche mein Gegenkandidat Schmidt auf rotes Papier drucken 

laͤßt, werden nicht verfangen. Gegen ſolche Infamien ſchuͤtzt am beſten der dortige N 

konſervative Grundſatz: „Ein kraͤftiges und lebendiges Chriſtentum“, und hat im ferneren 

Verlauf ſeiner Rede das Wort „Buben“ gebraucht, wenn auch nicht in Bezug auf den 

Kläger ſelbſt, wohl aber auf die „Fortſchrittlichen Agitatoren“; der Richter hatte ſeiners 
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feits, allerdings ohne nähere Begründung, angenommen, daß p. Stoͤcker mit dem Aus: 
druck „Buben“ auch den Kläger Schmidt bezeichnet habe. 

Was das zuerſt erwaͤhnte Erkenntnis in der Anklageſache wider den Redakteur Baͤcker 
anlangt, welcher die ihm wegen öffentlicher Beleidigung des p. Stoͤcker auferlegte Ges 
faͤngnisſtrafe von 3 Wochen inzwiſchen verbuͤßt hat, ſo wird in den Gruͤnden zwiſchen 

ſolchen Behauptungen des Angeklagten unterſchieden, welche die Schuldfrage beruͤhren 

und ſolchen, welche bei der Strafzumeſſung in Betracht kommen. In beiden Richtungen 

werden uͤber das Verhalten und Außerungen Stoͤckers Einzelheiten angeführt, die zum 

Teil 5—7 Jahre zuruͤckliegen und durch die Tagespreſſe, in welcher fie ſeit jener Zeit 

fuͤr und wieder eingehend eroͤrtert worden ſind, uns im Weſentlichen ſchon fruͤher bekannt 

waren. Sie laſſen ſich auf Inkorrektheiten im Ausdruck und auf Irrtuͤmer zuruͤckfuͤhren, 
deren groͤßere oder geringere Bedeutung von dem Standpunkt des jeweiligen Beurteilers 
abhängig, und welche als ſolche, gegenüber der vielfeitigen politiſchen Tätigkeit Stoͤckers 
uͤberhaupt, nur von verhaͤltnismaͤßig geringem Belang erſcheinen. 

Das Kollegium war einſtimmig der Anſicht, daß aus den in den Erkenntniſſen er— 
oͤrterten Tatſachen ein Anlaß nicht zu entnehmen ſei, gegen p. Stoͤcker das Disziplinar— 

verfahren mit dem Ziel auf Entfernung aus dem von ihm bekleideten Amt als Hof- und 

Domprediger zu eroͤffnen, zumal inzwiſchen die zweite Ordentliche General-Synode 

der berufenſten Vertreter der ſynodalen Organe unſerer Evangeliſchen Landeskirche 

denſelben bei der durch Akklamation vollzogenen Wahl des General-Synodalrats in dieſe 
Koͤrperſchaft gewaͤhlt hat, und es keinem Zweifel unterliegt, daß p. Stoͤcker nach wie vor 

das Vertrauen und die Sympathien ausgedehnter kirchlicher Kreiſe in vollem Umfang 

beſitzt. 

Dieſe Kreiſe würden ein diſziplinariſches Vorgehen des kirchlichen Regiments gegen 
p. Stocker nicht verſtehen und dadurch geradezu in Verwirrung und Aufregung verſetzt 

werden, um ſo mehr, als ein ſolches Vorgehen von der kirchlich oder politiſch gegen p. 

Stoͤcker feindlich auftretenden Preſſe mit dem lauteſten Triumph gefeiert werden wuͤrde. 

Schon aus dieſem Grunde war bei Behandlung der Angelegenheit die groͤßte Vorſicht 
als unabweisbare Pflicht zu erkennen. Wohl aber erſcheint es notwendig, aus Anlaß 

der erwaͤhnten Erkenntniſſe von Neuem zu pruͤfen, in wie weit p. Stoͤcker durch ſeine 

politiſche Taͤtigkeit in Konflikte mit den ihm als Geiſtlichen der Landeskirche obliegenden 
Pflichten geraten, und in welcher Weiſe die kirchliche Aufſichtsbehoͤrde zur Aufrecht— 

erhaltung der beſtehenden kirchlichen Ordnung dem geſamten Verhalten des Hofpredigers 

Stoͤcker gegenuͤber Stellung zu nehmen habe. Dasſelbe kam bei der Erwaͤgung nach vier 

Richtungen hin in Betracht, naͤmlich: 

1. in Bezug auf feine ſpezielle Amtstaͤtigkeit an der hieſigen Domkirche, 

2. hinſichtlich feiner Taͤtigkeit auf dem Gebiete der inneren Miffion, insbeſondere als 

Leiter der Berliner Stadtmiſſion, 

3. als Abgeordneter des Deutſchen Reichstages und des Preußiſchen Abgeordneten— 

hauſes, 

4. als Stifter und Fuͤhrer der Chriſtlich-Sozialen, und was hiermit in unmittelbarer 

Verbindung ſteht, als ruͤhriger Agitator einer beſtimmten politiſchen Partei. 

In Betreff der beiden erſten Kategorien konnte die ruͤckhaltloſe Anerkennung ſeiner 

Verdienſte einem Zweifel nicht unterliegen. Seine Predigten werden ſtets von einer zahl— 
reichen und andaͤchtigen Gemeinde beſucht. Das von ihm vor einigen Jahren in kleinen 

Anfaͤngen begonnene Werk, an Sonntagen gedruckte chriſtliche Predigten erbaulichen 

Inhalts an Perſonen verkaufen zu laſſen, die durch ihren Lebensberuf oder Krankheit 
verhindert werden, ihre Erbauung im Gotteshauſe zu ſuchen, hat ſich unter Gottes ſicht— 

barem Segen in ungeahnter Weiſe ausgebreitet. 
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Daneben iſt Etöcder ein treuer Seelſorger feiner Gemeinde und wird darin wirkſam 

unterſtuͤtzt durch die Berliner Stadtmiffion, deren der vollſten Anerkennung wuͤrdige 

Erfolge dem ganzen Vaterlande zugute kommen und einer beſonderen Beleuchtung nicht 

beduͤrfen. Die Brandenburgiſche Provinzial-Synode hat ihre Anerkennung dadurch zum 

Ausdruck gebracht, daß ſie p. Stoͤcker 1881 mit 76 von 128 Stimmen und 1884 mit 112 

von 132 Stimmen zum erſten geiſtlichen Beiſitzer ihres Vorſtandes gewaͤhlt hat. 

Was Stoͤckers Eingreifen in die politiſchen Verhaͤltniſſe als Mitglied des Deutſchen 

Reichstags und des Preußiſchen Abgeordnetenhauſes anlangt, ſo liegt dasſelbe unſerer 

Beurteilung zwar ferner; indeſſen wird kaum beſtritten werden koͤnnen, daß daraus 

der Kirche ſelbſt inſofern Vorteile erwachſen, als bis zu Stoͤckers Eintritt in die parla— 

mentariſchen Koͤrperſchaften es darin an Geiſtlichen gefehlt hat, welche die ſpezifiſch kirch— 

lichen Intereſſen vom poſitiven, nicht proteſtantenvereinlichen Standpunkt (wie Richter— 
Mariendorf u. a.) vertreten. 

Die Hauptbedenken fand das Kollegium auf dem vierten Gebiet, naͤmlich Stoͤckers 

ausgedehnter allgemein politiſcher Parteitaͤtigkeit, insbeſondere als Haupt der Chriſtlich— 

ſozialen Partei. Unvergeſſen wird auch hier der unverzagte Mut bleiben, mit welchem 

p. Stocker vor mehr als 7 Jahren ſich der drohenden Hochflut der Sozlaldemokratie 

— man kann ſagen mit Gefaͤhrdung ſeines Lebens — entgegenwarf, in Verſammlungen 

der aufgeregten Maſſe hineinging und durch ſeine chriſtliche und volkstuͤmliche Bered— 
ſamkeit große Kreiſe von Arbeitern und aus dem Buͤrgerſtande unter die Anhoͤrung 
chriſtlicher Wahrheiten brachte, welche dafuͤr ſonſt nicht erreichbar waͤren. 

Bei aller Anerkennung dieſer Seite der Sache, konnte ſich indeſſen das Kollegium 

das gewichtige Bedenken nicht verhehlen, daß p. Stoͤcker, mitten in den Parteileiden— 

ſchaften ſtehend, von den erbitterten Gegnern und einer wohlgeſchulten ſkandalſuͤchtigen 

Preſſe auf Schritt und Tritt beobachtet und mit grimmigem Haß verfolgt und beſchimpft, 

der faſt unuͤberwindlichen Gefahr ausgeſetzt iſt, auch ſeinerſeits diejenigen Grenzen der 

Friedfertigkeit und gemeſſenen Haltung zu uͤberſchreiten, welche ihm durch ſein Amt 

als evangeliſcher Geiſtlicher uͤberhaupt, in Sonderheit durch ſeine Stellung als Hof— 

und Domprediger geboten ſind. 

Tatſaͤchlich iſt nun auch durch die oben erwaͤhnten Prozeſſe konſtatiert, daß p. Stoͤcker 

in einzelnen Faͤllen jene Grenze nicht innegehalten hat, und es fehlt nicht an Stimmen 

in unſerem Kollegium, welche die Gefahren der Lage, die auf dieſem Gebiete fuͤr Stoͤcker 

als Geiſtlichen erwachſen, ſowie die daraus fuͤr die Kirche uͤberhaupt abzuleitenden 

Folgen ſo ſchwer wuͤrdigen, daß ſie geneigt ſind, dem p. Stoͤcker die Ausuͤbung ſeiner 
ſozialpolitiſchen Taͤtigkeit nach Maßgabe unſerer Verfuͤgung vom 15. Januar 1863 

(Kirchliches Geſetz- und Verordnungsblatt pro 1876/77 S. 253 ff.) ganz und gar zu unter: 

ſagen. 

Jedoch hat die uͤberwiegende Mehrheit des Kollegiums, ſich vergegenwaͤrtigend, daß 
die Sozialdemokratie in der Hauptſtadt des Landes bereits auf mehr als 50000 Stimmen 

angewachſen iſt und mit zahlreichen Umſturzelementen im ganzen Reiche in Verbindung 
ſteht, daß aber dieſen verderblichen Elementen bisher noch niemand mit gleich hervor— 

ragender Begabung wie p. Stoͤcker als chriſtlicher Volksredner entgegengetreten iſt, zu 
dieſem Schritt ſich nicht entſchließen koͤnnen. Es iſt danach der Beſchluß gefaßt, an p. 
Stoͤcker die hierneben in Abſchrift alleruntertaͤnigſt zur Vorſicht und zum Maßhalten 

mahnende Verfuͤgung zu erlaſſen. 
Dieſe Mahnung, welche nur vervollſtaͤndigt, was muͤndlich bereits in eindringlichſter 

Weiſe von gewichtigen Stimmen dem p. Stöder ans Herz gelegt worden, iſt heute 

an ihn abgegangen. Wir glauben hoffen zu dürfen, daß fie die für feine hoͤchſten Intereſſen 
wuͤnſchenswerte Wirkung nicht verfehlen wird. 5 
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Euerer Kaiſerlichen und Königlichen Majeſtaͤt erlauben wir uns ehrfurchtsvoll an— 
heimzuſtellen, Allergnaͤdigſt die uns befohlene Berichterſtattung hierdurch als erledigt 

anſehen zu wollen. 

Der Evangeliſche Oberkirchenrat. 

Hermes. 

Evangeliſcher Oberkirchenrat Berlin, 29. Dezember 1885. 
A. O. Nr. 6181 

Mittels Bericht vom 19. Juni d. Is. haben Euer Hochwuͤrden die beiden Flugblaͤtter, 

welche den Prozeß gegen die Freie Zeitung und den von dem Fabrikanten Reinhard Schmidt 

gegen Sie angeſtrengten Prozeß hervorgerufen haben, uns zur vorlaͤufigen Information 

vorgelegt. Nach einem uns demnaͤchſt zugegangenen Schreiben des Geh. Zivilkabinetts 
Sr. Majeſtaͤt des Kaiſers und Koͤnigs vom 24. Juni d. Is. haben Sie ſelbſt Allerhoͤchſten 

Orts angezeigt, daß Sie ſelbſt die in der am 16. Juni d. Is. publizierten Erkenntnis ent⸗ 

haltenen, Sie betreffenden Feſtſetzungen und Anfuͤhrungen uns zur Prüfung uͤbergeben 

haͤtten und haben danach Seine Majeſtaͤt unſerem Bericht hieruͤber entgegenſehen wollen. 

Wir haben hieraus Veranlaſſung genommen, nicht nur das Ergebnis der II. Etraf- 
kammer des hieſigen Landgerichts I vom 16. Juni d. Is., welches die Rechtskraft be— 

ſchritten hat, ſondern auch das in Ihrer Prozeßſache mit dem Fabrikanten Schmidt er— 

gangene Urteil des hieſigen Kgl. Schoͤffengerichts vom 16. Juli d. Is. einzufordern, 

welches letzteres durch die Zuruͤcknahme der Klage und Widerklage in der Berufungs— 

Inſtanz hinſichtlich der Straffeſtſetzung gegenſtandslos geworden iſt. 

Nach Prüfung des Sachverhalts eröffnen wir nunmehr Ew. Hochwuͤrden, daß dieſe 

beiden Erkenntniſſe, abgeſehen von einzelnen Schlußfolgerungen, die Tatſache außer 

Zweifel ſtellen, daß Sie die bei der Vielſeitigkeit Ihrer oͤffentlichen Taͤtigkeit beſonders 

notwendige Vorſicht in Ihren Außerungen nicht immer beobachtet und in oͤffentlichen 

Verſammlungen in Bezug auf Ihre politiſchen Gegner ſich heftiger und ehrverletzender 

Ausdruͤcke bedient haben. 

Wir haben hierin zwar einen genuͤgenden Anlaß nicht finden koͤnnen, disziplinariſch 
gegen Sie einzuſchreiten, muͤſſen aber um ſo mehr die Erwartung ausſprechen koͤnnen, 

daß Sie aus dem Ergebnis jener Prozeßverhandlungen eine Mahnung zur Vorſicht und 

Maßhaltung ſelbſt entnehmen und um derartigen Kolliſionen für die Zukunft zu entgehen, 

Ihre ſoziale und politiſche Tätigkeit nach Art und Umfang in einer den Anforderungen 

ihrer Amtsſtellung entſprechenden Weiſe einſchraͤnken werden. 

Hermes. 

An den 

Kgl. Hof- und Domprediger 
Herrn Stoͤcker 

Hochwuͤrden 

(Ein Schreiben des Chefs des Geheimen Zivilkabinetts des Kaiſers.) 

Berlin, den 19. Febr. 1889 

An den 

Praͤſidenten des Evangeliſchen Ober-Kirchenrats, 

Wirkl. Geheim. Rat Dr. Hermes, Exellenz 

Eigenhaͤndig. 
Seine Majeſtaͤt der Kaiſer und Koͤnig ſind auf das Unangenehmſte durch die juͤngſten 

Eroͤrterungen in der Preſſe berührt worden, welche ſich auf Vorgänge beziehen, die zwiſchen 
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dem Pfarrer Witte und dem Hof- und Domprediger Stoͤcker hierſelbſt ſtattgefunden haben. 
Seine Majeſtaͤt geruhten es als unerhoͤrt zu bezeichnen, daß zwei Geiſtliche, welche der 

Landeskirche angehören und von denen der Eine Überdies die Funktion eines Hofpredigers 

bekleidet, in den Tagesblaͤttern Eroͤrterungen veroͤffentlichen, welche auf eine gegen— 

ſeitige Bezichtigung des Mangels an Wahrhaftigkeit hinauslaufen. Allerhoͤchſtdieſelben 

erachten eine ſtrenge Unterſuchung als unerlaͤßlich und ſind uͤberzeugt, daß der Evan— 

geliſche Ober-Kirchenrat es nicht unterlaffen haben wird, dieſen Vorgängen feine amtliche 
Aufmerkſamkeit zuzuwenden, wohl aber einem eingehenden Bericht des Evangeliſchen 

Ober-Kirchenrats ſowohl uͤber die tatſaͤchlichen Verhaͤltniſſe, als auch daruͤber entgegen— 

ſehen, wie dieſ Vorgänge vom Standpunkt der Diſziplin zu beurteilen und zu behandeln 
ſein werden. Bei der politiſchen Bedeutung, welche der Angelegenheit innewohnt, ge— 
ruhten Seine Majeſtaͤt zugleich zu befinden, daß der Bericht des Evangeliſchen Ober— 

Kirchenrats Allerhoͤchſt ihnen durch Vermittlung des Herrn Miniſters der Geiſtlichen 

Angelegenheiten eingereicht werde. 

Auf dieſe Verfuͤgung des Geheimen Zivilkabinetts hin antwortete der Kultusmini— 

ſter unter dem 15. Maͤrz 1889, indem er den Bericht des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrats 

überreichte, in Übereinftimmung mit Bismarck wie folgt: 

„Daß zwei Geiſtliche der Hauptſtadt in angeſehener Stellung, unter ihnen ein Hof— 

und Dompredigr, in konſervativen Blättern ſich befehden, ſich Unwahrhaftigkeit vor- 

werfen und Vokommniſſe aus den Jahren 1885 enthüllen, welche, wie der Evang. 

Ober-Kirchenrat bemerkt, zu erheblichen Mißdeutungen führen koͤnnen, iſt eine tief be— 

dauerliche und auch kirchlich-politiſch ſehr unerwuͤnſchte Tatſache. Sie enthält gleich⸗ 

zeitig eine ſchwere Verletzung der kirchlichen Pflichten, auf der einen Seite auch noch der 

gegen Ew. Majeſtaͤt zu nehmenden Ruͤckſichten. 

Von beſonderer Bedeutung erſcheint daher die Pruͤfung, ob die kirchliche Aufſichts— 
behoͤrde die noͤtige Aufmerkſamkeit und Entſchiedenheit bewieſen habe, zu deren Anwen— 

dung fie nach den mehrfachen, von Allerhoͤchſter Stelle gerügten Aus ſchreitungen des 
Hof- und Dompredigers Stoͤcker in beſonderem Grade verpflichtet wäre. Dieſe Frage 

dürfte ſich nicht zugunſten der kirchlichen Behörde beantworten laſſen .... 

In dieſem langen Zeitraumt) iſt von einem Eingreifen des Evang. Ober-Kirchenrats, 

welchem unmittelbar die Difziplin über p. Stoͤcker zuſteht, fo weit der Bericht erkennen 
laͤßt, nicht die Rede; erſt nachdem der Evang. Ober-Kirchenrat mit der Sache durch die 

Beſchwerde befaßt worden, iſt eine Verfuͤgung ergangen, die die verantwortliche Verneh— 

mung der beiden Geiſtlichen anordnet. 

Ob es moͤglich geweſen waͤre, die vorgedachten Eroͤrterungen mit Witte abzuſchneiden 
oder zu unterbrechen, moͤchte ich nicht unterſuchen. Aber ein Einſchreiten nach begangener 

Tat in einem fruͤheren Zeitpunkte waͤre ſicherlich moͤglich geweſen und eine raſche Suͤhne 

um ſo mehr geboten, als die Angelegenheit nicht allein vielen ernſten Evangeliſchen zum 

tiefen Argernis gereicht hat, ſondern auch bei den Nichtevangeliſchen die Auffaſſung naͤhrt, } 

daß die Diſziplin den evangelifchen Geiſtlichen gegenüber in laxer Weiſe gehandhabt wird. 

Was den Disziplinarfall als ſolchen betrifft, ſo laͤßt ſich ein abſchließendes Urteil erſt 

nach der verantwortlichen Vernehmung bezw. nach Beendigung der einzuleitenden Unter 
ſuchung fällen. Von vornherein bin ich aber — im Einverſtaͤndnis mit dem Miniſter⸗ 

praͤſidenten — geneigt, den p. Stoͤcker fuͤr mehr belaſtet zu halten. Erſtens wegen ſeiner 

beſonderen Amtsſtellung, zweitens deshalb, daß er trotz mancher ernſten Erfahrungen 

nicht davon ablaͤßt, die Preſſe zu perſoͤnlichen Eroͤrterungen unter Belaſtung anderer, zu 

) Gemeint iſt die Zeit vom 3. Januar, der erſten Veröffentlichung ab. 
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gebrauchen, drittens weil er die Erklaͤrungen fortgeſetzt hat, obwohl er ſich ſchon am 

10. Januar bei dem Konſiſtorium uͤber p. Witte beſchwert hatte. 
Goßler. 

Unter dem 20. Maͤrz 1889 ergeht ein Schreiben Kaiſer Wilhelms II. an den 
Evang. Ober⸗Kirchenrat in Sachen Stoͤcker / Witte, das ſich im weſentlichen den Aus— 

fuͤhrungen des Kultusminiſters Goßler anſchließt. Der Kaiſer fuͤgt aber ſelbſt noch 
folgende Bemerkungen an: 

„Wird der vorliegende beſondere Fall durch die zu erlaffende Diſziplinar-Entſcheidung 

ſeine Erledigung finden, ſo vermag Ich die Angelegenheit doch damit nicht fuͤr abge— 

ſchloſſen zu erachten. Seit dem Jahre 1881 haben ſich die beklagenswerten Argerniſſe 

in regelmaͤßiger Widerkehr erneuert, zu welchen der Hof- und Domprediger Stoͤcker durch 
ſein oͤffentliches Auftreten Anlaß gegeben hat, und zwar ungeachtet der gegen ihn geuͤbten 
Milde und ungeachtet der ihm zuteil gewordenen Verwarnungen und Mahnungen. 

Ich beſorge, daß auch in Zukunft aͤhnliche Vorkommniſſe nicht ausbleiben werden, wenn 

der Hof- und Domprediger Stoͤcker nicht die Leitung der ausgedehnten Berliner Bewegung 
niederlegt; denn es liegt in der Natur der Dinge begruͤndet, daß die Rolle eines politiſchen 

Agitators denſelben immer wieder mit ſeiner allgemeinen Pflicht als Mein Hofprediger 

in Konflikt bringen wird. 

Ich bin aber entſchloſſen, nicht zu dulden, daß fernerhin einer meiner Hofprediger 

durch ſeine oͤffentliche Taͤtigkeit die Wuͤrde des geiſtlichen Amtes kompromittiert und die 
Ruͤckſicht gegen Meine Perſon verletzt. Die naͤchſte Ausſchreitung auf dieſem Gebiete 

muͤßte die Entfernung des p. Stoͤcker aus ſeinem jetzigen Amte zur Folge haben. Einen 

ſolchen Ausgang wuͤrde ich beklagen, teils im Intereſſe Stoͤckers ſelbſt, teils um ge— 
wiſſen Kreiſen ſeiner Gegner nicht einen ſolchen Triumph zu goͤnnen. Es wird aber mit 

Ausſicht auf Erfolg kaum anders vorgebeugt werden koͤnnen, als durch den Ruͤcktritt, 
Stoͤckers von der Leitung der Chriſtlich-Sozialen Partei. Es wird daher zu erwägen fein, 
ob Stoͤcker im Anſchluß an den jetzigen Diſziplinarfall nicht aufzufordern iſt, ſeine Taͤtig⸗ 

keit innerhalb der chriſtlich-ſozialen Bewegung einzuſtellen.“ 
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